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(Beginn: 10.15 Uhr)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ich
möchte mit der öffentlichen Sitzung, mit der
Beweisaufnahme beginnen und rufe den
einzigen Tagesordnungspunkt auf:

Vernehmung von Zeugen, im Einzel-
nen:

Herr Prof. Dr. Klaus Duphorn gemäß
Beweisbeschluss 17-137

Herr Dr. August Hanning gemäß Be-
weisbeschluss 17-6

Herr Dr. Wolf von Osten gemäß Be-
weisbeschluss 17-146

Ich begrüße Sie, Herr Professor Duphorn,
sehr herzlich und ganz besonders in unserer
Mitte und darf vor Eintritt in die Tagesord-
nung jetzt noch ein paar formale Dinge ver-
künden. Die Kolleginnen und Kollegen ken-
nen das schon. Es ist immer wieder das-
selbe, aber aus formalen Gründen muss ich
das genau so machen, wie ich das jetzt tun
werde.

Ich bitte die Vertreter der Medien noch
einmal offiziell, die Ton-, Film- und Bildauf-
nahmen jetzt zu beenden. Ton- und Bildauf-
nahmen sind während der öffentlichen Be-
weisaufnahme ohne Zustimmung des Aus-
schusses unzulässig. Sie wissen, dass ein
Verstoß gegen dieses Gebot nach dem
Hausrecht des Bundestages nicht nur zu
einem dauernden Ausschluss von den Sit-
zungen dieses Ausschusses sowie des gan-
zen Hauses führen kann, sondern gegebe-
nenfalls auch strafrechtliche Konsequenzen
nach sich zieht.

Die Zuhörerinnen und Zuhörer auf den
Tribünen erinnere ich daran: Den Besuchern
von Ausschusssitzungen ist es nach einem
Beschluss des Ältestenrates des Deutschen
Bundestags vom 16. September 1993 nicht
erlaubt, Fotoapparate, Filmkameras, Video-
kameras oder Ähnliches in den Sitzungssaal
mitzunehmen.

Weil die Möglichkeit der Übertragung aus
dem Sitzungssaal und damit einer Aufzeich-
nung außerhalb des Saales besteht, kann
auch die Benutzung von Mobiltelefonen wäh-
rend der gesamten Sitzung nicht gestattet
werden. Ich bitte Sie daher, Ihre Handys nun
auszuschalten.

Vernehmung des Zeugen
Prof. Dr. Klaus Duphorn

Ich begrüße Sie jetzt noch einmal, Herr
Professor Duphorn, und darf darauf hinwei-
sen, dass wir eine Tonaufnahme der Sitzung
fertigen, die ausschließlich dem Zweck dient,
die stenografische Aufzeichnung der Sitzung
zu erleichtern. Die Aufnahme wird nach der
Genehmigung des Protokolls wieder ge-
löscht.

Der Ausschuss hat Ihnen den Beweisbe-
schluss 17-137, den Untersuchungsauftrag
und einen Auszug aus dem Untersuchungs-
ausschussgesetz übersandt. Eine Emp-
fangsbestätigung liegt dem Sekretariat vor.

Es liegen darüber hinaus Aussagege-
nehmigungen vor, zum einen vom Lan-
desamt für Bergbau, Energie und Geologie
des Landes Niedersachsen für den Zeitraum
bis zum 31.08.1972 und darüber hinaus eine
Aussagegenehmigung der Bundesanstalt für
Geologie und Rohstoffe für den Zeitraum
vom 01.09.1972 bis zum 15.10.1974.

Herr Professor Duphorn, Sie sind als
Zeuge verpflichtet, die Wahrheit zu sagen.
Ihre Aussagen müssen daher richtig und
vollständig sein. Sie dürfen nichts weglassen,
was zur Sache gehört, und nichts hinzufü-
gen, was der Wahrheit widerspricht. Ich habe
Sie außerdem auf die möglichen strafrecht-
lichen Folgen eines Verstoßes gegen die
Wahrheitspflicht hinzuweisen. Wer vor dem
Untersuchungsausschuss uneidlich falsch
aussagt, kann gemäß § 153 des Strafge-
setzbuches mit Freiheitsstrafe von drei Mo-
naten bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe
bestraft werden.

Nach § 22 Abs. 2 des Untersuchungsaus-
schussgesetzes können Sie die Auskunft auf
solche Fragen verweigern, deren Beantwor-
tung Sie selbst oder Angehörige im Sinne
des § 52 Abs. 1 der Strafprozessordnung der
Gefahr aussetzen würde, einer Untersu-
chung nach einem gesetzlich geordneten
Verfahren, insbesondere wegen einer Straf-
tat oder einer Ordnungswidrigkeit, zum Bei-
spiel einem dienstlichen Ordnungsverfahren,
ausgesetzt zu werden.

Sollten Teile Ihrer Aussage aus Gründen
des Schutzes von Dienst-, Privat- oder Ge-
schäftsgeheimnissen nur in einer nach der
Geheimschutzordnung des Bundestages
eingestuften Sitzung möglich sein, bitte ich
Sie um einen Hinweis, damit der Ausschuss
dann gegebenenfalls einen entsprechenden
Beschluss fassen kann.
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Ich weise darauf hin, dass Vorhalte aus
eingestuften Akten nur in einer ebenso ein-
gestuften Sitzung zulässig sind.

Haben Sie dazu Fragen?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Keine
Fragen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Wunderbar. - Nach diesen notwendigen Vor-
bemerkungen darf ich Sie nun bitten, Herr
Professor Duphorn, sich dem Ausschuss mit
vollständigem Namen, Alter, Beruf und
Wohnort vorzustellen.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Name
Klaus Dieter Duphorn - nein, der Doktor ge-
hört auch dazu, steht auch im Personalaus-
weis. Ich komme aus Kiel, geboren 03.03.34
in Jena in Thüringen. - Was war das Letzte?

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ih-
ren Wohnort brauchen wir noch, bitte.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Den
hatte ich schon genannt: Kiel.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Wir
brauchen noch eine Anschrift, um Ihnen das
Protokoll zusenden zu können.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Zeppe-
linring 42 b, 24146 Kiel.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Danke schön. Dann haben wir alle Angaben
für das Protokoll und können jetzt mit der
Vernehmung zur Sache beginnen.

Wenn Sie es wünschen, haben Sie nach
§ 24 Abs. 4 Untersuchungsausschussgesetz
die Gelegenheit, sich im Zusammenhang
zum Gegenstand Ihrer Vernehmung zu äu-
ßern. Andernfalls würden wir sogleich Fragen
an Sie richten. Wie wünschen Sie das? In
jedem Fall haben Sie das Wort.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ich
richte mich nach Ihren und des Auditoriums
Wünschen.

(Sebastian Edathy (SPD): Es wäre
hilfreich, wenn Sie eine Einleitung
geben würden und wir dann die
Fragen anschließen können!)

- Das habe ich nicht verstanden.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Die
Opposition insbesondere sagte, es wäre
schon schön, wenn Sie ein paar einleitende
Sätze zu uns sagen würden, sicherlich auf
der Grundlage dessen, was Ihnen als Be-
weisbeschluss bzw. dann auch als Untersu-
chungsauftrag zugesandt worden ist. Die
Koalition könnte auch ganz gut ohne leben.
Noch einmal: Es liegt tatsächlich jetzt an
Ihnen, zu entscheiden, wie Sie gerne verfah-
ren möchten.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja, das
sollte man schon aus Höflichkeitsgründen
tun, auch etwas zur eigenen Sache sagen;
aber ich fasse mich dabei um der Sache
willen etwas kurz.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Wunderbar.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Frau
Vorsitzende, Sie haben eben gesagt: Zur
Verpflichtung gehört es, nichts zu vergessen.
- Ich erinnere Sie an einen akuten Fall. Bei
der feierlichen Verpflichtung auf das Grund-
gesetz - das ist ja erst sechs Tage her -
musste nämlich der Bundespräsident einen
zweiten Anlauf machen. Gleich zu Beginn
der Eidesformel unterschlug er, vergaß er
versehentlich das „ich“. Er entschuldigte sich
und fing noch mal von vorne an. Dann ging
alles gut, und er schloss mit den Worten: „So
wahr mir Gott helfe.“

Diesen Beistand kann ich heute auch
gebrauchen; denn denken Sie an die zeitli-
chen Dimensionen, die auch was mit Ver-
gessen zu tun haben. In 33 oft sehr turbu-
lenten Gorleben-Jahren konnte man näm-
lich - ich spreche jetzt von mir - geistig nur
dann überleben, wenn man sich an einen
philosophischen Stoßseufzer vom alten Ci-
cero gehalten hat, der da lautet: Lehre mich
die Kunst des Vergessens. - Fazit für hier
und heute: Bitte haben Sie Nachsicht mit
einem in 33 Jahren Gorleben-geschädigten
Geologengedächtnis. Sie wissen, mit welch
einer Fülle von Daten wir uns heute abplagen
müssen.

Zum Schluss dieses Vorworts noch ein
kurzer Abriss meiner praktischen Gorleben-
Aktivitäten, meiner Gorleben-Vita, aber nur
für die Anfangszeit, nicht für die gesamten 33
Jahre, nur für die Anfangszeit, die hier
hauptsächlich zur Debatte steht, also etwa so
bis Mitte der 80er-Jahre.
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Mein Einstieg in das Projekt erfolgte sehr
elegant. Im Sommer 1978 führte ich mit un-
seren Studenten einen zweiwöchigen Kar-
tierkurs auf dem Höhbeck durch. Das ist ein
Hügel, der inmitten der Elbaue vom Ufer an
steil als Kliff bis 76 Meter über N. N. ragt. Bei
diesem Gebilde handelt es sich um eine
Stauchendmoräne eines eiszeitlichen Glet-
schers, der vor rund 200 000 Jahren von
Skandinavien heruntergekommen ist und
dann bis vor die Tore von Düsseldorf ge-
kommen ist und dabei auch diesen Salzstock
Gorleben mit überfahren hat.

Darüber liegt eine Stauchmoräne. Das
Eis, das nach meinen Berechnungen etwa
1 000 Meter Mächtigkeit gehabt hat dort in
Gorleben, hat die Erde, über die es fuhr - ich
habe meinen Studenten es bildlich so ge-
sagt -, wie eine Ziehharmonika zusammen-
gefaltet und zusammengestaucht. Das war
ein interessantes Objekt.

Dann las ich in der Elbe-Jeetzel-Zeitung
einen Artikel, Überschrift: Reichen
400 Hektar? Die Frage wurde deshalb ge-
stellt, weil sich bei dem aufgenommenen
Gorleben-Projekt - die Beschlussfassung war
1977 - sehr schnell zeigte, dass vor allem
zwei Großgrundbesitzer, der Graf von
Bernstorff und die evangelische Kirche, nicht
bereit waren, ihre Grundstücke für die Endla-
gerforschung, für die Untersuchung her-
zugeben.

Nach einigen Überlegungen habe ich
mich dann mal ruhig an den Tisch gesetzt
und habe den Präsidenten der PTB, die für
das Projekt zuständig ist in erster Linie, da-
rauf aufmerksam gemacht, dass man hier
auch einige Unsicherheiten aus oberflächen-
naher geologischer Sicht zu erwarten habe,
die durchaus sich auch auf die Frage auswir-
ken, ob der Salzstock, der darunter liegt,
geeignet ist oder nicht. Ich schrieb ihm auch,
dass ich bereit wäre, mit meinen Kollegen in
das Projekt mit einzusteigen, zumal ich ja als
niedersächsischer Landesgeologe dort gear-
beitet hatte. Der Salzstock lag mit in meinem
amtlichen Dienstbezirk.

Dann schrieb er sehr nett zurück: Ja, ma-
chen wir. Ich reiche das zuständigkeitshalber
an die BGR Hannover weiter - in der ich auch
acht Jahre zu Hause war, wie Sie eben ge-
hört haben -; die ist zuständig - wir haben
keinen Geologen - für die geologische Seite.

Am Ende hat man mich eingeladen, mich
zu beteiligen, und dann haben wir uns zu-
sammengesetzt und einen Plan gemacht. Ich
zitiere mal aus einem Brief, den ich ihm als

Antwortbrief geschrieben habe am
19. Dezember 1978 - jetzt beginnt also auch
gleichzeitig der sachliche Teil unserer Unter-
redung, unserer Zeugenvernehmung -:

Sehr geehrter Herr Präsident!
Hiermit bestätige ich den Eingang
des obengenannten Schreibens.
Für die Entscheidung der Bundes-
anstalt für Geowissenschaften und
Rohstoffe, im Rahmen der geologi-
schen Vorarbeiten für das Projekt
Gorleben keine geologische Ober-
flächenkartierung durchführen zu
lassen, habe ich kein Verständnis,
zumal die Entscheidung von einer
Institution getroffen wurde, in der
die gute Tradition der deutschen
Spezialkartierung begründet ist.
Außerdem kostet eine moderne
Neukartierung, die sich hauptsäch-
lich auf Peilstangen und Drillboh-
rungen stützt, so gut wie nichts im
Vergleich zu den Gesamtkosten
des Projekts.

Ich muss hinzufügen: Damals war das Pro-
jekt noch umfangreicher. Da gehörte die
Wiederaufarbeitungsanlage Dragahn mit
dazu, und das finanzielle Gesamtvolumen
des Projekts lag damals bei
12 Milliarden DM.

Weiter im Text:

Nach meiner Auffassung ist die flä-
chenhafte geologische Aufnahme
der erdoberflächennahen Locker-
gesteine über dem Salzstock Gor-
leben genauso wichtig wie die Er-
fassung der hydrogeologischen
Leithorizonte im tieferen Untergrund
des Deckgebirges und wie die Er-
fassung der Salzoberfläche selbst.
Schließlich bildet die Erdoberfläche
einen der Haupthorizonte für alle
biosphärischen Vorgänge, von de-
nen die bergmännischen Hohl-
räume im Salzstock, in denen die
radioaktiven Abfälle deponiert wer-
den sollen, isoliert bleiben müssen.

Gern hätte ich die quartärgeologi-
schen Kartierarbeiten im Salzstock-
gebiet, die im Sommer dieses Jah-
res im Rahmen einer Lehrveran-
staltung aufgenommen wurden, im
nächsten Jahr in Abstimmung und
Koordination mit der PTB und der
BGR weitergeführt und vertieft,
doch nun muß ich mich wohl nach
anderen Kooperationsmöglichkeiten
umsehen.
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Mit freundlichem Glückauf

Daraus hat sich dann nach gemeinsamer
Rücksprache mit BGR ein erweiterter Plan
entwickelt, den ich jetzt noch weiter verfolgen
werde.

Aufgabenstellung: Im Rahmen des hydro-
geologischen Untersuchungsprogramms
Gorleben der PTB Braunschweig wurden von
mir im November 1979 vertragsgemäß fol-
gende Aufgaben übernommen:

Erstens. Quartärgeologische Oberflä-
chenkartierung.

Zweitens. Petrografische Kiesanalysen an
bis zu 1 000 Bohrproben aus den tieferen
Aufschluss- und Salzspiegelbohrungen.
Salzspiegelbohrungen sind solche, die noch
in den obersten Teil des Salzstocks hinein-
reichen.

Drittens. Schwermineralanalysen an bis
zu 300 Bohrproben.

Viertens. Quartärgeologische Gesamtin-
terpretation der Bohr- und Kartierergebnisse
unter Berücksichtigung anderer Spezialun-
tersuchungen, insbesondere der Programm-
punkte Korngrößen, Tonminerale, Durchläs-
sigkeiten, Mikropaläontologie, Pollenanalyse,
Auswertung Bohrlochgeophysik und boden-
kundliche Kartierung.

Ich lege deshalb etwas Wert darauf, diese
Einzelheiten aufzuzählen, weil man mir drei
Jahre später dann vorgeworfen hat, ich hätte
meinen vertraglich vorgeschriebenen Rah-
men überzogen. Hier steht es drin, dass ich
das alles mit einarbeiten sollte. - Das war die
Aufgabenstellung.

Durchführung. Die Oberflächenkartierung
war - wie Sie eben gehört haben - zunächst
gar nicht eingeplant. Sie wurde in Zusam-
menarbeit mit Herrn Diplomgeologen
Schneider - der inzwischen auch wieder tätig
geworden ist in Sachen Recherchen Gorle-
ben-Akten - und mit acht Studenten durchge-
führt. Dabei wurden in rund 5 300 Handboh-
rungen über 13 000 Bohrmeter niederge-
bracht. - So etwas fehlt mir heute mal wieder.

Außerdem wurden bei der Auswertung
etwa 3 000 Fremdbohrungen berücksichtigt.
Das Kartiergebiet hat eine Größe von rund
300 Quadratkilometern. Es geht also noch
über den Rand des Salzstocks in seine
Randsenkenbereiche hinaus. Die Kartierer-
gebnisse wurden in 40 geologischen Karten
zusammengefasst. Der Kartierbericht mit die-
sen Karten im Anhang wurde Ende Dezem-
ber 1980 - da sind wir inzwischen im nächs-

ten Jahrzehnt angelangt - an die PTB über-
geben.

Außerdem haben wir in der Zeit von No-
vember 1979 bis 1981 118 hydrogeologi-
sche Aufschlussbohrungen, 25 Salzspiegel-
bohrungen sowie eine ganze Reihe von Pe-
gelbohrungen und Versuchsversorgungs-
brunnen quartärgeologisch aufgenommen
und beprobt. Die Bohrproben wurden von
zwei ehemaligen Mitarbeitern kies- und
schwermineralanalytisch untersucht, die
Ergebnisse in jeweils elf Zwischenberichten
an die PTB übersendet und von der BGR
Hannover übernommen.

Sie sehen, wir waren in dieser Zeit nicht
untätig. Mehr noch: Wir haben weit mehr als
unsere vertraglich vorgeschriebene Pflicht
getan. Deshalb hat es mich dann zwei Jahre
später geärgert, als man uns nicht mehr ha-
ben wollte.

Jetzt muss ich eine Frage stellen. Ich
habe hier noch eine halbe Seite. Sollte ich
die noch bringen?

(Sebastian Edathy (SPD): Ja, bitte!)

- Gut.
Auf der Grundlage der oben genannten

Methoden wurde zunächst die quartäre
Schichtenfolge feinstkartografisch unterglie-
dert. - Die Schichten mussten ja gegliedert
werden, datiert werden. Nur so kann man die
Lagerungsverhältnisse im Deckgebirge über
dem Salzstock rekonstruieren. - Im Gegen-
satz zur Kiesanalyse erwies sich die
Schwermineralanalyse hier jedoch als nicht
geeignet. Aufgrund der vielfach gestörten
Lagerungsverhältnisse haben wir anstatt der
vertraglich vereinbarten 1 000 Kiesanalysen
freiwillig und gratis - ich hatte es eben schon
angedeutet - insgesamt 3 182 Kiesanalysen
durchgeführt. Somit haben wir zusammen-
genommen allein bei der Kiesanalyse fast
eine halbe Million Steine in den Händen ge-
habt.

Nach Bohrabschluss - das war Anfang
November 1981 - und Vertragsende - das
war 31. Dezember 1981 - wurden die vielen
verschiedenen Bohrergebnisse in 48 geolo-
gischen Karten und Profilen analysiert, mit-
einander verglichen und ausgedeutet.

Diese Karten- und Profilanalyse bildet die
Hauptgrundlage der quartärgeologischen
Gesamtinterpretation. Die Abgabe der Erst-
fassung dieses Gutachtens erfolgte im Juni
1982, die Abgabe der Endfassung im Feb-
ruar 1983.
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Bekanntlich wurden die beiden Schluss-
kapitel der Erstfassung aufgrund einer ge-
zielten Indiskretion seitens BMFT und Deut-
schem Atomforum vorzeitig publik gemacht.
Ich habe diesen Vorgang nicht zu vertreten.
Ich erinnere mich nur sehr ungern an diese
Zeit, möchte aber, da es direkt zum Kern-
thema unserer Sitzung überleitet, vorweg-
schicken, dass ich sehr gern an diese Zeit
zurückdenke, in der ich speziell mit den Kol-
legen von der PTB Braunschweig versucht
habe, einen gemeinsamen Nenner zu finden.
Am liebsten erinnere ich mich an einen
Trinkspruch von Herrn Kind, dem damaligen
Präsidenten der PTB, der mich zu einem
sogenannten Krisengespräch eingeladen
hatte mit seinen Abteilungsleitern und
Hauptabteilungsleitern, in Braunschweig, in
einer netten kleinen Gaststätte. Und als wir
uns an den Mittagstisch gesetzt hatten - er
saß neben mir -, hat er sein Glas genom-
men - ein schöner Riesling drin - und gesagt:
Herr Duphorn, lassen Sie uns auf den
kleinsten gemeinsamen Nenner anstoßen.

(Zuruf des Abg. Reinhard Grindel
(CDU/CSU))

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Doch,
die ganze Koalition; Sie sagen es.

(Heiterkeit)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Das
ist nicht erlaubt, aber sehr, sehr richtig.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das
wäre mein persönlicher Vorspann, aber, wie
gesagt, schon mit Überleitung zum fachli-
chen Teil, der hier zur Debatte steht.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herr Professor Duphorn, ganz, ganz herzli-
chen Dank für Ihre einführenden Worte, die
uns doch jetzt geholfen haben, dass wir mit-
tendrin in der Materie sind, die ja eine sehr,
sehr spezielle ist. Sie erlauben, dass nicht
jeder von uns - und ich schon gar nicht - hier
tatsächlich quartärgeologische Detailkennt-
nisse besitzt. Aber als Ausschuss sind wir
natürlich in hohem Maße daran interessiert,
wie denn die Ergebnisse, die Sie damals
vorgelegt haben, rezipiert worden sind, wie
sie in der wissenschaftlichen Community
diskutiert worden sind. Letztendlich stellt sich
auch die Frage, in welcher Tonalität das
Ganze passiert ist, weil ja immer die Frage
ist: Wie wertet und würdigt man dann letzt-

endlich Ergebnisse? Sowohl unter Wissen-
schaftlern als auch unter Politikern ist ja
Streit etwas völlig Normales, um nicht zu
sagen: Existenzielles. Das geht gar nicht
anders. Es gibt unterschiedliche Meinungen,
und man versucht gemeinsam, dann so et-
was wie eine Wahrheit herauszufinden. Das
ist bei den Wissenschaftlern, denke ich, ge-
nauso wie bei den Politikern.

Uns liegt vor als MAT A 29 - das muss
Sie jetzt nicht erschüttern; das sage ich jetzt
ganz besonders für das Protokoll - Ihr Ab-
schlussbericht „Quartärgeologische Ge-
samtinterpretation Gorleben“ vom
31.05.1982, wo Sie auch den Werdegang
noch mal schildern, wo Sie auch letztendlich
darauf hinweisen, dass ohne Ihr Zutun dieser
Bericht das Licht der Öffentlichkeit entdeckt
hat, ohne dass Sie das bislang wollten. Sie
sprechen auch mit ein paar deutlichen Wor-
ten dort den Umgang mit diesem Bericht in
der Öffentlichkeit an.

Darüber hinaus sagen Sie aber dann ir-
gendwann unter Paginierung 56008:

Es ist daher sowohl sinnvoll als
auch korrekt, wenn die BGR, wel-
che die PTB bei allen geologischen
Fragen der Endlagerforschung be-
rät und unterstützt, zu denjenigen
Interpretationen, denen sie nicht
folgt, eigene fachliche Stellung-
nahmen abgibt.

Sie legen dann aber doch Wert darauf,
dass

die „negativere“ Interpretation in je-
dem Fall so lange mit ins Kalkül
einbezogen werden muß, wie es
nicht möglich ist, sie eindeutig und
einwandfrei zu widerlegen.

Abschließend sagen Sie dann, dass

in der Sache die geologische Intern-
Diskussion mit der BGR persönlich
stets fair geblieben

ist.
Das ist so, wie man sich das wünscht. Ich

glaube auch - den Hinweis haben Sie gege-
ben -, gerade der Umgang mit Herrn Profes-
sor Kind, dem Präsidenten der PTB, deutet
auch darauf hin, dass man da tatsächlich
einen Wettstreit auf wissenschaftlicher
Grundlage letztendlich gehabt hat.

Von der anderen Seite, einer anderen
wissenschaftlichen Meinung - also ein Ge-
gengutachten im Prinzip zu Ihrem Gutach-
ten -, liegt diesem Ausschuss unter MAT B 3
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von der Bundesanstalt für Geologie und
Rohstoffe die fachliche Stellungnahme zum
Abschlussbericht von Herrn Professor
Duphorn vom 16.03.1983 vor. Das hört sich
jetzt alles an wie eine ganz normale Diskus-
sion zwischen Wissenschaftlern, die unter-
einander fair, aber doch kontrovers miteinan-
der umgehen.

Was uns jetzt als Ausschuss natürlich
insbesondere interessiert, ist, dass Sie an
der einen oder anderen Stelle berichtet ha-
ben, dass Sie mundtot gemacht worden
seien von der PTB bzw. von der BGR. Das
ist jetzt für uns politisch natürlich wichtig, wie
man denn umgegangen ist sozusagen mit
einer möglicherweise kritischen Berichter-
stattung. Diese Äußerung, dass Sie mundtot
gemacht worden seien, nehmen Sie dann
wieder zurück in der Elbe-Jeetzel-Zeitung
vom 22. Oktober 1982. Für das Protokoll:
Das ist MAT A 39, Paginierung 030521. - Da
sagen Sie, nein, das sei nun doch nicht so
gewesen. Im Gegenteil, Sie würden sich
sogar auch für die untertägige Erkundung
des Salzstocks Gorleben aussprechen.

Könnten Sie freundlicherweise aus Ihrer
Sicht in dieses für mich verwirrende Anein-
ander von verschiedenen Umgangsweisen
miteinander Licht bringen?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja,
aber ebenso wie Sie: nur sehr dunkel. - Ich
möchte eine Vorbemerkung vorausschicken:
Sie erwähnten eben, dass es auch Streit
geben muss in der Wissenschaft. Das ist
ganz normal. Aber - und das bezieht sich
jetzt auch auf die letzte Frage - Konfuzius hat
mal gesagt: Brüder, bevor ihr euch streitet,
kläret die Begriffe. - Das gilt eigentlich für
Menschen in allen Lebenslagen. Das wird
leider oft vergessen. Vielleicht sind durch
verschiedene Zungenschläge Missverständ-
nisse aufgetreten. Es ist ein Unterschied, ob
man mal irgendwo in einer hitzigen Diskussi-
onsrunde etwas sagt und etwas schärfer
formuliert oder ob man das im Stübchen zu
Hause fein säuberlich formuliert und über-
denkt. Irgendwann ist mir das Wort „mundtot“
mal rausgerutscht. Das weiß ich noch. Ich
weiß nicht mehr genau, bei welcher Gele-
genheit. Das ist einfach zu lange her. Aber
dann habe ich es halt wieder zurückgenom-
men.

Aber wie auch aus dem von Ihnen Ge-
sagten hervorgeht: Die Zusammenarbeit ist
zumindest bis zum Ende des Vertrages sehr
gut gewesen. Wir haben zusammen an der

Bohrung gestanden und haben die Bohr-
kerne angeschaut, aufgenommen, diskutiert.
Da wächst man zwangsläufig auch mensch-
lich etwas zusammen. Das hat meinen Leu-
ten und mir sehr gut gefallen. Das gilt vor
allem für die Kollegen, die ich noch nicht
erwähnt habe. Es gab ja eine Bauleitung,
Dr. Pickel (?)

1
aus Kassel. Die waren zustän-

dig für die Bohrungen selbst, für den techni-
schen Teil. Die hatten auch eigene Hydro-
geologen, und mit denen zusammen haben
wir dann die Aufzeichnungen gemacht.

Ich kann nur rückblickend das sagen, was
ich vorhin schon mal angedeutet habe: Die
Diskussionen verliefen in der Sache oft hart,
aber im Ton weitgehend verbindlich. Ich kann
das zum Beispiel - - Ich will mal sehen, ob
ich das hier auch schriftlich bestätigen kann.
Einen kleinen Moment bitte.

(Der Zeuge blättert in seinen Un-
terlagen)

Vor mir liegt der Band Entsorgung, Nr. 3,
Bericht von einer Informationsveranstaltung
des Bundes vor dem Schachtabteufen Salz-
stock Gorleben. Das war 1983, 27./28. Mai
1983 in Hitzacker. Da habe auch ich einen
Vortrag gehalten mit der Präsentation unse-
rer projektrelevanten Ergebnisse. Am Ende
habe ich dann bei „Schlussfolgerungen“ ge-
sagt:

Mein Vortrag hört somit dort auf, wo
Sie, Herr Vorsitzender,

- das war der Abteilungsleiter Dr. Ziegler
vom BMFT seinerzeit; Matting war beim
BMI -

mit einem sehr ernsten und nach-
denklichen Schlußwort in Lüchow
1981

- das war die erste Gemeinschaftsveran-
staltung Bund/Land -

ebenfalls aufgehört haben, nämlich
beim Wasser in der Gorlebener
Rinne.

Und dann habe ich mich an Herrn Venzlaff
gewandt und habe ihm gesagt, öffentlich,
wohlgemerkt:

Herr Kollege Venzlaff, bei unserer
intensiven Interndiskussion habe
ich Sie als einen harten, aber fairen
Diskussionspartner kennen und
schätzen gelernt. Lassen Sie mich
daher meinen Vortrag mit einem

1
Richtigstellung des Zeugen: streiche „(?)“, Anlage
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versöhnlichen Schlußwort beenden:
Niemand wird Ihnen einen Vorwurf
machen, weil Sie früher die junge
Salzstockdynamik, die quartäre
Ablaugungsintensität und die
Grundwasserdynamik um mehrere
Größenordnungen unterschätzt ha-
ben. Auch die Bundesregierung hat
diesen Vorwurf nicht verdient. Wir
alle haben das unterschätzt. Ich
schließe mich da nicht aus. Ich
habe ja selbst in Lüchow 1981 den
Salzstock Gorleben noch gegen
unsere eigenen Negativergebnisse
aus dem quartären Deckgebirge in
Schutz genommen. Aber dann
wurde ich eben von den Bohrer-
gebnissen beim Wort genommen,
und dadurch wurde meine eigene
wissenschaftliche Glaubwürdigkeit
auf die Probe gestellt. Daraus habe
ich die Konsequenz gezogen.

Heute, Herr Venzlaff, appelliere ich
an Sie und an die BGR, der ich
mich trotz der fachlichen Differen-
zen - das möchte ich hier ausdrück-
lich betonen; ich bin ja gerade erst
mit der BGR vier Monate in der
Antarktis gewesen - in Gorleben
nach wie vor verbunden fühle. Zie-
hen auch Sie die Konsequenz aus
den Bohrergebnissen, aus der
quartären Ablaugungsintensität und
aus den Messungen der Grund-
wasserfließgeschwindigkeiten, die
Ihre eigenen sind. Haben auch Sie
den Mut zu der Einsicht, die Frage
der PTB, die heute zur Debatte
steht, nämlich die Frage, ob die
Bohrungen mehr positiv oder nega-
tiv ausgefallen sind, genauso zu
beantworten wie ich: überwiegend
negativ und deshalb Untersuchun-
gen anderer Salzstöcke.

Das ist also nur ein Beispiel.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank, Herr Professor Duphorn. -
Für mich hört es sich jetzt tatsächlich so an,
als wenn Sie aber trotz aller Differenzen in
der Sache, die ohne Zweifel da waren, mit-
einander offen umgegangen sind und tat-
sächlich auch in einer wissenschaftlichen
Diskussion sich befunden haben, wo Ihre
Befunde respektiert und angehört worden
sind, und dann eben eine dem widerspre-
chende Position ebenso sozusagen Beach-
tung gefunden hat und man dann eben mit-
einander tatsächlich um die Sache gerungen

hat, wie das so ist in der Wissenschaft und
wie das ja auch letztendlich so ist in der Poli-
tik.

Für mich noch mal bitte eine Nachfrage.
Wir haben in der letzten Woche hier Herrn
Professor Röthemeyer als Zeugen vernom-
men. Er hat selbstverständlich auch über
diese fachlichen Diskurse mit Ihnen berichtet.
Er hat uns darüber hinaus dann auch gesagt,
dass ein Gespräch stattgefunden hat am
10.09.1982, dass man da insofern eine Ge-
meinsamkeit gefunden habe. Ich muss das
jetzt noch mal zitieren, damit das vernünftig
ist: MAT A 69/4. Das ist die Information, die
uns Herr Professor Röthemeyer beim letzten
Mal hier zur Verfügung gestellt hatte. Und als
Fazit der Besprechung führte er hier an:

Bevor endgültige Eignungsaussa-
gen gemacht werden können, muss
eine Berechung des Wasserpfades
auf der Basis der im PTB-Bericht ...
enthaltenen Szenarien für sicher-
heitsrelevante Abfallkategorien er-
folgen.

Das ist dann auch publiziert worden in ei-
nem Infoblatt der PTB, nämlich 3/82. Letzt-
endlich sind dann diese Gespräche, wie es
guter Brauch auch unter Wissenschaftlern
ist, nicht nur zunächst intern geführt worden -
das ist völlig in Ordnung -, aber dann sind
deren Ergebnisse doch auch publiziert wor-
den, um eine Öffentlichkeit, ob national oder
international, halt an diesen Erkenntnissen
teilhaben zu lassen und letztendlich das
Ganze natürlich auch zur Diskussion zu
stellen.

Mir kommt es - noch einmal - darauf an:
Wie ist man mit Ihren Ergebnissen umge-
gangen? Ich kann all dem, was Sie gesagt
haben und was ich jetzt hier auch weiter
vorgetragen habe, nur entnehmen, dass man
mit diesen Ergebnissen kritisch umgegangen
ist, was aber völlig normal ist unter Wissen-
schaftlern - da macht man das zunächst
immer mal -, -

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: -
dass man aber sie nicht sofort zur Seite ge-
wischt hat, sondern dass man sie in den
wissenschaftlichen Diskurs einbezogen hat.
Können Sie das bestätigen?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja.
Gut. Ich wies vorhin auf eine nicht nur fach-
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lich gute, sondern auch menschlich ange-
nehme Besprechung interneren Charakters
mit der Spitze der PTB in Braunschweig hin.
Daraufhin haben wir beide etwas zurückge-
steckt, der eine hier, der andere dort. Die
PTB war danach bereit, auch die Überle-
gung, die ich ja schon als Empfehlung aus-
gesprochen hatte, nämlich neben dem Salz-
stock Gorleben parallel und alternativ andere
Standorte zu untersuchen, wobei man zu-
nächst nur an andere Salzstöcke dachte - -
Und das hat sie dann auch getan.

In einem zusammenfassenden Zwischen-
bericht von 1963

2
hat sie dann nämlich fest-

gestellt - das, was ich in Hitzacker auch
schon vorgetragen hatte -, dass die über den
zentralen Bereichen des Salzstocks Gorle-
ben vorkommenden tonigen Sedimente keine
solche Mächtigkeit und durchgehende
Verbreitung haben, dass sie in der Lage
wären, potenziell kontaminierte Grundwässer
auf Dauer von der Biosphäre zurückzuhalten.
Damit räumte die PTB erstmals ein, dass
aufgrund der Bohr- und Messergebnisse aus
dem vorgesehenen geologischen Mehrbar-
rierensystem Deckgebirge plus Salzstock
überwiegend ein Einbarrierensystem gewor-
den war, dessen Schutzfunktion der Salz-
stock weitestgehend allein übernehmen
müsste.

Für mich, der ich im Auftrag der PTB drei
Jahre gutachtlich tätig war, war diese Er-
kenntnis ein wesentlicher Grund dafür, der
PTB gutachtlich die Erkundung auch anderer
Lagerstätten zu empfehlen. Daran habe ich
mich bis heute gehalten. Seit dieser Zeit bin
ich bei dieser klaren Linie geblieben.

Auch die PTB war dann im Frühjahr 1983
dazu bereit, aus dieser Erkenntnis die Kon-
sequenz zu ziehen, und sie wollte der Bun-
desregierung empfehlen, parallel zum
Schachtabteufen in Gorleben übertägig an-
dere Standorte alternativ zu prüfen. Der Ent-
wurf dieser Empfehlung, der von der PTB bei
einer Anhörung vor dem Ausschuss für Um-
weltfragen des Niedersächsischen Landta-
ges in Hannover am 1. Juli 1985 bestätigt
wurde, endet mit folgenden Sätzen - ich zi-
tiere -:

Viele Aussagen des Berichtes ...

Gemeint ist der zusammenfassende Zwi-
schenbericht der PTB von 1983 über bishe-
rige Ergebnisse der Standorterkundung

2
Richtigstellung des Zeugen: streiche „1963“, setze

„1983“, Anlage

Gorleben, welcher der Bundesregierung als
Entscheidungsgrundlage gedient hat, Ent-
scheidungsgrundlage vom Mai 1983, über
die sicherlich auch noch zu sprechen sein
wird. Ich zitiere:

Viele Aussagen und Ergebnisse
des Berichtes ... sind wegen der
noch nicht erfolgten Bestätigung
durch die untertägige Erkundung
mit Unsicherheiten behaftet. Das
darin liegende Risiko hinsichtlich
der Art und der Menge endlagerba-
rer radioaktiver Abfälle kann durch
vorsorgliche Erkundungsmaßnah-
men an anderen Standorten
(Standortvorsorge) verringert wer-
den. Mit dem Schachtabteufen pa-
rallel laufende übertägige Erkun-
dungsmaßnahmen

- das ist der Kompromissvorschlag gewesen,
PTB -

anderer Standorte vermeiden somit
Sachzwänge bei der Realisierung
dieses Endlagers. Dies würde auch
die Akzeptanz des Standortes Gor-
leben erhöhen.

Auf diesen Punkt hatte ich bei der Bespre-
chung in der PTB explizit hingewiesen. Das
ist das Problem bis heute.

Meine Damen und Herren, denken Sie
mal an Ihre eigene Familie. Wenn meine
Frau einkaufen geht, egal, ob beim Lebens-
mittelhändler oder im Modegeschäft - ins
Modegeschäft gehe ich meistens gar nicht
mit -, dann wird doch eine Auswahl getroffen.
Man kauft doch nicht gleich das erste beste
Stück, vor allem im Modegeschäft nicht.
Wenn meine Frau Mode kauft - jetzt lassen
Sie mich mal aus der Schule plaudern - und
sie die armen Verkäuferinnen löchert und
dieses und jenes Kostüm in die Hand nimmt,
dann tue ich manchmal so, als ob ich nicht
dazugehöre. Aber das ist doch ein Grund-
prinzip des menschlichen Lebens und auch
der Naturwissenschaften, das Prinzip der
Vergleichbarkeit. Das ist auch ein Akzep-
tanzprinzip. Wie wollen Sie Glaubwürdigkeit
erlangen, wenn Sie einen Plan nach dem
anderen immer wieder verschieben, immer
wieder erweitern, immer wieder umformulie-
ren? Das ist das Hauptproblem des Endla-
gerprojekts Gorleben bis heute, und inzwi-
schen dauert das so lange, dass Sie aus
diesem Problem nicht mehr rauskommen.
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Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Wie
das mit dem Anzugkaufen ist, das möchte
der Herr Kollege Grindel gleich noch weiter
mit Ihnen erörtern, habe ich gerade gehört.
Aber ich hätte noch eine anderweitige Nach-
frage, ehrlich gesagt. In der eben bereits
zitierten fachlichen Stellungnahme zum Ab-
schlussbericht von Ihnen, Herr Professor
Duphorn, der Bundesanstalt für Geologie und
Rohstoffe sind insbesondere Ihre quartär-
geologischen Befunde ausgesprochen her-
vorgehoben und gelobt worden. Sie sagen ja
selber, das hat Eingang gefunden auch in die
entsprechenden Stellungnahmen der BGR,
aber dann auch der PTB. Auf der anderen
Seite werden aber andere Befunde und ins-
besondere Interpretationen, die Sie über die
Quartärgeologie hinaus gezogen haben, sehr
infrage gestellt und kritisiert. Noch mal: Auch
das ist ein wissenschaftlich völlig korrektes
und übliches Verfahren.

Gibt es denn - das würde mich jetzt inte-
ressieren - von anderer Stelle wissenschaftli-
che Meinungen, die Ihnen beigesprungen
sind? Das ist ja häufig so: Man hat eine
These und eine Antithese, deshalb veröffent-
licht man das Ganze dann ja auch noch mal;
ich habe eben das Infoblatt zitiert - - dass
möglicherweise jemand anders aus der wis-
senschaftlichen Community sich noch dazu
äußert und sagt: Jawohl, der eine oder der
andere hat mehr recht. Das weiß ich aus
meiner Expertise, aus meinen Literaturstu-
dien oder was auch immer.

Wie sehen Sie das? Gibt es noch jeman-
den, der dann Ihrem Bericht, der ja doch hier
in dieser Stellungnahme ganz hart angegan-
gen ist, wenn ich das so sagen darf, und
Ihnen da beigesprungen ist?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Grund-
sätzlich möchte ich vorwegschicken, dass es
in jeder wissenschaftlichen Diskussion ver-
schiedene Meinungen gibt und dass man die
auszugleichen versucht. Von „beispringen“
rede ich deshalb nicht. Ich mache aber da-
rauf aufmerksam, dass ich nicht der Einzige
war, der diese Forderung seinerzeit - oder es
war ja zunächst nur eine Empfehlung -, alter-
nativ und parallel auch andere Salzstöcke zu
untersuchen, erhoben hat. In noch massive-
rer Form ist sie erhoben worden von Herrn
Kollegen Professor Herrmann - das ist der
Salzgeologe seinerzeit in Deutschland über-
haupt -, mit dem ich eine umfangreiche Kor-
respondenz geführt habe über zwei bis drei

Jahre, gerade in dieser kritischen Zeit, und
der voll auf meiner Linie liegt.

Schade, irgendwo habe ich das hier lie-
gen. Wahrscheinlich ist es noch in dem
Großkoffer, der hinter mir steht. - Irgendwann
hat er mir gegenüber dann auch mal seiner
Enttäuschung darüber Ausdruck gegeben,
dass er jahrelang auch vergeblich versucht
hat, die amtlichen Endlagergremien umzu-
stimmen. Seine Zweifel bezogen sich aber
ausschließlich zunächst auf den Salzstock
selbst. Wie gesagt, er ist Salzspezialist. Er
hat - daran kann ich mich noch erinnern -
aber auch mal in einem Brief geschrieben, er
hätte auch dazugelernt; denn jetzt wüsste er,
wie eng diese hydrodynamischen Beziehun-
gen zwischen der Grundwasserdynamik im
Deckgebirge und den salzgeologischen und
salzmineralogischen dynamischen Vorgän-
gen sein können. Vor dieser Kombination hat
er auch gewarnt. Das ist auch nachzuvollzie-
hen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Vielen Dank. - Er ist dann eben als Salzgeo-
loge sozusagen noch mal dazu gekommen,
Sie aus der quartärgeologischen Ecke. Aber
es ist jetzt nicht so, dass es jetzt nun wieder -
also These/Gegenthese, Ihr Bericht und
dann Bericht der Bundesanstalt für Geologie
und Rohstoffe - da noch mal jemanden ge-
geben hätte, der nun dezidiert gesagt hat:
Nein, nein, also das, was die Bundesanstalt
für Geologie und Rohstoffe da kritisiert hat,
das ist nun völlig daneben. Ich springe - um
das noch mal so zu sagen - also der Exper-
tise von Professor Duphorn nun ausdrücklich
bei. - Das ist dann sozusagen in der Luft
geblieben.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja, ja. -
Nein, nein. - Natürlich gab es auch andere,
noch mehr Kollegen. Ich nenne zum Beispiel
den Professor Grimmel aus Hamburg, der
schon ein Jahr vor mir darauf hingewiesen
hat, dass diese Salzstockerkundung Gorle-
ben nicht vollständig ist, weil die andere
Hälfte des Salzstocks in der DDR liegt, weil
beide Salzstöcke, die nur verschiedene Na-
men tragen - Gorleben und Rambow -,
grenzunterschreitend sind und miteinander
verbunden sind. Das ist ja auch ein Problem,
das hier wohl heute noch angeschnitten wer-
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den soll, wenn ich das richtig verstanden
habe.

3

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Eine Frage habe ich jetzt noch an Sie, Herr
Professor Duphorn, bevor ich das Fragerecht
an die Fraktionen weitergebe. Auf der einen
Seite haben wir jetzt gesprochen über die
Perzeption Ihres Berichtes und Ihres Gut-
achtens im Rahmen der wissenschaftlichen
Community, und auf der anderen Seite ist
dann eben immer die Frage, wie sozusagen
dann in der Öffentlichkeit damit umgegangen
worden ist. Mir liegt hier vor eine Pressemit-
teilung des Parlamentarischen Staatssekre-
tärs im Bundesministerium für Forschung
und Technologie vom 22. Juli 1982. Das ist
zu finden: MAT A 39 unter der Paginierung
030416.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Herr
Dr. Stahl.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Dr.
Stahl, ganz genau. - Da sagt er, im Interesse
der Sache und der Verantwortung gegenüber
der Notwendigkeit, die Entsorgung sicherzu-
stellen, wäre etwas mehr Geduld sowie
Nüchternheit und Präzision bei der Einschät-
zung von Aussagen sinnvoll. Das ist ja schon
harter Tobak. Und dann die vorläufigen Er-
gebnisse:

… waren sich der Bund und das
Land Niedersachsen einig, daß
Zweifel an der Eignung des Salz-
stocks Gorleben für die Endlage-
rung radioaktiver Abfälle aus der
Wiederaufarbeitung nicht gerecht-
fertigt sind.

Also letztendlich in der Konnotation sogar
dann noch bezüglich der wissenschaftlichen
Expertise angefragt:

Wenn eine fundierte Diskussion
über sehr wichtige Sachverhalte wie
die Endlagerung geführt werden
soll, muß verlangt werden, daß die
Aussagen von Professor Duphorn
nicht verabsolutiert werden ...

Er hat dann gesagt:

3
Anmerkung des Zeugen: „Herr Grimmel ist Geograph.

Die größte fachliche Unterstützung kam jedoch aus der
Geologenschaft selbst: In erster Linie von Dr. Appel aus
Hannover (Anl. 1), von Prof. Seibold, Präsident der
Deutschen Forschungsgemeinschaft DFG (Anl. 2) und
sogar aus der BGR Hannover (Anl. 1, S. 8-11).“, Anlage

Es wird normalerweise auch kein
Zahnarzt gehört, wenn es um in-
nere Medizin geht.

Das sind ja schon namhafte Vorwürfe, die
da letztendlich zutage treten. Wie sind Sie
damit umgegangen, mit diesen Anwürfen, um
nicht zu sagen: heftigen Anwürfen, aus den
Reihen der Politik, damals Bundesfor-
schungsministerium?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Zu-
nächst recht locker. Sehen Sie, das ist ja
eine konzeptionelle Frage, prinzipiell. Bei den
ersten Kriterien, die rauskamen - das waren
Bundesregierung und niedersächsische Lan-
desregierung -, stand ganz klar die geologi-
sche, oder sagen wir besser: die geowissen-
schaftliche, Linie im Vordergrund, geowis-
senschaftliche Kriterien. Die vier Kriterien
von Dr. Albrecht waren alle rein geowissen-
schaftlich, von 1978.

Mit zunehmender Verschlechterung der
Bohrbefunde wurden Überlegungen ange-
stellt konzeptioneller Art, inwieweit man jetzt
andere - nicht geowissenschaftliche - Krite-
rien mit einfügen kann. Das war nur eine
Frage der Zeit. Das muss man auch tun;
denn es müssen nicht nur geologische
Schutzziele erstellt werden, sondern es müs-
sen auch strahlenmedizinische Schutzziele
erstellt werden. Darum hat sich vor allem die
Reaktor-Sicherheitskommission seinerzeit
gekümmert. Deshalb wurde dann die zweite
Bundes-/Landesveranstaltung in Hitzacker -
ich habe vorhin aus der dritten Veranstaltung
zitiert - - Die zweite stand völlig unter dem
strahlenmedizinischen Prinzip, und zwar
Stichwort: PSE, Projekt „Sicherheitsstudien
Entsorgung“.

Die Kriterien wurden dann dahin gehend
geändert, dass man sagt: Ein Endlager ist
dann sicher, wenn ein strahlenmedizinischer
Grenzwert von 30 Millirem - das ist ein Do-
siswert; heute sind das 0,3 Millisievert - nicht
überschritten wird. Damit trug man der Tat-
sache Rechnung, dass die Deckgebirgsver-
hältnisse hydrologisch schlechter waren als
erwartet. Ich habe vorhin die PTB zitiert. Die
hat das auch mit in ihre neue Konzeption
hineingebracht, indem sie nämlich die alter-
native und parallele Untersuchung anderer
Standorte vorgeschlagen hat.

Jetzt kam also dieses PSE-Kriterium in
die Diskussion, und mit fortlaufender Zeit
wurden dadurch die geologischen Aspekte
etwas wertmäßig verdrängt. Das ist meines
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Erachtens im Prinzip eine ganz korrekte und
auch notwendige Entwicklung gewesen,
aber, wie so oft, übereilt. Auch innerhalb der
Strahlenmedizin selbst gab es ja damals
schon durchaus keine Einheitsfront. Wäh-
rend der Grenzwert hier in Deutschland bei
30 Millirem festgelegt wurde, hatten die Nie-
derländer und die Schweden und die Briten,
glaube ich, auch schon einen Grenzwert von
10 Millirem. Das ist also die Entwicklung
gewesen, die dann letztlich auch mit zu der
Erklärung des Bundesinnenministers von Mai
1983 beigetragen hat.

Um es kurz zu fassen: Die strahlenmedi-
zinischen Kriterien wurden für die weitere
Projektbearbeitung höher bewertet als die
geowissenschaftlichen. So ist es aus meiner
Sicht.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Das
ist sicher richtig. Ich will dennoch noch mal
hier verbleiben und insistieren. Bei dieser
Pressemitteilung vom Parlamentarischen
Staatssekretär Stahl vom 22. Juli 1982 - -
Das war ja vor dem Regierungswechsel, -

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja, ja.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: -
der ja stattgefunden hat am 01.10.1982.
Stahl ist Sozialdemokrat und hat ganz deut-
lich gesagt:

Abschließend muß ich darauf hin-
weisen:

Und so weiter und so weiter.

... daß sich weitere Untersuchungen
auf sicherheitsrelevante Punkte
konzentrieren müssen. Hierzu ge-
hört die untertägige Erkundung, die
Voraussetzung ist für eine Beurtei-
lung des Salzstockes hinsichtlich
der Endlagerung aller Abfälle aus
der Wiederaufarbeitung abge-
brannter Brennelemente. In diesem
Zusammenhang wird auch das
quartäre Deckgebirge als eine Fa-
cette eines breiten Untersuchungs-
spektrums zu bewerten sein. Die
wissenschaftlichen Thesen von
Professor Duphorn werden in die-
sem Rahmen entsprechend gewür-
digt werden. Die Vorwürfe einiger
Vertreter von Bürgerinitiativen aus
dem Raum Lüchow-Dannenberg
und des BBU, der Bundesfor-
schungsminister informiere nicht
zügig und sachgerecht, sind nach

Abwägung aller Tatsachen nicht
haltbar.

Also da ganz, ganz deutlich der Hinweis -
ganz egal, an welchen Sicherheitskriterien
man sich orientiert, die Sie gerade noch mal
ausgeführt haben -, dass sehr wohl Ihre Er-
gebnisse gewürdigt werden, dennoch die
Überzeugung geäußert wurde, dass eine
untertägige Erkundung des Salzstocks Gor-
leben, auch in Ansehen der Tatsachen, die
die - - beigetragen haben zur Erkundung,
unmittelbar oder unbedingt notwendig sei.

Wie ist Ihre Stellungnahme zu dieser Äu-
ßerung, also untertägiges Erkunden des
Salzstocks, obwohl oder gleichwohl Ergeb-
nisse vorliegen, wie Sie sie beigebracht ha-
ben?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Da
müssen wir wieder an den Beginn des Pro-
jekts zurückgehen; denn als wir anfingen, zu
bohren, 1979, da hatten wir als Vorgabe vier
sicherheitsgeologische Kriterien der nieder-
sächsischen Landesregierung in der Hand.
Bei diesen Bohrungen und Kartierungen
bröckelten die uns im Laufe der Zeit weg. Am
Ende blieb nur ein Kriterium übrig, das Be-
stand hat, nämlich ausreichende Größe,
ausreichendes Volumen der Steinsalzforma-
tion im Salzstock, in dem das Endlager ge-
baut werden soll. Alles andere, was sich aufs
Deckgebirge bezog, wurde praktisch ge-
genstandslos. Da waren Minuszeichen.

Ich habe lange gezögert. Ich habe noch
81 bei der ersten Informationsveranstaltung
von Bund/Land - wo habe ich denn das
Ding? Das möchte ich am liebsten vorlesen;
das steckt noch im Koffer - den Salzstock
Gorleben gegen meine eigenen Ergebnisse
aus dem Deckgebirge in Schutz genommen.
Da hat mir hinterher sogar der Herr Grill auf
die Schulter geklopft. Das war aber nicht nur
das erste, sondern auch das letzte Mal.

Wenn Sie mir gestatten - ich habe hier
noch ein kleines Päckchen -, lese ich Ihnen
das mal im Original vor.

(Sebastian Edathy (SPD): Ja!)

Das ist immer am besten und am wenigsten
anstrengend.

(Der Zeuge blättert in seinen Un-
terlagen)

Entschuldigung. Das hat etwas länger ge-
dauert. Aber das sind wir ja bei dem Projekt
gewohnt. - Ich zitiere, Schlusssatz meines
Vortrags, Lüchow 1981:
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Aus quartärgeologischer Sicht sind
die strukturellen und hydrologischen
Verhältnisse des Deckgebirges
über dem Salzstock Gorleben er-
heblich ungünstiger, als man vor
Beginn der Bohrungen erwarten
konnte. Die radioaktiven Abfälle
sollen aber nicht in den Lockerge-
steinen des Quartärs, sondern im
Steinsalz der Zechsteinformation
deponiert werden. Es kommt also
bei der Sicherheitsbeurteilung nicht
nur auf die Deckgebirgsstrukturen
an, sondern vor allem auf die In-
nenstruktur des Salzstocks selbst.

Dann habe ich Richter-Bernburg, damaliger
„Salzpapst“ neben Herrn Herrmann, zitiert,
der sagte:

Es könnte durchaus geschehen,
daß der vielleicht nach planerischen
Gesichtspunkten recht günstig ge-
legene zuerst ausgewählte Salz-
stock eine völlig ungeeignete In-
nenstruktur mit gefährlichen Einfal-
tungen aufweist.

Damit sind Kalisalze und Hauptanhydrit ge-
meint.

Dann würde es unumgänglich wer-
den, andere Salzkörper zu untersu-
chen.

Jetzt kommt es - und das ist eine Schluss-
folgerung im Konjunktiv; das sage ich schon
voraus -:

Mit den gefährlichen Einfaltungen
sind Anhydrit-, Ton- und Kalisalz-
einlagerungen gemeint. Sollten
diese gefährlichen Einfaltungen
auch im Kern des Salzstocks Gor-
leben auftreten, das heißt dort, wo
das Endlagerbergwerk gebaut wer-
den soll, und sollten diese Einfal-
tungen auch unter der Gorlebener
Rinne vom Salzspiegel

- das ist die Oberfläche -

gekappt werden, sollten also an der
Rinnenbasis

- Gorlebener Rinne -

strukturelle Schwachstellen von
unten und oben aufeinander treffen,
dann wäre meines Erachtens die
Laugengefahr

- ich muss noch hinzufügen: aus heutiger
Sicht Gasgefahr -

trotz modernster Bergbautechnik
und trotz strengster bergbehördli-

cher Sicherheitsvorschriften nicht
mehr kalkulierbar. Dann wäre auch
ein hydraulischer Kurzschluß zwi-
schen dem Endlager und der Bio-
sphäre nicht auszuschließen. In so
einem Fall könnte ich als Geologe
meine Hand für diesen Salzstock
nicht mehr ins Feuer legen. Dann
wäre der Salzstock Gorleben als
Endlagerstandort für mich gestor-
ben. Denn wenn der Mensch ein
Naturpotenzial erfolgreich und ge-
fahrlos nutzen will, wird er als der
stets Schwächere, auch wenn poli-
tische Planungen dem zunächst
entgegenzustehen scheinen, sich
dazu bequemen, die Fakten der
Naturgesetze mit allen Konsequen-
zen zu respektieren.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Würden Sie uns bitte noch einmal sagen,
woraus Sie zitieren, damit wir es für das
Protokoll ganz genau mit aufschreiben kön-
nen?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Einen
kleinen Moment; ich hatte jetzt schon umge-
schlagen. - Das ist Richter-Bernburg, 1977,
in Bild der Wissenschaft, Band 12, Seite 100.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Danke. - Herr Professor Duphorn, man kann
dem sicherlich folgen, was Sie sagen. Es ist
ja auch im Konjunktiv formuliert. Ich verstehe
auch als Nichtgeologe, dass Sie auf erhebli-
che Gefahren, die sich ergeben könnten,
hinweisen. Aber wenn ich das verstanden
habe: Im Jahr 1983 gab es ja noch keine
untertägige Erkundung des Salzstocks. Also
man wusste damals nicht tatsächlich, wie
sich der Salzstock verhält.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja,
aber - -

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Und
deshalb musste es - lassen Sie mich laien-
haft nachfragen - aus meinem Verständnis,
um zu wissen, wie sich der Salzstock verhält,
letztendlich dann eine untertägige Erkundung
geben. Wie soll man sonst sozusagen dar-
über Erkenntnisse gewinnen, wie denn der
Salzstock aussieht, wenn man ihn nicht er-
kundet? Das frage ich Sie jetzt einfach als
Laie.
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Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja, gut.
Das kann ich auch nachvollziehen. Aber,
wissen Sie, ich habe ja vorhin schon auf die
Kriterien hingewiesen, an die wir uns bei den
Bohrungen gehalten haben. Es waren Krite-
rien aus der niedersächsischen Landesregie-
rung. Davon bezogen sich eben drei auf das
Deckgebirge und eines nur auf den Salz-
stock. Vom Salzstock wussten wir damals
noch fast nichts, viel zu wenig. Es bedarf
eigentlich keiner Diskussion, dass man von
dem auch was wissen muss. Deshalb wurde
ja dann auch das Tiefbohrprogramm durch-
geführt.

Aber es war schon konzeptionell richtig
gedacht, dass man staffelartig sich von oben
nach unten vortastet, staffelartig, immer tie-
fer, immer tiefer. Wir wussten also zu wenig,
und das war eben für mich der Grund, dass
der Salzstock als Standort eines Endlager-
bergwerks erst dann gestorben ist, wenn sich
aus dem Salz auch noch neue Negativer-
kenntnisse entwickeln würden. Das war eine
klare Aussage.

Erst als die neuen Ergebnisse da waren,
ein, zwei Jahre später, mit den Salzspiegel-
bohrungen, mit den vier bis fünf Tiefbohrun-
gen bis 2 000 Meter, die uns heute Kopfzer-
brechen bereiten, mit diesen irren Mengen
von Gasen und Kondensaten, die jetzt in der
Nähe der alten Schachtverbohrung

4
geortet

worden sind, verschwiegen worden sind - -
Es ist genau das eingetreten, was ich be-
fürchtet habe.

Aber ich stelle fest: Ich habe mich damals
klipp und klar - ich hatte in der Diskussion
doch

5
mal was dazu gesagt - vor den Salz-

stock gestellt, und das hat dann dazu ge-
führt, dass dann zuerst die Salzspiegelboh-
rungen durchgeführt wurden, an denen wir
auch sehr intensiv beteiligt wurden. Das ging
dann einige Zehner von Metern aus dem
Deckgebirge erst in den Gipshut und dann in
den inneren Teil des Salzstocks hinein. Da
kamen ja auch schon die ersten Negativer-
gebnisse. Da hat die BGR in einem Querpro-
fil - ich hatte auch die BGR darauf hingewie-
sen gehabt, dass das gemacht werden
sollte - gezielt in einem leicht löslichen Kali-
flöz - so ein Salzstock besteht ja aus ver-
schiedenen Salzen, und so ein Kalisalz ist
viel leichter wasserlöslich als beispielsweise

4
Richtigstellung des Zeugen: streiche „Schachtverboh-

rung“, setze „Schachtvorbohrung“, Anlage
5

Richtigstellung des Zeugen: streiche „doch“, setze
„noch“, Anlage

ein Steinsalz, das die Hauptmasse bildet -,
also längs eines leicht löslichen Kaliflözes,
das bis an das Deckgebirge hochkam, ge-
bohrt, und auf einmal stellten die darin
Schmelzwassersande fest. Da waren Klüfte
mit Schmelzwassersanden, und dann bis
170 Meter unter dem Salzspiegel war das
Kaliflöz aufgelöst worden und hatte sich in
andere Kristalle umgewandelt.

Das waren also schon Eingriffe in die
Schutzbarriere Salzstock bis 170 Meter, und
das waren nur fünf Bohrungen bei einem
Salzstock, der 4 Kilometer breit ist und
15 Kilometer lang. Das waren nur Nadelsti-
che. Und auch daraufhin habe ich noch in-
zwischen gefordert, auch noch im Innenaus-
schuss

6
in Niedersachsen, in Hannover, dass

man jetzt mal gezielt an anderen solchen
Stellen, wo das Kaliflöz hochkommt, weiter-
bohren soll. Das kann man doch nicht bei
fünf Bohrungen bei so einer großen Salz-
stockfläche belassen. Das ist doch wirklich
ein ganz gravierendes hydrogeologisches
Sicherheitssystem. Wie weit ist der Salzstock
von oben her - nicht nur durch seine inneren
Bestandteile, sondern auch von oben her -
durch eindringendes eiszeitliches Schmelz-
wasser verletzt worden?

Es gibt nicht nur Schmelzwasser, es gibt
noch andere eiszeitliche Verletzungen. Es
gibt Risse; im Dauerfrostboden entstehen
die. Das kann man heute in der Tundra noch
sehen. Da entstehen Risse. Und da gibt es
auch alte Ergebnisse aus Bergwerken, im
Hannoverschen Kalirevier zum Beispiel. Dort
hat Herr Bauer, ein gestandener alter Berg-
mann, festgestellt, dass diese Risse bis etwa
600 Meter tief hineinreichen. Bis 600 Meter
tief, da sind Sie schon fast am Endlager.

Das sind Dinge, die muss man zunächst
versuchen, von oben her festzustellen, bevor
man - - wenn man das kann. Wenn Sie es
von unten her feststellen können, so wie es
jetzt gemacht werden soll, dann bohren Sie
im Dunkeln. Oben weiß ich: Aha, hier kommt
das Kaliflöz, und da setzt du deine Bohrun-
gen an, und dann werden wir das sehen.
Von unten, vom Schacht her, von der Endla-
gersohle her nach oben zu bohren, da
möchte ich kein Bohrmeister sein. Da sto-
chert man wie einer, der die Stecknadel im
Heuhaufen sucht. Das ist sehr schwer, au-
ßerdem viel zu teuer. Wenn man feststellen
kann, die Barriere Salzstock ist von oben her

6
Richtigstellung des Zeugen: streiche „Innenaus-

schuss“, setze „Umweltausschuss“, Anlage
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tiefreichend verletzt, dann kann man die
Entscheidung, auf die Untertageerkundung
zu verzichten, durchaus treffen.

Bei der Anhörung im niedersächsischen
Umweltausschuss - das war irgendwann im
Juni 95 -

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): 85!)

- pardon, 85 - erinnere ich mich an das, was
Minister Hirche gesagt hat; er war damals
Wirtschaftsminister.

7
Er hat gesagt, auch für

ihn sei dieser Vorschlag, den ich gemacht
habe, den ich Ihnen eben auch vorgelegt
habe, sehr bestechend gewesen, weil ein-
fach zu verstehen. Aber er sieht auch die
Probleme, auf die die BGR und die PTB hin-
weisen, dass eben durch zu viele Bohrungen
von oben her der Salzstock unnötig verletzt
wird.

Ja, aber wenn er unnötig verletzt werden
muss, frage ich mich: Was kann man dann
noch von seiner Tauglichkeit halten? Dann
hört man auf. Dann geht man lieber an einen
anderen Salzstock, bevor man dann weiter
bohrt und dann, wie jetzt geschehen, in eine
jahrzehntelange Sackgasse mit viel Entzwei-
ungen, aber auch mit viel mehr Geldaufwand
hineingerät. Für mich ist der Salzstock tot.
Die kommen nicht mehr raus.

Und dann diese Perspektive: Sehen Sie
mal, als wir anfingen zu bohren, war die Ein-
lagerung für die mittelaktiven und schwach-
aktiven Abfälle - - Damals war es ja noch als
Endlager für radioaktive Abfälle aller Katego-
rien gedacht. Die mittelaktiven sollten be-
reits - - Moment, wann war das? 1994 sollte
mit der Einlagerung schwach- und mittelra-
dioaktiver Abfälle begonnen werden, und die
hochaktiven, wärmeentwickelnden drei Jahre
später. Jetzt haben wir 2010, und nach den
offiziellen Zahlen, die jetzt so im nebulösen
Raum herumschwirren einschließlich AkEnd,
dem ich auch vier Jahre lang angehört
habe - - Es ist alles versandet, was wir erar-
beitet haben. Jetzt ist auf einmal die Rede
von 2030 und 2040. Ich frage Sie: Was sind
das für trostlose Perspektiven?

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Schauen wir mal, was die Zukunft bringt.

7
Umformulierung des Zeugen: „Bei der gemeinsamen

Anhörung des niedersächsischen Ausschusses für
Umweltfragen und des Unterausschusses ‚Gruben-
sicherheit‘ des Ausschusses für Wirtschaft und Verkehr
am 19. Mai 1988 in Hannover hat Herr
Wirtschaftsminister Hirche gesagt, auch für ihn sei
dieser Vorschlag,…“, Anlage

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Man
muss rechtzeitig abspringen können, wie im
Leben auch. Rechtzeitig abspringen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Wir
gucken mal, wie das mit der Zukunft sein
wird. Wir versuchen jetzt erst mal im Rahmen
dieses Untersuchungsauftrages, die Vergan-
genheit zu beleuchten.

Ich bedanke mich sehr herzlich, Herr
Professor Duphorn, zunächst mal dafür, dass
Sie für meine Fragen zur Verfügung gestan-
den haben, und ich eröffne nun die Befra-
gung durch die Fraktionen. Die Ausschuss-
mitglieder haben nun die Möglichkeit, Fragen
zum Thema des Beweisbeschlusses zu stel-
len.

Für Sie, Herr Professor Duphorn, darf ich
kurz den Ablauf der Befragung darstellen.
Für die Fraktionen ergibt sich nach der soge-
nannten Berliner Stunde ein festes Zeitbud-
get für die Fragen und Antworten: für die
CDU/CSU 23 Minuten, für die SPD 14 Minu-
ten, für die FDP neun Minuten, für die Linke
sieben Minuten und für Bündnis 90/Die Grü-
nen ebenfalls sieben Minuten. - Eine bei
Ablauf des Zeitkontingents begonnene Frage
kann zu Ende formuliert werden nebst der
dazugehörigen Antwort. Ebenso kann eine
begonnene Antwort zu Ende formuliert wer-
den. Das bedeutet für Sie einfach nur: So-
lange ich hier nicht irgendwelche Hinweise
gebe, reden Sie einfach weiter. Ich sage
Ihnen dann schon, wenn es vorbei ist.

Das erste Fragerecht hat die Fraktion der
CDU/CSU. Bitte schön.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herr
Professor Duphorn, zunächst vielen Dank für
Ihre Ausführungen. Ich will bei dem, bei dem
wir eben gerade waren, mal anknüpfen, wo-
bei wir natürlich ein bisschen aufpassen
müssen: Was wusste man 1977? Was
wusste man 1983? Wie haben auch die poli-
tisch Verantwortlichen vor dem Wissen von
83 sich dann entscheiden können, und was
wissen wir heute?

Sie haben Professor Herrmann als -
„Salzpapst“ will ich nicht sagen - den führen-
den Salzgeologen eingeführt und sich auf ihn
berufen. Das hat Herr Professor Röthemeyer
letzte Woche auch gemacht.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Und er
hat uns hingewiesen auf einen gemeinsamen
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Aufsatz, den er mit Professor Herrmann ge-
schrieben hat, wo er glasklar seine Position
vor dem Hintergrund des Wissens, das wir
heute haben, revidiert hat. Ich kann mich
entsinnen an einen Spiegel-Artikel vom
14. September 2009 aus Anlass der Anwürfe
des damaligen Bundesumweltministers.

(Der Zeuge hält eine Zeitschrift
hoch)

- Nein, Sie haben jetzt den Stern. Der ist vom
Donnerstag. Der Spiegel war vom Montag
davor. Aber im Kern ist es ähnlich.

Herr Professor Herrmann sagt: Er weiß
gar nicht, wieso er, wie auch von Ihnen
heute, als Gorleben-Kritiker eingeführt sei.
Denn heute sei für ihn völlig klar: Das Isolati-
onspotenzial dieses Salzstocks Gorleben,
den Sie persönlich gerade als tot bezeichnet
haben, sei so überragend, dass die Frage
des Deckgebirges, was für Sie der entschei-
dende Punkt war, keine maßgebliche Be-
deutung hat.

Frage: Hat Herr Röthemeyer Herrn Herr-
mann zu Unrecht für sich in Anspruch ge-
nommen, oder stimmen Sie mir zu, dass Herr
Herrmann seine Meinung geändert hat?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das
Zweite trifft zu. Herr Herrmann hat seine
Meinung geändert; aber es war eine - ich
habe es ja vorhin schon angedeutet - sehr
schmerzhafte und langwierige Geburt. Er hat
zuerst - und das bezieht sich auf das, was
ich vorhin gesagt habe; das war ein Problem,
das mit Modernität der Wissenschaft zu tun
hat - darauf hingewiesen, dass die Salzfor-
schung in Deutschland sich zu sehr auf La-
borexperimente und -modelle stützt als auf
Naturbeobachtungen. Auf die stützt er sich
jetzt.

Er hat damals auf ein Forschungsprojekt
in der DDR hingewiesen, das auch aus heu-
tiger Sicht noch durchaus als vorbildlich gel-
ten kann. Dort wurde nämlich in jahrelanger
interdisziplinärer Zusammenarbeit - die
betreiben ja auch Kalisalzbergbau, die haben
also auch Erfahrungen - ermittelt, welche
Gefährdungspotenziale im Salzstock bei
einer Endlagerung zu erwarten sind und in
welcher Konstellation sie sich auch zu befin-
den haben. Das ist doch das Wesentliche.
Das hat er kritisiert. Dann hat er das aber
erhalten.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber
Professor Röthemeyer hat uns hier vorgetra-

gen letzte Woche, genau zu dem Punkt, den
Sie ansprechen. Ich darf das mal zitieren, Sie
kennen es wahrscheinlich auch aus Veröf-
fentlichungen von Professor Röthemeyer. Er
sagt:

Die Gorlebener Rinne kann auch
als natürliches Langzeitexperiment
bewertet werden. Die Natur hat hier
unter extremen Belastungen und
dynamischen Bedingungen das
Isolationspotenzial des Salzstocks
auf seine Langzeitwirkung getestet,
und das mit einem ganz eindeuti-
gen Ergebnis. Trotz des vielfältigen
geologischen Geschehens,

- das Sie ja auch beschrieben haben -

welches im Verlauf von über
200 Millionen Jahren im Deckge-
birge und an der Erdoberfläche
stattgefunden hat, sind die bisher
im Salzstock untersuchten Gesteine
in ihrem mineralogischen und auch
chemischen Stoffbestand praktisch
unverändert geblieben. Auch für die
Zukunft ist davon auszugehen, dass
die über der 840-Meter-Sohle, die
zurzeit aufgefahren ist, lagernden
Steinsalzschichten noch für über
8 Millionen Jahre ihre Barrieren-
funktion behalten werden.

Er hat sich in dem Zusammenhang auch auf
Professor Herrmann und auf andere Wissen-
schaftler berufen.

Für mich ist eine Frage ganz anders:
Wenn das heute gesagt werden kann, kann
es dann politisch falsch gewesen sein, 1983
zu sagen: „Jetzt erkunden wir diesen Salz-
stock mal unter Tage“?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Gut.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Heißt
„gut“ ja?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das ist
eine klare Frage. Aber trotzdem hat diese
Formulierung, die Sie gerade gebraucht ha-
ben - falsch oder richtig? -, in dieser Gorle-
ben-Diskussion schon zu viel böses Blut
geschaffen. Das klingt nach Rechthaberei
oder Verunglimpfung.

Ich habe mich gehütet, von Eignung oder
Nichteignung zu sprechen. Ich bin Rohstoff-
geologe gewesen in der BGR, und von dort
her habe ich auch diesen Begriff der
Eignungshöffigkeit gelernt. Es ist ein Unter-
schied, ob man „eignungshöffig“ sagt oder
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„geeignet“. Dieser Begriff ist ja dann auch
von der BGR mit in die ersten Formulierun-
gen bei den Kriterien eingebracht worden.
Das war gut. Das wurde auch beanstandet
von vielen. Ich fand das richtig. Ich habe
damit jahrelang in Afrika und Asien gelebt.
Das war gut. Das Prinzip hatte sich bewährt.
Das war aus der Erzprospektion übernom-
men.

Zu Herrn Herrmann zurück. Aus privaten
Unterredungen, aber auch aus einigem, was
er geschrieben hat - teils publiziert, teils un-
publiziert; das hat er mir aber zugeschickt
seinerzeit -, weiß ich, dass er damals eine
klare Position bezogen hat: Wir wissen viel
zu wenig über den Salzstock und über Salz
allgemein. - Ich habe mich damals gefreut,
als er seinen Lehrstuhl an der Bergakademie
in Clausthal-Zellerfeld erhalten hat. Da
konnte er sich dann diesen Fragen in vollem
Umfang widmen.

Jetzt zu diesem Paradigmenwechsel. Ich
habe ja vorhin schon einiges von dem zitiert,
was die offiziellen Gremien vom Deckgebirge
als Schutzschicht hielten. Nicht umsonst
haben sie eben eine ausreichende Tonfor-
mation über dem Salzstock gefordert. Salz ist
nun mal sehr leicht löslich, extrem leicht lös-
lich. Da ist eben nur eine Tonschicht ein
abdichtendes Mittel. Das ist es ja auch bei
den normalen Deponien, bei den toxischen
Deponien, auch über Tage. Da wird immer
so eine Stelle gesucht, wo möglichst eine
dicke Tonschicht drunter liegt und nicht Sand
oder Kies, worüber dann das Grundwasser
verseucht wird. Das Gleiche würde eben in
Gorleben auch passieren.

Da sind also aus meiner Sicht einige ab-
struse Vorschläge gemacht worden. Herr
Röthemeyer hat dann zum Beispiel - ich
würde fast sagen - aus einem Schuh einen
Latsch gemacht oder auch umgekehrt, je
nachdem, als er sagte: Ja, wir akzeptieren
Ihre Ergebnisse über die fehlende oder oft
fehlende Tonschicht, aber - -

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herr
Professor Duphorn, verzeihen Sie, aber es
geht ja auch um meine Fragezeit. Meine
Frage war ja eigentlich eine andere, nämlich
die Frage - und das ist ja unser Auftrag; die-
ser Untersuchungsausschuss erkundet kei-
nen Salzstock; er erkundet Regierungshan-
deln -, ob das, was man damals gemacht
hat, vertretbar, vielleicht sogar ganz richtig
gewesen ist oder völlig abwegig.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Gut.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie haben
selber auch Ihre Tätigkeit im AkEnd ange-
sprochen.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Jetzt
müssen wir wirklich mal unterscheiden: Zu-
stand des Deckgebirges, auf das Sie abhe-
ben, und Isolationspotenzial des Salzstocks
selber. Ist es nicht richtig, dass auch der
AkEnd in seinem Abschlussbericht genau
das so formuliert hat, dass das Isolationspo-
tenzial des Salzes maßgeblich ist und erkun-
det werden muss, was man nur untertägig
kann, und dass dagegen mit dem Wissen
des AkEnd das Deckgebirge eine weniger
relevante Bedeutung hat?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Nein,
das scheint nur so.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber es
stand im Abschlussbericht.

(Dorothea Steiner (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Lassen Sie ihn
doch erst mal die Frage beantwor-

ten!)

- Lassen Sie mich doch das mal entwickeln.
Er hat doch den AkEnd angesprochen.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja.
Also Sie sind jetzt beim AkEnd?

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja, weil
Sie das eingeführt haben.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja.
Gut.

(Ute Vogt (SPD): Das ist doch nicht
Untersuchungsgegenstand!)

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich
komme doch gleich darauf.

(Dorothea Steiner (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Aber wir wollen
die Antwort jetzt erst mal hören!)

- Verzeihen Sie, dann formuliere ich das so -
ich will ja auf den entscheidenden Punkt
hinaus -, dass man, wenn man 83 diese un-
tertägige Erkundung gemacht hat, mit dem
Wissen von heute doch eigentlich sagen
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muss: So falsch kann es nicht gewesen sein,
weil die Wissenschaft sich ja genau in diese
Richtung entwickelt hat, dass das Salz und
das Isolationspotenzial des Salzes entschei-
dend ist und nicht der Zustand des Deckge-
birges.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Dann
versuche ich mal, ganz kurz und bündig zu
antworten. Ich habe den entsprechenden
Artikel von Herrn Kollegen Herrmann im Ori-
ginal gelesen und habe auch seine Untersu-
chungen jahrelang mit Interesse verfolgt,
auch als ich ihm dann persönlich mehrere
Jahre lang nicht mehr begegnet bin. Er hat
also mit einer Methode, die übrigens in dem
vorhin genannten DDR-Projekt sehr weit
entwickelt worden war, nämlich der Brom-
methode, seine Beobachtungen machen
können, dass der größte Teil des von ihm mit
dieser Methode untersuchten Salzstockes
seinen ursprünglichen Chemismus und Mine-
ralbestand behalten hat, also nicht verändert
ist. Das ist eine feine Methode. Dieser Brom-
gehalt dient dazu, zum Beispiel Meerwasser
von Salzwasser

8
zu unterscheiden. Da wech-

selt es seine Prozente. Das ist eine tolle
Methode.

Das hat er dann mehrere Jahre lang unter
Einbindung von einigen Doktoranden und
Doktorandinnen in Gorleben auch praktiziert,
unter Tage. Aber er hat nur fünf Bohrungen
untersuchen können. Für diese Bohrungen
traf diese Brombestimmung zu. Auch in die-
sen fünf Bohrungen ist keine Veränderung
eingetreten.

9

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Darf ich
noch mal nachfragen, weil mein eigentlicher
Punkt -

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das ist
wichtig.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): - ja -
aber wirklich ein anderer ist. Sie haben bei
der Gorleben-Kommission am 21. Oktober -
das ist MAT A 52, Band 2, Seite 159 - betont,
dass Sie

8
Richtigstellung des Zeugen: streiche „Salzwasser“,

setze „Suesswasser“, Anlage
9

Ergänzung des Zeugen: „Es mangelt jedoch an
wissenschaftlicher Aussagekraft, denn bei nur fünf
Bohrungen in so einem großen Salzstock kann von einer
statistischen Mindestanzahl von Werten nicht die Rede
sein.“, Anlage

(Sebastian Edathy (SPD): Welches
Jahr?)

- 1982 - die Eignung des Salzstockes kei-
nesfalls infrage gestellt haben, sondern in
Übereinstimmung mit der PTB - das ist die-
ses Protokoll, das vom Gespräch am
10. September gemacht worden ist - eine
untertägige Erkundung sehr wohl erfolgen
sollte. Das ist leider nicht bei uns in den Ak-
ten, sondern findet sich in der Dissertation
von Herrn Tiggemann, mit dem Sie ja auch
gesprochen haben. Aus Anlass seiner Dis-
sertation haben Sie in einem Brief an Herrn
Herrmann noch am 24. August 1983 ge-
schrieben, dass eine untertägige Erkundung
des Salzstocks als fester Bestandteil des
Untersuchungsprogramms weiter notwendig
ist.

Ich will nur eines wissen: Haben Sie auch
selber damals noch, 82/83, durchaus in ver-
schiedenen Stellungnahmen nicht gesagt:
„Jawohl, unabhängig von meinen Beden-
ken“ - völlig klar, aber - „macht eine untertä-
gige Erkundung Sinn“?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja. Das
ist richtig, was Sie sagen. Ich habe auch im
Zusammenhang mit dem Schachtunfall sei-
nerzeit ein- oder zweimal gesagt - das war
also auch ein Kompromiss gegenüber der
PTB -, und sie hat das ja dann auch über-
nommen: Weiter teufen, weiter schachten,
aber -

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Genau.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: - pa-
rallel dazu Alternativen.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Genau. -
Lieber Herr Professor Duphorn, das ist wun-
derbar, und jetzt komme ich aufs Modege-
schäft.

(Dorothea Steiner (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Ich finde, das

geht so nicht!)

Das haben Sie ja erwähnt. Und jetzt sage ich
Ihnen, wie ich mich im Modegeschäft ver-
halte, weil ich nicht gern einkaufen gehe,
aber ich brauche ja ab und zu auch einen
neuen Anzug. Wenn ich einen neuen Anzug
kaufen gehe und finde oberflächlich einen,
der mir gefällt, dann probiere ich den an, ob
der geeignet ist für mich. Wenn meine Frau
dann ankäme und würde sagen: „Jetzt guck
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dir bitte noch mal drei, vier andere Anzüge
an, ob die dir nicht auch gefallen, und guck
mal, ob die dir passen“, dann würde ich
wahrscheinlich unwirsch werden und sagen:
„Wieso denn? Lass mich doch, wo der mir
gefällt, mal angucken, ob der mir passt und
geeignet ist.“ Das war Ihr Bild mit dem
Modegeschäft. Ich nehme das nur auf.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja, ja.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Genau
das hat die Bundesregierung damals ge-
macht. Die hat gesagt: Bevor ich jetzt die
Bürger unwirsch mache an anderen Stand-
orten, gucke ich erst mal, ob dieser eine
Salzstock geeignet ist. - Können Sie das
nachvollziehen? Würden Sie sagen, unab-
hängig von Ihrer Empfehlung: „Ja, das macht
schon Sinn, dass man erst mal guckt, ob das
eine geeignet ist, bevor man gezwungen ist,
mit großem Widerstand in der Bevölkerung,
mit viel Kosten und auch Personaleinsatz an
einem anderen Ort zu forschen“? Also nicht
die Frage, ob es Ihre Position ist, aber ob es
eine vertretbare Position ist, wo man sagen
könnte: Das kann man auch so machen.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja.
Dieser Kommentar zum Modesektor:
D’accord, das kann ich voll nachvollziehen.
Beim anderen nicht. Die meisten können es
nicht nachvollziehen, dass man auf Alterna-
tivuntersuchungen verzichtet. Sie machen es
alle. Das ist auch ein Kernthema in unserer
vierjährigen AkEnd-Diskussion gewesen.

Übrigens, lassen Sie mich jetzt mal kurz
einfügen: Dieser AkEnd war ja auch sehr
heterogen zusammengesetzt. Ich saß da
also mit Leuten zusammen - Klaus Kühn und
Detlef Closs aus Karlsruhe -, mit denen ich
mich vorher in Gorleben beharkt hatte, und
jetzt haben wir uns zusammengerauft und
gemeinsame Nenner gesucht. In einem Fall -
da ging es um diese unsinnige politische
Vorgabe vom damaligen Bundesumweltmi-
nister Trittin: alle Kategorien von Abfällen in
ein Endlager - haben wir uns zusammenge-
setzt und haben für das Deutsche Atomforum
eine Gegendarstellung geschrieben. Das ist
Wissenschaft, wie ich sie mir vorstelle. Da
müssen persönliche Dinge zurückstehen.
Wenn man die Leute dann bei der Arbeit
näher kennenlernt, dann entdeckt man auch
menschliche Züge, die man vorher gar nicht
erwartet hat. Das ist ein weiterer Aspekt. -
Jetzt bin ich aber abgewichen.

Fakt ist - und das ist eben auch im AkEnd
deutlich herausgestellt worden -, dass die
Geschichte der Endlagerforschung internati-
onal, weltweit zeigt, dass solche einseitigen
Projekte, wie sie in Gorleben jetzt seit 33
Jahren praktiziert werden, heute keine Chan-
cen mehr haben. Alle anderen - alle! - unter-
suchen alternativ und parallel, und nicht nur
Salz. Salz ist übrigens out. Salz ist internati-
onal out. Es gibt heute nur noch drei Projekte
weltweit, die mir jetzt einfallen. Eines, WIPP,
läuft schon lange, in Amerika. Da werden
aber nur militärische Alpha-Abfälle abgela-
gert. Die Amerikaner haben auf Salz gesetzt.
Heute untersuchen sie Vulkangestein, Vul-
kanitgestein, Yucca Mountain, Kristallinge-
steine auch. Die Kanadier sind schon vor 20
Jahren vom Salzkonzept weg. Deren Salzla-
gerstätten sind vielfach größer als unsere
hier; trotzdem haben sie Abstand genom-
men. Die Niederländer sind abgesprungen,
die Dänen sind abgesprungen.

Wenn ich mir jetzt mal überlege: Die Si-
cherheitsphilosophie der Endlagerforschung
im internationalen Maßstab hat sich doch
grundlegend gewandelt. Salz ist schlicht und
einfach out. Ton- und Vulkan- und Kristallin-
gesteine werden heute untersucht. Das ist
das Schlimme. Wie gesagt: Gorleben, das ist
irgendwie totgelaufen.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber Sie
würden mir zustimmen, wenn ich sage: Das
ist Ihre wissenschaftliche Meinung, es gibt
aber auch andere. - Ich kann nur zitieren. Wir
hatten Herrn Professor Brewitz hier bei uns
als Sachverständigen. Der hat nun genau
das Gegenteil gesagt. Der hat gesagt: Erst
einmal muss ein Objekt richtig untersucht
werden. Dann kann man sich der Frage zu-
wenden, wie man die Einzelteile und das
Gesamte bewertet. Das ist eine Sache, die
über den Aufgabenbereich des Geowissen-
schaftlers hinausgeht. Auch die USA gehen
ja wieder in die Salzforschung.

Für mich ist aber was ganz anderes ent-
scheidend. Es geht uns ja in diesem Aus-
schuss um 82/83.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja, ja.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Da waren
Sie schon als Gorleben-Kritiker - sage ich
mal - bekannt. Trotzdem sind Sie doch in
Hitzacker, auch noch im Mai 83, aufgetreten.
Also würden Sie mir zustimmen, wenn ich
sage - das haben Sie ja auch erwähnt:
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menschlich zusammengewachsen, verbindli-
che Diskussion, schöner Riesling -: Man ist
doch anständig mit Ihnen umgegangen da,
oder nicht?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Und hat
Ihre Meinung gehört?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja, ja.
Eine einzige Ausnahme, und das ist dieses
Pamphlet hier, Sonderausgabe „DAtF info“.

(Der Zeuge hält ein Schriftstück
hoch)

Das ist die einzige Ausnahme.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das ist
aber keine Bundeseinrichtung, die das ge-
macht hat.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Der
Bund war beteiligt. Der Autor ist Herr Ollig
gewesen, der zuständige Referent vom
BMFT.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber nun
müssen Sie ja fair sein. Mit dem Herrn Ollig
haben Sie ja - -

(Sebastian Edathy (SPD): Lassen
Sie doch den Zeugen ausreden,

Herr Grindel!)

- Darf ich vielleicht im Rahmen meiner Fra-
gezeit - -

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Mo-
ment. Das ist eine offizielle - hier steht es -
Sonderausgabe, mit Stempel: „Der Bundes-
minister für Forschung und Technologie,
12. AUG. 1982“, „Kopien an die Mitglieder
der Gorlebenkommission, Kulke, 12.8.“ Ge-
schrieben hat das natürlich nicht der Herr
von Bülow. Der hat mich aber zum Vortrag
eingeladen kurz vorher. Es waren noch meh-
rere Leute dabei. Das war auch eine Er-
kenntnis. Er saß ein oder zwei Stühle
daneben, und als ich fertig war - vielleicht 25
Minuten Vortrag -, dann hat er erst mich an-
geguckt und dann seine Bediensteten und
hat dann so spontan gefragt: „Warum hat mir
denn das bisher noch keiner gesagt?“ Der
wusste gar nichts davon, von dem, was ich
vortragen wollte oder vorgetragen habe.

Das heißt also, dass offensichtlich in eini-
gen Ministerien oder anderen Ämtern es

Dinge gibt, die nicht sein dürfen, dass also
wichtige Informationen, die für das Haus und
die weitere Arbeit des Hauses von grundle-
gender Bedeutung sind, dem Minister vor-
enthalten werden.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Gut. Aber
wir reden jetzt - haben Sie gerade gesagt -
vom August 82.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja, ja.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie sagen
so: „Ja, ja.“ Das hat hier für uns natürlich
eine zentrale Bedeutung. Damals waren die
Sozialdemokraten ja noch an der Regierung.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Weiß
ich. Die nehme ich auch nicht in Schutz.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das ist
doch ein Satz, den können wir uns doch in
Stein meißeln hier. Wollen wir auch nicht
machen; wir wollen die Sozialdemokraten
hier auch nicht in Schutz nehmen.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Lesen
Sie mal einen Bericht in der Lübecker Zei-
tung. Ich habe ihn leider nicht dabei. Da steht
klar drin, da habe ich klar geäußert im Inter-
view, dass nicht nur auf die CDU eingeschla-
gen werden sollte, sondern die anderen ha-
ben es auch versäumt.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Gut. -
Vielen Dank. Weitere Fragen habe ich gar
nicht.

(Abg. Dietrich Monstadt (CDU/CSU)
meldet sich zu Wort)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ja,
es geht noch, aber schnell. 45 Sekunden.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Ich habe
noch eine Frage. Herr Professor Duphorn,
Sie haben uns vorhin erklärt, dass Sie die
Frage der Bohrungen, also der Verletzungen
des Salzstocks durch unnötige Bohrungen,
mit Leuten diskutiert haben, dass Sie auch
akzeptiert haben, dass das eine These ist,
die - wenn ich das mal so sagen darf - viel-
leicht dazu führen könnte, dass zu viele un-
nötige Bohrungen den Salzstock derartig
verletzen können, dass er danach nicht mehr
geeignet sei.
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Daraus ergeben sich für mich die Frage
und der Umkehrschluss: Wäre es dann nicht
besser gewesen, durch eine untertägige
Erkundung diese Erkenntnisse, die Sie uns
vorhin beschrieben haben, zu gewinnen, um
dann auf eine mögliche Verletzung zu ver-
zichten, das heißt, durch unnötige Bohrun-
gen den Salzstock ungeeignet zu machen?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja. Das
ist zunächst für viele bestechend. Aber es
gibt zwei Gegenargumente. Erstens. Die 140
oder 150 Jahre lange Salzbergbauge-
schichte in Deutschland zeigt, dass, wenn
man einen untertägigen Bergbau fährt, dann
auch Wege für Lösungen, Wasser und Gas
sowohl von der Tagesoberfläche her als
auch von unten her durch Entspannungsvor-
gänge eintreten können. Das ist aber im
Endlagerkonzept minimiert worden. Man hat
also das Volumen der aufgefahrenen Stollen
und Schächte deutlich geringer bemessen,
als man das bei einem normalen Kalibergbau
tut.

Aber es ist eine andere Frage, auch fi-
nanzieller Art. Die übertägigen Erkundungs-
kosten für Bohrungen, Kartierungen - ich
hatte das, glaube ich, vorhin schon eingangs
gesagt - sind minimal im Vergleich zu den
Kosten, die dann für die untertägige Auffah-
rung entstehen. Außerdem dauert die länger.

Sie können diese Frage - die Frage ist be-
rechtigt - unter verschiedenen Blickpunkten
bewerten.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Vielen Dank. - Dann sind jetzt die Sozialde-
mokraten an der Reihe. Bitte schön.

Ute Vogt (SPD): Vielen Dank. - Herr
Professor Duphorn, ich möchte mich erst mal
bedanken dafür, dass Sie uns hier zur Verfü-
gung stehen, und auch dafür, wie Sie auch
als Wissenschaftler hier unter Beweis stellen,
dass Sie Ihre Unabhängigkeit tatsächlich
bewahrt haben und sich da weder wissen-
schaftlich haben einschüchtern noch partei-
politisch haben vereinnahmen lassen. Ich
glaube, das ist auch gut für uns; denn uns
geht es ja nicht darum, parteipolitisch Punkte
zu machen, sondern im Sinne der Menschen
in Gorleben tatsächlich herauszufinden, ob
dieses Lager in der Form verantwortet wer-
den kann und ob das rechtmäßig zustande
kam und wissenschaftlich fundiert.

Ich würde Sie deshalb noch mal fragen,
auch nach dem Thema der Wissenschaft in

der damaligen Zeit. Es gab ja von Ihnen auch
Äußerungen in der damaligen Zeit, wo Sie
darauf hinwiesen, dass Sie selbst den Ein-
druck haben, dass Ihre wissenschaftlichen
Erkenntnisse nicht mehr ausreichend gewür-
digt worden sind. Sie haben eben gesagt, im
Ton war es anständig. Aber ich möchte wis-
sen: Haben Sie sich damals auch ausrei-
chend wissenschaftlich gewürdigt gesehen,
bzw. haben Sie den Eindruck gehabt, dass
man Ihre wissenschaftlichen Erkenntnisse in
der erforderlichen Güte einbezogen hat in die
Entscheidungsabwägung?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das ist
auch keine einfache Frage. Wenn man die
beantworten will, dann setzt das ja einen
unendlich langen, sorgfältigen Abwägungs-
prozess und Erfahrungsprozess voraus. Ich
muss aber dazu sagen: Ich bin schon immer
ein Freund von klaren Worten gewesen. Das
ist auch der Grund, weshalb ich damals die
DDR verlassen habe. Mein Vater hatte diese
Worte auch. Dafür hat er zehn Jahre Zucht-
haus aufgebrummt bekommen als Streikfüh-
rer bei Schott & Genossen in Jena, von de-
nen er fünf abgesessen hat, davon zwei in
Einzelhaft.

Also zurück. In einer wissenschaftlichen
Diskussion gehören Zweifel und auch kon-
träre Diskussionen für mich zur Normalität.
Insofern habe ich mich über wissenschaftli-
che Streitigkeiten eigentlich nicht geärgert.
Was mich geärgert hat, war die Art und
Weise, mit der ich vonseiten des BMFT - ich
habe vorhin schon den Namen genannt, und
hier steht er drauf, auf diesem Info - abquali-
fiziert und abserviert worden bin.

Ich hatte eingangs gesagt: Wir haben
mehr als unsere Pflicht getan, gratis. - Als
dann der Vertrag 1981 auslief, habe ich
schon im Oktober mit PTB-Kollegen zusam-
mengesessen und gesagt: Leute, ich muss
jetzt meine drei Geologen, meine drei Mitar-
beiter, von der Bohrung holen. Wenn wir
unsere quartärgeologische Gesamtinterpre-
tation vertragsgemäß bis Jahresende 81
abliefern sollen, dann müssen sie spätestens
jetzt nach Kiel kommen, um diese Vielzahl
von Ergebnissen schriftlich und kartogra-
fisch - ich habe Ihnen vorhin auch ausdrück-
lich diese umfangreichen kartografischen
Arbeiten, die notwendig waren, noch ge-
nannt - bis Ende dieses Jahres zusammen-
zustellen. Das schaffen wir nicht.

Da haben sie dann noch mal einen Antrag
beim BMFT gestellt, den Vertrag bis Ende
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Februar 82 zu verlängern, und das wurde
abgelehnt. Aber das wurde mir nicht gesagt.
Als ich mich dann gemeldet habe, da war ich
schon vom Fenster weg, da waren wir schon
weg. Die Begründung hierfür - -

(Der Zeuge blättert in seinen Un-
terlagen)

Wenn ich die lese, dann kommt der Ärger
heute wieder hoch. Das ist dieses PTB-Info-
blatt, von dem ich vorhin schon - - Nein, par-
don, das Infoblatt vom Deutschen Atomfo-
rum, auf Hochglanzpapier veröffentlicht.
Wenn ich das in die Hand nehme, kommt der
Ärger heute noch hoch. Da mache ich kein
Hehl draus.

Ute Vogt (SPD): Das ist auch sehr nach-
vollziehbar. Ich wollte jetzt nur mal zur Klar-
heit fragen: Sie sind also der Meinung, dass
die obertägige Erkundung auf jeden Fall
hätte damals weitergehen müssen?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja. Sie
ist ja weitergegangen. Passen Sie auf: Zu-
nächst sollte die obertägige Erkundung
schon 82 abgeschlossen werden. Aufgrund
der allgemein als schlecht anerkannten
Bohrergebnisse aus dem Deckgebirge
mussten aber sogenannte Verdichtungsboh-
rungen durchgeführt werden. Das heißt also,
das Bohrnetz über dem großen Salzstock
war noch viel zu weitmaschig, um sichere
Aussagen über die Frage: „Arbeiten wir nach
unten weiter oder nicht?“, treffen zu können.
Da kamen die sogenannten Salzspiegelboh-
rungen dazu, die dann in den Salzstock noch
hineingingen.

Das war zunächst auch in unserem Ver-
trag gar nicht vorgesehen. Das belastete uns
aber schon mit erhöhtem Arbeitsaufwand.
Wir konnten den Termin nicht halten. Die
PTB hat das eingesehen, und die PTB hat
sich wirklich bemüht. Ich weiß das von zwei
Kollegen, die daran beteiligt waren. Die ha-
ben sich wirklich bemüht. Die waren richtig
bedröppelt, als sie nach Kiel kamen und mir
sagten: BMFT verlängert den Vertrag nicht.

Da saß ich Ende 1981 auf meinem Stuhl
im Institut diesen beiden Kollegen gegenüber
und fragte: Was machst du nun? - Dann
habe ich erst mal Kriegsrat mit meiner Frau
gehalten, und da hat die gesagt: Beiß dich
durch. Lass dir was einfallen. Beiß dich
durch. - Und das habe ich dann getan.

Meine drei Mitarbeiter wurden arbeitslos,
die fielen ins Bergfreie. Die eine kriegte so-

fort einen Job beim Geologischen Landesamt
in Kiel. Da habe ich sogar noch mitgeholfen,
dass sie den gekriegt hat. Der andere kriegte
eine Doktorarbeit am Geologischen Institut in
Hannover. Übrig blieb nur der Herr Schnei-
der, den ich vorhin schon mal genannt habe.
Da habe ich also den Herrn Schneider fünf
Monate aus der Familienkasse bezahlt. Dann
habe ich eine frischgebackene Diplom-Geo-
login aus Braunschweig angeheuert, aus der
Familienkasse bezahlt. Wir haben fünf Mo-
nate lang alles aus der eigenen Tasche be-
zahlt. Am Ende waren das so zwischen
8 000 und 10 000 DM.

Ute Vogt (SPD): Und was ist mit den Er-
gebnissen passiert, die Sie dann mit dieser
Arbeit herausgefunden haben?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Was
dann herauskam, das hat dann den Wirbel
verursacht. Sie werden Verständnis dafür
haben, dass ich mit dieser Ausgabe

(Der Zeuge hält ein Schriftstück
hoch)

in der Wortwahl manchmal nicht zimperlich
gewesen bin, einfach aus Zorn. Das gebe ich
zu. Das ist eine menschliche Schwäche, vor
der wahrscheinlich keiner gefeit ist in solchen
besonderen Situationen. Aber das war kein
Grund, mich so abzuqualifizieren, wie es hier
gemacht worden ist.

Ute Vogt (SPD): Was glauben Sie, worin
der Grund lag?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Es gab
einen Grund. Je mehr Bohrungen wir mach-
ten und je tiefer wir bohrten, desto schlechter
wurden die Bohrergebnisse in Bezug auf die
Endlagerung, und meine zunehmende Skep-
sis hat dem BMFT nicht mehr gepasst. Das
war alles. Und da der Vertrag eh auslief, hat
es keiner bürokratischen Hürden bedurft. Da
war ich halt weg. Fertig, aus. So einfach
kann das gehen.

Ute Vogt (SPD): Ich hätte jetzt noch Fra-
gen zum Umfang der Untersuchungen. Die
Untersuchung wurde damals begrenzt durch
die Grenze zur damaligen DDR.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja.

Ute Vogt (SPD): Sie wird auch begrenzt
durch fehlende vorhandene Salzrechte.
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Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja.

Ute Vogt (SPD): Als Wissenschaftler -
das haben Sie ja schon gesagt - würden Sie
mehr Untersuchungen für notwendig halten,
also mehr Bohrungen zum Beispiel. Wenn
Sie die vorhandenen - - Kann man den Salz-
stock aufgrund der fehlenden Salzrechte an
bestimmten Dingen so untersuchen, wie es
überhaupt für eine Beurteilung der Sicherheit
notwendig wäre?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das ist
auch ein rechtliches Problem, das aber noch
in graue herzoglich-hannoversche Urzeit
zurückreicht, königliche teilweise.

Ute Vogt (SPD): Die Salzrechte sind be-
kannt. Es geht mir nur um Ihre wissenschaft-
liche Sicht. Sind Sie der Meinung, dass - -
Ich stelle mir als Laie vor: Wenn man etwas
untersucht, dann hat man einen bestimmten
Plan, wie man vorgeht, und richtet sich nach
geologischen Erfordernissen. - Und mein
Eindruck ist, dass man sich in Gorleben nach
Eigentumsverhältnissen richten muss.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Muss
man. Ja.

Ute Vogt (SPD): Die Frage ist, ob sich
das deckt mit den geologischen Erfordernis-
sen.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Muss
man. Da ist schon mehrfach - dies ist nicht
das erste Mal - auch in Ausschüssen - ich
glaube, im Innenausschuss des Deutschen
Bundestages, in Bonn noch - auch schon in
den 80er-Jahren diskutiert worden, auch
später noch. Aus heutiger Sicht ist es so, wie
ich es befürchtet habe. Die sitzen in der
Klemme; denn ursprünglich sollte ja ein viel
größerer Teil des Salzstocks, also von den
Schächten aus gesehen noch weiter nach
Süden, erkundet werden. Da sind die Lati-
fundien vom Grafen, und nördlich schließen
sich die Gemeindegrundstücke an und noch
die von einigen Privatbauern. Man kann also
jetzt nur noch nach Norden vortreiben und
wird dadurch natürlich um 50 Prozent einge-
engt.

Nach meinem Verständnis wird es gerade
dort die größten Schwierigkeiten geben, weil
wir dort sogenannte Carnallitanstauungen
erbohrt haben. Carnallit ist - ich habe das

Wort vorhin schon „Kalisalz“ genannt - ein
Kalisalz, das sehr leicht wasserlöslich ist,
selbst sehr viel Kristallwasser, also in Kristall
gebundenes Wasser, enthält, das bei
200 Grad, nein, nicht bei 200 Grad, bei
160 Grad schon, glaube ich, entweicht.

Das größte Risiko entsteht aber dadurch,
dass es durch die Erwärmung des Carnallits,
dieses Kaliflözes, die ja dann im Falle der
Endlagerung auch von den Containern kom-
men würde, zum sogenannten Bruchfließen
kommt. Das reagiert dann plastisch und fließt
weg. Als Folge finden Sie in diesen stark
gefalteten Salzstöcken - und der Salzstock
ist auch so einer - dort, wo das Carnallit
weggeflossen ist, eine geringere Mächtigkeit
und dort, wo es dann in den Staufalten zu-
sammenkommt, eine mehrfach größere
Mächtigkeit.

Und so eine Staufalte ist dort erbohrt
worden, und zwar mit einer Mächtigkeit von,
ich glaube, 200 Metern. Nein, pardon, dort
war sie weniger. In Wustrow, im Salzberg-
werk Wustrow - das war zu Beginn des Jahr-
hunderts; das war damals Bergbaugebiet -
wurden solche Salzanstauungen unter Tage
gemessen, und da kamen 200 Meter zu-
sammen, die da zusammengelaufen sind.

In Gorleben hat eine Bohrung auch eine
solche Staufalte getroffen. Da waren es,
glaube ich, 70 Meter. Aber das liegt nur ein
paar Kilometer weiter. Das, was in Wustrow
passiert ist, das kann Ihnen in Gorleben mit
dem Carnallit auch passieren. Und das ist für
mich ein ganz großes Gefahrenmoment.

Hinzu kommt: Der Anhydrit, der gleich
neben dem Schacht liegt, ein 70 Meter
mächtiger klüftiger Anhydrit, doppelt so
mächtig wie im Hannoverschen Kalirevier, ist
berüchtigt wegen seiner Wasserführung. Und
das Wasser kann nicht nur von oben rein-
kommen, sondern auch von unten, plus ne-
benher wie im Schacht Asse zum Beispiel.

Das sind die zwei kritischsten Gesteine,
die den Endlagerleuten jetzt auch schwer im
Magen liegen, vor allem deshalb, weil sich
herausgestellt hat, dass nicht nur eine Lau-
gengefahr besteht, sondern eine Gasgefahr.
Das ist heute sogar aus meiner Sicht vorran-
gig geworden. Bei fünf Tiefbohrungen und
bei beiden Schachtvorbohrungen hat man
geringe Spuren von Gas gefunden, Erdgas,
aber explosiv teilweise.

Jetzt, durch die Recherchen, ist also he-
rausgekommen, dass an einer Stelle, die
1996 direkt im Schacht-1-Bereich abgebohrt
wurde - - Damals kamen da nur ein paar
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Kubikmeter Kondensat raus, also verflüssig-
tes Gas. Dann wurden aber später mit mo-
dernen geophysikalischen Methoden, Elek-
tromagnetresonanzmethode, neue Messun-
gen durchgeführt mit dem Ergebnis, dass
dort nicht wenige Kubikmeter, sondern - jetzt
muss ich mal nachdenken - bis maximal
1 Million Kubikmeter Gas stecken. Das ist
eine Sache, die eine höchste Brisanz hat.

Ich darf hier keine Empfehlungen aus-
sprechen, aber ich kann nur sagen - - Ich
habe übrigens die Originalakten hier ir-
gendwo im Koffer liegen. Ich müsste sie ei-
gentlich mal herausholen, um Ihnen vielleicht
doch zu empfehlen, die Leute, die das aus-
gekundschaftet haben, auch mal als Zeugen
zu laden. Das ist eine Zeitbombe, wie man
sie in dieser Form nie erwartet hat.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank, Herr Professor Duphorn. -
Dann gehen wir jetzt zunächst noch mal auf
die Zeit zurück, die uns hier jetzt unmittelbar
interessiert. - Das Rederecht ist jetzt bei der
FDP-Fraktion. Bitte schön.

Angelika Brunkhorst (FDP): Vielen
Dank, Frau Vorsitzende. - Herr Professor
Duphorn, das ist sehr anstrengend für Sie.
Ich versuche, meine Fragen deswegen auch
möglichst knapp zu halten.

Ich war etwas erstaunt, als Sie eben so
ganz lapidar gesagt haben: Salz ist ja out. -
Ich kann nur sagen: Ich war in Frankreich.
Die beneiden uns leidenschaftlich um unsere
Salzvorkommen. - Das vielleicht als kleiner
Einschub.

Sie haben ja in verschiedenen Zusam-
menkünften im September 82 im Kreise von
Fachleuten und dann noch mal in einer Sit-
zung der Gorleben-Kommission durchaus
gesagt, dass Sie eine weitere untertägige Er-
kundung für zielführend halten, um festzu-
stellen, ob Gorleben geeignet wäre oder sein
könnte. Das haben Sie mitgetragen. Das
habe ich so aus den Papieren herauslesen
können.

In Ihrem Abschlussbericht „Quartärgeolo-
gische Gesamtinterpretation Gorleben“ unter
MAT A 52, Band 3, Seite 215 ff. und 230
einzeln, erklären Sie des Weiteren bezüglich
weiterer Erkundung weiterer Salzstöcke:

Es kann daher nach meiner Auffas-
sung … nur eine geowissenschaft-
lich konsequente Entscheidung ge-
ben: Erkundung anderer Salzstö-
cke!

Also 82/83 waren Sie vom Wirtsgestein Salz
sehr überzeugt.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja, war
ich.

Angelika Brunkhorst (FDP): Und Ihre
Empfehlung, auch andere Salzlagerstätten
zu untersuchen, haben Sie dann auch noch
mal in der Elbe-Jeetzel-Zeitung ausgespro-
chen: MAT A 39, Seite 030522. Wenn Sie
sich so vehement dafür ausgesprochen ha-
ben: Welche Salzstöcke in Deutschland hät-
ten denn Ihrer Ansicht nach für eine Erkun-
dung getaugt? Hatten Sie da bestimmte Ge-
biete, bestimmte Orte im Sinn?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja. Ich
habe die aber nicht genannt. - Also zunächst
mal zur ersten Bemerkung: Es stimmt. Ich
war auch ein Salzbefürworter. Ich habe mein
Bergbaupraktikum im Salz gemacht. Ach, da
fällt mir ein - - Hoffentlich ist es noch drin.
Muss ich zur Erinnerung auf den Tisch legen.
Es stammt nämlich aus dieser Zeit. Das
wollte ich Ihnen auch noch einmal zeigen.

(Der Zeuge legt ein in Papier ein-
gewickeltes Stück Salzgestein vor

sich auf den Tisch)

Dann habe ich aber auch aufmerksam die
internationale Entwicklung verfolgt. Auch die
Franzosen hatten mal unten in Aquitaine ein
Salzprojekt. Sie haben es aber aufgegeben.
Dann haben sie in Bure in Lothringen ihr
Untertagelabor im Opalinestone

10
gemacht.

Das ist der gleiche Ton, in dem auch die
Schwyzer im Schweizer Jura ihre Experi-
mente durchführen. Wir sind übrigens mit
dem AkEnd dort gewesen - tief beeindruckt.

Also ich halte sehr viel von Ton: Muss
sehr sorgfältig untersucht werden, wird auch
von der BGR sehr sorgfältig untersucht, aber
hier mehr oder weniger für die Katz, weil wir
uns auf den Salzstock Gorleben beschränkt
haben.

Angelika Brunkhorst (FDP): Herr
Duphorn, ich wollte jetzt keine Diskussion
über Ton als Wirtsgestein führen, sondern
ich möchte Sie noch einmal auf diese Zeit,
auf 83, zurückführen. Gehe ich recht in der
Annahme, dass Sie zumindest 1982/1983
davon überzeugt waren, dass auch insbe-

10
Richtigstellung des Zeugen: streiche „Opalinestone“,

setze „Opalinustone“, Anlage
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sondere hochradioaktive Abfälle grundsätz-
lich im Salzgestein hätten gelagert werden
können, wenn der Salzstock das hergibt?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja.

Angelika Brunkhorst (FDP): Das ist es
eigentlich, was ich herauskristallisieren
wollte. - Dann möchte ich Sie noch fragen:
Sie sind ja nun Quartärgeologe. Ich sage
jetzt einfach mal, was ich mir darunter vor-
stelle. Sie untersuchen also erdgeschichtli-
che Gesteinsschichten, wie die entstanden
sind, welche Mächtigkeiten sie haben, wel-
che Eigenschaften sie haben usw. Schließt
das mit ein, dass Sie auch, sagen wir mal,
tektonisches und gebirgsmechanisches Spe-
zialwissen dazu brauchen? Wie muss ich mir
das vorstellen? Vielleicht mal so in zwei, drei
Sätzen.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Natür-
lich braucht man das. Das ist das, was ich in
heutiger Zeit so bedaure. Wir haben schon
von den Studienplänen her ein sehr breit
angelegtes Fachgebiet abgedeckt. Das ge-
hörte einfach zur Didaktik und zur Konzep-
tion dazu. Und das bleibt heute auf der Stre-
cke in dem Massenbetrieb.

Ich selbst hatte - das klang ja vorhin
schon an - mich regelrecht danach gedrängt,
auch einmal in andere Nebendisziplinen
hineinzuschauen. Ich bin in der Abteilung
Wirtschaftsgeologie der BGR gewesen. Die
haben mich als Erzgeologen nach Südost-
asien, in verschiedene Länder Südostafrikas
auf Titan-Suche - das brauchen wir alle: Far-
ben-, Lackindustrie, überall - rausgeschickt.
Das Quartär war immer dabei. Die ... (akus-
tisch unverständlich), die wir in der Straße
von Madagaskar, vor Mosambik - Riesenla-
gerstätten - gefunden hatten, hat ein eiszeit-
liches Alter gehabt. Vorausgegangen war
eine quartärgeologische Kartierung. Ich war
Leiter einer Arbeitsgruppe der BGR. Wir
haben von 1970 bis 1973 600 Kilometer
Küste nördlich vom Sambesi-Delta unter teils
abenteuerlichen Bedingungen abgebohrt.

Angelika Brunkhorst (FDP): Herr
Duphorn, das ist alles hochinteressant; aber
ich muss Sie jetzt wieder auf unseren Unter-
suchungsgegenstand zurückführen.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ich
entschuldige mich.

Angelika Brunkhorst (FDP): Sehen Sie
es mir bitte nach. - Sie haben ja 83 ein Gut-
achten geschrieben, über das wir jetzt ge-
rade heute reden. Sie haben aber später
auch noch weitere Gutachten geschrieben,
einmal für die SPD in Niedersachsen und
dann 93 noch einmal fürs Umweltministe-
rium. Überall kommt bei Ihnen der Begriff
„sicherheitsgeologisch …“ vor. Diesen Begriff
gibt es ja in den Geowissenschaften so nicht
durchgängig. Weil Sie ja vorhin auch sagten:
Man muss sich über Begrifflichkeiten klar
sein; man muss das vorher ausdiskutieren. -
Sie haben hier einen Begriff eingeführt, der,
sagen wir mal, in der Community, in der Sie
sich bewegt haben, nicht unbedingt so ge-
tragen wurde. Was haben Sie sich denn
darunter vorgestellt? War das Risikoabschät-
zung über das Eintreffen geologischer Ereig-
nisse wie zum Beispiel Naturkatastrophen?
War das eine Beurteilung von Barrierewir-
kungen? Oder - ich habe mir noch was auf-
geschrieben - ist es einfach nur, dass be-
stimmte Gesteinsformationen, sagen wir mal,
von der Substanz her nicht geeignet sein
können? Was haben Sie darunter verstan-
den?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das
Letztere. Wie der Name schon sagt: Es ist
keine akademische Grundlagenforschung,
die in Gorleben betrieben wurde, sondern es
steht ganz gezielt die Frage dahinter: Kön-
nen wir dort unten ein Endlager bauen oder
nicht? Und wie halte ich es mit der Sicher-
heit? Das ist ganz einfach.

Angelika Brunkhorst (FDP): Mein Kol-
lege hätte gerne noch eine Frage an Sie.

Marco Buschmann (FDP): Vielen
Dank. - Herr Professor Duphorn, wir haben ja
auch schon mit anderen Zeugen gesprochen.
Die haben insbesondere Ihre herausragen-
den Verdienste auch um die Quartärgeologie
gelobt. Herr Röthemeyer hat das unterstri-
chen. Gleichzeitig hat uns Herr Röthemeyer
aber auch darauf hingewiesen, dass natürlich
der Befund über Gorleben als Ganzes kein
rein quartärgeologischer ist, auch nicht sein
kann, sondern dass natürlich Fragen der
Sicherheitsanalytik eine Rolle spielen, dass
das eine interdisziplinäre Frage ist, wo eben
vielerlei Erkenntnisse zusammengeführt
werden können. Die Bewertung der einzel-
nen Ergebnisse hänge natürlich vom Sicher-
heitskonzept selber ab. - Ich wollte hier jetzt
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kein Koreferat halten, aber ich glaube nur,
dass das eine wichtige Eingangsbemerkung
für meine Frage ist.

Und zwar ist uns so vorgetragen worden -
ich selber bin kein Fachmann, ich komme
von außen hier herein, ich höre mir das nur
an -, dass man das Sicherheitskonzept, das
man für Gorleben angedacht hat - das Mehr-
barrierensystem, Hauptbarriere Salz -, die
Ergebnisse der obertägigen Erkundung vom
Strukturgewicht eher geringer bewertet, weil
man eben sagt: Die Hauptbarriere ist das
Salz. - Wie kann man dann eigentlich von
einem Element, das im Mehrbarrierensystem
eigentlich sicherheitsanalytisch das
schwächste Gewicht hat, nämlich das Deck-
gebirge oben drüber, rückschließen, dass
das ein zwingender Grund ist - also sozusa-
gen das am wenigsten Wichtige in diesem
spezifischen Sicherheitskonzept; in anderen
mag es anders sein -, dem ein solches
Strukturgewicht beizumessen, dass Sie sa-
gen, da fehle es dann an der Eignung? Das
ist mir sozusagen von der Sicherheitsanalytik
her noch nicht ganz klar. Wie kann man das
aus der Expertise eines Quartärgeologen
ableiten?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja, das
stimmt schon so. Man muss an diese Sicher-
heitsfrage wirklich sehr interdisziplinär he-
rangehen. Und da gibt es auch Gewichtun-
gen. Ich bin der Letzte, der ein Gewicht wie
das Quartär da überbetonen würde. Das
habe ich nicht getan. Und im Übrigen: Ich
habe mich strikt an die amtlichen Vorgaben
gehalten. Ich habe es vorhin schon gesagt:
Das waren die vier Auswahlkriterien der nie-
dersächsischen Landesregierung von 1978.
Das war die Skala, nach der ich mich ge-
richtet habe.

Inzwischen hat auch die BGR - - Was
heißt hier „inzwischen“? Die haben schon
1995 eine Studie gemacht, wo rund
200 Salzstöcke in Norddeutschland getestet
worden sind. Der Salzstock Gorleben war
wohlweislich nicht dabei. Der wäre nämlich
bei deren Skala unter „ferner liefen“ gewe-
sen. Da wurde - explizit betont - diesem
Deckgebirge noch eine größere sicherheits-
geologische Bedeutung beigemessen, als ich
das je getan habe. Das ist nur nicht so be-
kannt, aber das ist publiziert, und es ist
nachvollziehbar. Die haben zum Beispiel
geschrieben - - Wörtlich kann ich es jetzt
nicht zitieren. Ich versuche, es wörtlich zu
machen. - Kriege ich jetzt nicht mehr hin.

Entschuldigen Sie bitte. Aber sinngemäß ist
es so, dass die dem Rinnenproblem bei ihrer
Sicherheitsanalyse eine viel, viel größere
Bedeutung beimessen als in früheren
Schriften - so ist es wörtlich -, dieser Gorle-
ben-Rinne. Das ist ja das Problem gewesen.

Bei deren Kriterien wäre der Gorlebener
Salzstock nie an erster Stelle gekommen,
nie. Im Gegenteil, hinten wäre der gelandet.
Das Gleiche gilt für - - Die legen ja großen
Wert zum Beispiel auf die vorhin von mir
schon erwähnten Frostrisse aus den Eiszei-
ten, die da noch im Salzstock drinsitzen. Die
sind natürlich nicht mehr alle offen. Die sind
größtenteils durch Zuflüsse wieder verstopft
worden. Aber die Schwachstelle ist da, kann
jederzeit wieder reaktiviert werden. Das ist so
vielschichtig. Diese Einzeldisziplinen sind so
verschachtelt und vernetzt, dass man wirklich
manchmal gar nicht mehr durchblickt.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Damit ist die Redezeit der FDP auch vorüber.
- Nun hat die Linke das Wort.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Herr
Professor Duphorn, auch von meiner oder
unserer Seite herzlichen Dank für die Aus-
führungen. Ich möchte mich bei meinen Fra-
gen auf eine Situation, die in den 80er-Jah-
ren gegeben war, konzentrieren. Die hat sich
dann ja verändert.

Es war ja klar, dass man 82/83 nur einen
Teil des Salzstocks, nämlich nur den westli-
chen Teil, wird erkunden können. Mich würde
interessieren, was diese Tatsache für De-
batten ausgelöst hat, was für Kenntnisse
man damals über die Struktur des östlichen
Salzstockes hatte. Wusste man, dass in den
60er-Jahren im östlichen Teil bei Lenzen
auch nach Gas und Öl gebohrt wurde und
dass da wohl auch nach meinen Informatio-
nen 69 ein nicht ganz unerheblicher Unfall
stattfand? Wie ist man dann nach 1989 damit
umgegangen? Hat man dann die sich bie-
tenden Chancen genutzt und dort, sage ich
mal, die bis dahin nicht möglichen Untersu-
chungen nachgeholt? Und was hat das dann
für weitere Folgen in den Aussagen über
eine mögliche Eignung gehabt? Wie würden
Sie das einschätzen?

Ganz konkret noch: Ich war vor einigen
Wochen in Gorleben unten im Schacht und
habe an einer Stelle, was mir auch Geologen
sagten, ölhaltige Substanz am Salinenge-
stein gefunden. Da hätte ich gerne eine Ein-
schätzung von Ihnen; denn meine laienmäßi-



1. Untersuchungsausschuss 26
[12. Sitzung am 08.07.2010 - Sitzungsteil Zeugenvernehmungen] - endgültig

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

gen Kenntnisse sind, dass da, wo Öl ist,
auch Gas ist und dass Gas ein nicht ganz
ungefährlicher Stoff ist.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Zu-
nächst zu Ihrer ersten Frage. Ich habe ge-
rade ein Buch aus der Tasche geholt, dass
ich jedem, der sich mit Gorleben und dem
Landkreis Lüchow-Dannenberg beschäftigt,
sehr empfehlen möchte. Das ist der Band 2
vom Wendland-Lexikon: L bis Z. Und unter
„S“ steht dann ein sogenanntes Herausstel-
lungskapitel über den Salzstock Gorleben.
„Herausgestellt“, etwas größeren Umfanges
heißt das. Im ersten Teil war das „Gorleben-
Protest“ unter „G“. Aber es ist ein Kompen-
dium über alles, was dort kreucht und fleucht.
Also ein wunderschönes Lexikon auch zum
Nachschlagen. Da habe ich also das Kapitel
„Salzstock Gorleben“ geschrieben.

Jetzt hatten Sie nach dem Salzstock
Rambow gefragt. Das war schon bei der
ersten Informationsveranstaltung in Lüchow
sehr kontrovers diskutiert worden, besonders
scharf von Herrn Kollegen Grimmel. Es ist ja
wohl auch der Hauptgrund dafür gewesen -
nach dem, was ich seinerzeit so erfahren
habe -, dass die Regierung Helmut Schmidt
diese Untersuchungen in Gorleben gar nicht
durchführen wollte, weil halt die DDR-Grenze
den Salzstock Gorleben halbierte und der
andere Teil nicht zugänglich war.

Ich habe auch Akten aus DDR-Zeiten be-
kommen. Ich habe auch persönliche Infor-
mationen eingezogen und dazu auch einiges
über diese von Ihnen genannte Gasexplo-
sion bei Lenzen in Erfahrung gebracht. Das
habe ich hier teilweise mit eingefügt. - Ich
suche hier jetzt mal den Salzstock Rambow.

(Der Zeuge blättert in seinen Un-
terlagen)

Ich sagte schon: In Lüchow wurde das
noch zu Recht kritisiert, dass dieses Gebiet
nördlich der Elbe nicht untersucht werden
konnte. Unmittelbar nach der Wiedervereini-
gung ist aber - nach meinem Eindruck vor
allem auf Initiative der BGR - ein Bohrpro-
gramm gestartet worden, das BGR-Bohrpro-
gramm Gorleben-Nord. Ich lese mal vor:

Nach den Ergebnissen des BGR-
Bohrprogramms Gorleben-Nord,
das zunächst Ende 1992 beginnen
sollte und dann von 1996 bis 1999
durchgeführt wurde, liegt das
größte erdoberflächennahe Versal-
zungsgebiet in der bis zur Wieder-

vereinigung unzugänglichen Elbe-
Löcknitz-Niederung zwischen Len-
zen und Dömitz.

Das heißt, das Wasser, was dort am
Salzstock Gorleben abgelaugt wird, also mit
der Wurzel dicht nördlich der Schachtberei-
che, das läuft am Grunde der Gorlebener
Rinne nach Nordwesten und steigt dort, ge-
fördert durch das Druckgefälle zwischen der
Grundwasserlinie

11
unter dem Höhbeck, bis

dicht unter die Erdoberfläche auf. Die Abbil-
dung zeigt, dass dort etwa die Hälfte des
oberen Grundwasserstockwerks versalzen
ist.

Die Süßwassermächtigkeiten sind durch-
weg gering. Dieses 15 Kilometer lange und
bis drei Kilometer breite Versalzungsgebiet
wird von zwei großen Salzwasserfahnen
gespeist, der Gorlebener und der Lenzener,
die also vom Rambower Ablaugungssee
kommt. Rambower und Rudower See sind
rezente Ablaugungsseen, die erst in den letz-
ten 12 000 Jahren, also nach Beendigung
der letzten Eiszeit, entstanden sind und
heute noch einen gewissen Salzgehalt ha-
ben - also ganz junge Ablaugungsseen auf
diesem neu hinzugekommenen Gebiet. In
der Lenzener Wische ist dieser nach dem
Atlas zur Geologie von Brandenburg sogar
botanisch nachgewiesen; es gibt also Salz-
flora.

Der steile Anstieg der Süßwasser-Salz-
wasser-Grenze in den Saaler eiszeitlichen

12

Stauchmoränen des Höhbeck deuten eben-
falls darauf hin, dass die von der Gorlebener
Rinne unterquerte Lenzener Salzwasser-
fahne von dort her zusätzliche Ablaugungs-
wässer des Salzstocks Gorleben erhält.

Die 8 Kilometer lange Gorlebener Salz-
wasserfahne wurzelt im vom Saale-eiszeitli-
chen Gletscherschutt unter nachfolgender
Subrosion zerrütteten, wasserdurchlässigen
Untergrund der weiteren Umgebung des
Weißen Moores. Von dort erstreckt sie sich
entlang der Westflanke der Gorlebener Rinne
bis zum südlichen Überlauf nördlich von
Gorleben. In Wootz, also auf der anderen
Elbseite, erreicht das Gorlebener Salzwasser
nur wenige Meter unter der Erdoberfläche
den Grundwasserspiegel. Beide Salzwas-
serfahnen - die Gorlebener und die Len-
zener - vereinigen sich im Naturschutzgebiet

11
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Breetzer See, das zum Naturpark Branden-
burgische Elbaue und zum Biosphärenreser-
vat Flußlandschaft Untere Elbe gehört.

Das ist also die Salzwassersituation, wie
13

sich im Abstrom ergeben hat und die erst
nach der Wiedervereinigung geklärt werden
konnte.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Noch
etwas zum Gas. Laugen- und Gasrisiko, das
ist auch ein eigenes Kapitel hier: Die ver-
schiedenen Salzgesteine im Salzstock Gor-
leben kamen vor etwa 250 bis - - Nein, das
lasse ich weg, das ist zu viel an Vorspann.

Ich fange weiter unten an: Die bisher im
Erkundungsbergwerk geförderten 360 Kubik-
meter Lauge stammen aus seitlichen Rand-
bereichen, die vom geplanten Endlager weit
genug entfernt sind.

Das ist meine Meinung gewesen. Da ging
es um 360 Kubikmeter; jetzt geht es um
100 000 bis 1 Million Kubikmeter. Das ist der
Unterschied. Das würde ich heute nicht mehr
so schreiben.

Die 300 bis 600 Meter tiefen Einlage-
rungsbohrlöcher für die stark wärmeentwi-
ckelnden hochradioaktiven Abfälle sollen
jedoch von der etwa 880 Meter tiefen Endla-
gersohle bis zu einer Tiefe von etwa 1 500
Meter reichen. Das darunter liegende Erd-
gas- und Laugenrisiko bleibt unerforscht. Es
gibt aber drei Gründe, auch den tieferen
Untergrund im Endlagerbergwerksgebiet zu
untersuchen:

Erstens. Bei den bis 2 000 Meter tiefen
Flankenbohrungen im Salzstock Gorleben
wurden Laugeneinschlüsse bis zu einer Tiefe
von 1 930 Meter angetroffen. Es ist be-
kannt - - Man rechnet damit, dass da auch
Nebengebirgswasser seitlich hinzugekom-
men ist; auch ein besonderer Aspekt. Bei-
spiel Asse: Das hat auch die Asse getroffen.

Zweitens. Bei zwei Testförderungen in der
968 Meter tiefen Schachtvorbohrung Gorle-
ben 5001 traten etwa 3 500 Liter Erdgas aus,
das aus dem unteren Teil des Salzstocks
stammt und aus Spalten und Rissen aufge-
stiegen ist. Das ist nicht viel, aber es ist ja
auch nur eine Bohrung. Es kommt aber noch
mehr. Als Gasmuttergesteine kommen nach
Untersuchungen von ... (akustisch unver-
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ständlich)
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und BGR Stink- und Kupferschie-
fer des Zechsteins in Betracht.

Und die Parallele folgt jetzt mit der Gas-
explosion in Rambow, auf die vorhin einge-
gangen wurde. Am 25. Juli 1969 kam es in
einer Tiefbohrung zwischen Lenzen und der
Elbe über dem Salzstock Rambow zu einem
explosiven Gasausbruch, Duphorn 1984. -
Den habe ich also damals schon nach Re-
cherchen drüben publiziert.

In der DDR war dieser Vorgang streng
geheim. Doch auch nach der Wiedervereini-
gung unterblieb die amtliche Aufklärung für
die Öffentlichkeit. Nach privaten Recherchen
bei Schweriner Geologen erfolgte die Explo-
sion bei einem Lagerstättendruck von 600 bis
630 atü aus der Tiefe von 3 108 Meter unter
der Oberfläche des Salzstocks. Das sind so
etwa 3 400 Meter unter Gelände.

Die Aussagen über das Gestein, in dem
er erfolgte, gehen etwas auseinander. Eine
Information lautete: unteres Staßfurt-Stein-
salz - das wäre die geplante Endlagerforma-
tion, aber wenig von Bedeutung - oder Stink-
schiefer oder Stinkkalk, der direkt darunter
liegt. Also die bituminös-ölige Substanz
stammt auch nach den Kohlenwasserstoff-
Analysen eindeutig aus dem Gestein, das
unter dem Steinsalz liegt. Und von dort aus
ist es durch das Steinsalz hochgestiegen, so
wie hier in Gorleben auch, wo es ja auch in
Steinsalz und Anhydrit angetroffen wird.

Am Bohrturm trat mit einem Überdruck - -
Habe ich gerade gelesen. Durch Entzündung
brannte in zwei Tagen die gesamte Bohran-
lage ab. Erst dann konnte der wilde Gasaus-
bruch gestoppt werden. Eine Gasanalyse
ergab Hauptanteile von 57,6 Prozent Stick-
stoff, 31,3 Prozent Methan und 9,8 Prozent
analogen höheren Kohlenwasserstoffen.

Das ist jetzt ein Zitat vom Erdöl-Informa-
tionsdienst Hamburg, 01.08.69:

Naturgemäß erhebt sich die Frage,
ob sich das von dem ostzonalen
Bohrbetrieb ... (akustisch unver-
ständlich) Gasvorkommen in das
Gebiet der Bundesrepublik hinein
fortsetzt.

Mit anderen Worten gefragt: Bis hinein in
den Salzstock Gorleben und unter das ge-
plante Endlager? Und wenn ja, wie tief un-
terhalb der bis 1 500 Meter tiefen Einlage-
rungsbohrlöcher?
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Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank, Herr Professor Duphorn.
Erst einmal so weit, würde ich sagen. Wir
haben ja noch so viel Zeit, wie wir nur eben
wollen. Also die Fragen können gerne noch
fortgesetzt werden. Deshalb wäre es viel-
leicht jetzt für den Moment - ich sehe auch
ein Nicken der Kollegin Menzner - hinrei-
chend für Ihre Frage. Und jetzt sind ohne
Zweifel die Grünen dran.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Vorher, Frau Vorsitzende, müs-
sen wir - in Erinnerung an die letzte Sitzung -
vielleicht einmal prüfen, ob wir dem Zeugen
eine kurze Fünf-Minuten-Pause anbieten
sollten.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Wir
waren eigentlich so miteinander verblieben,
dass Sie sich melden, wenn Sie eine kurze
Pause brauchen. Ich will das gerne sagen.
Möglicherweise machen wir diese Berliner
Runde zu Ende. Das würde also bedeuten,
dass das Rederecht jetzt noch einmal bei
den Grünen ist. Das dauert sieben Minuten.
Danach wissen Sie, ob Sie eine kurze Pause
brauchen oder nicht.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Wie
lange ist noch Zeit vorgesehen?

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Solange wir wollen, bis die Sonne untergeht
und darüber hinaus. - Der nächste Zeuge ist
allerdings für 13 Uhr geladen. Von daher
wäre es schon gut, wenn wir auch da einen
gewissen Horizont erreichen würden. Ich
würde dann auch gerne die Kollegen, nach-
dem die Grünen ihr Fragerecht wahrgenom-
men haben, fragen, ob denn noch eine wei-
tere Berliner Runde vorgesehen sein soll. -
Bitte schön, Frau Kollegin Steiner.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ent-
schuldigung - -

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja, bitte.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ladies
first! Sie waren erst dran.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Danke schön. - Ich muss auch
gleich mal ebenso anfangen wie die Kollegin

und mich bei Ihnen für Ihren Vortrag bedan-
ken und dafür, dass Sie uns mit Ihrem Fach-
wissen derartig anschaulich zur Verfügung
stehen. Ich war richtig begeistert über den
Kurzkurs in Geologie, den Sie uns so an-
schaulich vermittelt haben, dass wir ihn auch
als Laien verstanden haben. Das ist eine
Qualität, die wir nicht immer erleben. Das
fand ich richtig klasse.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Als Ex-
Hochschullehrer höre ich das gerne.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja, vielleicht war es auch genau
darauf gezielt. - Jetzt möchte ich gleich auf
den Punkt kommen. Sie waren ja auch -
deswegen sind Sie auch drei Jahre im Auf-
trag der PTB tätig gewesen oder mit der
BGR in der Arktis

15
gewesen - die Koryphäe

in Quartärgeologie, wenn ich das so wahr-
nehme. Sie mussten dann erfahren, dass in
einer Situation, wo Sie auf eine bestimmte
Art und Weise Erkenntnisse verwertet haben,
erhebliche Kritik, also ein Kritiksturm los-
brach. Sie haben sich vorhin bis hin zu dem
Begriff „mundtot“ ausgelassen.

Wir haben festgestellt, dass, als die Kam-
pagne losging, selbst das Innenministerium,
als man schon überlegt hat, wie gehe ich
denn jetzt mit diesen kritischen Erkenntnis-
sen des Quartärgeologen Duphorn um, ge-
sagt hat - MAT A 24 vom BMI, Paginierung
560258 -:

Die fachliche Qualifikation ist Pro-
fessor Duphorn auf seinem Arbeits-
gebiet keinesfalls abzusprechen. Er
ist einer der ganz wenigen aner-
kannten Quartärgeologen im Bun-
desgebiet, sodass auf seinen Sach-
verstand auch künftig nicht ver-
zichtet werden kann.

Trotzdem wurde anschließend Ihr Vertrag
nicht verlängert. Sehen Sie da einen Zu-
sammenhang vielleicht mit der Einschätzung,
die das Bundesministerium für Forschung
und Technologie verbreitet hat?

(Reinhard Grindel (CDU/CSU):
Können Sie uns den Zeitpunkt des

Schreibens noch mal nennen?)

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): 1982.
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(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja,
wann?)

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): 29. Juni.

(Reinhard Grindel (CDU/CSU):
Danke schön!)

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Die hat - dann nehmen wir gleich
noch einen Zeitpunkt - zum Beispiel das
BMFT, Herr Ollig speziell, verbreitet -
MAT A 29

(Zuruf: 12. August!)

- nein, 24. Juni, 560157 -, wo auch schon
Ihre Qualifikation infrage gestellt worden ist.
Dieser Herr Ollig war ja auch derjenige, wenn
ich das richtig sehe, der im Atomforum diese
Äußerung gemacht hat. Sehen Sie da mögli-
cherweise einen Zusammenhang?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja,
natürlich, der ist ja nun nachweislich zu re-
konstruieren. Der liegt auf dem Tisch. Das ist
eine Sonderausgabe des Atomforums. Der
Text stammt in der Diktion - gekennzeichnet
durch die Nichtbeherrschung der Terminolo-
gie der Fachsprache - von Herrn Ollig, mit
dem ich ja nun auch viel zu tun hatte. Er hat
das auch nie in Zweifel gestellt.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Man könnte also vermuten, dass
der gleiche Autor, der hier fürs BMFT schon
am 24. Juni Ihre Qualifikation heftig infrage
stellt und behauptet, Störungen im Deckge-
birge, die Sie ja insbesondere thematisiert
haben, seien für ein geplantes Endlager al-
lenfalls von akademischem Interesse, und
das dann entsprechend weiter ausführt, dann
auch dem Deutschen Atomforum die Feder
führt, um die Kritik, die Sie geäußert haben,
abzubügeln.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja, ja. -
Dann ist noch so ein dicker Hund im
Schlussabsatz. Das war dann auch die offi-
zielle Begründung:

Wenn sich wie im Falle der quartär-
geologischen Untersuchungen her-
ausstellt, daß außer akademischen

Fragesellungen
16

keine sicherheits-
relevanten Ergebnisse aus weiteren
Untersuchungen zu erwarten sind,
muss dieser Themenkomplex als
erledigt angesehen werden. Eine
sich in Zukunft ständig vermeh-
rende Forschungsflut zu Untersu-
chungen

- das spreche ich genüsslich aus -

am Salzstock Gorleben für jeden
Teilaspekt bei der Errichtung eines
Endlagers anstreben zu wollen, ist
mit dem Ziel einer zügigen Untersu-
chung des Salzstocks Gorleben
nicht kompatibel.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja, das lässt tief blicken, wenn
man das näher interpretiert.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ent-
schuldigung! - Dabei wurde ich wenig später
von der PTB angerufen. Ich habe meinen
Antwortbrief auch in der Tasche, aber den
erspare ich Ihnen jetzt aus Zeitgründen. Da
wurde mir mitgeteilt: Herr Duphorn, wir wür-
den uns freuen, wenn Sie wieder ins Pro-
gramm steigen. Die bisher verweigerte Ver-
tragsverlängerung ist jetzt genehmigt.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Genau da wollte ich mit meiner
nächsten Frage hin.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ich
habe das schriftlich. Dr. Österle (?), das war
ein ganz netter Kerl, auch einer von denen,
die dann immer frustrierter geworden sind, so
ähnlich wie Herr Kulke, den Sie ja alle ken-
nen. Und an der Frustration von Herrn Kulke
war auch der Herr Ollig nicht ganz unbetei-
ligt. Na ja, es war erschreckend, mit welchem
Machtgehabe dieser Mann im Range eines
Abteilungsleiters auch an seinen Vorgesetz-
ten vorbei operiert hat.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das ist interessant zu hören.
Aber wir haben jetzt erst einmal festgestellt,
dass eigentlich die PTB sich bemüht hat, Sie
zu halten und weiter zu beschäftigen, und
dass wir von irgendeiner Seite her Einfluss-
nahme vermuten müssen, dass ausgerech-
net Sie nicht mehr weiterbeschäftigt werden.
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Jetzt haben Sie ja genau auf die Ergebnisse
Ihres Gutachtens schon mal hingewiesen
und auch auf die wissenschaftliche Fundie-
rung mit den Handbohrungen und den Bohr-
metern, die Sie niedergebracht haben. Und
Sie haben vorhin gesagt: Je mehr Bohrungen
wir machten, je tiefer wir gingen, desto
schlechter wurden die Bohrergebnisse. - Das
würde ich gerne noch einmal genauer wis-
sen. Und vielleicht können Sie in dem Zu-
sammenhang auch eine Einschätzung ge-
ben: Kann es sein, dass genau Herr Ollig
oder das BMFT oder die BGR Angst vor der
Veröffentlichung solcher Ergebnisse hatten,
wie Sie sie mir vielleicht gleich beschreiben?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Die
Frage kann ich natürlich nicht beantworten.
Das müssen Sie die fragen, an die sie ge-
richtet ist.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja, aber die erste in Bezug da-
rauf: Je mehr Bohrungen wir machten, desto
tiefer wir gingen, desto schlechter wurden die
Bohrergebnisse. - Das hätte ich gerne noch
genauer gewusst.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ich
habe, glaube ich, vorhin schon mal das
Thema der selektiven Tiefensuppression

17

angeschnitten. Das heißt also, dass dort, wo
das Kaliflöz an die quartäre Gorlebener
Rinne mit ihrer riesigen Grundwasserfüllung
stößt, das Salz schneller weggelöst wird als
das benachbarte Steinsalz. Das waren die
sogenannten Salzspiegelbohrungen unter
Erkundung der selektiven
Tiefensuppression

16
. Die standen dann am

Ende des Bohrprogramms. Die letzte
Bohrung wurde ja erst im Januar 1985
abgebrochen. Zwei Jahre nach meinem
Rausschmiss haben die noch immer diese
Bohrungen weitergeführt, die ich befürwortet
hatte und die dann auch durchgeführt
worden sind. Das muss man sich mal
vorstellen.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Kennen Sie die Ergebnisse?

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Die
Fragezeit ist vorbei; das können wir in der
nächsten Runde machen; aber jetzt muss ich

17
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dazwischen gehen. - Gut, damit haben wir
die erste Berliner Runde absolviert. Ich
gucke mal in die Runde, ob bei den Fraktio-
nen weiterer Fragebedarf besteht. - Herr
Grindel?

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Für den
Untersuchungsgegenstand selber hat Herr
Professor Duphorn, wie ich einräumen muss,
für mich zum Teil überraschende, aber
hochinteressante Äußerungen, auch was die
Zeitpunkte anbelangt, gemacht. Es gebe
sicherlich zu dem, was er zur Eignung des
Salzstocks selber gesagt hat, einige Nach-
fragen. Das ist aber nicht Untersuchungs-
gegenstand, und insofern sind wir Herrn
Duphorn dankbar für seine Äußerungen. Wir
haben keine weiteren Fragen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Gut. - Hat die FDP noch weitere Fragen?

Angelika Brunkhorst (FDP): Frau Vor-
sitzende, wir danken Herrn Professor
Duphorn für seine Ausführungen, sind aber
auch mit dem, was wir gehört haben, eigent-
lich ausreichend bedient. Danke.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Gibt
es noch weiteren Fragebedarf?

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja, es hat sich jetzt gerade noch
welcher ergeben. Wir hätten also unbedingt
noch Bedarf.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich lege
schon Wert darauf, dass es den Untersu-
chungsgegenstand betrifft. Das wäre ganz
nett.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wie immer.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Dann gebe ich Herrn Professor Duphorn den
Hinweis: Wenn Sie möchten und wenn es für
Ihre weitere Vernehmungsfähigkeit wichtig
ist, würde ich auch für fünf Minuten - oder
solange Sie es brauchen - den Ausschuss
unterbrechen. Oder Sie sagen: Ich kann jetzt
weitermachen. Wir richten uns jetzt nach
Ihnen. - Bitte.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ich
habe gut geschlafen.
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Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Sie
haben gut geschlafen. Das ist ja ganz wun-
derbar.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Die
Aufregung beim Fußballspiel hielt sich in
Grenzen.

(Heiterkeit)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Gut. - Die CDU/CSU hat gerade erklärt, dass
sie keinen Fragebedarf hat. - Dann ist jetzt
die SPD an der Reihe. Bitte schön.

Sebastian Edathy (SPD): Herr Professor
Duphorn, Sie hatten relativ zu Anfang Ihrer
Ausführungen darauf hingewiesen, dass zu
Beginn der Untersuchungen im Bereich
Gorleben andere Kriterien als dann im Laufe
der weiteren Untersuchungen zur Anwen-
dung gekommen seien, nämlich überwiegend
geologische. Kann man das so interpretieren,
dass, was Gorleben betrifft, nicht ein Stand-
ort anhand vorher klar definierter Kriterien
untersucht worden ist, sondern vielmehr die
Kriterien einem gewünschten Standort ange-
passt wurden?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ich
sehe das nicht so. Das ist eine Verdächti-
gung. Nach meinem Verständnis, vor allem
auch nach meiner eigenen praktischen Er-
fahrung waren das sowohl unter sicherheit-
lichen als auch unter wissenschaftlichen
Aspekten sehr solide Auswahlkriterien. Und
was in der Diskussion oft untergeht - das hat
mir eigentlich am meisten daran gefallen -:
Die niedersächsische Landesregierung hat
den Beschluss angefügt: Bei negativen
Bohrergebnissen Untersuchung anderer
Salzstöcke. - Ganz klare Entscheidung. Das
war die Messlatte für mich.

Sebastian Edathy (SPD): Warum sind
denn die Kriterien geändert worden, Herr
Professor?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Die
Frage kann ich nicht beantworten; denn ich
habe sie nicht geändert. Für mich waren es
gute Kriterien. Wir hatten gute Erfahrungen
gemacht.

Sebastian Edathy (SPD): Dann habe ich
vielleicht meine erste Frage missverständlich

formuliert. Würden Sie aus wissenschaft-
licher Sicht sagen: Bei der Suche nach ei-
nem geeigneten Standort für ein Endlager ist
es eigentlich naheliegend, von zu Beginn des
Prozesses definierten Kriterien nicht abzu-
weichen?

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wo ist
das geschehen? Kann man da mal einen
Vorhalt machen?

Sebastian Edathy (SPD): Sie haben ja
darauf hingewiesen, die Kriterien seien im
Laufe der Zeit verändert worden.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja.

Sebastian Edathy (SPD): Gab es dafür
eine wissenschaftliche Begründung?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja, das
wurde im Zusammenhang mit PSE 1982
natürlich auch begründet.

Sebastian Edathy (SPD): Überzeugend
begründet?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja, und
zwar kamen die Anstöße von der Reaktor-
Sicherheitskommission, die jetzt das Problem
aus strahlenmedizinischer Sicht angegangen
ist. Das muss ja auch sein. Dadurch ist eine
begleitende - - In Hitzacker - das ging ziem-
lich schnell - ist eine Veränderung der Prio-
ritätenordnung erfolgt.

Sebastian Edathy (SPD): Wenn Sie -
das haben Sie ja ausgeführt - darauf hinge-
wiesen haben, Sie seien abqualifiziert und
abserviert worden, dann hatte das ja offen-
kundig politische Gründe. Sehe ich das rich-
tig?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das
müssen Sie Herrn Ollig oder Herrn Brück
fragen.

Sebastian Edathy (SPD): Haben Sie das
so empfunden?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Bitte?

Sebastian Edathy (SPD): Sie haben es
ja als unfair empfunden. Das heißt, Sie ha-
ben den Eindruck gehabt, dass mit Ihren
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wissenschaftlichen Erkenntnissen nicht an-
gemessen umgegangen wurde.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das ist
unfair. Ich habe meine Frau heute schon
zweimal genannt. Aller guten Dinge sind drei.
Am Ende hat sie mich gefragt: Na, sag mal,
wer baut denn eigentlich das Endlager, du
oder der Bund?

Sebastian Edathy (SPD): Das habe ich
auch einem Brief entnommen, den Sie ge-
schrieben haben.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: In der
Zeit ist das dann publiziert worden.

Sebastian Edathy (SPD): Vorhin ist von
der Union gefragt worden: Ist man mit Ihnen
anständig umgegangen? Da haben Sie zu-
nächst gesagt: Ja, das Arbeitsklima war
durchaus sachlich. Aber dann haben Sie
später darauf hingewiesen, dass es durchaus
auch Probleme mit dem Ministerium gegeben
habe. Herr Dr. Tiggemann ist Ihnen ja sicher-
lich bekannt.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Natür-
lich, der war zweimal bei mir zu Gast.

Sebastian Edathy (SPD): Der hat sich ja
mit Ihnen auch länger unterhalten.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Lange.

Sebastian Edathy (SPD): Er hat übrigens
erfreulicherweise heute eine feste Anstellung
bekommen. Er ist Mitarbeiter der CDU/CSU-
Fraktion im Deutschen Bundestag.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das
freut mich für ihn.

Sebastian Edathy (SPD): Er war am
19. November 2009 zu Gast im Untersu-
chungsausschuss Asse des Niedersächsi-
schen Landtags. Ich darf aus der Nieder-
schrift, aus dem Protokoll des öffentlichen
Teils der Sitzung, Herrn Dr. Tiggemann in
Bezug auf Herrn Dr. Duphorn zitieren. Ich
darf Sie fragen, ob die Ausführung von Herrn
Dr. Tiggemann auch dem entspricht, wie Sie
die Sache wahrgenommen haben.

Ich halte es für einen sehr proble-
matischen Umgang mit Wissen-
schaftlern. Gerade wenn die münd-

liche Zusage, wie es in dem Fall
gewesen ist, auf ordnungsgemäße
Beendigung der Forschungsarbei-
ten vorliegt und wenn dies dann
nach mehreren Diskussionen nicht
erfolgte, ist das für einen Wissen-
schaftler eben sehr, sehr schwierig.
Das ist für mich ein nicht hinnehm-
barer Umgang mit Wissenschaft-
lern.

Sie fanden das ja offenkundig auch nicht
hinnehmbar, was da mit Ihnen gemacht
wurde.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja.

Sebastian Edathy (SPD): Die Tatsache,
dass Sie dann anschließend privates Geld - -
Es findet sich auch in den Akten ein Hinweis
auf ein Gespräch zwischen Ihnen und Ihrer
Frau. Ihre Frau habe Sie gefragt, ob denn
der Bund oder Sie selber das Endlager er-
richten würden. Was hat Sie denn dazu moti-
viert, da jetzt selber Geld für die weitere For-
schung reinzustecken? Das wissenschaft-
liche Erkenntnisinteresse? Oder - -

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das
war ein ganzer Komplex. Einmal das. Ich
fühlte mich aber auch in meiner Ehre verletzt,
in meiner wissenschaftlichen Ehre. Und ich
sagte Ihnen schon: Ich bin durch die harte
Schule zunächst der Hitler-Jugend und dann
der DDR gegangen. Und da hieß es durch-
beißen. Das habe ich mir auch gesagt in
diesem Fall: Das lässt du mit dir nicht ma-
chen. - Aber natürlich nicht zu vergessen: Ich
hatte mich drei Jahre wirklich stark engagiert,
und ich habe bei diesem Projekt auch eine
gewisse gesellschaftliche Verantwortung
übernommen.

Sebastian Edathy (SPD): Glauben Sie
denn, wenn ich das abschließend fragen
darf - ich glaube, Frau Vogt hat auch noch
Fragen -, dass man mit Ihnen anders umge-
gangen wäre, wenn Ihre Erkenntnisse ein
günstigeres Licht auf die Eignungshöffigkeit
geworfen hätten?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das
glaube ich, ja.

Sebastian Edathy (SPD): Vielen Dank.

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Es
war alles SPD-Verantwortung!)
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Ute Vogt (SPD): Sehr geehrter Herr
Grindel, ich habe es vorhin schon gesagt:
Wir sind nicht beim Fußball, wo es ums
Toreschießen geht, sondern es geht darum,
Sicherheit für einen hochgefährlichen Stoff
zu gewährleisten. Da geht es um ein biss-
chen mehr, bitte. Deshalb würde ich gerne
wissen, auch wenn dann der Herr Grindel
sich wieder freuen kann: Sie haben vorhin
noch mal erläutert - - Es ging um - - Sie ha-
ben erwähnt, dass Ihnen gesagt wurde: Wa-
rum hat das mir bisher noch niemand ge-
sagt? - Habe ich das richtig verstanden? War
das ein Gespräch mit dem Minister oder - -?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Nein,
das war eine - - Da wurden mehrere Wissen-
schaftler auch aus der Reaktorsicherheit - -
Der Herr Merz war dabei, aus der Reaktor-
Sicherheitskommission. Der saß neben mir
auf der anderen Seite vom Minister. Wir ha-
ben so eine Art Statusbericht über den der-
zeitigen Stand der Dinge abliefern sollen.

(Reinhard Grindel (CDU/CSU):
Wann war das?)

- Das war im - - Also das weiß ich jetzt nicht
mehr.

Ute Vogt (SPD): Ungefähr Mitte 82.
Oder?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Nein,
das war 81. Pardon! 82 war ich ja schon
geschasst. Mitte 81 war das. Ja, ja. Wie ge-
sagt, das war ganz eindeutig, das war nicht
gespielt von dem Minister. Der wusste das
nicht. Dies hatten die ihm verschwiegen.

Ute Vogt (SPD): Das war Minister von
Bülow.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: And-
reas von Bülow war das noch.

Ute Vogt (SPD): Und Sie hatten den Ein-
druck, der Minister selbst -

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: War
nicht informiert.

Ute Vogt (SPD): - wusste nicht, was an
kritischen Stimmen vorgetragen wurde.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Nein.

Ute Vogt (SPD): Ich möchte bei der Zeit
damals bleiben. Sie haben ja auch vorhin
ganz am Anfang Ihrer Einlassungen berich-
tet, dass Sie unter anderem auch ein Krisen-
gespräch mit Herrn Kind hatten. Können Sie
noch skizzieren, was Inhalt dieses Krisenge-
spräches war?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Also
vergessen Sie mal das Wort „Krise“. Das
rutschte mir so raus. Es war eine kritische
Zeit auch für die PTB. Die haben zwar keine
Geologen, aber Mathematiker und Physiker.
Die können auch besser denken als Geolo-
gen. Und denen war das dann einfach nicht
mehr geheuer. Die haben zig, also in dieser
Zeit - - Ich kann es gar nicht zählen, wie viele
interne Sitzungen hier durchgeführt wurden.
Ich fuhr dauernd zwischen Hamburg, zwi-
schen Hannover und BGR und Braun-
schweig, PTB, hin und her. Das war wirklich
eine sehr intensive Tätigkeit und Kommuni-
kation. Und irgendwie haben die Leute das
gespürt, dass was Neues gemacht werden
muss, dass es so wohl nicht weitergeht.
Dann haben sie das eben so formuliert.

Ich habe das hier vor mir liegen. Hier
steht es doch - siehe Tiggemann, aber das
ist noch der Original - - nein, das stammt aus
dem Schröder-Gutachten, das ich 88 ge-
macht habe, also für Ihre Partei -: Auch die
PTB war im Frühjahr 1983 dazu bereit, aus
dieser Erkenntnis die Konsequenz zu ziehen.
Es geht weiter … (akustisch unverständlich).
In einem zusammenfassenden Zwischenbe-
richt der PTB stellte sie - und jetzt kommt das
Zitat; gemeint ist übrigens der zusammen-
fassende Zwischenbericht von 1983 - fest:

… daß die über den zentralen Be-
reichen des Salzstocks Gorleben
vorkommenden tonigen Sedimente
keine solche Mächtigkeit und
durchgehende Verbreitung haben,
daß sie in der Lage wären, poten-
tiell kontaminierte Grundwässer auf
Dauer von der Biosphäre zurückzu-
halten.

Zitat zu Ende. Dann kommt mein Kommen-
tar.

Damit räumte die PTB ein, dass aufgrund
der Bohr- und Messergebnisse aus dem
vorgesehenen geologischen Mehrbarrieren-
system überwiegend ein Einbarrierensystem
geworden war, dessen Schutzfunktion der
Salzstock weitestgehend allein übernehmen
müsste. Für mich, der ich im Auftrage der
PTB drei Jahre lang das Deckgebirge inten-
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siv untersucht hatte, war diese Erkenntnis ein
wesentlicher Grund dafür, der PTB gutacht-
lich die Erkundung anderer Lagerstätten zu
empfehlen. Auch die PTB war im Frühjahr
1983 dazu bereit, aus dieser Erkenntnis die
Konsequenz zu ziehen und der Bundesregie-
rung zu empfehlen, parallel zum Schachtab-
teufen in Gorleben übertägig andere Salz-
stockstandorte alternativ zu prüfen. Der Ent-
wurf dieser Empfehlung, der von der PTB bei
einer Anhörung vor dem Ausschuss für Um-
weltfragen des Niedersächsischen Landta-
ges in Hannover am 01. Juli 1985 bestätigt
wurde - da habe ich ihn nämlich vorgele-
sen -, endet mit folgenden Sätzen:

Viele Aussagen und Ergebnisse
des Berichtes sind wegen der noch
nicht erfolgten Bestätigung durch
die untertägige Erkundung mit Un-
sicherheiten behaftet. Das darin lie-
gende Risiko hinsichtlich der Art
und Menge endlagerbarer radioak-
tiver Abfälle kann durch vorsorgli-
che Erkundungsmaßnahmen an
anderen Orten (Standortvorsorge)
verringert werden. Mit dem
Schachtabteufen

- davon war vorhin auch schon mal die
Rede -

parallel laufende übertägige Erkun-
dungsmaßnahmen anderer Stand-
orte vermeiden somit Sachzwänge
bei der Realisierung dieses Endla-
gers. Dies würde auch die Akzep-
tanz des Standortes Gorleben er-
höhen.

Wäre das damals durchgekommen, dann
bräuchten wir heute nicht hier herumzusit-
zen.

Ute Vogt (SPD): Ich habe genau in dem
Zusammenhang dann die Frage: 13. Juni
1983, für diesen Tag haben wir eine Vorlage
aus dem Bundesministerium des Innern in
Richtung Bundeskanzleramt. Für das Proto-
koll: MAT A 4/3, Anlage 18. Das ist der
Schnellbrief, der dort vom BMI ans Bundes-
kanzleramt geschickt wurde. Da heißt es
unter Nr. 6 - - Ich möchte Sie fragen, ob das
aus Ihrer Sicht damals die wissenschaftlich
korrekte Beschreibung war. Das Bundesmi-
nisterium des Innern schreibt also an das
Kanzleramt:

Aufgrund der nach Auffassung der
PTB, der Mehrheit der ihr zuarbei-
tenden Wissenschaftler sowie der

RSK gegebenen Eignungshöffigkeit
des Salzstocks Gorleben ist derzeit
die Erkundung anderer Salzstöcke
nicht erforderlich.

So schreibt das BMI im Juni 83 ans
Kanzleramt. Entsprach das Ihrer wissen-
schaftlichen Wahrnehmung der damaligen
Zeit?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Also
wissen Sie, jetzt muss ich mich mal ein biss-
chen recken - wegen dessen, was ich jetzt
sage. Das ist für mich der größte Skandal der
Gorleben-Geschichte gewesen. Dagegen ist
das, was mit mir so alles gemacht worden ist,
Peanuts. Stellen Sie sich vor: Der Herr
Röthemeyer als Hauptabteilungsleiter be-
raumt - mit Verteilerliste und mit Einladungs-
liste - eine Gorleben-Besprechung in der
BGR Hannover an. Dann kommt der mit
seinen Mannen dort rein. Und dann stehen
auf einmal drei Mann - Bundeskanzleramt,
BMI, BMFT - vor ihm und gehen ihn wegen
dieser Feststellung, die ich eben zitiert habe,
frontal an. Er selbst hat das - - Ich bin also
sehr überrascht gewesen, wie er hier im
Spiegel - - Ich setze jetzt mal voraus, dass
der Spiegel das ordnungsgemäß übernom-
men hat. Das muss man immer. Aber gesetzt
den Fall - -

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Es
war der Stern!)

- Bitte?

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Es
war der Stern!)

Er ist ja zitiert. Vielleicht lese ich es Ihnen
mal vor:

Am 11. Mai ... fand unter meiner
Leitung in der Bundesanstalt für
Geowissenschaften und Rohstoffe
in Hannover eine Konferenz statt.
Eingeladen waren die beteiligten
Wissenschaftler der Physikalisch-
Technischen Bundesanstalt, bei der
die Federführung lag, der Bundes-
anstalt für Geowissenschaften und
Rohstoffe sowie der Deutschen Ge-
sellschaft zum Bau und Betrieb von
Endlagern für Abfallstoffe.

- Das ist die DBE, die baut. -

Ziel des Treffens war die endgültige
Formulierung des abschließenden
Gutachtens für das Atomendlager in
Gorleben. Dieses Gutachten sollte
für die Politik feststellen, ob die un-
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tertätige Erkundung gerechtfertigt
war oder nicht.

Stern:

Also eine Fachkonferenz unter Wis-
senschaftlern.

Röthemeyer:

Genau. Wir hatten einen Punkt, den
wir noch einmal ausführlich disku-
tieren wollten: Das war die Frage,
ob man auch andere Standorte in
Deutschland auf ihre Eignung für
atomare Endlager untersuchen
sollte oder nicht.

Frage des Stern:

Warum haben Sie sich mit dieser
Frage beschäftigt?

Dann kommt jetzt ein Hinweis auf die Atom-
kraftwerke und den anfallenden Atommüll,
auf die Rahmenbedingungen.

Die nächste Frage:

Was geschah bei Ihrem Treffen?

Röthemeyer:

Die Bundesregierung muss im
Vorfeld Wind von der Sache be-
kommen haben, denn bei unserem
Treffen tauchten plötzlich Mitarbei-
ter des Innenministeriums, des For-
schungsministeriums und des
Kanzleramts auf.

Der wusste das überhaupt nicht - hatte ein-
geladen!

Stern:

Haben die Beamten aus Bonn Ihre
Expertise zu Gorleben beeinflusst?

Röthemeyer:

Ja,

- so habe ich ihn noch nie Klartext reden
gehört -

in einem Punkt. Wir hatten dem
Endlager Gorleben grundsätzlich
Eignungshöffigkeit zugeschrieben,
was bedeutet, dass wir Gorleben
als Endlager grundsätzlich für ge-
eignet hielten. Insofern kann ich
überhaupt nicht nachvollziehen,
wieso ich heute als Gorleben-Geg-
ner gelten soll. Wir haben aber da-
mals gefordert, dass der letzte Ab-
satz unseres Gutachtens so lautet,
und ich zitiere: „Viele Aussagen und
Ergebnisse des Berichts sind we-
gen der noch nicht erfolgten Bestä-

tigung durch die untertätige Erkun-
dung mit Unsicherheiten behaftet.
Das darin liegende Risiko hinsicht-
lich der Art und der Menge endla-
gerbarer radioaktiver Abfälle kann
durch vorsorgliche Erkundungs-
maßnahmen an anderen Standor-
ten (Standortvorsorge) verringert
werden. Mit dem Schachtabteufen

- das hatten wir ja eben schon mal drauf -

parallel laufende übertägige Erkun-
dungsmaßnahmen anderer Stand-
orte vermeiden somit Sachzwänge
bei der Realisierung dieses Endla-
gers. Dies würde auch die Akzep-
tanz des Standortes Gorleben er-
höhen.“

Klarer Fall. Sie wissen, ich stamme aus
diesem Hause und habe das eben von einem
Kollegen erfahren, der auch sehr betrübt
über diese Entwicklung gewesen ist. Ich
habe das aber zunächst zurückgehalten.
Meine vertraglich festgelegte Schweigepflicht
von fünf Jahren war schon längst abgelau-
fen; aber ich habe es trotzdem zurückgehal-
ten. Ich stand auch immer mit Herrn Röthe-
meyer in brieflicher Korrespondenz, wie auch
noch mit einigen anderen, auch mit Herrn
Herrmann. Als Tiggemann über diese Sit-
zung im Umweltausschuss berichtet, schreibt
er dann so etwas salopp: Wurde ihm von
Duphorn zugespielt. - Na ja, das sind auch
nur Menschen.

Ute Vogt (SPD): Danke schön.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Vielen Dank, Herr Professor Duphorn. - Die
FDP hatte auf ihr Fragerecht verzichtet. -
Dann geht das Fragerecht jetzt an die Frak-
tion Die Linke, bitte.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Danke,
Frau Vorsitzende. - Ich möchte erst einmal
bitten, dass die Zitate oder die Abschnitte,
die Professor Duphorn aus dem Wendland-
Lexikon zitiert hat, zu den Akten genommen
werden.

An der Stelle möchte ich noch mal nach-
fragen. Herr Professor Duphorn, ist Ihnen
bekannt, dass zum Beispiel nach 89 auf Da-
ten und Bohrergebnisse der Fachbehörden
der DDR zurückgegriffen wurde oder auch
Bohrkerne sichergestellt wurden, die ja ent-
standen sein müssen, als damals nach Erd-
gas und Erdöl bei Lenzen gebohrt wurde?
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Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das ist
jetzt eine Frage, die breiter gefächert ist, als
man zunächst denkt, weil hier in diese Erd-
gasfrage ja auch der Salzstock Rambow und
die Explosion, die ich vorhin geschildert
habe, mit hineingehen. Das steht in unmittel-
barem Zusammenhang.

Ich habe hier übrigens ein Steinsalz in der
Tasche. Den kann ich mal herumreichen.
Dieses Steinsalz stammt aus der Endlager-
formation Gorleben, aber nicht aus Gorleben
selbst, sondern aus dem Schacht „Glückauf“
in Sondershausen, wo ich als Student mein
Bergbaupraktikum praktiziert habe. Da führte
mich der Steiger - also dieselbe Endlager-
formation - zu einer Spalte, aus der es ein
Jahr zuvor auch eine Erdgasexplosion gege-
ben hatte. Da waren 13 Kumpel sofort getö-
tet worden. Angeblich dürfte es das nach der
Wissenschaftsmeinung gar nicht geben,
denn Klüfte und - - Das Steinsalz ist ja aus-
gesucht worden, weil es dort angeblich keine
Klüfte geben darf.

Nun habe ich aber den Beweis hier auf
der Hand, dass es die doch gibt. Das habe
ich damals an der Kluft abgeschlagen und in
die Tasche gesteckt. Und dann hat es den
Weg bis nach Kiel und hierher gefunden. Ich
zeige Ihnen das deshalb, weil das einen
ganz direkten Bezug hat. Ich habe in Kiel bei
uns in der Chemie auch Kohlenwasserstoff-
analysen machen lassen, und die stimmen
genau mit den Analysen aus der Explosions-
stätte in Rambow überein. Sie stimmen auch
mit Erdgaskondensaten aus dem Salzstock
Gorleben überein.

In jedem Fall steht fest: Dieses Erdöl in
allen drei genannten Stellen ist nicht dort
entstanden, wo es heute ist. Es ist dorthin
gelaufen. Ebenso wie Lauge sich bewegt,
bewegt sich auch das Gas durch die Stein-
salzformationen hindurch. Das ist der Beweis
dafür. Jetzt, wo die Sache in Gorleben durch
die Aufdeckung der vorhin genannten Erd-
gasdaten im Hauptanhydrit brennend akut
geworden ist, wird es dadurch noch kompli-
zierter und noch brisanter, weil diese Gase
und auch das Erdöl - das ist jetzt mal einheit-
lich handhabbar; die sind ja auch miteinander
vermengt - nicht nur aus dem direkt darunter
liegenden Stinkkalk oder Stinkschiefer unter
dem Steinsalz der Endlagerformation kom-
men, sondern die haben alle einen extrem
hohen Stickstoffgehalt.

Ich habe ein Bohrverzeichnis von Gorle-
ben Z 1. Da ist am Rande des Salzstocks
Gorleben schon zehn Jahre bevor es in

Gorleben mit der Endlagerforschung losging,
von der BRAGLA (?)

18
eine Erdölbohrung ge-

macht worden. Da haben die durch die gan-
zen Salzschichten noch 400 Meter durchge-
bohrt und sind unten auf eine - steht wörtlich
im Bohrprotokoll - Erdgaslagerstätte gesto-
ßen. Und das bestand zur Hälfte aus Stick-
stoff. Genau solche Zahlen finden Sie auch
in Gorleben-Analysen.

Das heißt also, es kommen zwei Quellen
für die Herkunft dieser Gase infrage, die jetzt
in Gorleben für großen Ärger sorgen werden,
wenn es stimmt, dass diese Erdgasblasen im
Hauptanhydrit wirklich diese Dimensionen
anreichern, wie man aus Akten des BfS und
der BGR nachlesen kann. Die sind dort ge-
nannt; die ziehe ich hier nicht aus dem Hut.
Wie man damit umgehen muss, ist eine an-
dere Frage; aber die sind dort genannt.

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Die
Zahlen werden bestritten!)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Es
ist nicht Aufgabe dieses Ausschusses, das
hier zu bewerten. Dass Sie das vortragen, ist
interessant. Das müssen sicherlich andere
Menschen werten. Beim allerbesten Willen,
dazu sehe ich uns in keiner Weise imstande,
weil wir alle keine Geologen sind. - Ich frage
einfach: Ist die Frage damit hinreichend be-
antwortet?

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Ja. - Ich
möchte Herrn Professor Duphorn gerne noch
etwas fragen. In dem ersten Entwurf von
1983 von der DBE - Anlage 12 aus
MAT A 4/3 - findet sich auf Seite 2 die Ein-
schätzung, dass Erdgas- und Erdölvorkom-
men in der Umgebung des Salzstockes, die
förderungswürdig wären, nicht zu erwarten
sind. Demnach hat sich dieser Stand in den
letzten Jahrzehnten dann doch verändert. Ich
frage Sie das speziell, weil Sie bei der BGR
lange für Rohstoffvorkommen zuständig wa-
ren und es ja, wenn ich es richtig begreife,
schon eine Diskrepanz gibt, dass Rohstoff-
förderung im Zweifelsfall Vorrang hatte, ein-
fach auch rechtlich. - Ich korrigiere mich: Es
war der PTB-Zwischenbericht zu der MAT-
Nummer.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Na ja,
Rohstoffförderung und Gasförderung will ich
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Richtigstellung des Zeugen: streiche „BRAGLA (?)“,

setze „Gewerkschaft Brigitta“, Anlage



1. Untersuchungsausschuss 37
[12. Sitzung am 08.07.2010 - Sitzungsteil Zeugenvernehmungen] - endgültig

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

mal nicht in einen Topf werfen. Aber ich wie-
derhole und bekräftige das noch einmal: Das
ist für mich jetzt das akute Hauptproblem
Nummer eins. Diese Frage muss geklärt
werden. Das ist eine kardinale Frage für das
ganze Projekt.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Aber
Sie wissen nicht, ob die Bohrkerne aus DDR-
Zeit vom östlichen Salzstock in irgendeiner
Form sichergestellt und noch einmal ausge-
wertet wurden?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Nein,
ich habe Akten aus der DDR. - Ich finde das
jetzt bloß nicht mehr; das liegt irgendwo da-
hinten im Koffer. - Ich habe aber auch Akten
aus der DDR einmal mit chemischen Analy-
sen, mit Bohrdaten. Ich habe auch Akten, die
belegen, dass die BGR

19
nach der Explosion

einen Arbeitsstab gebildet hat. Die DDR
hatte schon seinerzeit ein Atomministerium.
Der stellvertretende Direktor war übrigens als
Student mein Assistent im chemischen Prak-
tikum gewesen.

Die haben also eine eigene Arbeitsgruppe
gebildet - das betraf die ja unmittelbar -, die
wollten das auch wissen. Und nach der
Wende hat die BGR das Zentrale Geologi-
sche Institut

20
übernommen. Es wurden von

dort aus Unterlagen, Altunterlagen gesam-
melt. Aus denen geht das hervor, was ich
Ihnen vorhin an Daten gebracht habe.

Meine Informationen stammten aus pri-
vaten Kreisen. Ich hatte einen Kommilitonen,
der war in dieser Zeit, als das Unglück pas-
sierte, Hauptabteilungsleiter für die Tiefen-
forschung in der DDR in Schwerin. Dessen
Angaben unterscheiden sich von denen, die
jetzt über ZGI/BGR kommen, nur in einem
Punkt. Er sagte: Gasexplosion im unteren
Teil des Steinsalzes. Und die BGR, das heißt
die von der BGR übernommene Institution,
sagt: Im Stinkschiefer

21
, der darunter kommt.

Aber das ist nur von gradueller Bedeutung.
Das Entscheidende - das kann ich nicht

verstehen - ist: Die BGR hat meines Wissens
bis heute nichts über diese Dinge verlauten
lassen. Ich will jetzt vorsichtig sein: In allen
Diskussionen in Gorleben und um Gorleben,
wo ich mehrfach dieses Problem angespro-

19
Richtigstellung des Zeugen: streiche „BGR“, setze

„DDR“, Anlage
20

Ergänzung des Zeugen: „der DDR“, Anlage
21

Ergänzung des Zeugen: „bzw. Stinkkalk“, Anlage

chen habe, hat die BGR nichts verlauten
lassen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Gut,
das ist sicherlich noch mal eine Aufgabe der
Zukunft, das weiter zu werten. - Dann geht
das Fragerecht bezüglich der Vergangenheit
und unseres Untersuchungsauftrags an
Bündnis 90/Die Grünen. Bitte schön.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Danke. - Ich möchte bei der Ver-
gangenheit wieder einhaken, und zwar bei
der Vergangenheit vor einer halben Stunde,
als wir über die Bohrlöcher und die Bohrun-
gen gesprochen haben, wo Sie sagten, je
tiefer Sie mit den Bohrungen gingen, desto
schlechter wurden die Bohrergebnisse. Sie
haben dann darauf hingewiesen, dass die
BGR Salzspiegelbohrungen mit negativen
Ergebnissen durchgeführt hat, die Risse
ergeben haben. Ich glaube, Sie haben ge-
sagt: klüftig bis 600 Meter und Kaliablösung.
Und Gas aus der Bohrung 5001 haben Sie
ebenfalls erwähnt. Das würde ich gerne noch
mal, soweit Sie sich daran erinnern, genauer
hören, was das für eine Bedeutung hatte,
und würde Sie gleich in dem Zusammenhang
fragen wollen, ob Sie unter diesen Bedin-
gungen einen Zusammenhang mit dem tragi-
schen Schachtunfall sehen, der sich am
12. Mai 1987 genau in einer der Bohrungen
ereignet hat.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Wenn
ich das ausführlich beantworten wollte, dann
müssten wir erst mal eine Runde Kaffee
bestellen.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Gut, wir können ja anfangen.
Wenn ich das zu dem Schachtunfall im
Zweifelsfall noch kurz erklären soll, ist es
ganz gut - - Die Quelle, die ich benutzt habe,
ist der Spiegel, 34/1987, die Ausgabe vom
17.08. Der Unfall hat sich am 12. Mai 1987
ereignet. Und zwar ging es darum: Ein fol-
genschwerer Unfall brachte das Unterneh-
men zum Stillstand. Es geht um die Bohrung:

Die Endlager-Schürfer waren im
Schacht 1 gerade erst bis in
239 Meter Tiefe vorgedrungen, da
barst einer von 34 anderthalb Ton-
nen schweren Sicherungsringen
aus Stahl und stürzte auf die fünf
Meter darunter stehenden Arbeiter
auf der Schachtsohle. Ein Berg-
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mann starb, zwei weitere wurden
schwer verletzt. Weil der Schacht
einzustürzen drohte, musste er
14 Meter hoch mit Beton verfüllt
werden.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das ist
ein ganz besonderes Kapitel meiner Gorle-
ben-Geschichte. Ich könnte ein ganzes Buch
darüber schreiben.

Wir haben uns in den letzten drei Mona-
ten 1982, als wir schon arbeitslos waren, die
Bohrungen am Schacht mit angesehen. Wir
hatten aber schon bei der Kartenanalyse aus
den bereits vorhandenen Bohrungen he-
rausbekommen, also den Verdacht erhalten,
dass dort direkt im Schachtbereich, in der
unmittelbaren Umgebung, Sprünge und
Risse schräg Richtung Salzachse einfallen.
Das konnte man daraus erkennen, dass eine
Schicht, die hier rechts liegt, einmal hier auf
Tischhöhe, von einem Schnitt richtig abra-
diert wird.

(Der Zeuge führt anhand eines Bu-
ches und der Tischkante eine De-

monstration durch)

Dieselbe Schicht liegt hier am anderen Tag
20 Meter

22
tiefer oder so. In der Regel sieht

es aber so aus - das ist also die vorhin schon
erwähnte Tektonik -, dass das oft gar nicht
nur eine große Störung ist, sondern dass
eine Vielzahl von Kleinststörungen auftreten,
also praktisch alle Größenordnungen ein-
schließen können. Das ist der Normalfall.

Da habe ich auch eine „Krisensitzung“ -
also jetzt in Tüttelchen - mit der PTB gehabt.
Da waren auch Schachtbauingenieure von
Deilmann-Haniel dabei, Bergamt Celle und
das Oberbergamt von Clausthal. Da habe ich
das vorgetragen. Und das wurde weitgehend
abgewickelt. Die Einzigen, die aufmerksam
zugehört haben, das waren die Schachtbau-
ingenieure.

Ich hatte vorgeschlagen, den Schacht-
standort, den Ansatzpunkt für den Schacht,
zu versetzen, nicht in eine Stelle hineinzu-
bauen, die durch tektonische Störungen und
Risse gefährdet ist. Das wurde dann offiziell,
ähnlich wie hier von Ollig, vom Bergamts-
mann aus Celle - Moritz (?), Dr. Wolfs (?)

23
-

alles als gebirgsmechanischen Unsinn be
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zeichnet. Na ja, da habe ich gesagt
24

: Dann
macht doch, was ihr wollt. - Ich habe hinter-
her noch ein paarmal mit der PTB darüber
diskutiert. Aber das war dann klar: Die
machten weiter. Dann ist das passiert.

Ich muss hinzufügen: Das Bohrverfahren
ist sehr bewährt: Tiefkühlverfahren. Die hat-
ten um den Schachtstandort herum kreisför-
mig 40 Bohrungen angeordnet. Da haben sie
eine Kühlflüssigkeit injiziert, die bis minus
40 Grad runtergefahren wurde. Damit sollte
das von unten kommende warme Salzwas-
ser auch mit vereist werden.

Nun gehen die Berechnungen aber davon
aus, dass das auftretende Salzwasser eine
mehr oder weniger homogene Masse ist. Ist
sie aber meistens nicht. Das geht natürlich
zuerst aus den Klüften, und dann kommt es
aus den Rissen. Und dann kommt erst die
homogene Masse. So war es dann dort
auch.

Dieser Gefrierblock hatte einen Durch-
messer von immerhin 40 Metern gehabt. Das
war ringsum gefroren. Aber an der Stelle, wo
die Risse waren, da lief das warme Salzwas-
ser rein, und da war es nicht gefroren. Und
wenn das nur Haarrisse sind! Denn Wasser
kommt überall hin. Da sitzen vielleicht Tau-
sende von Haarrissen. Ich war selbst im
Schacht. Ich habe einen 2 Meter tiefen
Sprung gesehen. Da waren noch größere
Sprünge. Die BGR hatte gesagt: Hier gibt es
keine Sprünge, hier gibt es keine Sprünge. -
Sie waren aber da. Die niedersächsische
Genehmigungsbehörde, das Landesamt, hat
sie - auch im Bild; die waren da - aufgenom-
men.

Dann ist der Schacht nach innen gebeult.
Und dann hat man sogenannte gusseiserne
Tübbinge - das sind also Eisenringe mit ei-
nem Gewicht von anderthalb Tonnen - in den
Schacht eingepresst, um Widerstand einzu-
bauen, damit der Schacht nicht einstürzte.
Und ein paar Tage später hat es „klick“ ge-
macht. Da hat sich so ein Ding aus seiner
Verankerung gelöst, war gebrochen. Dann ist
der runtergefallen, und unten standen sechs
Bergleute. Einer, der Steiger Martini (?), war
sofort tot. Er ist dann im Krankenhaus ge-
storben. Die anderen waren mehr oder weni-
ger verletzt. Das hätte nicht passieren brau-
chen.
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Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Vielen Dank, Herr Professor Duphorn. - Ich
erkenne aber, dass das jetzt eine Kontro-
verse zwischen Wissenschaftlern war, wo
Sie eine andere Meinung hatten, die mögli-
cherweise, wenn man ihr gefolgt wäre, dann
sogar dazu beigetragen hätte, dass dieser
schreckliche Unfall nicht passiert wäre. Aber
es ist jetzt kein Zusammenhang damit zu
sehen, dass irgendjemand politisch Einfluss
genommen hätte. Das ist ja letztendlich das,
was uns und diesen Ausschuss interessiert.
Ich glaube nicht, dass wir jetzt die wissen-
schaftliche Expertise haben, um wissen-
schaftliche Dispute letztendlich zu klären.

Ich sage das deshalb, weil ich Sie, liebe
Kolleginnen und Kollegen, fragen möchte, ob
es noch weiteren Fragebedarf hinsichtlich
unseres Untersuchungsauftrags gibt. Und
der ist nun ohne Zweifel politisch motiviert
und stellt die Frage, inwiefern Regierungs-
handeln Einfluss auf die Erkundung, die Be-
urteilung und Bewertung sowie die Einbezie-
hung von Ergebnissen von Wissenschaftlern
genommen hat. - Wird noch eine Berliner
Runde gewünscht? Ich frage noch einmal die
CDU/CSU. - Nein, wollen Sie nicht. SPD? -
Bitte schön.

Marco Bülow (SPD): Danke, Frau Vorsit-
zende. - Ich habe zwei Fragen. Eine richtet
sich auf die Aussagen des Herrn Kreusch,
den wir hier als Sachverständigen hatten. Da
würde ich Ihnen gerne ein kurzes Zitat brin-
gen. Das ist unter MAT 50 im Hand-out zu
den Kreusch-Akten zu finden. Der hat hier
am 10. Juni - also noch nicht so lange her -
gesagt:

Festzuhalten ist, dass die konkreten
Standortbefunde ein Deckgebirge
zeigen, dessen Isolationseigen-
schaften nachweislich ungünstig
sind. Bei einer Eignungshöffigkeit
des Standortes Gorleben kann des-
halb - -

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Darf ich
jetzt wirklich mal sagen, dass wir beim Un-
tersuchungsauftrag bleiben. Wir erkunden
hier keinen Salzstock, wir machen hier keine
wissenschaftlichen Kolloquien. Ich muss jetzt
wirklich darum bitten - sonst muss ich leider
eine Beratungssitzung beantragen -, dass wir
hier bei dem bleiben, was Untersuchungsge-
genstand ist.

(Dorothea Steiner (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Wir haben die

ganze Zeit über Geologie geredet!)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Die
Frage Deckgebirge ist ja durchaus eine, die
wir hier heute schon häufig erörtert haben. -
War das gerade ein Antrag für eine Bera-
tungssitzung, Herr Kollege Grindel?

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich bitte
den Kollegen Bülow, die Frage so zu gestal-
ten, dass es vom Untersuchungsgegenstand
noch gedeckt ist.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Gut,
dann war das jetzt kein Antrag. - Dann bitte
ich jetzt den Kollegen Bülow, weiter zu fra-
gen. Bitte schön.

Marco Bülow (SPD): Erstens war meine
Frage noch nicht zu Ende. Und wenn das Ihr
Stil ist, Herr Grindel, werde ich auch Ihnen
jetzt jedes Mal ins Wort fallen, wenn ich der
Meinung bin, dass Sie nicht den Untersu-
chungsgegenstand ansprechen. Dann
müssten wir jedes zweite Mal eingreifen. Ich
glaube, dass Ihr Vorgehen sehr ungehörig
ist.

(Zuruf des Abg. Reinhard Grindel
(CDU/CSU))

- Ich bin noch gar nicht mit der Frage fertig
gewesen. Also lassen Sie mich ausreden.

Das war die Aussage des Herrn Kreusch.
Ich würde Sie bitten - - weil wir ein paarmal
auch darüber diskutiert haben und Sie heute
auch schon den Begriff der Eignungshöffig-
keit fallen gelassen haben, der damals in
diesem Zusammenhang benutzt worden ist.
Sie haben gerade schon mal den Unter-
schied angeschnitten, ob es ein geeigneter
Standort ist, der damals auch daneben
stand. Ich frage Sie, ob Sie die Aussage des
Herrn Kreusch schon damals geteilt haben
und wie Sie den Begriff der Eignungshöffig-
keit aus Ihrer Sicht erklären würden.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ich
habe doch vorhin schon mal das Thema
angeschnitten gehabt. Ich wiederhole viel-
leicht: Eine Eignungshöffigkeit ist gewisser-
maßen die Vorstufe zur Eignungsaussage.
Deshalb werden ja die Untersuchungen ge-
macht. Man kann ja nicht einen Hammer in
die Luft schmeißen und sagen: Der ist geeig-
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net. - Da geht man also etappenweise vor. In
der Rohstoffgeologie ist das ein sehr um-
fangreiches Kapitel. Das geht bis hin zur
Infrastruktur. Da kommen marktwirtschaftli-
che Dinge mit rein. Wir brauchen auch
marktwirtschaftliche Betrachtungsweisen,
wenn wir mit Milliarden Steuergeldern umge-
hen wollen. Da kommt sehr viel rein.

Also, Eigungshöffigkeit ist die Hoffnung,
dass der Salzstock für die Endlagerung be-
nutzt werden kann. Die muss dann in be-
stimmten Zwischenstufen unter bestimmten
Sicherheitskriterien geprüft werden. Dazu
gehört letztendlich auch eine untertägige
Erkundung. Aber er kann meines Erachtens
eben nicht untertägig weiter erkundet wer-
den, wenn zu viele Gegenergebnisse aus
dem Deckgebirge dagegenstehen.

Das fing schon mit den ersten Kriterien
von Dr. Albrecht an. Da waren halt drei nicht
erfüllt - nur eins: die Größe des Salzstocks.
Die gesamte Struktur des Salzstocks, die
ungünstiger ist, als erwartet wurde, spielte
damals noch gar keine Rolle. Da wussten wir
noch nichts von 100 000 bis 1 Million

25

Erdgas im Hauptanhydrit gleich neben dem
Füllort vom Schacht.

Das sind Dinge, die man vorher nicht wis-
sen kann. Man muss als Geologe, wenn es
um Sicherheitsfragen geht, auch immer be-
reit sein, flexibel umzudenken. Das gehört
mit zur Methodik dazu.

Marco Bülow (SPD): Vielen Dank. - Ich
habe noch eine Frage. Sie haben ein paar-
mal auch schon die Rinne angesprochen.
Können Sie noch einmal ausführen, ob Sie
damals schon Kenntnisse bezüglich der
Risse und des zerrissenen Deckgebirges,
das Sie beschrieben haben, hatten? Ist das
vergleichbar mit anderen Lagern bzw. Stol-
len? Haben Sie damals dazu schon Erkennt-
nisse gehabt, dass es auch woanders schon
aufgetreten ist?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Nein,
wir wussten über den Salzstock Gorleben so
gut wie nichts. Ich sagte vorhin schon, der
gehörte ein paar Jahre zu meinem amtlichen
Dienstbezirk als Obergeologierat. Obergeo-
logierat hieß das, glaube ich. Da fuhr ich alle
paar Jahre mal hin. Aber über den Salz-
stock - - Natürlich wussten wir, dass einer da
war. Ich hatte auch die Bohrkerne im Dorf-
museum Vietze ausfindig gemacht. Die ha-
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ben wir dann untersuchen lassen. Das war
eine meiner ersten Aktionen. Da haben wir
festgestellt - das waren alte Kalibohrungen -,
dass dieser Salzstock dort recht tief lag. Die
eine Bohrung ging bis 1 000 Meter. Aber in
zwei Bohrungen nahmen die tertiären Tone,
die den Salzblock nach oben abdichten soll-
ten, bis auf wenige Meter - -

26
Da habe ich

das erste Mal durch meine damals noch
vorhandenen Zähne gepfiffen.

Also das war schon ein erstes Warnzei-
chen. Als wir dann bohrten, war es umge-
kehrt. Wir haben zehn oder zwölf Bohrungen
gemacht und hatten wunderschöne dichte,
mächtige Tertiärtone. Da haben wir uns
schon gefreut. Dann wurde es immer weni-
ger, und am Schluss saßen wir in der Gorle-
bener Rinne, wo auf einer Fläche von mehre-
ren Quadratkilometern überhaupt kein Ton
mehr da war. Es war alles durch das
Schmelzwasser, das in einem Tunneltal un-
ter dem Eis hinweggebraust war und noch
den halben Gipshut mitgenommen hatte,
wegerodiert worden. Das ist ja auch tief in
den Gipshut des Salzstocks eingeschnitten.
Und dann ist das noch seitlich - - Das hat bei
1 000 Meter Eis einen ungeheuren hydrosta-
tischen Druck gehabt. Das müssen Sie mal
in Island oder noch besser in Grönland se-
hen, was da für eine Kraft dahintersteckt. Da
hat sich das seitlich unter den Gipshut drun-
tergeschoben. Es ist alles vermengt worden.
Da hat die BGR bis 30 Meter mächtige soge-
nannte Brekzien entdeckt. Ich habe einen
Bohrkern gesehen, der 2 Kilometer von der
Einpressstelle entfernt stand. Da war ein
wunderschöner Granit aus Schweden drin.
Solche Sachen gibt es.

Vor Überraschungen ist man in der Geo-
logie nie sicher. Und, wie schon gesagt, man
muss da ganz flexibel sein und sich immer
wieder auf neue Situationen einstellen und
umdenken und dann den Auftraggeber be-
wegen, auch umzulenken, wenn man denkt,
es ist zu viel des Schlechten.

Ute Vogt (SPD): Herr Professor Duphorn,
Sie haben vorhin zitiert, dass Sie auf der
Veranstaltung in Hitzacker gesagt haben: die
Ergebnisse Ihrer Bohrungen überwiegend
negativ und deshalb Untersuchungen ande-
rer Salzstöcke.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja.
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Ute Vogt (SPD): Das war Ihr Fazit. Gab
es damals Wissenschaftler, die zur damali-
gen Zeit Bedenken gegen eine alternative
Standortsuche geäußert haben? Ist Ihnen
bekannt, dass es ausdrückliche Hinweise
gab, dass man keine alternative Standortsu-
che will? Sie haben vorhin die genannt, die
eher dafür waren. Aber ich wollte wissen:
Wer waren diejenigen, die sich ausdrücklich
gegen die alternative Standortsuche gewandt
haben? Waren es Wissenschaftler? Und
wenn ja, welche?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Einen
kleinen Moment, bitte. Ich habe doch noch
den Band auf dem Tisch liegen.

(Zeuge blättert in seinen Unterla-
gen)

Da hatte ich nämlich eine Diskussion mit
dem Herrn Venzlaff. Ich habe Venzlaff ange-
sprochen. Das hatte ich vorhin wohl auch
schon mal zitiert. Ich will mal sehen, wo
Venzlaffs Vortrag steht.

Ute Vogt (SPD): Sie meinen den Herrn
Professor Venzlaff, der als Mitglied im
Atomforum gearbeitet hat.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja. -
Das hat mich auch etwas geärgert, dass man
ihm das angekreidet hat. Ich meine, eine
gute Lobbyarbeit gehört zu unserem Gesell-
schaftssystem einfach dazu. Es muss nicht
so eine schlechte sein wie in dem vorhin
geschilderten Ollig-Fall. Aber es gibt auch
gute, und die brauchen wir. Sonst laufen die
Wirtschaft und die Politik nämlich nicht. Poli-
tik, Wirtschaft, Wissenschaft, die müssen -
auch personell - verflochten sein. Das gehört
ganz einfach zum System dazu. Sonst - -

Ute Vogt (SPD): Aber kann ein Wissen-
schaftler unabhängig sein, wenn er gleich-
zeitig Lobbyvertreter ist? Das ist doch das
Problem.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Kann
man. Wenn es zu dick wird, kann man seinen
Hut nehmen und sagen: Danke, ich gehe. -
Kein Problem. In der DDR konnte ich das
nicht sagen, aber hier kann ich das.

Ute Vogt (SPD): Okay. - Also Herr Pro-
fessor Venzlaff war der eine. Gibt es noch
mehr?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Warten
Sie, ich finde das. Kein Problem. 407, 413,
alles klar. - Natürlich hat er mir widerspro-
chen. Das ist auch sein gutes Recht.

(Der Zeuge blättert in seinen Un-
terlagen)

Moment, das war in der Diskussion. Da finde
ich das nicht. Hier kommt Herr Matting, den
sicherlich auch einige von Ihnen kennen.

(Der Zeuge blättert weiter in seinen
Unterlagen)

Ich gebe doch auf, das dauert zu lange.
Ich finde es nicht so schnell wie erwartet.

Ute Vogt (SPD): Ja, gut, wir können ja
das Protokoll auch noch mal durchschauen.
Vielleicht kann man es, ohne Personen zu
nennen, noch mal zuspitzen: Gab es damals
eine öffentliche Debatte -

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja.

Ute Vogt (SPD): - über die Frage „Alter-
native Standorte ja oder nein“?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Nein.

Ute Vogt (SPD): Denn unser Knackpunkt
ist ja: Das Thema „Alternative Standorte
suchen“ wurde ja politisch praktisch rausge-
nommen. Das ist, glaube ich, unstreitig. Und
die Frage war: Hat es vorher eine Rolle in
der wissenschaftlichen Diskussion gespielt?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Natür-
lich wurde das intern diskutiert, aber nicht
gleich von Beginn an. Da gingen wir rein
konstruktiv und optimistisch an die Arbeit und
haben halt gebohrt. Und die Zweifel sind
dann langsam und organisch gewachsen.
Über die nicht vorgesehene Paralleluntersu-
chung von anderen Salzstöcken wurde zu-
nächst gar nicht diskutiert - erst so etwa ab
82.

Ute Vogt (SPD): Also, das ergab sich aus
der Erkenntnis der Untersuchungen.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja, als
sich die Negativergebnisse besonders aus
dem Deckgebirge häuften.

Ute Vogt (SPD): Dann hätte ich noch
eine Frage in Bezug auf die damals verfüg-
baren Daten. Gab es Versuche oder hat man
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überhaupt damals daran denken können,
dass man auch Informationen vonseiten der
DDR über den dortigen Teil des Salzstockes
erhält? Oder war das gar nicht denkbar, dass
man sich an die dortige Wissenschaft wen-
det?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Keine
Versuche. Das war ja auch der Grund für die
unter Helmut Schmidt noch SPD-geführte
Bundesregierung, schon 1975 von Gorleben
Abstand zu nehmen, weil, wie gesagt, die
nördliche Hälfte der Salzstruktur auf DDR-
Gebiet lag. Und mit der DDR wollte man
offensichtlich nichts zu tun haben. Es war
nach allem, was ich gehört habe, eine vor-
wiegend politische Entscheidung. Es waren
ja auch noch andere Salzstöcke im Ge-
spräch. Herr Lüttig weiß da genau Bescheid.
Der war da von Anfang an involviert. Er war
zeitweilig auch mein Chef in Hannover.

Zunächst stand Gorleben überhaupt nicht
zur Debatte. Das wurde dann erst in einer,
um mit Lüttig zu reden, „Nacht-und-Nebel-
Aktion“ auf die erste Stelle gesetzt und dann
durchgezogen. Es lief alles etwas im Dun-
keln, etwas merkwürdig ab.

Ich kenne einen Kollegen, Dr. Hofrichter,
der Salzgeologe war. Der saß im Neben-
zimmer bei mir. Der war 85 auch bei der
Sitzung vom Umweltschutz - - Wann war
das? Jetzt bringe ich die Zahlen durcheinan-
der. Also ich hatte einen Kollegen, der direkt
involviert war. Der hat eine Woche Zeit ge-
habt, um die Frage „Gorleben ja oder nein?“
zu beantworten. Dann hat er, und zwar dem
Dienstvorgesetzten - es gab ja noch kein
Umweltministerium; zuständig war das Sozi-
alministerium unter Herrn Schnipkoweit, der
übrigens gelernter Bergmann war und inso-
fern auch etwas von der Materie verstand -,
gesagt - - Da wurde er gefragt: Haben Sie
Einwände gegen Gorleben? Er sagte: Ich
kann nichts äußern, ich weiß zu wenig. - Und
so war es auch.

Ute Vogt (SPD): Danke schön.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank, Herr Professor Duphorn. -
Ich gucke noch einmal rüber zur FDP. - Im-
mer noch keine Fragen. Okay, vielen Dank. -
Dann gebe ich das Rederecht jetzt an die
Fraktion Die Linke weiter.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Danke,
Frau Vorsitzende. Ich hätte noch ganz, ganz

viele Fragen. Aber ich denke, angesichts der
Zeit möchte ich mich auf zwei beschränken. -
Professor Duphorn, zum einen haben Sie
vorhin, als Sie aus dem Bericht der dritten
Hitzacker-Veranstaltung zitiert haben, auch
gesagt, Sie hätten damals zu Dr. Venzlaff
gesagt: Haben auch Sie den Mut, die Ergeb-
nisse so zu beurteilen wie ich?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Was
meinten Sie mit „Mut“? Meinten Sie damit
jetzt ausschließlich, die eigene wissenschaft-
liche Meinung zu revidieren? Oder bezog
sich dieses „Mut haben“ vielleicht noch auf
etwas anderes?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Nein,
im Gegenteil. Ich habe gesagt: Ich habe für
alles Verständnis. Jeder hat seine Meinung,
jeder hat seine richtige Meinung, jeder hat
seine Fehlmeinungen. - Ich habe ihn ja völlig
in Schutz genommen. Nein, das bezog sich
auf die Frage „Erkundung anderer Parallel-
lagerstätten oder nicht?“, nur darauf.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Wir
wollen ja hier untersuchen, ob und, wenn ja,
in welcher Weise und durch welche politi-
schen Funktionsträger auch Druck ausgeübt
und Einfluss genommen wurde. Was ist Ih-
nen über die politisch Verantwortlichen be-
kannt, die damals tätig waren? Sie haben
vorhin gesagt, Sie seien geschasst worden.
Ich meine, Sie hätten dieses Wort verwendet.
Wie muss man sich das genau vorstellen,
was 1981 vor sich gegangen ist? Ist da, auf
die PTB zum Beispiel, Druck ausgeübt wor-
den? Wenn ja, von wem? Also wie muss
man sich das konkret vorstellen?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Wenn
man diesem internen Zirkel nicht selbst an-
gehört, dann kann man das auch nicht beur-
teilen. Ich habe vorhin mal gesagt, dass ich
mit Bezug auf Anselm Tiggemann, der also
in seinem Buch geschrieben hat, Duphorn
wurde da eingeschleust - - Das kann man
nicht so ohne Weiteres sagen. Es ist nicht
mein Bier. Ich kann nicht etwas über Perso-
nen sagen, die ohne mein Zutun, ohne
meine Anwesenheit untereinander wieder
etwas anderes beraten oder sagen - - mache
ich grundsätzlich nicht; ich will niemanden
verdächtigen.
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Dorothée Menzner (DIE LINKE): Aber
Sie hatten schon den Eindruck, dass Sie
sozusagen auch deshalb geschasst wurden,
weil die Ergebnisse, die Sie vorgelegt haben,
nicht besonders genehm waren.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja, das
können Sie ruhig stehen lassen. Das bezieht
sich aber nur auf den BMFT. Was da sonst
noch gelaufen ist, das weiß ich nicht; das will
ich auch nicht wissen.

Dorothéé Menzner (DIE LINKE): Okay,
danke.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn:
30 Jahre rückblickend schon eh nicht,
Schnee von vorgestern.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Das
sind jetzt alle Fragen der Linken. Habe ich
das richtig verstanden? - Wunderbar. Dann
geht das Fragerecht noch mal an die Grü-
nen. Bitte.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Da möchte ich - ganz streng vor
dem Hintergrund des Untersuchungsauf-
trags, an den wir gerade wieder erinnert wor-
den sind - anknüpfen. Ich hatte ja vorhin
schon auf einen Vermerk vom 29. Juni 1982
aus dem BMI, MAT A 24, hingewiesen, wo
erst darauf hingewiesen wurde, Professor
Duphorn solle doch im Hinblick auf seinen
Sachverstand weiterbeschäftigt werden. Man
könne nicht darauf verzichten. Und einige
Punkte später wird aber geraten, dass PTB
und BGR die Aussagen von Professor
Duphorn im Rahmen der Güteprüfung aus
geologischer Sicht prüfen sollten. Unter Hin-
zuziehung wissenschaftlichen Sachverstan-
des sollten auch die vorliegenden Randbe-
dingungen für Störfallbetrachtungen Profes-
sor Duphorns überprüft werden. Und schon
ein halbes Jahr später, nämlich am 16.03.83,
haben wir - MAT B 3, Paginierung 0094532 -
dann ein gutachtenähnliches Produkt der
BGR vorliegen, unterzeichnet von Herrn
Venzlaff, die dann kühn feststellen:

Die weitreichende Schlußfolgerung,
die Prof. Duphorn aus seinen Un-
tersuchungen zieht, nämlich „Er-
kundung anderer Salzstöcke“

- das ist da in Anführungszeichen gesetzt -

beruht zu einem wesentlichen Teil
auf falscher Interpretation von Da-

ten sowie auf unbewiesenen An-
nahmen.

Oder weiter unten wird die Formulierung
verwendet: Weder das eine noch das andere
ist wissenschaftlich einwandfrei belegbar - -
Ich lese es ganz vor:

Weder seine Annahme über ... Auf-
stiegsbewegungen ... noch seine
Bruchtektonik im Quartär ... noch
seine Vorstellungen über eine Wie-
derbelebung des Salzaufstiegs ...
sind ... einwandfrei belegbar.

Ihre Darstellung wird als unwissenschaft-
lich angegriffen. Das war ein halbes Jahr,
nachdem man, vor allem im BMFT, angefan-
gen hat, wie vorhin besprochen, über Ihre
Ausführungen zu diskutieren.

Nehmen Sie jetzt an oder wissen Sie, ob
die BGR für diese Ausführungen einfach nur
Ihre Daten kommentiert und die neu bewertet
hat oder ob die gar in dem halben Jahr
grundlegende wissenschaftliche Untersu-
chungen gemacht haben, um zu diesen Be-
wertungen zu kommen, um zu sagen: „Der
Mann hat nicht recht, wenn er andere Salz-
stöcke erkunden möchte“?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Die
Frage kann ich nicht beantworten. Aber da
geht parallel eine Frage, die sich aus dem,
was Sie sagten, ergibt. Es ist ja nicht so,
dass ich dort nur meine eigenen Vorergeb-
nisse interpretiert habe, sondern es war eine
Gesamtinterpretation. Ich habe Ihnen ein-
gangs vorgelesen, was da alles für Methoden
mit eingespeist wurden. Natürlich kamen die
aus ganz anderen Bereichen. Das ging wild
durcheinander. Die meisten kamen von der
BGR selbst. Es ist ja so: Ich habe mich ja
auch auf BGR-Daten bezogen. Insofern
wundert mich das etwas.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Weil mich das auch gewundert
hat, habe ich die Frage gestellt. Denn der
Kern, über den wir versuchen, Klarheit zu
bekommen, ist ja immer: Wird hier ein kom-
petenter, ein hochkompetenter Wissen-
schaftler, der seine Ergebnisse auch begrün-
den und darstellen kann, kaltgestellt und
kriegt hinterher nie wieder einen Job, hat
dann einen Karriereknick? So haben wir das
doch gerade bei Ihnen erfahren, auch mit der
Formulierung: Ich bin geschasst worden. -
Oder ist das alles purer Zufall, und hat sich
das so ergeben? Das untersuchen wir doch.
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Da sind doch die Ausführungen, die Sie ge-
rade gemacht haben, sehr erhellend.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das mit
dem Karriereknick ist natürlich nichts; denn
das war ja mein Vorteil als Hochschullehrer
im Vergleich zu den weisungsgebundenen
Mitkollegen, mit denen ich in Gorleben zu-
sammengearbeitet habe. Die gehörten ganz
verschiedenen Geschäftsbereichen an und
waren weisungsgebunden. Mein Stuhl in Kiel
steht hoch und trocken.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Aber ich habe Sie richtig ver-
standen, dass Sie im Anschluss nie wieder
von der PTB oder von der BGR mit irgend-
welchen Gutachten oder sonstigen Arbeiten
beauftragt worden sind.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das ist
richtig, aber ich wollte auch nicht. Das stimmt
nicht ganz - zu spät; ich müsste es suchen -:
Ich habe eine Bestätigung von der PTB, die
besagt, dass ich mit meinen Leuten weiter-
machen sollte. Die kam im Juni, Juli 82, als
ich das Gutachten abgegeben hatte und als
das Kind in den Brunnen gefallen war und
die Wogen ziemlich hoch schlugen. Da ha-
ben sie wohl gemerkt, dass sie sich mit die-
sem Ding mehr Schaden als mir selbst zu-
gefügt haben.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Den Eindruck könnte man ge-
winnen. - Aber ich habe zu 82/83 noch einen
kleinen Nachklapp zu der Frage, die ich vor-
hin im Zusammenhang mit dem Schachtun-
fall gestellt habe, als wir bei den Bohrungen
und den Gasentweichungen insbesondere
beim Bohrloch 5001 aufhören mussten. Das
ist ja auch eine geologische Sache, die,
wenn sie öffentlich diskutiert worden wäre,
durchaus 1983 Einfluss auf Bewertungen
und Entscheidungen gehabt hätte. Deswe-
gen sehe ich auch aus solchen geologischen
Erörterungen den Zusammenhang zum Un-
tersuchungsauftrag als absolut gegeben.
Deswegen wollte ich da noch einmal an-
knüpfen.

Kann man jetzt vermuten, dass durch die
Bohrungsergebnisse bei Bohrloch 5001, die
ja in bestimmten Tiefen keine verwertbaren
Bohrkerne mehr ergeben haben, aber die
doch ergeben haben, dass es Risse und
Klüfte sind, solche Gefahren deutlich wurden,
die man nicht berücksichtigt hat, die man

nicht bedacht hat, durch die sich aber später
dann zum Beispiel durch solche Vorgänge
wie beim Schachtunfall gezeigt hat, dass das
mit die Ursache war?

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Ja, das
ist diese Geschichte im Schacht 5001. Man
wusste - - Sie zielen jetzt sicherlich auf die
neuen Entdeckungen über diese Gasmen-
gen ab, die in dieser Bohrung

27
stecken.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das ist
also wirklich ein Hammer. Das war natürlich
bekannt. Seit 140 Jahren Salzbergbau in
Deutschland meiden die Bergleute diesen
Hauptanhydrit, der klüftig ist und auf den
Klüften Wasser führt. Die meisten Einbrüche
erfolgen auf diesem Weg. Das wussten wir in
Gorleben natürlich auch. Deswegen wird ja
auch ein möglichst breiter Steinsalzsattel
ausgesucht. Der Hauptanhydrit, der den
Sattel flankiert, soll einen möglichst großen
Abstand haben. Das Gleiche gilt für das Kali-
salz, das auch gefährlich ist. Ich habe das
vorhin ja geschildert. Das sind die beiden
Gesteine, die beim Endlagerbergbau mög-
lichst gemieden werden sollen.

Am Schacht 1 ist eben jetzt eine grundle-
gend neue Situation dadurch entstanden,
dass Akten aus BfS und aus BGR aufge-
taucht sind, in denen klar beschrieben ist,
dass nach neueren Messungen dort Mengen
von größenordnungsmäßig etwa 100 000 bis
1 Million Kubikmeter Lauge bzw. Erdgas -
das ist ja ein Gemisch - vorhanden sind. Wie
jetzt damit umgegangen wird, das wird sich
zeigen. Darauf habe ich keinen Einfluss.
Aber für mich ist diese Meldung ein Hammer,
ein richtiger Hammer. Dass man so was
20

28
Jahre lang unter dem Deckel hält, das

ist auch ein Hammer.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Dann bedanke ich mich und
würde, Frau Vorsitzende, beantragen, dass

27
Richtigstellung des Zeugen: streiche „in dieser

Bohrung“, setze „dort im Hauptanhydrit“, Anlage
28

Richtigstellung des Zeugen: streiche „20“, setze
„mindestens 14“, Anlage
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wir die Quellen, BGR und BfS
29

, auf die sich
Professor Duphorn bezogen hat, jetzt auch
zu den Akten nehmen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Das
können wir sehr, sehr gerne machen. Ich
bitte Sie, Herr Professor Duphorn, um einen
entsprechenden Hinweis an das
Sekretariat

28
. - Ansonsten sehe ich, dass wir

jetzt am Ende der dritten Berliner Runde
sind.

Ute Vogt (SPD): Frau Vorsitzende, ich
habe jetzt keine Fragen mehr, aber noch
eine Bitte, weil Sie jetzt auch mehrfach das
Schreiben angesprochen hatten, in dem die
PTB Sie bittet, doch mit den Untersuchungen
fortzufahren. Vielleicht haben wir es auch,
und ich finde es gerade nicht. Ich habe es
jedenfalls nicht bei mir in den Akten. Viel-
leicht könnten Sie uns das auch zur Verfü-
gung stellen.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das
stimmt nicht ganz so. Ich wurde aus der PTB
von Dr. Österle (?)

30
angerufen.

Ute Vogt (SPD): Ach so, das war ein Te-
lefonat.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Dann
habe ich ihm postwendend geschrieben und
abgesagt. Damit war der Fall - -

Ute Vogt (SPD): Wenn Sie das Schreiben
noch mal hätten - -

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Das
Schreiben steckt irgendwo hier.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Wenn Sie das freundlicherweise dem Sek-
retariat noch zur Verfügung stellen würden,
damit wir es dann zu unseren Akten nehmen
können.

Herr Professor Duphorn, herzlichen Dank.
Ich sehe, dass die Fraktionen keinen weite-
ren Fragebedarf haben. Ich darf Sie jetzt
noch darauf hinweisen, dass das Sekretariat
Ihnen das Protokoll nach Fertigstellung über-

29
Anmerkung des Zeugen: „Diese Quellen wurden von

Ulrich Schneider, 1979 – 83 meine rechte
„Gorlebenhand“, im Auftrag der niedersächs. Linken und
von Greenpeace recherchiert. Wird auch er als Zeuge
vernommen?“, Anlage
30

Richtigstellung des Zeugen: streiche „(?)“, Anlage

sendet. Sie haben die Möglichkeit, innerhalb
von zwei Wochen etwaige Korrekturen und
Ergänzungen vorzunehmen. Wir haben das
jetzt schon des Öfteren gesagt: Aufgrund der
Jahreszeit kann es durchaus sein, dass der
eine oder andere auch so was Ungewöhnli-
ches wie Urlaub in Erwägung zieht. Wenn
das bei Ihnen der Fall sein sollte, Sie also
jetzt sagen „Zu der und der Zeit bin ich gar
nicht zu Hause, von daher kann ich in dem
Zeitraum das Protokoll auch nicht korrigie-
ren“, dann sollten wir das jetzt miteinander
besprechen. Dann nehmen wir selbstver-
ständlich darauf Rücksicht. Oder ist das bei
Ihnen nicht der Fall? Sind Sie jemand, der
typischerweise im Winter Urlaub macht?

(Der Zeuge schüttelt den Kopf)

- Also, Sie wären zu Hause, und wir könnten
Ihnen das Protokoll zustellen, und Sie wür-
den das dann innerhalb einer Frist von zwei
Wochen entsprechend korrigieren. Gut, herz-
lichen Dank.

Zeuge Prof. Dr. Klaus Duphorn: Dann
ist auch die WM vorbei.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Sehr gut. Die ist ja schon, wie ich höre, am
Wochenende vorbei.

Nach § 26 Abs. 3 des Untersuchungsaus-
schussgesetzes bin ich gehalten, Sie darauf
hinzuweisen, dass die Vernehmung eines
Zeugen erst dann abgeschlossen ist, wenn
der Untersuchungsausschuss dies durch
Beschluss feststellt. Die Entscheidung hierzu
darf aber erst ergehen, wenn nach Zustel-
lung des Vernehmungsprotokolls an den
Zeugen zwei Wochen verstrichen sind oder
auf die Einhaltung dieser Frist verzichtet
worden ist.

Herr Professor Duphorn, nochmals ganz,
ganz herzlichen Dank vom ganzen Aus-
schusses, dass Sie sich uns zur Verfügung
gestellt und so geduldig unsere Fragen be-
antwortet haben.

(Beifall - Abg. Reinhard Grindel
(CDU/CSU) meldet sich zu Wort)

- Herr Grindel.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ein Vor-
schlag: Herr Hanning wartet schon seit
13 Uhr, wir haben jetzt fünf vor zwei, ob wir
uns um Viertel vor drei wieder versammeln
wollen.
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(Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Als wir das letzte
Mal darum gebeten haben, die Mit-

tagspause - -)

- Ich frage doch nur. Dann machen wir es.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Es
wäre vielleicht ganz gut von 14 bis 15 Uhr.
Wir haben Herrn Dr. Hanning auch eben
einen Hinweis gegeben, dass er erst um
15 Uhr zur Verfügung stehen muss.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich
komme darauf zurück, Frau Kotting-Uhl. Es
sollte nur ein Gebot der Fairness sein.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Das
Schöne an diesem Ausschuss ist ja, wie nett
alle miteinander umgehen. - Jetzt will ich erst
einmal diesen Teil der Ausschusssitzung
schließen und freue mich, Sie alle wohlge-
launt um 15 Uhr wiederzusehen. Danke
schön.

(Unterbrechung von 13.56 bis 15.03
Uhr)
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Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Meine sehr geehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen, ich eröffne
die unterbrochene Sitzung und begrüße ganz
herzlich Herrn Dr. Hanning, den wir jetzt als
nächsten Zeugen in unserer Ausschusssit-
zung hören werden.

Vernehmung des Zeugen
Dr. August Hanning

Herr Dr. Hanning, Sie haben mit Sicher-
heit schon mehr Untersuchungsausschuss-
sitzungen der verschiedensten Art und Weise
mitgemacht als ich. Also wissen Sie das
alles. Dennoch muss ich für das Protokoll
natürlich einige Formalien verlesen, was ich
jetzt sehr gerne tun werde.

Ich darf Sie darauf hinweisen, dass wir
eine Tonbandaufnahme der Sitzung fertigen,
die ausschließlich dem Zweck dient, die ste-
nografische Aufzeichnung der Sitzung zu
erleichtern. Die Aufnahme wird nach Ge-
nehmigung des Protokolls gelöscht.

Der Ausschuss hat Ihnen den Beweisbe-
schluss 17-6, den Untersuchungsauftrag und
einen Auszug aus dem Untersuchungsaus-
schussgesetz übersandt. Die Empfangsbe-
kenntnis liegt dem Sekretariat vor.

Für die heutige Sitzung liegt eine Aussa-
gegenehmigung des Bundesministeriums
des Innern mit Datum vom 2. Juli 2010 vor.

Ich darf Sie belehren. Sie sind als Zeuge
verpflichtet, die Wahrheit zu sagen. Ihre Aus-
sagen müssen daher richtig und vollständig
sein. Sie dürfen nichts weglassen, was zur
Sache gehört, und nichts hinzufügen, was
der Wahrheit widerspricht. Ich habe Sie au-
ßerdem auf die möglichen strafrechtlichen
Folgen eines Verstoßes gegen die Wahr-
heitspflicht hinzuweisen. Wer vor dem Unter-
suchungsausschuss uneidlich falsch aus-
sagt, kann gemäß § 153 des Strafgesetzbu-
ches mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis
zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft
werden.

Nach § 22 Abs. 2 des Untersuchungsaus-
schussgesetzes können Sie die Auskunft auf
solche Fragen verweigern, deren Beantwor-
tung Sie selbst oder Angehörige im Sinne
des § 52 Abs. 1 der Strafprozessordnung der
Gefahr aussetzen würde, einer Untersu-
chung nach einem gesetzlich geordneten
Verfahren insbesondere wegen einer Straftat
oder einer Ordnungswidrigkeit, zum Beispiel
einem dienstlichen Ordnungsverfahren, aus-
gesetzt zu werden.

Sollten Teile Ihrer Aussage aus Gründen
des Schutzes von Dienst-, Privat- oder Ge-
schäftsgeheimnissen nur in einer nach der
Geheimschutzordnung des Bundestags ein-
gestuften Sitzung möglich sein, bitte ich Sie
um einen Hinweis, damit der Ausschuss
dann gegebenenfalls einen entsprechenden
Beschluss fassen kann.

Ich weise darauf hin, dass Vorhalte aus
eingestuften Akten nur in einer ebenso ein-
gestuften Sitzung zulässig sind.

Haben Sie hierzu Fragen?

Zeuge Dr. August Hanning: Ich habe
dazu keine Fragen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Dann darf ich Sie nach
diesen notwendigen Vorbemerkungen nun
bitten, Herr Dr. Hanning, sich dem Aus-
schuss mit vollständigem Namen, Alter, Be-
ruf und Wohnort vorzustellen.

Zeuge Dr. August Hanning: Vielen
Dank. - Mein Name ist August Hanning. Ich
bin von Beruf Rechtsanwalt und wohne in
Berlin.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Würden Sie uns freundlicherweise noch Ihr
Alter verraten, und würden Sie freundlicher-
weise eine Adresse angeben?

Zeuge Dr. August Hanning: Ich bin 64
Jahre alt. Meine Adresse ist: Sven-Hedin-
Straße 4, 14163 Berlin.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Dann können wir jetzt mit
der Vernehmung zur Sache beginnen.

Wenn Sie dies wünschen, haben Sie
nach § 24 Abs. 4 Untersuchungsausschuss-
gesetz die Gelegenheit, sich im Zusammen-
hang zum Gegenstand Ihrer Vernehmung zu
äußern. Anderenfalls würden wir sofort mit
der Fragestellung an Sie beginnen. Sie ha-
ben die Wahl.

Zeuge Dr. August Hanning: Vielen
Dank, ich verzichte auf die Möglichkeit.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank, Herr Dr. Hanning.

Dann darf ich die Fragerunde gleich be-
ginnen. Sie haben im Bundeskanzleramt
sowohl für die Regierung Schmidt als auch
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für die Regierung Kohl gearbeitet. Eine zen-
trale Frage, die diesen Ausschuss bewegt,
ist, inwiefern, ob überhaupt und woran fest-
stellbar sich der Umgang der Häuser in Be-
zug auf die Frage Erkundung Gorleben,
Auswahl des Standorts Gorleben geändert
hat, von der Handhabung im Bereich der
Verantwortung Regierung Schmidt hin zur
Regierung Kohl.

Zeuge Dr. August Hanning: Vielen
Dank. - Ich bin seit Mitte 77 mit Fragen der
Kernenergie befasst gewesen. Seit Mitte 77
bin ich im Bundesministerium des Innern
gewesen, in dem dortigen Referat RS I 1.
Das Referat war verantwortlich für das
Atomgesetz und auch für Rechtsfragen der
Entsorgung. Deswegen war ich mit dem Fra-
genkreis eigentlich seit 1977 befasst, damals
noch Bundesinnenminister Maihofer, danach
Bundesinnenminister Baum. Dann bin ich
1981 in das Bundeskanzleramt gewechselt
und bin in dem Umweltreferat dort tätig ge-
wesen. In dem Umweltreferat war ich tätig
bis 1986. Danach bin ich dann zur Ständigen
Vertretung nach Ostberlin gewechselt. Das
waren sozusagen die beruflichen Stationen.
Im Rahmen dieser beruflichen Stationen
habe ich Fragen der Entsorgung bearbeitet,
zunächst im Innenministerium, danach im
Umweltreferat des Bundeskanzleramts. Von
daher war ich in der Tat mit den Fragen be-
fasst.

Jetzt tue ich mich ein bisschen schwer,
die Substanz Ihrer Frage genau zu erfassen.
Ich glaube, es war eine einheitliche Linie
feststellbar, eine Linie seit 77. Da wurde das
Entsorgungskonzept entwickelt. Bestandteil
dieses Entsorgungskonzepts war, dass man
zunächst eine integrierte Entsorgung, wie
man es nannte, auf den Weg bringen wollte,
das heißt eine Wiederaufbereitungsanlage
und ein Endlager an einem Standort. Das
war ja die ursprüngliche Konzeption. Die hat
man dann fortentwickelt und partiell modifi-
ziert. Aber es war immer klar: Ein Endlager
sollte errichtet werden in der Verantwortung
des Bundes.

Da gab es dann sehr schwierige Diskus-
sionen. Es gab eine Diskussion über die
Frage: Soll man die Nutzung der Kernenergie
an die Entsorgung koppeln? Die Frage ist
dann positiv beantwortet worden. Dann war
die weitere Frage: Wie gehe ich mit den ein-
zelnen Aspekten der Entsorgungsvorsorge
um, also insbesondere mit der Frage der
Wiederaufarbeitung, der Endlagerung? Man

hatte sich mit der Vierten Novelle zum Atom-
gesetz dazu entschieden, das sogenannte
integrierte Entsorgungskonzept zu etablieren.
Das heißt, dass man die Energieversor-
gungsunternehmen letztlich auch aus Ener-
gieersparnisgründen dazu verpflichten wollte,
die abgebrannten Brennelemente wiederauf-
zuarbeiten und anschließend dann in einem
Endlager des Bundes zu lagern, des Bundes
deswegen, weil man der Meinung war: Das
ist eine Aufgabe mit Langfristcharakter; das
sollte im staatlichen Auftrag erfolgen.

Dann begann die große Diskussion über
die Frage: Wo sollen diese Standorte errich-
tet werden? Das war eine sehr schwierige,
eine sehr quälende Diskussion. Die wurde
innerhalb der Länder geführt, zwischen Bund
und Ländern. Im Ergebnis hat man sich dann
dazu entschieden, dass Standorte in Nord-
rhein-Westfalen ausgewählt wurden, in
Ahaus, und in Niedersachsen. Niedersach-
sen erklärte sich dann bereit, als Standort für
das Entsorgungszentrum zu dienen. Dann
gab es ja die Diskussion: Wo sollte innerhalb
Niedersachsens dann dieses Entsorgungs-
zentrum entstehen? Dann hat die Regierung
Albrecht die Entscheidung gefällt, dieses in
Gorleben zu tun. Der Bund hat das dann im
Einzelnen nach längeren Diskussionen ak-
zeptiert. Das war eine nicht ganz einfache
Entscheidung, aus vielerlei Gründen.

Im Ergebnis gab es da aber eine Kontinu-
ität zwischen der Regierung Schmidt und der
Regierung Kohl. Ich habe da aus meiner
Perspektive keine wesentlichen Veränderun-
gen feststellen können, bis zum Jahre ei-
gentlich meines Ausscheidens aus dem Um-
weltreferat im Jahre 1986.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank, Herr Dr. Hanning. - Also
keine inhaltlichen Änderungen über den Re-
gierungswechsel am 01.10.1982 hinweg?

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, es ist
in den 70er-Jahren ein Konzept zwischen
Bund und Ländern entwickelt worden. An
diesem Entsorgungskonzept hat man fest-
gehalten. Man hat versucht, es Schritt für
Schritt zu verwirklichen. Da gab es, glaube
ich - jedenfalls für mich nicht erkennbar -,
keine gravierenden Differenzen zwischen der
Regierung Schmidt und der Regierung Kohl.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Vielen Dank. - Hat es denn wesentliche per-
sonelle Änderungen in denjenigen Personen
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gegeben, die diese Angelegenheit in ihrer
Hand hatten und die das Ganze nun fachlich
bearbeitet haben?

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, es gab
Veränderungen im Innenministerium. Der
dortige Abteilungsleiter ist gestorben. Das
war Herr Sahl. Dann gab es Herrn Boch-
mann und später Herrn Hohlefelder. Das
waren sicher personelle Veränderungen.
Dann hat es Veränderungen auf Staatssek-
retärsebene, auf Ministerebene gegeben. Es
gab ja den Regierungswechsel 1982. Es gab
schon Veränderungen bei den Personen.
Auch im Bundeskanzleramt gab es natürlich
Veränderungen. Aber noch einmal: Konzep-
tionell habe ich keine gravierenden Verände-
rungen feststellen können.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Vielen Dank. - Der Ausschuss hat sich auch
in der Befragung des Zeugen Herrn Profes-
sor Röthemeyer sehr ausführlich mit dem
Zwischenbericht der PTB befasst, der im
Hinblick auf die Entscheidung des Kabinetts
erstellt worden ist, Gorleben möglicherweise
auch unterirdisch, untertägig zu erkunden. Im
Zusammenhang mit der Erstellung dieses
Zwischenberichts und der Vorbereitung der
Kabinettsvorlage ist es am 11.05.1983 zu
einem Gespräch der unterschiedlichen Betei-
ligten gekommen, einmal Wissenschaftler
und wissenschaftliche Einrichtung, dann aber
auch verschiedene Häuser der Bundesre-
gierung.

Dem Ausschuss hat sich die Frage ge-
stellt, wie es denn dazu kam, dass dieser
Besprechung, die von den Wissenschaftlern
zunächst als eine interne und rein dem wis-
senschaftlichen Austausch dienende Be-
sprechung verstanden wurde, nun auch Mit-
glieder der Bundesregierung beigewohnt
haben. Es ist auch nicht ganz festgestellt
worden oder ließ sich nicht ganz feststellen,
wer denn überhaupt wohl der Einladende
gewesen sei und wie dann letztendlich die
Informationsstränge gelaufen sind, sodass
eben auch die Häuser an dieser Sitzung
teilgenommen haben.

Könnten Sie dazu Auskunft geben?

Zeuge Dr. August Hanning: Frau Vorsit-
zende, ich habe ja eben geschildert: Es gab
eine Entwicklung dieses Entsorgungskon-
zepts. Es gab die Entscheidung, dass die
Physikalisch-Technische Bundesanstalt die
Verantwortung für die Realisierung des End-

lagers übernehmen sollte. Dies war eine
völlig neue Aufgabenstellung, gesamtstaat-
lich, aber auch für die Physikalisch-Techni-
sche Bundesanstalt. Deswegen gab es ei-
gentlich seit Mitte der 70er-Jahre eine Fülle
von Gesprächen mit der Physikalisch-Tech-
nischen Bundesanstalt, zwischen den Res-
sorts, zwischen dem Innenministerium und
der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt.
Es war auch nicht ganz einfach innerhalb der
Bundesregierung; denn wenn Sie sich das
Atomgesetz anschauen - jedenfalls zum
damaligen Zeitpunkt -, war es so, dass die
Physikalisch-Technische Bundesanstalt im
Ressort des Wirtschaftsministeriums ange-
siedelt war. Sie war für Fragen der Entsor-
gung, des Endlagers der Weisung des Bun-
desinnenministeriums unterstellt, und bei
Fragen der Forschung und Technologie
sollte dieses Weisungsrecht im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für For-
schung und Technologie ausgeübt werden.
Das heißt, es waren auch immer Bundesres-
sorts eingebunden.

Es gab eine Fülle von Abstimmungsge-
sprächen, seit 77/78/79, an denen ich zum
Teil auch teilgenommen habe, früher in mei-
ner Aufgabe als Mitarbeiter des Innenminis-
teriums. Später, als im Bundeskanzleramt
war, war das seltener der Fall. Aber auch da
habe ich teilgenommen, wenn es um
Grundsatzfragen von Endlagern ging. Ich
selbst kann mich an diese Besprechung - ich
habe ja über die Medien mitbekommen, dass
dieser Besprechung eine besondere Bedeu-
tung beigemessen wird - nicht erinnern. Ich
habe ja gesehen, dass ich teilgenommen
habe.

Das hat sicher damit zu tun, dass dieser
Bericht, der angefordert wurde, Gegenstand
einer Kabinettsberatung werden sollte. Das
Bundeskanzleramt hat die vornehme Auf-
gabe, Kabinettsberatungen vorzubereiten.
Dies sollte dann auf solider und ordentlicher
Grundlage geschehen. Es war sicher meine
Aufgabe in dem Zusammenhang, darüber
auch ein Stück weit zu wachen, dass dort
eine in sich schlüssige, plausible Entschei-
dungsgrundlage für die Kabinettsbefassung,
die dann für Mitte 83 vorgesehen war, vorlie-
gen sollte. Denn bei dieser Kabinettsbefas-
sung ging es ja nun um eine ganz entschei-
dende Frage, nämlich um die Frage: Soll die
bergmännische Erkundung begonnen wer-
den? Das war doch eine Frage von großer
Dimension, finanzieller Dimension, aber auch
von durchaus politischer Bedeutung für die
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Energiesicherheit des Landes. Deswegen lag
es sehr nahe, dass man sich im Vorfeld die-
ser Kabinettsbefassung auch auf die Ent-
scheidungsgrundlagen konzentrierte. Eine
wichtige Entscheidungsgrundlage sollte na-
türlich dieser PTB-Bericht sein. Dieser Be-
richt der PTB sollte bestimmten Anforderun-
gen genügen, um auch eine tragfähige Kabi-
nettsentscheidung herbeizuführen. Das war
meine Aufgabe damals. Wie gesagt, an die
konkreten Besprechungen damals kann ich
mich nicht mehr erinnern.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Diese Besprechung steht nun tatsächlich im
Mittelpunkt des Interesses dieses Ausschus-
ses. Von daher muss ich da noch einmal
insistieren und fragen. Es ist die Rede davon
gewesen, dass eine besondere Tonalität
geherrscht habe, dass es ein besonders
hartes Gespräch gewesen sei. Das hat bei
Ihnen auch keine bleibenden Erinnerungen
hinterlassen?

Zeuge Dr. August Hanning: Also wissen
Sie, gestritten wurde häufiger. Das war nicht
ungewöhnlich. Auch untereinander, auch
zwischen den Ressorts gab es große Mei-
nungsverschiedenheiten. Wir hatten ja auch
unterschiedliche Aufgaben wahrzunehmen.
Auch zwischen der PTB und den Bundesres-
sorts war das nicht immer ganz einfach. Die
PTB sah sich sozusagen drei Bundesres-
sorts gegenüber, die zum Teil unterschied-
liche Auffassungen vertraten. Es ging auch
um Fragen der Personalausstattung, der
Finanzen. Es gab eine Fülle von Konfliktthe-
men, die miteinander abgehandelt wurden.

Aber man hatte ein klares Konzept, mit
diesen Streitthemen umzugehen. Das be-
stand darin, dass man zunächst versuchte,
sich auf Arbeitsebene zu verständigen, und
wenn der eine oder andere Probleme mit
Problemlösungen hatte, die entweder nicht
gefunden wurden oder mit denen man nicht
einverstanden war, dann gab es ja auch die
Möglichkeit der Eskalation. Es gab einen
Präsidenten der Physikalisch-Technischen
Bundesanstalt, es gab einen Vizepräsiden-
ten, es gab Staatssekretäre, es gab Minister.
Ich glaube, da haben mitunter auch Gesprä-
che stattgefunden. Es gab da ja durchaus für
jede beteiligte Stelle - sei es die Bundesre-
gierung, sei es die PTB - immer die Möglich-
keit, wenn man mit Ergebnissen der Arbeits-
ebene nicht einverstanden war, dann die
nächsthöhere Ebene einzuschalten. Da galt

auch die Geschäftsordnung der Bundesre-
gierung, die das ja ausdrücklich vorsieht.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ich
will auf diese Möglichkeit der Eskalation noch
einmal eingehen, Herr Dr. Hanning, weil
geschildert worden ist, dass die Tonalität
dieses Gesprächs dazu geführt habe, dass
das als eine Weisung empfunden worden
sei, eine bestimmte Eventualität eben nicht
im PTB-Bericht vorzusehen, nämlich eine
alternative Erkundung.

Ich möchte Sie einfach fragen: Ist es ein
gewöhnlicher Vorgang, dass man irgendet-
was als Weisung empfindet, oder gibt es
dafür möglicherweise einen Geschäftsgang,
wie man denn so etwas macht, wenn man
jemanden anweisen möchte?

Zeuge Dr. August Hanning: Erstens.
Wenn ich das richtig sehe, ist die PTB eine
nachgeordnete Behörde gewesen. Wenn ich
die Geschäftsordnung der Bundesregierung
richtig verstehe, unterliegen nachgeordnete
Behörden der Weisung der Bundesregierung
bzw. des jeweiligen Ministers. Das ist sozu-
sagen erst einmal die Rechtslage, die ja nicht
ganz unwichtig ist. Aber natürlich hat jede
Stelle das Recht, auch gegen Weisungen zu
remonstrieren. Ich habe lange genug auch in
nachgeordneten Bereichen gearbeitet und
habe dies auch immer getan, wenn es not-
wendig erschien. Wenn ich mit Weisungen
nicht einverstanden war, die von der Arbeits-
ebene an mein Haus - sei es BND, sei es
Ständige Vertretung - ergingen, dann habe
ich die Möglichkeit auch gesucht - in der
Praxis lief das auch so ab -, mit den nächst-
höheren Vorgesetzten zu sprechen - bis hin
zum Staatssekretär - und dort zu remonstrie-
ren. Das ist natürlich das gute Recht einer
jeden nachgeordneten Behröde.

In diesem Fall ging es ja um eine etwas
schwierige Sachverhaltsgestaltung. Hier war
es so, dass die Physikalisch-Technische
Bundesanstalt einerseits Ausführungsbe-
hörde für das Endlager war, zum anderen
natürlich auch ihren technisch-wissenschaft-
lichen Sachverstand einbringen sollte. Da
musste man schon ein bisschen unterschei-
den. Ich glaube, in dem Bereich technisch-
wissenschaftlicher Sachverstand hätte sich
jede Bundesregierung schwergetan, ihren
Sachverstand an die Stelle der PTB zu set-
zen. Da hat die PTB, glaube ich, immer eine
starke Stellung gehabt; so war meine Beo-
bachtung.



1. Untersuchungsausschuss 51
[12. Sitzung am 08.07.2010 - Sitzungsteil Zeugenvernehmungen] - endgültig

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

Bei der Frage der Ausführung, wie man
jetzt genau vorgeht, welche Verfahren man
zu beachten hat, da war natürlich sozusagen
schon die Bundesregierung in der Vorhand,
weil sie letztlich auch die politische Entschei-
dung zu verantworten und zu vertreten hatte.

Von daher sehe ich da schon etwas un-
terschiedliche Gemengelagen in dem Ver-
hältnis zwischen der PTB und der Bundesre-
gierung. Dass es Spannungen zwischen
nachgeordneten Behörden und der Bundes-
regierung gibt, ist normal. Das ist immer so.
Natürlich denkt jede nachgeordnete Behörde,
dass sie viel klüger sei als die vorgesetzte
Behörde, und die vorgesetzte Behörde ist
zutiefst davon überzeugt, dass die nachge-
ordnete Behörde keine Ahnung von den
Sachverhalten hat, die eigentlich zu ent-
scheiden sind. Das ist aber normal. Das ken-
nen wir aus dem Innenministerium. Ich bin
lange genug in der Verwaltung gewesen.
Diese Art von Spannungen ist eigentlich
Tagesgeschäft. Das würde ich jetzt nicht als
besonders gravierend darlegen.

Hier ging es natürlich schon um die ganz
entscheidende Frage: Soll die Kabinettsent-
scheidung Mitte Juli so lauten, dass mit der
bergmännischen Erkundung umgegangen
wird? Das war ein ganz entscheidender
Punkt. Letztlich hing die Entscheidung über
die Frage davon ab: Gibt es hinreichende
Anhaltspunkte für die sogenannte Eignungs-
höffigkeit des Salzstocks Gorleben? Gab es
sozusagen Hinweise, die von vornherein eine
weitere bergmännische Erkundung als wenig
erfolgreich, als im Grunde sachlich nicht zu
vertreten erscheinen ließen? Gab es das,
oder gab es das nicht? Das war die Gret-
chenfrage; die war zu beantworten.

In dieser Gretchenfrage habe ich über-
haupt keinen Dissens festgestellt. Ich habe
nie von der PTB gehört, dass die Eignungs-
höffigkeit des Salzstocks Gorleben infrage
gestellt wurde. Das war die entscheidende
Frage. Alles andere ist Beiwerk. Darüber
können wir gleich sprechen. Das war die
entscheidende Frage, und diese entschei-
dende Frage ist von der PTB positiv beant-
wortet worden. Ich habe von der PTB nicht
gehört - - Ich kann mich jedenfalls nicht erin-
nern. Ich bitte um Nachsicht; das liegt
30 Jahre zurück. Aber ich weiß noch, dass
das die entscheidende Fragestellung war;
denn das Kabinett sollte ja über den Fort-
gang der Erkundung des Salzstocks Gorle-
ben im Rahmen der bergmännischen Erkun-
dung entscheiden. Das war ja die entschei-

dende Fragestellung, und das war eine gra-
vierende Fragestellung. Das wussten alle.
Das wussten die Ressorts, das wusste die
PTB, und dass die Entscheidung letztlich von
der Frage abhing: Gibt es hinreichende Aus-
sichten für eine Eignungshöffigkeit des Salz-
stocks Gorleben? Das war die entscheidende
Frage. Die galt es zu beantworten. Da kann
ich mich in dem Punkt an keinen Dissens
erinnern.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Das haben wir so schon
einmal gehört oder auch schon mehrfach
gehört.

Darf ich bitte noch einmal auf diese Frage
„Weisung oder nicht Weisung“ zurückkom-
men und Sie fragen: Bedarf eine solche Wei-
sung der Schriftform? Reicht es, wenn Sie
mir jetzt so einfach sagen: Mach mal irgend-
was? - Ist das dann eine Weisung, wenn ich
denn Ihre untergeordnete Behörde wäre, was
ich natürlich als Parlamentarierin auf gar
keinen Fall bin, oder aber müssten Sie mir
irgendwas aufschreiben?

Zeuge Dr. August Hanning: Weisungen
sind, wenn ich das richtig sehe, nach dem
Verwaltungsverfahrensgesetz nicht an eine
bestimmte Form gebunden. Sie können Wei-
sungen mündlich erteilen. Sie können Wei-
sungen in Form von Besprechungen erteilen.
Sie können in Form von Besprechungsproto-
kollen, wenn Sie das festhalten, Weisungen
erteilen. Sie können sie schriftlich erteilen. In
der Praxis ist es so: Wenn Sie Zweifel an der
Tragfähigkeit der Weisung haben oder wenn
Sie Bedenken gegen eine Weisung haben,
dann lassen Sie sich als nachgeordnete Be-
hörde diese Weisung schriftlich geben. Auch
das habe ich schon gemacht. Wenn Sie der
Meinung sind, a) das ist eine Weisung von
besonderer Tragweite, b) wenn Sie inhaltli-
che Bedenken gegen die Weisung im Vor-
hinein geltend gemacht haben, dann bitten
Sie die vorgesetzte Behörde darum, diese
Weisung schriftlich zu erteilen. Das ist Ver-
waltungspraxis.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Vielen Dank. - Ich denke, das ist sehr aufklä-
rend.

Sie sind eben darauf eingegangen, dass
es tatsächlich bei diesem Zwischenbericht
bzw. zur Vorbereitung der Kabinettsvorlage
vor allen Dingen um die Eignungshöffigkeit
des Salzstocks ging. Das ist richtig. Es ging
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darüber hinaus dann aber auch noch um die
Frage der alternativen Standorterkundung
anderer Standorte, möglicherweise obertägig
zumindest. Da hat es ja in dieser Frage Diffe-
renzen gegeben. Da haben wir gehört - und
können das auch den Akten entnehmen -,
dass es da insbesondere von Ihnen Beden-
ken gab und dass das deshalb letztendlich
nicht erfolgt ist. Können Sie dazu bitte noch
einmal Auskunft geben?

Zeuge Dr. August Hanning: Dazu gibt
es ja eine Vorgeschichte. Natürlich hat der
Bund von vornherein die Auffassung vertre-
ten, bevor eine Standortentscheidung für ein
Endlager getroffen werden sollte, sollte man
möglichst umfassend Erkundungen vorneh-
men. Das war eigentlich immer die Bundes-
position. Das ist auch dem Land Niedersach-
sen so mitgeteilt worden, und das Land Nie-
dersachsen hat ja, glaube ich, umfängliche
interne Prüfungen angestellt. Im Ergebnis -
aber das war ganz zu Beginn meiner Tätig-
keit im Innenministerium - kam es dann ja zu
einer Standortentscheidung des Landes Nie-
dersachsen für Gorleben. Diese Entschei-
dung für Gorleben hat uns damals im Innen-
ministerium nicht sehr begeistert, weil wir vor
allen Dingen die Probleme gesehen haben.
Ein Problem war vor allem die Nähe zur
DDR. Es waren weniger fachliche Probleme,
sondern es waren einfach mehr die gesamt-
politischen Probleme, dass man sagte: Na
ja. - Es gab ja Vorstellungen, bis hin zu: Das
hat der Ministerpräsident Albrecht absichts-
voll gemacht, weil er wusste, dass Gorleben
wegen der Nähe zur DDR nicht realisiert
werden kann. - Da gab es durchaus Miss-
trauen. Es war eigentlich immer die Haltung
des Bundes: Aha, lasst uns doch mal
schauen, ob es nicht in anderen Bereichen
Salzstöcke gibt, die auch eignungshöffig
sind. - Es gab eine lange Diskussion mit der
Bundesanstalt für Geowissenschaften und
Rohstoffe, die ja auch schon umfassende
Erkenntnisse über verschiedene Salzstöcke
hatte, die in Betracht kamen. Es gab ur-
sprünglich die große Diskussion: Soll in Salz
eingelagert werden, oder soll in anderen
Medien eingelagert werden, in Tongruben
bzw. Erzgruben? Da gab es immer die Grube
Konrad, die da eine gewisse Rolle spielte.

Dann hat man sich ja für die Salzlösung
entschieden, und dann wiederum die Frage:
Welche Salzstöcke sollten in Betracht kom-
men? Dann hat das Land Niedersachsen
entschieden: Wir schlagen Gorleben vor. -

Das war für die Bundesregierung zunächst -
ich habe es erwähnt - eine nicht einfache
Frage. Ich glaube auch, dass der damalige
Bundeskanzler Schmidt zunächst sehr gezö-
gert hat, das so zu akzeptieren. Aber letzt-
lich, nach wenigen Monaten, haben alle ein-
gesehen: Das ist der Vorschlag des Landes
Niedersachsen, und wir sind gut beraten,
diesen Vorschlag aufzugreifen. - Das Land
Niedersachsen hat sich immer dagegen ge-
wehrt, andere Standorte zu untersuchen. Es
gab da wohl erste Ansätze, Überlegungen.
Das führte regelmäßig zu großen Widerstän-
den in dem Land. Deswegen hat die nieder-
sächsische Landesregierung erklärt: Wir
möchten, dass zunächst nur der Standort
Gorleben erkundet wird und keine anderen
Standorte in Niedersachsen. Wir hätten
nichts dagegen, wenn auch Standorte in
anderen Ländern erkundet werden. - Da gab
es dann, glaube ich, noch einen Salzstock in
Schleswig-Holstein, wenn ich mich richtig
erinnere. Aber die anderen Länder haben
sich alle sehr bedankt. Also, es gab keinerlei
Bereitschaft außerhalb Niedersachsens, in
die Standorterkundung von Salzstöcken ein-
zutreten, und es gab auch in Niedersachsen
keine Bereitschaft, außerhalb des Standorts
Gorleben weitere Erkundungsmaßnahmen
vorzunehmen.

Natürlich gab es dann immer wieder Fra-
gen: Sollte man das nicht tun? Im Sinne ei-
ner optimalen Entscheidungsfindung, wenn
ich einmal von der Entscheidungstheorie her
komme, ist es natürlich vernünftig. Wenn ich
solch ein Endlager errichte, sollte ich erst
einmal schauen: Welche Salzstöcke sind zu
betrachten usw.? Nach Lage der Dinge war
das eigentlich politisch überhaupt nicht reali-
sierbar. Sie konnten das fordern. Das hat bei
der Bundesregierung immer noch eine ge-
wisse Rolle gespielt. Aber jeder wusste, das
Land Niedersachsen wird sich darauf nicht
einlassen.

Wir haben ja das Berliner Beispiel: Wenn
Sie einmal den Flughafen Schönefeld
bestimmen, dann können Sie sagen: Es gibt
viele andere Plätze, die viel schöner sind als
Schönefeld. - Es macht aber keinen Sinn, zu
sagen: Wir sollten auch die anderen Flug-
plätze weiterhin in ein Planfeststellungsver-
fahren einbeziehen. - Das macht also über-
haupt keinen Sinn.

Es gab die Entscheidung Niedersach-
sen/Gorleben, und dann war eben die Frage:
Findet man sich damit ab? Findet man sich
nicht damit ab? Dann war die Entscheidung:
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Ja, wir finden uns damit ab und gehen in die
Erkundungsphase. - Das ist geschehen.
Dann stellte sich nach der Erkundungsphase
Mitte des Jahres 83 die Frage: Lassen die
bisherigen Ergebnisse wirklich sinnvoller-
weise eine bergmännische untertägige Er-
kundung in großem Umfang zu? Rechtferti-
gen sie diese Ergebnisse? Das war die
Gretchenfrage, über die ich eben schon ge-
sprochen habe. Dann konnte man natürlich
sagen, es wäre schön, noch dieses oder
jenes mit zu betrachten und noch weitere
Standorterkundungen vorzunehmen. Aber
jeder wusste, dass es unrealistisch ist.

Ich weiß nicht mehr genau, wie ich da-
mals argumentiert habe. Aber ich kann mir
auch im Nachhinein gut vorstellen, dass ich
gesagt habe: „Wenn das ohnehin unrealis-
tisch ist, dann sollten wir es auch gar nicht
erst in die Kabinettsberatung aufnehmen“,
bzw. ich davon abgeraten habe, es in den
Bericht aufzunehmen. Aus heutiger Sicht
halte ich das nach wie vor für vernünftig.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ich
habe Sie also richtig verstanden, dass es
keine gravierenden sicherheitstechnischen
Bedenken gegen den Standort Gorleben
gab, die es nun unbedingt erforderlich
machten, auch alternative Standorte zu un-
tersuchen. Welche anderen Gründe gab es
denn für eine solche Alternativerkundung?
Sie haben gesagt, es ist sicherlich immer
schöner, erkenntistheoretisch oder so etwas,
aber das ist doch eine Frage.

Zeuge Dr. August Hanning: Ich habe
vieles gelernt. Ich bin ja nun leider nur Jurist
in dem Punkt und kann das alles nicht so
richtig beurteilen; aber ich habe gelernt, dass
jeder Salzstock irgendwelche Probleme hat.
Das Wichtigste war wohl, dass er unverritzt
war, wie es immer hieß, dass er also noch
nicht als Bergwerk genutzt wurde. Weil viele
Salzstöcke aber schon sozusagen als Berg-
werke genutzt worden sind, sind sie von
vornherein ausgeschieden. Der Standort
Gorleben bot diesen Vorteil. Er war unver-
ritzt. Er hatte eine hinreichende Größe. Das
stand alles fest. Es gab ganz offenkundig
Probleme mit dem Deckgebirge. Es gab of-
fenbar Probleme mit einer wasserführenden
Schicht. Da gab es - ich glaube, Sie haben
ihn heute Morgen ja wohl gehört - Herrn
Duphorn und andere, die da gewarnt haben.
Es gab andere Wissenschaftler, die das ge-

nau andersherum gesehen haben, die große
Mehrheit.

Es gab also wie immer - das können Sie
nie ausschließen; ich habe noch nie erlebt,
dass solche Frage im wissenschaftlichen
Konsens entschieden wurden - unterschied-
liche Ansichten. Es gab aber aus der Sicht
des Bundeskanzleramts ein verantwortliches
Ressort. Das war das Innenministerium, und
das Innenministerium hatte eine verantwort-
liche Behörde. Das war die PTB. Die hatte
dann über diese Frage zu entscheiden: Sind
die bisherigen Erkundungen vom Ergebnis
her so, dass man die bergmännische Erkun-
dung rechtfertigen kann? Das war die spitze
Frage. Die ist beantwortet worden. Noch
einmal: Sie ist einhellig beantwortet worden.
Alles andere war im Grunde Beiwerk.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Vielen Dank, Herr Dr. Hanning. - Dann darf
ich mich bedanken und gebe die Fragemög-
lichkeit jetzt an die Fraktionen weiter. Für die
Fraktionen ergibt sich die Fragemöglichkeit
jeweils nach der sogenannten Berliner
Stunde. Sie wissen das: festes Zeitbudget.
Eine bei Ablauf des Zeitkontingents begon-
nene Frage kann zu Ende formuliert werden,
nebst der dazugehörigen Antwort. Ebenso
kann eine begonnene Antwort zu Ende for-
muliert werden. Das heißt für Sie: Solange
ich mich hier still verhalte, antworten Sie
einfach weiter.

Ich gebe das Fragerecht jetzt an die
CDU/CSU-Fraktion.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Vielen
Dank, Herr Dr. Hanning, dass Sie uns zu
einem in der Tat weit zurückliegenden Sach-
verhalt zur Verfügung stehen, wo auch die
Fragen, die wir hier stellen, vor 25 Jahren
alle schon gestellt worden sind. Aber Sie
kennen das wahrscheinlich besser als wir:
Wat mutt, dat mutt. - Deswegen sitzen wir in
diesem wunderschönen Untersuchungsaus-
schuss zusammen.

Sie haben völlig zu Recht gesagt: Die
Gretchenfrage ist völlig einheitlich beant-
wortet worden. - Das hat Herr Professor
Röthemeyer uns hier auch erklärt. Kommen
wir also zu dem, zu dem Sie „Beiwerk“ ge-
sagt haben, zur Frage der alternativen
Standortsuche, weil ja nun - Sie werden es in
der Presse verfolgt haben - sozusagen er-
satzweise, weil die Gretchenfrage ordentlich
gelaufen ist, gesagt wird: Dann haben Sie da
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manipuliert, und das war alles nicht in Ord-
nung.

Ich würde Ihnen gerne einen Vermerk von
Herrn Matting vorhalten worden. War das
zufällig Ihr Nachfolger im Innenministerium?

Zeuge Dr. August Hanning: Nein. Herr
Matting war sozusagen derjenige - wir haben
immer zwischen Juristen und Technikern
unterschieden -, der technisch der Verant-
wortliche war.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herr Mat-
ting hat - das ist MAT A 29, Seite 560257 -
an Minister Baum am 29. Juni 82 im Lichte
der Duphorn-Studie, über die wir gerade
gesprochen haben, Folgendes aufgeschrie-
ben für Herrn Baum:

Die Frage alternativer Standorter-
kundungen sollte nicht im Lichte ei-
ner öffentlichen Diskussion um die
Thesen von Professor Duphorn an-
gesprochen werden. Zudem hatten
Sie in dem September-Gespräch
1981 mit BM von Bülow und den
Landesministern Schnipkoweit und
Breuel erklärt, dass der Bund sich
vorbehalte, erforderlichenfalls auf
diese Angelegenheit zurückzu-
kommen. Ein solches Erfordernis
besteht indes wegen der Aussagen
von Herrn Professor Duphorn je-
denfalls nicht.

Der damalige Parlamentarische
Staatssekretär im Bundesinnenministerium
von Schoeler hat - nachzulesen bei MAT A
52, Band 1, Seite 74 - auf eine Anfrage des
Lüneburger Bundestagsabgeordneten Horst
Schröder gesagt, dass eben auch in diesem
Punkt - das könnte ich jetzt im Einzelnen
vorlesen - eine andere, alternative Standort-
suche vonseiten der Bundesregierung nicht
beabsichtigt wird.

Worum es mir geht - Stichwort „Bei-
werk“ -: Es gibt eine Kontinuität bei der Gret-
chenfrage, dass man Gorleben erkunden
wollte. Sehen Sie diese Kontinuität auch bei
der Frage der alternativen Standortsuche?
Das heißt: War auch dieser Aspekt eigentlich
genauso zu Zeiten der Regierung Schmidt
wie der Regierung Kohl die Lage, dass man
gesagt hat - nicht zuletzt aufgrund des politi-
schen Rahmens, den Sie bereits geschildert
haben -: Wir machen jetzt erst einmal Gorle-
ben so weit fertig, dass wir wissen, ob geeig-
net oder nicht, und dann suchen wir einen
anderen Standort?

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, Herr
Abgeordneter, es war von vornherein nach
meiner Erinnerung - Sie haben zu Recht
darauf hingewiesen, dass das ja alles eine
gewisse Zeit zurückliegt - in der Tat so, dass
es aus der Sicht des Bundes natürlich wün-
schenswert gewesen wäre, sich erst einmal
verschiedene Standorte näher anzuschauen,
das heißt, Probebohrungen vorzunehmen,
also sozusagen ein Tableau von Salzstöcken
zu haben, dann Probebohrungen vorzuneh-
men und anschließend sozusagen in einem
optimierten Entscheidungsprozess die Ent-
scheidung zu fällen. Das war natürlich immer
auch ein bisschen von den, sage ich mal,
technisch-wissenschaftlichen Experten be-
einflusst.

Für die politischen Praktiker sah das ganz
anders aus. Für die politischen Praktiker war
es so, dass jede Probebohrung an jedem
möglichen Standort gleich zu heftigen Akti-
vitäten der ortsansässigen Bevölkerung ge-
führt hat. Aus der Sicht des Landes Nieder-
sachsen, das schwerpunktmäßig betroffen
war, war es so, dass jede Probebohrung
eigentlich von vornherein von den betroffe-
nen Bürgern als vorweggenommene Ent-
scheidung über den späteren Standort be-
trachtet wurde, heftige Reaktionen auslöste,
und dass deswegen - für mich verständli-
cherweise - die Frage der Probebohrungen
politisch von der Landesregierung in Nieder-
sachsen - die hatte dann ja auch die Haupt-
argumentationslast vor Ort zu tragen - sehr
negativ gesehen wurde. Deswegen hat Nie-
dersachsen von vornherein gesagt: Nein,
lasst uns auf einen Standort konzentrieren. -
Es gab sozusagen immer eine Präferenz des
Bundes - gleich von Anbeginn an -, Probe-
bohrungen vorzunehmen, auch an anderen
Standorten. Es gab eine klare Präferenz des
Landes Niedersachsen, sich auf einen
Standort zu konzentrieren. Insoweit gab es
auch in dieser Frage, die Sie gerade ange-
sprochen haben, durchaus eine Kontinuität.
Dann war im Grunde immer nur die Frage für
die Bundesregierung: Soll sie jetzt dieses
Thema - wohl wissend, dass es für das Land
nicht akzeptabel war - erneut politisch hoch-
spielen und der politischen Diskussion über-
antworten, oder sollte man besser darauf
verzichten? - Das war eigentlich immer eher
die politisch-pragmatische Frage, die damit
verbunden war.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie haben
die Kabinettsentscheidung im Juli 83 vorbe-
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reitet; das war Ihre Aufgabe im Bundes-
kanzleramt. Aus Ihrer Erinnerung: Hat sich
zu irgendeinem Zeitpunkt ein Minister der
damals ja noch sehr neuen Regierung Kohl,
also entweder Herr Riesenhuber, Herr Zim-
mermann oder wer auch immer, in die Frage
der Erstellung dieses Berichts der PTB ein-
geschaltet, oder haben die sich eigentlich
erst durch die Vorlagen zur Kabinettsent-
scheidung den Sachverhalt zum ersten Mal
richtig vorgenommen?

Zeuge Dr. August Hanning: Mein Ein-
druck war, Herr Grindel: Damals war das
ganze Thema Entsorgung ein politisch hoch-
aktuelles und sensibles Thema. Ich glaube,
dass sich jeder Minister nolens volens, wenn
sein Verantwortungsbereich betroffen war,
mit dieser Fragestellung auseinandersetzte.
Es gab ja seinerzeit das Nuklearkabinett
unter Führung noch von Schmidt. Ich glaube,
das ist auch noch unter Kohl fortgesetzt wor-
den, wenn auch weniger intensiv. Aber es
war so, dass jeder Minister, glaube ich, ein-
gebunden war.

Jetzt kenne ich nicht die Entscheidungs-
prozesse in den einzelnen Häusern. Sie ha-
ben ja auf einen Vermerk hingewiesen. Ich
kann mir aber nicht vorstellen, dass nicht
spätestens vor der Kabinettsberatung - ich
gehe aber davon aus, schon lange im Vor-
feld, wenn ich Entscheidungsprozeduren in
den Ressorts richtig einschätze - auch die
Minister eingebunden waren. Dafür war die
Entscheidung viel zu brisant.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das ist
klar. Aber ich meine jetzt, politisch lautet der
Vorwurf: Es ist auf diesen Zwischenbericht
der PTB Einfluss genommen worden. - Das
heißt, die Frage ist - Sie haben da beisam-
mengesessen, Herr Ziegler, Herr Matting,
eben Vertreter der Ressorts -: Sind Sie auch
in der Kontinuität Ihrer Tätigkeit - - Wir wis-
sen ja aus den Akten: Ziegler, Matting, Ollig
- oder wie sie alle heißen - waren ja schon
unter der Verantwortung der Regierung
Schmidt dabei. Ist vor zum Beispiel diesem
Treffen in Hannover oder im Späteren, als
mit der PTB darüber kommuniziert wurde,
wie dieser Bericht auszusehen hat, von ei-
nem politisch Verantwortlichen, also einem
Minister oder Staatssekretär, auf diesen Pro-
zess Ihrer Kenntnis nach Einfluss genommen
worden?

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Abge-
ordneter, ich kann mich nicht daran erinnern.
Das geschieht üblicherweise ja auch nur,
wenn es Konflikte auf Arbeitsebene gibt. Der
übliche Ressortabstimmungsmechanismus
läuft ja so, dass man sich auf Arbeitsebene
trifft, dort Abstimmungen vornimmt, dass
jeder in seinem Hause nach seiner eigenen
Verantwortung die Abstimmung mit seinem
Minister, Staatssekretär, Abteilungsleiter
vorher vorbereitet. In dem Augenblick, wo es
einen Dissens gibt, werden die höheren
Ebenen eingeschaltet, und wenn ein Vor-
gang von besonderer politischer Bedeutung
da ist.

Ich kann das nicht belegen, aber ich kann
mir nicht vorstellen, dass nach dem Regie-
rungswechsel die neuen Minister nicht in die
Problemlage eingewiesen worden sind und
das kannten. Mir ist nicht bekannt - jedenfalls
aus meiner Erinnerung nicht -, dass sozusa-
gen in diese Gesprächsebenen vor der Kabi-
nettssitzung jetzt unmittelbar in Richtung
Arbeitsebene von der Politik eingewirkt wor-
den ist. Ich habe da auch nie einen Dissens
zwischen Arbeitsebene und den politischen
Entscheidungsebenen feststellen können.
Ich glaube, da waren die Häuser in sich sehr
kohärent aufgestellt. Von daher kann ich Ihre
Frage da nicht positiv beantworten. Ich habe
also keine Erkenntnisse darüber, dass da
unmittelbar von politischer Ebene in diesen
Entscheidungsprozess eingegriffen worden
ist.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie
schreiben in Ihrem Vermerk zum 13.07.
mehrfach: ergebnisoffene Entscheidung. -
Was heißt in diesem Prozess „ergebnisof-
fen“?

Zeuge Dr. August Hanning: Also, ganz
volkstümlich gesprochen - das habe ich da-
mals von den Bergleuten gelernt -: Vor der
Hacke ist es duster. - Man weiß erst Be-
scheid, wenn man sich die Dinge wirklich vor
Ort anschaut, wenn man sich das wirklich
intensiv anschaut. Das habe ich so gelernt.
Früher sind keine abschließenden Entschei-
dungen möglich, weder positiv noch negativ.
Ich habe ja auch mit einigem Vergnügen
meine alten Vermerke noch einmal gelesen.
Ich habe dem eigentlich auch nichts hinzu-
zufügen. Es ist so: Ja, man muss diese
Dinge erst erkunden, man muss das Risiko
abschätzen. Aber man kann eine abschlie-
ßende Entscheidung wirklich erst fällen,
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wenn man den Salzstock im Einzelnen
bergmännisch erkundet hat bzw. abgeteuft
hat, wie es heißt.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das heißt
noch einmal - ich muss deshalb darauf insis-
tieren, weil das nun die politische Debatte
ist -: Es ist also nicht so, dass man die alter-
nativen Standorte nicht untersucht hätte, weil
man Zweifel am Standort Gorleben hatte
oder weil man von vornherein auf Gorleben
festgelegt war, sondern möglicherweise ge-
rade andersherum, weil man gedacht hat:
Wenn wir jetzt anfangen, an anderen Stand-
orten zu erkunden - von den Problemen mit
Bürgern, Geld, Personal ganz abgesehen -,
ist das praktisch ein Misstrauen von vornher-
ein in den Standort.

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Abge-
ordneter, in der Praxis hat sich die Frage gar
nicht gestellt, weil Niedersachsen überhaupt
nicht damit einverstanden war. Das haben
die immer wieder bekundet und haben ge-
sagt: Wir haben den Standort Gorleben vor-
geschlagen. Gibt es Argumente, die die
Eignungshöffigkeit Gorlebens grundsätzlich
in Zweifel ziehen? - Die Antwort lautete:
Nein. - Damit war für Niedersachsen klar:
Also bitte, dann untersucht doch erst einmal
den Standort, und wenn sich herausstellen
sollte, dass dieser Standort ungeeignet ist,
dann müssen wir eben einen anderen
Standort auswählen. - Aber der Wunsch
Niedersachsens war sehr klar, sich auf einen
Standort zu konzentrieren.

Der Bund hat sich dem gefügt, mit guten
Gründen ja auch. Die Gründe lagen eben
darin, dass es doch beachtliche Ressourcen
erforderte, dass man jeden anderen Standort
ja auch erst einmal hätte intensiv erkunden
müssen. Ich glaube, es gibt keinen idealtypi-
schen Salzstock. Es gab das Problem in
Gorleben, glaube ich, mit dieser wasserfüh-
renden Rinne, wenn ich das noch richtig in
Erinnerung habe, von Herrn Duphorn. Aber
es gab, glaube ich, auch keinen anderen
Salzstock, der nicht auch Probleme mit sich
gebracht hätte. Wir hätten da ja vor dersel-
ben Diskussion gestanden. Dann hätten wir
auch vor der Frage gestanden: Wollen wir
jetzt den nehmen oder den?

Die Kraft und die finanziellen Ressourcen,
alle Salzstöcke bergmännisch zu erkunden,
bis man genau wusste, wo das Optimum
wirklich liegt, waren nicht vorhanden, und
das wäre aus meiner Sicht auch völlig unver-

nünftig gewesen. Deswegen war dieser Ent-
scheidungsprozess durchaus rational ver-
nünftig nachvollziehbar und letztlich ohne
Alternative.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herzli-
chen Dank. - Herr Kollege.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Dann
darf ich mal weitermachen.

Herr Dr. Hanning, mich würde noch ein-
mal der Ablauf anlässlich der Besprechung
am 11.05.83 interessieren. Können Sie sich
erinnern, wer zu diesem Gespräch bei der
BGR eingeladen hatte und wie es zu der
Teilnahme Ihrerseits an dieser Besprechung
gekommen ist?

Zeuge Dr. August Hanning: Ich kann
mich, wie gesagt, an diese Besprechung
nicht konkret erinnern. Ich weiß, dass es da
Besprechungen gegeben hat, noch im Vor-
feld. Ich habe Ihnen ja erläutert: Meine Auf-
gabe als Vertreter des Bundeskanzleramts
ist gewesen, dafür zu sorgen, dass eine Ka-
binettsentscheidung auf rationaler, vernünfti-
ger, der Geschäftsordnung der Bundesregie-
rung entsprechender Weise zustande kam.
Das war meine Aufgabe, und das war mit
Sicherheit auch der Grund, weshalb ich, wie
ich den Akten entnommen habe, auch an der
Besprechung teilgenommen habe.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Aber an
konkretere Umstände, wie Sie darauf auf-
merksam geworden sind - - Wurde Ihnen
mitgeteilt, dass eine solche Besprechung
stattfand? War das rein zufällig, oder gab es
eine direkte Einladung? Uns wurde erklärt,
dass die anderen Teilnehmer an dieser Sit-
zung überrascht waren, dass unter anderem
auch Sie an dieser Besprechung teilgenom-
men haben.

Zeuge Dr. August Hanning: Also, das ist
mir nicht in Erinnerung. Wenn ein Kabinett
vorbereitet wird - Kabinettsort und Tagesord-
nungspunkte -, ist es eigentlich nicht unge-
wöhnlich, dass ein Vertreter des Kanzleramts
teilnimmt. Gut, ich kann dazu aber Näheres
nicht mitteilen, weil ich mich, wie gesagt, an
die näheren Umstände dieser Besprechung
nicht erinnern kann.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Gut. -
Dann darf ich noch einmal auf dieses Wei-
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sungsproblem zu sprechen kommen. Sie ha-
ben uns erklärt, wie eine Weisung zu verste-
hen ist. Es ist uns hier erklärt worden - wir
haben das in diesem Ausschuss gehört -,
dass es dort ein sehr hartes Gespräch gege-
ben haben soll, wo die anderen Beteiligten
unter anderem auch Ihre Stellungnahmen als
Weisung empfunden haben. Aufgrund der
Tatsache, dass Sie sich nicht erinnern kön-
nen, ist es natürlich schwierig, da nachzu-
haken. Aber ist diese Schlussfolgerung er-
laubt, dass man, wenn es eine Weisung in
diesem Kontext gewesen wäre, dann so, wie
Sie das vorhin ausgeführt haben, als nach-
geordnete Behörde diese Weisung Ihnen
noch einmal schriftlich abverlangt hätte?
Können Sie sich an solche Abläufe erinnern?
Gibt es da Hinweise?

Zeuge Dr. August Hanning: Ich vertrete
oder habe vertreten das Bundeskanzleramt.
Das Bundeskanzleramt hat keine Weisungen
zu erteilen, selbst nicht gegenüber Ressorts,
es sei denn, es ist eine Richtlinienentschei-
dung der Bundeskanzlerin. Mit anderen Wor-
ten: Das Bundeskanzleramt war überhaupt
nicht in einer Weisungslage, sondern das
war die Frage Innenverhältnis PTB, Innenmi-
nisterium bzw. Forschungsministerium, wenn
es um Fragen der Forschung ging. Berührt
war sicher auch das Wirtschaftsministerium
in seiner Eigenschaft als Ministerium, in des-
sen Geschäftsbereich die PTB angesiedelt
war.

Ich weiß nicht, wie da genau im Inneren
jetzt die einzelnen Beziehungen zwischen
PTB und Innenministerium abgelaufen sind.
Ich kann mich, wie gesagt, an die konkreten
Abläufe nicht erinnern. Mir ist aber natürlich
in Erinnerung, dass allen Beteiligten klar
war - einmal unabhängig von dieser Bespre-
chung -, dass diese Kabinettsentscheidung
eine ganz wichtige Entscheidung war. Das
war sozusagen die Weichenstellung für die
weitere bergmännische Erkundung Gorle-
bens. Das war ein entscheidender Punkt.
Deswegen nehme ich an, dass dies allen
Beteiligten bewusst war. Wie sich das jetzt
im Einzelnen bei der Besprechung äußerte,
wie gesagt, daran kann ich mich nicht erin-
nern. Wenn es da Probleme gegeben
hätte - - Ich kann nur darauf hinweisen: Es
gab häufiger auch Konflikte - da kann ich
mich auch gut erinnern; das ging aber meis-
tens um Finanzen und Personal -, und da hat
es durchaus Gespräche gegeben, auch auf
Leitungsebene im Wirtschaftministerium und,

wenn ich mich recht erinnere, auch im In-
nenministerium. Es war also nie ganz kon-
fliktfrei, das Verhältnis. Aber das ist auch
nicht ungewöhnlich. Das war eine ganz gra-
vierende Aufgabe für die Physikalisch-Tech-
nische Bundesanstalt, eine ganz neue Auf-
gabe für uns alle, und da sind Konflikte ei-
gentlich eher - ja, ich will nicht sagen, an der
Tagesordnung - nicht ungewöhnlich.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Ich habe
erst einmal keine weiteren Fragen.

Eckhard Pols (CDU/CSU): Herr Dr. Han-
ning, wir hatten ja im Oktober 1982 den
Wechsel von Kanzler Schmidt auf Kanzler
Kohl. Inwieweit gab es einen Wechsel bei
den beteiligten Personen in diesem Themen-
bereich Endlagerung, Entsorgung von ato-
maren Abfällen von der Regierung Schmidt
auf die Regierung Kohl? Wurden da politisch
besetzte Positionen ausgetauscht, oder lief
das in dem Mitarbeiterbereich kontinuierlich
durch?

Zeuge Dr. August Hanning: Bei den
Mitarbeitern im Kanzleramt partiell. Ich war
seinerzeit ja nun Referent. Die Abteilungs-
leiter sind ausgewechselt worden; der Chef
BK ist ausgewechselt worden. Natürlich gab
es Änderungen, auf Staatssekretärsebene,
auf Ministerebene, auch in den Häusern.
Auch im Innenministerium gab es einen
neuen Minister und einen neuen Staatsek-
retär. - Nein, noch nicht einen neuen Staats-
sekretär. Ich glaube, Herr Hartkopf ist geblie-
ben, wenn ich mich recht erinnere. Aber jetzt
strapazieren Sie sehr mein Gedächtnis. Ich
kann es Ihnen jetzt nicht im Einzelnen mehr
sagen. Das können Sie aber alles nachlesen.

Eckhard Pols (CDU/CSU): Dass es ei-
nen neuen Minister gab, einen neuen
Staatssekretär gab, davon kann man ausge-
hen.

Zeuge Dr. August Hanning: Aber ent-
scheidend war - und das ist ja der Hinter-
grund Ihrer Frage -: Hat sich die Substanz
der Politik geändert?

Eckhard Pols (CDU/CSU): Ja.

Zeuge Dr. August Hanning: Die hat sich
nicht geändert.
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Eckhard Pols (CDU/CSU): Die hat sich
nicht geändert, gut. - Danke schön.

Franz Obermeier (CDU/CSU): Herr Dr.
Hanning, ich muss auch Ihr Erinnerungsver-
mögen strapazieren. Der Vorwurf ist ja, dass
es entgegen der technisch-wissenschaftli-
chen Erkenntnis eine rein politische Ent-
scheidung zugunsten von Gorleben gegeben
hat, unter Missachtung technisch-wissen-
schaftlicher Untersuchungen, Vorbereitun-
gen, rein politisch. Halten Sie so etwas
grundsätzlich für möglich, dass ein Ministe-
rium oder auch das Bundeskanzleramt so
etwas macht? Hat es so etwas in anderen
Fällen gegeben?

Zeuge Dr. August Hanning: Also, ich
halte den Vorwurf wirklich für jenseits der
Realität. Ich meine, die Diskussionen sind ja
breitest geführt worden: Wie soll man endla-
gern? Es gab internationale Symposien, es
gab eine große Beteiligung von Wissen-
schaftlern. Es gab eine große Diskussion:
Wie soll ich überhaupt Endlagerung gestal-
ten? Ist es überhaupt verantwortbar, Kern-
energie ohne schlüssiges Endlagerkonzept
zu verantworten?

Wenn man die Frage verneint - das ist
damals verneint worden -, dann haben Sie
die weitere Frage: Wie sollte ein Endlager-
konzept aussehen? Da gab es Papiere, Un-
tersuchungen ohne Ende. Im Ergebnis hat
man dann die Entscheidung gefällt. In ande-
ren Ländern zum Teil anders, wenn ich mich
recht erinnere, in Schweden mehr in punkto
Granit. Da gab es aber auch Vorstellungen in
Lehm. Dann gab es Vorstellungen, man
möge den Müll in den Weltraum schießen.
Ich kann mich noch an viele Diskussionen
erinnern, mehr oder weniger seriöse Vor-
stellungen. Dann hat man sich letztlich dazu
entschieden, dass das Salzkonzept, das hier
in Deutschland favorisiert wurde, das beste
sei. Das ist aber intensiv wissenschaftlich
erörtert worden.

Dann hat man auch die Fragestellung auf
die Frage verengt: Welcher Salzstock ist
denn der richtige? Das war doch schon eine
Einengung aufgrund technisch-wissenschaft-
licher Erkenntnisse. Das ist doch nicht ir-
gendwo im luftleeren Raum entschieden
worden. Man hat doch nicht auf der Land-
karte geguckt, welcher Ort uns am besten
gefällt, und da gehen wir dann hin, sondern
das ist doch alles schon im Rahmen einer
Vorauswahl entschieden worden, auch im

Rahmen niedersächsischer Vorüberlegun-
gen. Und dann hat man entschieden - ich
habe es ja schon erwähnt -: Es muss ein
unverritzter Salzstock von bestimmter Größe
sein. Dann hat man die Bundesanstalt für
Geowissenschaften eingeschaltet. Die hat
ihre Expertise abgegeben. Dann hat man
eine neue Verwaltung, eine neue Abteilung
in der PTB aufgebaut. Die hat ihre Expertise
abgegeben. Das waren doch alles Geologen,
das waren doch alles Wissenschaftler. Dar-
auf aufbauend, hat man dann die politische
Entscheidung gefällt. So ist doch der Ent-
scheidungsprozess gewesen. Das ist doch
alles auch in breiter Öffentlichkeit gesche-
hen. Das ist seinerzeit doch überhaupt nicht
geheim gewesen. Deswegen wundere ich
mich ein bisschen über diese Art des Vor-
wurfs.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Gut. - Gibt es weitere Fragen aus der
CDU/CSU-Fraktion? - Wenn das nicht der
Fall ist, dann geht das Fragerecht jetzt an die
Sozialdemokraten.

Ute Vogt (SPD): Ganz herzlichen Dank. -
Herr Dr. Hanning, ich würde gerne noch ein-
mal zurückgehen, und vielleicht können Sie
dann auch nachvollziehen, wie solch ein
Vorwurf zustande kommt. Sie haben am
17.08.1981 einen Vermerk gefertigt - das ist
MAT 4/3, Anlage 2 -, wo unter Nr. 3 unter der
Überschrift „Eignung des Salzstocks Gorle-
ben“ unter anderem steht:

Die Untersuchungen lassen jedoch
erkennen, dass die geologischen
Eigenschaften des Salzstocks nicht
optimale Erwartungen zu erfüllen
scheinen.

Das war der Vermerk vom 17.08.81.
Dann gibt es - auch von Ihnen gefertigt

oder zumindest gezeichnet -

Zeuge Dr. August Hanning: Auch gefer-
tigt. Darauf lege ich Wert.

Ute Vogt (SPD): - auch gefertigt, okay -
einen Vermerk vom 10. März 1982 - das ist
auch MAT 4/3, in dem Fall die Anlage 3,
Seite 3 -, wo Sie unter anderem unter
Punkt 2 aufgeführt haben - ich zitiere wie-
der -:

Da die bisherigen Erkenntnisse der
Erkundungsmaßnahmen ursprüng-
liche optimistische Erwartungen
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nicht erfüllt haben, sind die Risiken
eines ausschließlich auf Gorleben
reduzierten Erkundungsprogramms
allen Beteiligten deutlicher gewor-
den.

Dann wird ausgeführt, dass Niedersachsen
sich allerdings weigert, woanders zu suchen.
Es geht dann aber weiter mit dem Satz, dass
auch Standorte außerhalb Niedersachsens
auf ihre Eignung zu untersuchen sind. Das
wurde von der Bundesregierung mehrfach
angewiesen.

Am Ende gibt es dieses besagte Ge-
spräch, bei dem dann nicht Sie, sondern das
Bundesinnenministerium - der Vertreter des
Bundesinnenministeriums - sagt, Hinweise
auf alternative Standorte sollten entfallen,
und Sie fertigen die besagte Kabinettsvor-
lage, in der dann noch einmal ausdrücklich
Bezug darauf genommen wird, dass es keine
Alternativen - - Ich zitiere noch einmal aus
der Kabinettsvorlage:

Es ist derzeit eine Erkundung ande-
rer Salzstöcke nicht erforderlich.

Insofern muss ich sagen: Angesichts der
Gefährlichkeit des einzulagernden Stoffes
würde mich interessieren, wie Sie zu der von
Ihnen geäußerten Auffassung gelangen,
dass man sich dann einfach damit abfindet.
Das haben Sie vorhin so gesagt: Dann findet
man sich damit ab, dass die Länder eben
keinen anderen Standort benennen wollen.

Ist das tatsächlich Regierungshandeln,
das sorgfältig und sorgsam stattgefunden
hat, angesichts der Tragweite und der Ge-
fährlichkeit des einzulagernden Stoffes?

Zeuge Dr. August Hanning: Frau Abge-
ordnete, wenn Sie meinen Vermerk vollstän-
dig zitiert hätten, dann stünde da auch drin,
dass für den Fall, dass sich herausstellt,
dass der Salzstock Gorleben nicht wie prog-
nostiziert eignungshöffig sein sollte, genü-
gend Zeit bleibt für die Erkundung eines an-
deren Standorts. Auch das steht in dem
Vermerk drin. Von daher, glaube ich, sind wir
damals schon sehr verantwortlich mit der
Frage umgegangen. Die Frage war ja in der
Tat: Rechtfertigen die bisherigen Erkun-
dungsergebnisse eine Entscheidung der
bergmännischen Erkundung? Das war eine
Entscheidung beachtlicher finanzieller Di-
mension. Der musste man sich stellen. Ich
glaube, ab 77, wenn ich das richtig erinnere,
gab es ja Bohrungen. Es wurde das Ergebnis
der Bohrungen dann zugrunde gelegt, analy-

siert, überlegt: Kann man auf der Basis die-
ser Erkenntnisse, aufgrund der Bohrungen
verantworten, dieses doch ganz erhebliche
Investitionsvorhaben in Gorleben zu rechtfer-
tigen? Das war die Entscheidung.

Da gab es auch Probleme; das habe ich
in dem Vermerk deutlich gemacht. Ich habe
immer Wert darauf gelegt, dass auch die
Oberen sehr deutlich die Probleme gesehen
haben. Ein Problem - ich glaube, das war
von Herrn Duphorn und von anderen - war
diese quartiäre Rinne, oder wie das noch
hieß. Es gab sozusagen partiell Wasserzu-
tritt. Da musste die Frage beantwortet wer-
den: Ist dieser Aspekt so schwerwiegend,
dass er die Eignungshöffigkeit Gorlebens in
Zweifel zieht? Als verantwortliche Regie-
rung - Sie haben das ja angesprochen -
muss man auch die Frage beantworten: Was
geschieht, wenn sich herausstellen sollte,
dass sich die Eignungshöffigkeit eben nicht
bestätigt? Und da war es nicht so, dass wir
gesagt haben, wir sind dann im Nirwana oder
haben keine anderen Konzepte, sondern
dann war das Konzept: Dann hätten wir in
der Tat einen anderen Salzstock suchen
müssen, erkunden müssen und hätten die
gleiche Prozedur wie in Gorleben auch auf
einem anderen Salzstock durchführen müs-
sen. Das war sozusagen die Philosophie, die
in diesem Vermerk zum Ausdruck kommt
und die ich auch nach wie vor für richtig
halte.

Ute Vogt (SPD): Gab es damals Zeit-
druck?

Zeuge Dr. August Hanning: Was heißt
„Zeitdruck“? Es gab damals eine gemein-
same Entscheidung der Regierungschefs
aus Bund und Ländern, den weiteren Betrieb
von Kernkraftwerken an die Entsorgungsvor-
sorge zu koppeln. Das war eine politische
Entscheidung. Die konnte man auch anders
fällen. Es gab auch Kritiker, die sagten: Wa-
rum dieser Zeitdruck? - Aber das ist sicher,
wenn Sie so wollen, ein politischer Zeitdruck
gewesen, letztlich auch, um die Entsor-
gungsvorsorge voranzutreiben. Man wollte
letztlich Druck auf die Wirtschaft ausüben,
damit die sich auch um die Folgen des Be-
triebs von Kernkraftwerken kümmert. Es war
ja der Vorwurf im Raum: Die Wirtschaft -
genauso wie Sie es eben auch als Vorwurf
fast formuliert haben - betreibt Kernenergie,
Kernkraftwerke, ohne sich um die Konse-
quenzen zu kümmern. - Die Konsequenz aus
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damaliger Sicht war vernünftige Entsor-
gungsvorsorge. Die ganze Kernenergiedis-
kussion damals fokussierte auf die Entsor-
gungsvorsorge. Deswegen hat es die politi-
sche Entscheidung gegeben, quer durch alle
Parteien, zwischen Bund und Ländern: Wir
koppeln den Betrieb an die Entsorgungsvor-
sorge und an Fortschritte des Entsorgungs-
konzepts. - In jedem einzelnen Genehmi-
gungsverfahren für ein Kernkraftwerk wurde
die Entsorgungsvorsorge ausdrücklich als
Genehmigungsvoraussetzung formuliert. Von
daher bestand, wenn man das so betrachtet,
durchaus Zeitdruck.

Ute Vogt (SPD): Es gab am 4. Mai 1983
eine Regierungserklärung des damaligen
Bundeskanzlers Kohl, der unter anderem
erklärt:

Wir werden auch die zukunftswei-
senden Reaktortechnologien zum
Erfolg führen. Die Entsorgung muß
und wird zügig verwirklicht werden.

Die Frage, die sich uns stellt - auch beim
Studium der Akten -, ist ja schon, dass Sie
nur neun Tage später quasi unangemeldet -
nach Auskunft derer, die sich im Gegensatz
zu Ihnen noch erinnern - in diese interne
Besprechung von BGR und PTB gekommen
sind und dass dann dort darauf gedrängt
wurde, alternative Standorte aus dem Bericht
zu nehmen. Können Sie nachvollziehen,
dass man da einen gewissen Zusammen-
hang sieht?

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, kann
ich nicht nachvollziehen; denn das war eine
Besprechung auf Arbeitsebene. Ich bin ganz
sicher, dass ich keine Weisung des Herrn
Bundeskanzler bekommen hätte, dorthin zu
gehen - das wüsste ich noch -, sondern das
war Ausdruck meiner Arbeit in dem Referat
auf der Arbeitsebene.

Ich habe ja schon versucht, das zu ver-
deutlichen: In dem Augenblick, wo eine Ent-
scheidung im Kabinett heranreift und wenn
deutlich wird, dass sich diese Kabinettsent-
scheidung auf die Beurteilung des Berichts
einer Behörde, eines Ressorts - es war ja
letztlich ein Ressortbericht Innenministerium,
gestützt auf das PTB - stützt, dann hat
Kanzleramt eine besondere Verantwortung;
denn das Kanzleramt wacht darüber, dass
Entscheidungen der Bundesregierung sorg-
sam, ordentlich, nachvollziehbar, rational -
wie auch immer -, entsprechend der Ge-

schäftsordnung zustande kommen. Das war
meine Aufgabe.

Die politische Lage, die Sie geschildert
haben, war so. Es war in der Tat so, dass
man gesagt hat: Wir müssen auf die Betrei-
ber der Kernkraftwerke Druck ausüben, poli-
tischen Druck ausüben in Richtung Entsor-
gungsvorsorge. - Dem dienten auch das
Entsorgungskonzept, die Entsorgungsgrund-
sätze, die Genehmigungspraxis des damali-
gen Innenministeriums. Das war schon sehr
kohärent aufgebaut. Das war aber keine
naturwissenschaftliche Zwangslage. Sie
können natürlich - das sehen wir jetzt ja im
Augenblick - abgebrannte Brennelemente
sehr lange lagern. Sie können auch Abfälle
nach der Wiederaufarbeitung sehr lange
lagern. Das war aber auch damals schon
durchaus bekannt. Aber das war nicht ge-
wollt. Man wollte das Problem Endlagerung
lösen. Das war damals der politische Wille.

Ute Vogt (SPD): Ich gestehe zu, dass Sie
möglicherweise keine persönliche Unterre-
dung mit dem damaligen Bundeskanzler
hatten; aber ist es tatsächlich unüblich gewe-
sen, dass man in einem Haus - ob das ein
Ministerium oder ein Kanzleramt ist - keine
politische Linie vorgibt?

Zeuge Dr. August Hanning: Also, wis-
sen Sie, ich war damals verantwortlich für die
ganze Frage Entsorgung. Da habe ich mich
auch verantwortlich gefühlt, und da wollte ich
schon wissen: Ist das, was demnächst dem
Kabinett vorgelegt wird, hinreichend belast-
bar? Ist das in sich schlüssig? Wenn Sie
meine Vermerke lesen, was Sie ja getan
haben, dann merken Sie daran ja, dass ich
an der einen oder anderen Stelle durchaus
auch Skepsis habe einfließen lassen. Ich
habe genau gesagt: Das ist suboptimal, da
gibt es Probleme. Ich habe Problemlagen
geschildert. Aber es war schon auch mein
Ehrgeiz damals, dass wir eine Entscheidung
hinbekommen, die tragfähig war, die belast-
bar war und wo die Beteiligten auch wussten,
dass es Risiken gab, Probleme gab, aber
gleichwohl die Entscheidung letztlich ver-
nünftig war in der Abwägung. Das war auch
eine Abwägungsproblematik; das muss man
sehen. In der Abwägung ist dann eben die
Entscheidung pro Gorleben gefallen.

Ute Vogt (SPD): Sie haben vorhin ge-
sagt, in der Entscheidungstheorie wäre eine
alternative Standortsuche sinnvoll gewesen.
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Das heißt, wenn Sie selbst, ohne den Wider-
stand von Bürgerinnen und Bürgern vor Ort,
hätten suchen müssen, hätten Sie mehrere
Standorte erkundet, aus politischer Sicht?

Zeuge Dr. August Hanning: Das war
damals die Haltung der Bundesregierung, die
ich 77/78 vorgefunden habe. Ich glaube, das
müsste sich aus den Akten erschließen las-
sen. Das war eigentlich so die Grundvorstel-
lung.

Ute Vogt (SPD): Herr Professor
Dr. Röthemeyer hat uns in seiner Zeugen-
vernehmung - ich zitiere aus dem Protokoll -
gesagt:

Ich hätte diese Diskussion lieber
etwas später geführt, wenn Klarheit
unter uns Wissenschaftlern ge-
herrscht hätte.

Der Zusammenhang ist: Er hat uns be-
richtet, er wollte in diesem Gespräch am
11. Mai, zu dem Sie gekommen sind, eigent-
lich mit Kollegen erörtern, was es noch an
strittigen Diskussionen im Wissenschaftsbe-
reich gab, und war noch lange nicht so weit,
das Thema der alternativen Standortsuche
zu diskutieren. Was sagen Sie zu so einer
Information?

Zeuge Dr. August Hanning: Ich glaube
nicht, dass ich Herrn Professor Röthemeyer
daran gehindert habe, das mit Wissen-
schaftlern weiter auszudiskutieren.

Ute Vogt (SPD): Ja, aber ausweislich des
Protokolls dieses Gesprächs war keine Mög-
lichkeit bei dem Gespräch, über wissen-
schaftliche Erkenntnisse zu reden, sondern
es ging um die Verfassung des Berichts, was
drinstehen soll und was nicht.

Zeuge Dr. August Hanning: Bei dem
Gespräch ging es um die Vorbereitung einer
Kabinettsberatung. Für die Kabinettsbera-
tung war natürlich schon wichtig: Entscheidet
sich die PTB - wir haben es eben ja sozusa-
gen schon herausgearbeitet - - Ist der Stand-
ort Gorleben hinreichend eignungshöffig, um
weitere Erkundungen zu rechtfertigen? Das
war die entscheidende Frage. Und dann ging
es um die Frage: Wie fasst man den Bericht
ab? Wie macht man das? Das war meine
Aufgabe.

Ich wollte da doch nie, mit Sicherheit
nicht - wie gesagt, ich kann mich an das

Gespräch nicht mehr konkret erinnern - als
Schiedsrichter in wissenschaftlichen Fragen
auftreten oder den Wissenschaftlern vorge-
ben, wie sie sich zu entscheiden haben. Das
liegt mir völlig fern. Für mich war nur die
Frage entscheidend: Was wird dem Kabinett
vorgelegt? Ist das eine hinreichend taugliche
Entscheidungsgrundlage? Das waren meine
Fragen, die ich zu beantworten hatte.

Ute Vogt (SPD): Also, wir sind ein biss-
chen in Verwirrung in dem Punkt; denn es
gibt einmal die Aussage von Herrn Röthe-
meyer, der uns erklärt hat, das Gespräch
diente der weiteren Klärung von wissen-
schaftlichen Argumenten in Bezug auf die
Erstellung des Berichts. Es gibt die Aussage
von Herrn Illi, der uns erklärt hat: Das hat
unter anderem auch der Vorbereitung der
Veranstaltung in Hitzacker gedient. Und jetzt
gibt es Ihre Version, die uns erläutert, dieses
Gespräch diente der Kabinettsvorbereitung.
Insoweit erinnern Sie sich dann doch, oder?

Zeuge Dr. August Hanning: Frau Abge-
ordnete, Sie haben mich gefragt, was meine
Rolle gewesen ist, und die Rolle habe ich
versucht, zu beschreiben. Dass die Rolle von
Herrn Röthemeyer eine ganz andere war -
Sie haben einen Herrn Illi genannt, der mir
nicht mehr in Erinnerung ist -, das nehme ich
auch an. Die Rolle des Innenministeriums
war auch wieder eine andere. Jeder hatte
natürlich eine andere Rolle in der ganzen
Diskussion zu spielen. Meine Rolle war die,
aus dem Bundskanzleramt heraus dafür zu
sorgen, dass es eine ordentliche, tragfähige
Kabinettsvorbereitung gab. Das war mein
Punkt.

Es gab seinerzeit natürlich viele Diskussi-
onen unter den Wissenschaftlern. Das ist mir
auch nicht verborgen geblieben; das war
auch klar. Aber man musste diese ganzen
Diskussionen irgendwann zusammenführen.
Es war ja nicht ein Konzert unterschiedlicher
wissenschaftlicher Ansichten, mit denen wir
es da zu tun hatten, sondern es ging um die
verantwortliche Stellungnahme einer Be-
hörde, die nach dem Gesetz für die Endlage-
rung von atomaren Abfällen in der Bundes-
republik Deutschland verantwortlich war.
Darum ging es. Das war die Entscheidungs-
lage, die bestand und der sich die PTB ge-
genübersah.

Die PTB hatte natürlich, wenn ich das
richtig erinnere, durchaus einerseits diese
technisch-wissenschaftliche Komponente,
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aber sie hatte natürlich auch die administra-
tive Komponente, und die administrative
Komponente war die Ausführung ihres ge-
setzlichen Auftrags, nämlich ein Endlager zu
errichten. Das bedeutete, dass sie auch die
wissenschaftlichen Argumente entgegen-
nehmen musste, wichten musste, einfließen
lassen musste in einen letztlich aber admi-
nistrativen Entscheidungsprozess.

Ute Vogt (SPD): Danke schön. - Meine
Fragezeit hat gerade geendet, glaube ich.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Das
ist genau so. - Jetzt ist die FDP mit ihren
Fragen an der Reihe. Bitte schön.

Marco Buschmann (FDP): Herzlichen
Dank, Frau Vorsitzende. - Auch von uns
herzlichen Dank, Herr Dr. Hanning, dass Sie
uns zur Verfügung stehen.

Einiges von dem, was Sie ausgeführt ha-
ben, hat bei mir zur Verdeutlichung geführt.
Aber ich will gleichwohl noch einmal einige
klarstellende Fragen stellen. Das ist sozusa-
gen mein Leitmotiv, weil wir häufig über be-
stimmte Aussagen diskutieren, sie interpre-
tieren. Es dient ja auch der Klarstellung, zum
Teil noch mal präziser nachzufragen.

Das Erste ist die Frage der Begriffe. Wir
haben hier häufig über Dinge gesprochen,
dass Dinge suboptimal sind oder dass etwas
nicht optimalen Erwartungen entspricht. Sie
hatten eine andere Bemerkung gemacht, und
auf die wollte ich meine erste Nachfrage
richten: Gibt es nach Ihrer Erinnerung oder
nach Ihrem Eindruck - Sie haben ja betont,
das Sie kein Geologe sind, hatten aber eben
mit diesen Dingen zu tun -, nach dem, was
Sie mitbekommen haben, überhaupt den
optimalen Salzstock? Wäre es überhaupt
denkbar, in Deutschland den optimalen Salz-
stock zu finden, oder muss nicht jeder Salz-
stock sozusagen in irgendeiner Weise sub-
optimal sein, und muss es dann am Ende auf
die Gewichtung und das Sicherheitskonzept
ankommen für die Frage, wofür man sich
entscheidet?

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, jetzt
bringen Sie mich insoweit schon durchaus in
Probleme, weil ich in der Tat kein Geologe
bin. Aber man hat natürlich damals auch als
Jurist diese Fragen gestellt. Ich habe aus
den Antworten gelernt - ich sage das ganz
vorsichtig -, dass es sozusagen den
100-prozentig optimalen Standort offenbar

nicht gibt. Es gibt so viele verschiedene Eig-
nungskriterien für ein optimales Endlager, die
man, glaube ich, zu 100 Prozent nirgendwo
erfüllt sehen wird. Es geht um viele andere
Fragestellungen, die da eine Rolle spielen:
Konsistenz des Salzes, Wasserzutritt, Lau-
genzuführung. Es gibt viele Dinge - bitte
fragen Sie mich nicht nach Einzelheiten -, die
jedenfalls im Einzelfall durchaus jeweils wie-
der Bedenken oder, besser gesagt, eine
suboptimale Gestaltung des Salzstocks für
den Zweck der Endlagerung erkennen las-
sen.

Mit anderen Worten - ich sage es einmal
mit kurzen Worten -: Es gibt offenbar nicht
den zu 100 Prozent geeigneten Salzstock.
Man muss mit suboptimalen Lösungen leben.
Die Frage ist eben: Wie stark ist das zu ge-
wichten? Letztlich war damals im Entschei-
dungsprozess die Frage: Ja, es hat durchaus
das eine oder andere gegeben; das habe ich
auch im Kabinettsvermerk dargestellt. Führt
dies aber dazu, dass man die Eignungshöf-
figkeit, also die grundsätzliche Prognose,
dass man am Standort Gorleben einlagern
darf, schon jetzt, zum Zeitpunkt Juni oder Juli
1983, infrage stellt? Das war die Frage, und
die ist dann doch sehr klar beantwortet wor-
den: Nein. Die Eignungshöffigkeit ist nicht
infrage gestellt worden, trotz dieser subopti-
malen Aspekte, die Sie gerade herausgear-
beitet haben.

Marco Buschmann (FDP): Herzlichen
Dank. - Noch einmal zur Klarstellung: Wenn
von alternativer Erkundung gesprochen
wurde, war damit dann tatsächlich eine un-
tertägige Erkundung gemeint, oder war damit
nur eine obertägige gemeint, also eine Pro-
bebohrung? Wenn wir über alternative
Standorte sprechen, muss man dann die
Vorstellung haben, dass jetzt mehrere Berg-
werke gleichzeitig hätten abgeteuft werden
sollen? Oder ging es tatsächlich, wenn über-
haupt über alternative Erkundung gespro-
chen wurde, allenfalls um Probebohrungen?

Zeuge Dr. August Hanning: Es ging
damals, soweit ich mich erinnere, um die
Probebohrungen. Das war der entschei-
dende Punkt.

Marco Buschmann (FDP): Dann habe
ich noch eine Frage, und zwar mit Bezug auf
den Zeugen Professor Duphorn, den wir
heute schon gehört haben. Es steht ja die
Vermutung im Raume, dass erstens seine
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Erkenntnisse ignoriert worden seien. Ihren
Ausführungen, dass man sich damit ausei-
nandergesetzt hat, entnehme ich, dass man
es nicht ignoriert hat, sondern sich damit
auseinandergesetzt hat und dann einfach,
sozusagen in der Abwägung mit anderen
Ansichten, zu anderen Ergebnissen gekom-
men ist. Erste Frage: Ist das zutreffend?

Zweitens. Es steht die Vermutung im
Raume, dass Herr Duphorn in irgendeiner
Form - ich nenne es einmal untechnisch -
ausgebremst worden sei, dass man also
regierungsseitig Einfluss auf die PTB ge-
nommen habe, dass er möglichst nicht mehr
beauftragt und - ich sage einmal etwas flap-
sig - aus dem Projekt rausgedrängt werde.
Ist Ihnen irgendetwas in Erinnerung, das
diese Vermutung, die im Raum steht, stützen
könnte? Oder: Welche Ansicht haben Sie zu
dieser Vermutung?

Zeuge Dr. August Hanning: Also, auch
da mühe ich jetzt - ich bitte ein bisschen um
Verständnis - mein Gedächtnis. Mir ist der
Name Duphorn natürlich noch in Erinnerung.
Herr Duphorn war damals jemand, der sozu-
sagen die Eignungshöffigkeit in Zweifel ge-
zogen hat. Wenn ich mich ebenfalls richtig
erinnere, hat er, glaube ich, die berühmte
quartäre Rinne in die Diskussion gebracht.
Die Diskussion war so, dass er sagte: Da gibt
es einen Wasserzutritt - immer wirklich frei-
weg nach meiner Erinnerung; so präzise
kann ich mich nicht mehr erinnern -, eine
Rinne, und die könnte dazu führen, dass
sozusagen der Salzstock allmählich abgetra-
gen würde.

Dann hat er aber auch weitere Schluss-
folgerungen daran geknüpft, und dann gab
es eine Diskussion: Welche Expertise besitzt
eigentlich der Professor Duphorn? Denn er
hat sich dann in seinen Schlussfolgerungen
sehr weit vorgewagt, wenn ich mich richtig
erinnere. Er hat gesagt, der Salzstock sei per
se ungeeignet. Dann gab es kluge Wissen-
schaftler, die das alles analysiert haben, und
dann, wie es unter Wissenschaftlern üblich
ist, wurde erst einmal die Kompetenz des
Herrn Duphorn in Zweifel gezogen. Er hat
gesagt, Herr Duphorn sei ein Professor für
die Frage des Quartärs, und hier gehe es um
ganz andere Themen, die jenseits seiner
wissenschaftlichen Kompetenz lägen.

Sie sehen, ich weiß das noch. Deswegen
kann ich mich auch noch lebhaft an die Dis-
kussion erinnern. Da gab es durchaus Dis-
kussionen. Das hat man ernst genommen;

aber man hat das natürlich im Schoß, im
Kreis der Wissenschaftler ausgetragen. Es
war in erster Linie natürlich Aufgabe der PTB
und es war Aufgabe der Bundesanstalt für
Geowissenschaften und Rohstoffe, die auch
eingeschaltet war, mit diesem Themenkreis
umzugehen. Ich selbst vermochte und ver-
mag das bis heute nicht zu beurteilen. Ich
weiß nicht, ob Herr Duphorn recht hat oder
nicht recht hat. Ich konnte mich damals auch
nur auf die Expertise der dafür verantwort-
lichen Fachbehörden abstützen. Aber noch
mal: Duphorn spielte eine Rolle, auch in den
Diskussionen, ja.

Marco Buschmann (FDP): Zu möglichen
Ausbremsungsversuchen ist Ihnen nichts
bekannt?

Zeuge Dr. August Hanning: Nein. Er hat
das ja auch hinreichend öffentlich gemacht.
Das ist doch, glaube ich, bis in den Bundes-
tag hinein diskutiert worden. Duphorn ist
natürlich in der Region auch insgesamt - -
Das war ein großes Thema, wenn ich mich
richtig erinnere.

Gut, was heißt „ausgebremst“? Vielleicht
ist man ihm nicht gefolgt; aber seine Thesen
hat er ausreichend zu Gehör gebracht - mein
Eindruck.

Angelika Brunkhorst (FDP): Wir haben
bei der Befragung von Herrn Professor
Röthemeyer von ihm gehört, dass er mit sehr
großer Freude und mit großer Leidenschaft
auf Veranstaltungen gegangen ist, Vorträge
gehalten hat über den Sachstand des Erkun-
dungsvorhabens und dass er auch der Gor-
leben-Kommission immer berichtet hat. Er
hat auch davon gesprochen, dass dieser
Tag, als dieses Gespräch vereinbart wurde -
im Mai 83 -, ein eher unschöner Termin ge-
wesen sei, wo doch ein ziemlich rauer Ton
geherrscht habe. Er hatte eigentlich vermu-
tet, dass es zu einem Austausch unter Wis-
senschaftlern kommt, um diesen Bericht
danach eben entsprechend in die Ressorts
zu geben. Er hat dann eine Deutung in die
Richtung versucht, dass er gesagt hat:
Wahrscheinlich sollten die entsorgungspoliti-
schen Aspekte schon einmal mit in dieses
Gespräch eingebracht werden. Frage: Ent-
sorgungspolitische Aspekte - gab es die zu
dem Zeitpunkt schon? Können Sie sich
daran erinnern?
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Zeuge Dr. August Hanning: Ja, wie ge-
sagt, ich kenne jetzt nicht im Einzelnen die
Umstände des Gesprächs. Mich wundert es
ein bisschen. Wenn Herr Professor Röthe-
meyer mit Wissenschaftlern diskutieren will,
dann soll er die einladen, und dann soll er
das auch mit den Wissenschaftlern erörtern.
Aber wenn ich es richtig sehe, waren Bun-
desressorts ja mit eingeladen. Aber Sie ken-
nen das besser aus den Akten. Ich habe mir
das nicht so genau angeguckt. Die waren
doch da, oder nicht? Oder sind die alle über-
raschend aufgetaucht?

(Ute Vogt (SPD): Da schon, aber es
gab ja keine Einladung!)

Ich weiß es nicht. Das Kanzleramt war
offenbar nicht eingeladen, habe ich der Dis-
kussion hier entnommen. Aber soweit ich das
verfolgt habe, sind die Bundesressorts
durchaus mit eingeladen gewesen. Oder
nicht? Nur wegen Ihrer Frage.

Noch mal: Die PTB ist ja überhaupt nicht
gehindert gewesen, wissenschaftlichen
Sachverstand zu mobilisieren. Sie hat das
doch getan. Sie hat Gutachten vergeben. Es
gab doch eine Fülle von internen Diskussio-
nen. Deswegen wundert es mich. Vielleicht
jetzt nicht an diesem Tag; aber ich glaube
nicht, dass man der PTB das Recht be-
schnitten hat, das mit Wissenschaftlern aus-
giebig zu erörtern.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Jetzt geht das Fragerecht
an die Fraktion Die Linke, bitte.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Danke,
Frau Vorsitzende. - Herr Hanning, ich möchte
genau an der Stelle weitermachen. Für uns
stellt sich nämlich das Problem, dass uns
weder eine Einladung zu diesem fraglichen
Treffen am 11. Mai 83 bekannt ist noch ein
Protokoll und dass Herr Illi von der PTB vor
diesem Ausschuss ausgesagt hat, dass es
doch sehr ungewöhnlich gewesen sei, dass
bei diesem besagten Treffen Vertreter des
Bundeskanzleramts - also in diesem Fall
Sie - anwesend waren. Die Ressorts wären
überhaupt nicht eingeladen gewesen, wobei
er auch nicht sagen konnte, wer der Einla-
dende zu diesem Treffen war.

Wenn das alles so außergewöhnlich und
so singulär war, dann stellt sich mir schon ein
bisschen die Frage, wieso Sie sich daran
nicht erinnern. Oder hat es das dann doch

öfter gegeben, und war es die Regel, dass
man sich in so einer Runde getroffen hat?

Zeuge Dr. August Hanning: Also, ich
habe das nicht als so singulär empfunden.
Wir haben eine Fülle von Gesprächen in
Berlin gehabt, meistens in Berlin. Entsor-
gungsfragen waren immer auch politisch
wichtige Fragen. Das wurde laufend erörtert,
und da wurden natürlich Vertreter der PTB,
zum Teil auch der BGR hinzugezogen. Von
daher: Ich habe das als nicht so ungewöhn-
lich in Erinnerung.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Uns
liegt von diesem Treffen lediglich eine hand-
schriftliche Mitschrift des Herrn Illi vor. Aus
der geht hervor, dass Sie offensichtlich
schon darauf hingewirkt haben, keine ande-
ren Standorte zu erkunden, wenn man das,
was in dieser Mitschrift steht, richtig versteht.

Wie kann es sein, dass in so einer wichti-
gen Frage, wo es doch um die Vergleichbar-
keit von Standorten ging, letztlich offensicht-
lich eine rein politisch begründete Entschei-
dung getroffen wurde? Sie haben vorher ja
ausgeführt, dass man es politisch nicht
wollte, dass Unruhe an mehreren Orten ent-
steht, weil das Ins-Auge-Fassen anderer
Standorte sicherlich die dortige Bevölkerung
nicht besonders erfreut hätte. So war zumin-
dest die Einschätzung in Ihrem Haus, wenn
ich Sie richtig verstanden habe.

Zeuge Dr. August Hanning: Sie zitieren
da aus einem einseitigen Vermerk. Ich sage
Ihnen: Ich halte die Beweiskraft von einseiti-
gen Vermerken entweder für nicht gegeben
oder sehr eingeschränkt. In meinem berufli-
chen Leben habe ich eine Fülle von einseiti-
gen Vermerken erlebt. Wenn Sie die neben-
einanderlegen, haben Sie Zweifel, ob die-
selbe Veranstaltung in den Vermerken fest-
gehalten worden ist. Ich habe grundsätzlich
große Zweifel an einseitigen Vermerken, weil
sie natürlich die Interessenlage desjenigen
widerspiegeln, der das wiedergibt. Beson-
ders zweifelhaft sind Vermerke, wenn es um
wirklich kontroverse Gespräche geht, weil da
natürlich jeder seinen eigenen Interessen-
standpunkt niederlegt. Das ist ja auch in
Ordnung.

Ich will es gar nicht grundsätzlich in
Zweifel ziehen, dass ich dafür geworben
habe, sozusagen die Gretchenfrage klar zu
beantworten. Ich halte es auch nicht für aus-
geschlossen, dass ich gesagt habe: Nach
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Lage der Dinge - die niedersächsische Hal-
tung war ja bekannt - macht es keinen Sinn,
jetzt noch erneut das Thema Probebohrun-
gen aufzuwerfen. Das halte ich durchaus für
möglich. Das halte ich nicht für ausgeschlos-
sen; denn das war ja Linie der Bundesregie-
rung. Das ist dann später ja auch deutlich
geworden.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Erstens
möchte ich Sie darauf hinweisen, dass es
kein einseitiger Vermerk ist, sondern eine
neunseitige Mitschrift.

Zeuge Dr. August Hanning: Ist der ge-
gengezeichnet worden?

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Eine
neunseitige Notiz, so sage ich das mal.

Die andere Frage ist natürlich, wenn das
für Sie so relevant ist, aber Ihnen trotzdem
auch als Teilnehmer kein Protokoll bekannt
ist: Es ist ja normalerweise üblich, wenn in
irgendeiner Runde getagt wird - wo auch
immer - und wenn es ein Protokoll gibt, dass
es hinterher jeder Teilnehmer bekommt. Ich
sage mal: Wenn Ihnen da solche Aussagen
zugeschrieben werden - - Sie erinnern sich
auch nicht, dass Sie ein Protokoll bekommen
hätten?

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, aber
ich sage Ihnen: Das will auch nichts besa-
gen. Nach 30 Jahren kann ich mich nicht
mehr - - Wirklich nicht, sorry.

(Reinhard Grindel (CDU/CSU):
Würden Sie vielleicht den Wider-
spruch einseitig oder neunseitig

noch aufklären?)

- Sie haben es ja auch mittelbar beantwortet.

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Es
ist ein Missverständnis!)

- Ein einseitiger Vermerk ist ein Vermerk, der
nicht abgestimmt ist. Wenn ein Teilnehmer
seine Sicht der Dinge aufschreibt, dann halte
ich - das habe ich gerade ausgeführt - die
Beweiskraft dieser Art von Aussagen für sehr
eingeschränkt. Sie ist umso eingeschränkter,
je kontroverser die Besprechung ist. Das ist
Ausfluss meiner dienstlichen Erfahrung.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Okay,
gut. Die Klarstellung nehme ich auf. Aber es
kam bei mir auch wirklich so an, dass Sie es

auch auf die Länge des Vermerks bezogen
haben.

Zeuge Dr. August Hanning: Ach so,
Entschuldigung, das habe ich so nicht ge-
meint. Einseitiger Vermerk heißt: ohne Ab-
stimmung mit anderen. Sorry.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Ja, aber
das wollte ich dann schon noch mal für das
Protokoll klargestellt haben.

Zeuge Dr. August Hanning: Gut.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Es
drängt sich dann aber doch irgendwie der
Eindruck auf - zumindest aus dieser Notiz -,
dass Sie den Bericht so haben wollten, um
den es in diesem Treffen ging, dass die
Eignungshöffigkeit eindeutig bestätigt wird
und dass die Notwendigkeit, möglicherweise
alternative Standorte noch mit in Betracht zu
nehmen, nicht besonders hervorgehoben
wird. Können Sie das bestätigen?

Zeuge Dr. August Hanning: Ich kann Ih-
nen Folgendes sagen: Wenn im Bundeska-
binett über die Frage einer bergmännischen
Erkundung entschieden wird - eine Entschei-
dung von doch großer Dimension mit Milliar-
denaufwand -, dann muss jede Bundesregie-
rung, insbesondere aber auch das Bundes-
kanzleramt als Hüterin der Geschäftsordnung
darauf achten, dass diese Entscheidung
aufgrund klarer Voten der Beteiligten zu-
stande kommt und dass da keine Unklarhei-
ten bestehen. Da übernimmt jeder, der an
dem Beschluss mitwirkt, Verantwortung. Da
übernehmen Verantwortung die PTB, das
Innenministerium, die Ressorts und letztlich
der Bundeskanzler. Darauf muss man schon
achten. Das ist Verantwortung der Beteiligten
in der Verwaltung, und darauf muss man
auch als Bundeskanzleramt achten, ja, sehr
wohl.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Dann
möchte ich Sie noch zu einem anderen
Komplex befragen.

Sie waren ja damals als Jurist im Bun-
deskanzleramt tätig. Ist Ihnen bekannt, dass
es das Gutachten von Professor Dr. Rüdiger
Breuer gibt? Das ist MAT A 64, Band 3, Pa-
ginierung 2 bis 184. Da geht es um die
Frage: Wie kommt man zu einem Planfest-
stellungsverfahren? Ich verkürze das jetzt
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mal: Atomrechtliches Genehmigungsverfah-
ren oder bergrechtliches Genehmigungsver-
fahren? Dort wurde dann sozusagen auch
überlegt, dass die Schächte zumindest auch
nach Atomrecht gegebenenfalls zu genehmi-
gen seien. Wie haben Sie diese Debatte - ob
da Atomrecht angewendet werden muss
oder ob eine Genehmigung, ein Planfest-
stellungsverfahren nach Bergrecht reicht -,
als Jurist selber wahrgenommen?

Zeuge Dr. August Hanning: Das Gut-
achten ist mir bekannt, weil ich das seinerzeit
im Innenministerium noch initiiert habe. Es ist
eine ganz schwierige Frage, die dem Gut-
achten zugrunde liegt. Wir haben im Atom-
recht die Vorstellung, dass man möglichst
frühzeitig präventiv unter atomrechtlichen
Sicherheitsaspekten entscheiden soll, wenn
man eine Anlage baut, ob sie auch im End-
zustand, wenn sie dann betrieben wird, hin-
reichend sicher ist. Das ist sozusagen die
Vorstellung des Atomgesetzes. Deswegen
eine sehr vorverlagerte Prüfung schon bei
der Errichtung. Schon bei der Errichtung
eines Kernkraftwerks oder einer Nuklearan-
lage muss der spätere Betrieb einbezogen
werden, weil der Gesetzgeber verhindern
will, dass eine Atomanlage entsteht, die
prognostisch nicht sicher sein würde. Des-
wegen möchte man frühzeitig eine präventive
Schranke einbauen.

Das kann man bei einem Kernkraftwerk -
glaube ich jedenfalls - methodisch sehr gut
machen. Das ist bei einem Bergwerk sehr
schwer; denn man kann - das haben wir ja
eben herausgearbeitet - viele Dinge erst
richtig beurteilen, wenn man die bergwerkli-
che Erkundung abgeschlossen hat. Deswe-
gen gab es schon eine schwierige Diskus-
sion: Soll man das Atomgesetz hier einset-
zen? Sollte man sich dafür entscheiden,
obwohl es in diesem Fall eigentlich von der
Grundphilosophie her nicht wirklich passt,
weil man eben von vornherein die Risiken
nicht abschätzen kann? Das kann man ja
erst nach dem Abschluss der bergmänni-
schen Erkundung. Deswegen hat man sich
hier für das Instrument des Bergrechts ent-
schieden, nach schwierigen Diskussionen,
nach schwierigen Abwägungen. Aber letztlich
gab es dafür sehr gute materielle Gründe,
und die materiellen Gründe sind die, dass
man sagt: Das ist eine bergmännische Er-
kundung. Darauf ist unser Bergrecht als
Rechtsgebiet zugeschnitten, und deswegen
passt das in diesem Fall besser, zumal man

von der Grundphilosophie des Atomgesetzes
her diese Anlage nicht mit anderen kerntech-
nischen Anlagen vergleichen kann.

Das war - ich bitte um Nachsicht - in kur-
zen Worten das, was ich in Erinnerung habe.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Dann geht das Fragerecht
jetzt an Bündnis 90/Die Grünen, bitte.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Danke schön. - Herr Dr. Hanning,
ich beziehe mich auf eine von Ihnen und
Herrn von Osten erstellte Leitungsvorlage für
den Bundeskanzler vom 17.08.81. Das ist die
Anlage 2 des BMU-Berichts, zu finden unter
MAT A 4/3. Da heißt es unter „Terminpla-
nung Endlager Gorleben“:

Obwohl der von der PTB erarbeitete
Terminplan knapp bemessen ist,
gestattet er - bei Ausschluss unvor-
hergesehener Verzögerungen - die
Einhaltung dieses Ziels.

Das ist damals von Ihnen erstellt worden,
zusammen mit Herrn von Osten.

Was verstanden Sie oder verstehen Sie
noch immer unter „unvorhergesehenen Ver-
zögerungen“, die ausgeschlossen werden
sollen?

Zeuge Dr. August Hanning: Sie kön-
nen - ich glaube, das lehrt auch die Ge-
schichte - bei einer Anlage wie Gorleben nie
Verzögerungen ausschließen. Die können
aus ganz unterschiedlichen Gründen herbei-
geführt werden. Die können politische
Gründe haben, die können technische
Gründe haben. Das war darunter zu verste-
hen. Die Erfahrung lehrt, dass gerade bei
solchen Großvorhaben Verzögerungen nie
auszuschließen sind.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Da würde ich Ihnen in der Inter-
pretation zustimmen. Ich würde auch sagen:
Unvorhergesehene Verzögerungen können
nicht ausgeschlossen werden. Da hier aber
ausdrücklich steht, dass der Zeitplan einzu-
halten ist „bei Ausschluss unvorhergesehe-
ner Ereignisse“, muss ich Sie noch mal fra-
gen, welche Ereignisse Sie meinten, die man
ausschließen kann.

Zeuge Dr. August Hanning: Das waren,
soweit ich mich erinnere - jetzt stellen Sie
mich wirklich vor schwierige Fragen -, typi-
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sche Risiken bei Großvorhaben, die immer
auftreten können, die sich auch schon da-
mals zum Teil gezeigt haben. Das war damit
gemeint. Es gab einen Zeitplan für - -

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Solche Ereignisse kann man
nicht ausschließen, wie Sie selbst schon
gesagt haben.

Zeuge Dr. August Hanning: So ist es.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Also haben Sie hier doch von
Ereignissen gesprochen oder geschrieben,
die man ausschließen kann?

Zeuge Dr. August Hanning: Also, jetzt
muss ich mir das genau angucken.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich lese es Ihnen noch mal vor:

Obwohl der von der PTB erarbeitete
Terminplan knapp bemessen ist,
gestattet er - bei Ausschluss unvor-
hergesehener Verzögerungen - die
Einhaltung dieses Ziels.

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, sicher,
wenn keine unvorhergesehenen Verzöge-
rungen eintreten, wird das Ziel erreicht.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): „Eintreten“ steht da aber nicht.
„Eintreten“ ist etwas anderes. Wenn sie nicht
eintreten, dann sagt man: Wir haben eventu-
ell Glück, oder wir haben Pech.

Zeuge Dr. August Hanning: Das ist aber
gemeint.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Nein, „Ausschluss“ meint etwas
anderes. Ich würde mal vermuten, im Bun-
deskanzleramt war man der deutschen Spra-
che mächtig. - Das ist die Anlage 2 vom
BMU-Bericht.

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, das
ist anders zu interpretieren. Da muss ich
Ihnen als Verfasser sagen, dass das von mir
anders verstanden worden ist. Hier steht:

Obwohl der von der PTB erarbeitete
Terminplan knapp bemessen ist,
gestattet er - bei Ausschluss unvor-

hergesehener Verzögerungen - die
Einhaltung dieses Ziels.

Das ist eine Eingrenzung der Aussage.
Das heißt: Wenn unvorhergesehene Verzö-
gerungen eintreten, kann der Terminplan
nicht mehr eingehalten werden, weil er so
knapp bemessen ist. Das ist die Aussage
nach der Logik.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Okay, Sie haben damit gerech-
net, dass Sie ihn nicht einhalten können?

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, über-
haupt nicht. Ich habe damit gerechnet, dass
er, wenn unvorhergesehene Ereignisse ein-
treten, nicht eingehalten werden kann. Ich
meine genau das, was hier steht. Ich glaube
nicht, dass es großer Interpretationskünste
bedarf, um das hier richtig zu interpretieren.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Gut. - Ich nehme einen anderen
Vermerk.

Zeuge Dr. August Hanning: Okay.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Der ist von Regierungsdirektor
Hegerfeldt(?), auch Bundeskanzleramt. Er
bezieht sich auf eine Ressortbesprechung im
Bundeskanzleramt und ist unter MAT A 52 zu
finden, Blatt 7. Da steht als „Ergebnisse“:

Der Terminplan der PTB beruht auf
der Annahme, daß für das
Schachtabteufen nur das berg-
rechtliche Verfahren durchgeführt
wird. Der geplante Termin für den
Beginn des Abteufens, Juni 1983,
ist nicht zu halten, wenn ein Plan-
feststellungsverfahren nach AtG
durchgeführt wird.

Mir drängt sich die Vermutung auf, wenn
ich diese beiden - den Vermerk, die Lei-
tungsvorlage - nebeneinanderhalte, dass
vielleicht ein Planfeststellungsverfahren nach
AtG eine dieser Verzögerungen wäre, die
man gerne ausschließen wollte.

Zeuge Dr. August Hanning: Das kann
ich jetzt hier für diesen Vermerk von mir nicht
beantworten; aber es war natürlich klar:
Wenn ich ein atomrechtliches Verfahren
eingeleitet hätte, mit all den Problemen, auf
die ich hingewiesen habe - Verfahrensge-
genstand wären Sachverhalte gewesen, die
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man nicht überblickt hätte; es wäre also von
vornherein mit hohen Unsicherheiten behaf-
tet gewesen -, dann hätte das, weil das Ver-
fahren aus meiner Sicht wahrscheinlich per
se wenig zielführend gewesen wäre, mit
Sicherheit auch Verzögerungen gehabt. Das
ist an sich in sich schlüssig und logisch, ja.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Richtig, das finde ich auch. Das
ist schlüssig und logisch. Das wäre eine un-
willkommene Verzögerung gewesen, und
man hat versucht, sie auszuschließen.

Zeuge Dr. August Hanning: Wenn man
ein Rechtsverfahren wählt, das für den
Sachverhalt nicht passt, haben Sie immer
Verzögerungen und Probleme, Frau Abge-
ordnete.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja, vielleicht auch nicht nur für
den Sachverhalt nicht passt, sondern viel-
leicht für die Eile, unter der man stand.

In der Anlage 2, aus der ich eben schon
zitieren habe, findet sich des Weiteren zur
„Eignung des Salzstocks Gorleben“ - daraus
hat Frau Vogt vorhin schon ein Stück zitiert -:

Die Untersuchungen lassen jedoch
erkennen, daß die geologischen Ei-
genschaften des Salzstocks nicht
optimale Erwartungen zu erfüllen
scheinen. Das Risiko eines negati-
ven Ausgangs der Standorterkun-
dung bleibt daher nach wie vor be-
stehen.

Ich zitiere weiter:

In einem solchen Fall würde ein
wichtiger Bestandteil der Entsor-
gungsvorsorge

- jetzt kommt ein Zitat aus dem AtG -

„Fortführung des laufenden Plan-
feststellungsverfahrens sowie Fort-
schritte bei der Erkundung und Er-
schließung eines Endlagers“
entfallen und die Erteilung von Be-
triebsgenehmigungen für Kern-
kraftwerke gefährden.

Das war der Druck, der im Hintergrund
war. Sehe ich das richtig?

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, sicher.
Der Druck war ja aufgebaut worden - ich
habe das eben ausgeführt -, um die Versor-
gungswirtschaft/Energiewirtschaft zu veran-

lassen, konkrete Schritte zur Entsorgung
vorzunehmen. Das Ganze basierte auf be-
stimmten Zeitplänen, die verabredet waren
zwischen allen Beteiligten, und wenn diese
Zeitpläne nicht eingehalten worden wären,
hätte man zu neuen Entscheidungen kom-
men müssen.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das heißt, hier geht es um den
Part, den Sie als Bundesregierung einzuhal-
ten hatten?

Zeuge Dr. August Hanning: So ist es.
Jeder hatte ja seine eigene Verantwortung.
Die Energiewirtschaft hatte, wenn ich das
richtig erinnere, die Verantwortung, die Wie-
deraufarbeitung zu etablieren. Die Bundes-
regierung hatte die Aufgabe, das Endlager
auszuführen, und es gab eine gewisse Ver-
antwortung für die Durchführung von Ge-
nehmigungsverfahren.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Und Sie hatten also die Aufgabe,
den Standort zu benennen und zu garantie-
ren, dass es Fortschritte bei der Erkundung
und der Erschließung eines Endlagers gibt?
Das war Ihr Teil der Verantwortung?

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, ganz so
einfach war es ja nicht. Ich meine, Nieder-
sachsen hat den Standort vorgeschlagen,
Frau Abgeordnete, und die Bundesregierung
hat das akzeptiert. Aber aus dem Atomge-
setz ergab sich die Verantwortung des Bun-
des, des Staates - wenn Sie so wollen, eine
gesamtstaatliche Verantwortung -, die nukle-
aren Abfälle in einem Endlager zu lagern.
Das war die gesetzgeberische Entscheidung
der Vierten Novelle zum Atomgesetz.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Richtig, und Ihr Teil der Verant-
wortung dafür, dass Betriebsgenehmigungen
weiter erteilt werden können, war, Verzöge-
rungen zu verhindern.

Zeuge Dr. August Hanning: Meine Ver-
antwortung war, wenn ich eine Genehmi-
gungslage aufbaue, die den Betrieb von
Kernkraftwerken an die Entsorgungsvorsorge
koppelt, darauf hinzuweisen, dass sich, wenn
die Entsorgungsvorsorge nicht realisiert wer-
den kann - aus welchen Gründen auch im-
mer -, die Frage stellt, ob Betriebsgenehmi-
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gungen für Kernkraftwerke weiter aufrechter-
halten werden können, mit all den Konse-
quenzen, die sich aus dieser Entscheidung
ergeben.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Danke.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank, Herr Dr. Hanning. - Damit
sind wir am Ende der ersten Berliner Runde.
Dann nehmen wir doch die zweite, wie ich
das sehe. - Die CDU/CSU-Fraktion, bitte.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich
möchte zunächst Kollegin Vogt bitten, dem
Zeugen keine falschen Vorhalte zu machen.
Sie haben aus der Vernehmung von Herrn
Röthemeyer in unserer 10. Sitzung zitiert. Ich
zitiere diese Stelle etwas ausführlicher - auf
Seite 15 -, weil Sie gesagt - -

(Ute Vogt (SPD): Seite 19!)

- Nein. Ich habe hier die linke Spalte in dem
mir vorgelegten Auszug aus dem Protokoll,
Stenografischer Dienst. - Wie gesagt, wir
meinen die gleiche Passage. Sie haben den
Eindruck erweckt, Herr Röthemeyer habe
eine andere Zielsetzung des Gesprächs als
Herr Illi vorgetragen. Das stimmt nicht, son-
dern er hat gesagt:

Wir wollten uns unterhalten über die
Informationsveranstaltung des Bun-
des vor dem Schachtabteufen und
über diesen Entwurf ... Das war ja
eigentlich schon der zweite Entwurf,
wo wir ein paar Stellungnahmen
und fachliche Argumente der BGR
und der DBE berücksichtigt hatten.
Wir wollten mit Fachleuten reden,
und ich wollte mit Fachleuten diese
Argumente diskutieren.

Das ist das, was Sie - - Ja, aber dann geht
es weiter:

Mir lagen ja auch diese sehr
schwerwiegenden Briefe von
Fachleuten, die im Auftrage der
Bundesregierung ja auch gearbeitet
haben, vor, und von daher gesehen
war es für mich als Wissenschaftler
eigentlich ein dringendes Bedürfnis,
diese Diskussionen mit Fachleuten
zunächst zu führen.

Dann kommt es:

Dieses Gespräch ist ausgeblieben,
weil praktisch alle versammelten

Fachleute - BGR, DBE, hinterher
auch Professor Memmert - die al-
leinige Erkundung von Gorleben
befürwortet haben.

Also: Es war nicht die Anwesenheit ande-
rer, sondern erst einmal hat er auch von der
Veranstaltung zum Schachtabteufen gespro-
chen, und er hat deutlich darauf hingewie-
sen, dass es eben nicht - den Eindruck ha-
ben Sie erweckt - die Ministerialbeamten
waren, die sozusagen auf die alternative
Standortsuche verzichten wollten, sondern -
das haben wir mit Herrn Röthemeyer und mit
anderen Zeugen hier mehrfach besprochen -
auch andere Wissenschaftler - ich hätte auch
noch Herrn Maass vom Hahn-Meitner-Institut
nennen können - genauso votiert haben.

Ich möchte das nur für das Protokoll sa-
gen, damit das nicht so stehen bleibt. Viel-
leicht können wir in Zukunft so ausführlich
zitieren, dass sich so etwas - -

(Ute Vogt (SPD): Ich habe aus einer
anderen Seite zitiert!)

- Ich habe, glaube ich, jetzt das Wort. Es ist
jedenfalls genau der Passus gewesen, den
Sie von Professor Röthemeyer zitiert haben.

(Zurufe von Ute Vogt (SPD) und
Sebastian Edathy (SPD))

- Ja, wenn man Sie erwischt, sind Sie etwas
unwirsch; aber das kann ich Ihnen nicht er-
sparen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Wollen wir die Diskussion zwischen den Ab-
geordneten jetzt stoppen?

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich würde
jetzt gerne die Frage stellen wollen, weil das
hier ja nun mehrfach die Frage war: Wissen
Sie denn noch, wie Sie - ich sage es einmal
etwas lax - Wind von diesem Termin in Han-
nover bekommen haben?

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Abge-
ordneter, ich bin mit Sicherheit nicht hinge-
fahren, ohne dass mich das Innenministe-
rium, Forschung, Wirtschaft darum gebeten
hätten. Das Kanzleramt hat sich nie unge-
beten in solche Besprechungen eingemengt.
Das halte ich für ausgeschlossen. Ich ver-
mute, dass mich entweder das Innenministe-
rium oder Forschung oder wahrscheinlich
beide darum gebeten haben. Aber ich weiß
es auch nicht mehr. Ich weiß es schlicht nicht
mehr.



1. Untersuchungsausschuss 70
[12. Sitzung am 08.07.2010 - Sitzungsteil Zeugenvernehmungen] - endgültig

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Gleich-
wohl darf ich Ihnen auch zitieren - dann auf
Seite 16 in der mir vorliegenden Fassung -,
was Professor Röthemeyer gesagt hat:

Für unsere Entscheidung oder
Empfehlung an die Bundesregie-
rung, unter Tage zu gehen, ist es
völlig bedeutungslos, weil wir ge-
sagt haben und auch wussten,
schon aufgrund der Befunde, die
wir damals hatten, dass der Salz-
stock Gorleben eignungshöffig ist ...

Also, mit anderen Worten: Die Frage der
alternativen Standortsuche - aber das ist
eben das, was jetzt noch als Einziges im
Raume bleibt - ist völlig belanglos für Herrn
Röthemeyer gewesen.

Für mich ist die Frage interessant - das
hat zum Teil eben schon eine Rolle ge-
spielt -, ob Sie sagen können, dass eine
sichere Lagerung hochradioaktiven Mülls
auch möglich gewesen wäre in der von Ihnen
angedachten Zeitabfolge, wenn sich wider
Erwarten die Eignungshöffigkeit von Gorle-
ben nicht bestätigt hätte.

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Abge-
ordneter, jetzt führen Sie mich ein bisschen
auf ein Gleis, wo ich als Jurist sozusagen
nicht die originäre Kompetenz ausstrahle.
Das Thema hat damals immer eine große
Rolle gespielt. Es gab einmal das Thema
direkte Endlagerung, also die Frage: Muss
ich Brennelemente überhaupt behandeln?
Muss ich Wiederaufarbeitung vorsehen? Da
hat, wenn ich mich recht erinnere, Minister-
präsident Albrecht ein großes Symposium in
Hannover gemacht unter Beteiligung interna-
tionaler Wissenschaftler und Experten. Die
haben das Thema breit behandelt. Nieder-
sachsen hatte da eine gewisse Präferenz,
auf die Wiederaufarbeitung zu verzichten.
Die haben ja später auch die Entscheidung
gefällt, dass die Anlage nicht in Gorleben
entstehen soll.

Dann gab es immer eine Diskussion: Wie
lange kann man eigentlich diese hochwär-
meentwickelnden Abfälle zwischenlagern?
Es gab immer die drei Kategorien schwach-,
mittel- und hochradioaktiv. Kritisch waren
eigentlich immer die hochradioaktiven Ab-
fälle. Wenn wir über Eignungshöffigkeit spre-
chen, reden wir eigentlich immer über die
sogenannten wärmeentwickelnden Abfälle.
Und da gab es schon immer die Vorstellung:
Ja, auch die kann man, wenn man sie in

Glaskokillen einschweißt, durchaus über eine
gewisse Zeit lagern, nicht überirdisch, son-
dern oberirdisch, und man kann die Wärme-
abfuhr dann auch regeln, und das ist viel-
leicht sogar ein Vorteil, weil, wenn die Wär-
meentwicklung am Anfang besonders stark
ist, muss man, wenn man sie dann später
erst endlagert, sozusagen nicht mehr so
hohe Wärmeentwicklungskoeffizienten bei
der Lagerung einbeziehen. Das ist das, was
ich noch als Stellungnahme der Wissen-
schaftler im Ohr habe. Aber das ist in der Tat
Kenntnis vom Hörensagen.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich würde
gerne noch mal den Vergleich Regierung
Schmidt - Regierung Kohl ziehen. Sie haben
vorhin in einem kleinen Nebensatz gesagt:
Im Nuklearkabinett haben diese Fragen ab
und zu eine Rolle gespielt. Das tagte, und
dann haben Sie gesagt: bei Kohl etwas we-
niger als bei Schmidt.

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, ich weiß
nicht mehr ganz genau - -

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja, es ist
auch nur eine Eingangsformel. Ich komme
jetzt zur Frage: Wenn man in den Akten in-
tensiv schaut, dann stellt man fest, dass zum
Beispiel Helmut Schmidt bei der SPD-Land-
tagsfraktion in Niedersachsen war, dass es
eine ganze Reihe von Vorlagen zum Thema
Gorleben gibt, die ihn direkt erreicht haben.
Von Bundeskanzler Kohl sieht man das nicht.
Auch Herr von Bülow ist zum Beispiel mal in
Gorleben gewesen in diesem Zeitraum, über
den wir uns hier unterhalten, Minister Rie-
senhuber bzw. Minister Zimmermann nicht.

Ist der Eindruck richtig, dass dieses
Thema Gorleben auf Minister- und Kanzler-
ebene vor Oktober 82 wesentlich intensiver
eine Rolle gespielt hat als hinterher, das
heißt, dass dann vor allen Dingen wirklich auf
der Ebene der zuständigen Ministerialbeam-
ten diese Angelegenheiten behandelt worden
sind?

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Abge-
ordneter, das ist nicht so ganz einfach zu
beantworten. Helmut Schmidt war ein großer
Anhänger der Kernenergie; das ist ja be-
kannt. Ich glaube, das kann man auch von
seinem Kabinett sagen. Er hat auf der ande-
ren Seite in seiner Partei erhebliche Wider-
stände gehabt. Diese Vermerke von mir, aus
denen hier zitiert wird, stammen ja nicht von
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ungefähr, sondern dahinter stand natürlich
immer die Frage: Wie geht Bundeskanzler
Helmut Schmidt mit den kritischen Stimmen
im Rahmen seiner eigenen Partei um? Da
stand, glaube ich, ein Parteitag in Rede - ich
glaube, das war im Frühjahr 82 -, wo die
Frage der Kernenergie einen breiten Raum
eingenommen hat. Von daher war es natür-
lich für den Bundeskanzler Schmidt wichtig,
hier unterrichtet zu sein, auch persönlich
engagiert und mit der Materie befasst zu
sein.

Ich glaube, das war für den Kanzler Kohl -
ich will ihm da nicht zu nahe treten - nicht so
ein aktuelles Thema. In der Union war Kern-
energie eigentlich akzeptiert. Deswegen war
das kein Thema, mit dem er sich als Person
in besonderer Weise auseinandersetzen
musste. Er hat das aber auch nicht im Sinne
einer Abgrenzung von seinem Vorgänger
formuliert, sondern er hat eigentlich an das
angeknüpft - das war mein Eindruck zumin-
dest -, was die frühere Regierung hinterlas-
sen hatte. Das war sozusagen seine Vorge-
hensweise.

So interpretiere ich die unterschiedlichen
Herangehensweisen der beiden Bundes-
kanzler. Ich habe aber, wie gesagt, keinen
Dissens in der Sache feststellen können.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Dann darf
ich mich für unsere Fraktion herzlich bedan-
ken. Das war unser Fragebedarf.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Dann geht das Fragerecht
wieder an die SPD-Fraktion.

Ute Vogt (SPD): Danke schön. - Herr
Dr. Hanning, ich wollte noch mal an Ihre
dienstliche Erfahrung anknüpfen. Ist es üb-
lich, nach Besprechungen verschiedener
Ressorts Vermerke anzufertigen?

Zeuge Dr. August Hanning: Ja.

Ute Vogt (SPD): Das heißt, wenn kein
Vermerk angefertigt ist, ist das eher die Aus-
nahme?

Zeuge Dr. August Hanning: Ich habe
immer Wert darauf gelegt, dass es Vermerke
gibt. Aber ich will jetzt nicht für die gesamte
Praxis der Bundesregierung sprechen. Ich
halte es immer für wichtig, wenn man Ge-
spräche führt, dass die auch abschließend

fixiert werden, um genau dem entgegenzu-
wirken, was wir eben hier diskutiert haben,
dass jeder sein eigenes Ergebnis auf-
schreibt, was dann häufig nicht zueinander
passt.

Ute Vogt (SPD): Vermerk in dem Sinne,
wie Sie ihn beschreiben, heißt, ein Vermerk,
der gefertigt wird, bei dem die Beteiligten
zeichnen?

Zeuge Dr. August Hanning: So ist es.
Ein Ergebnisvermerk, der an alle Beteiligten
versandt wird.

Ute Vogt (SPD): Ja, so kenne ich das
auch.

Zeuge Dr. August Hanning: Üblich ist ja,
wenn jemand Widerspruch erhebt, dass das
dann auch schriftlich dokumentiert wird und
der Vermerk entweder angepasst wird oder
nicht, aber jedenfalls von den Beteiligten
dann akzeptiert wird.

Ute Vogt (SPD): Sie haben vorhin er-
wähnt, Sie haben an verschiedenen Bespre-
chungen teilgenommen. Es gab viele Be-
sprechungen in diesem Rahmen. Können Sie
sich erklären, warum wir im Grunde keinen
einzigen offiziellen Vermerk zu dieser Viel-
zahl von Gesprächen finden?

Zeuge Dr. August Hanning: Ach, Frau
Abgeordnete, wie soll ich das wissen? Das
war ja weitgehend im Innenministerium. Ich
glaube, nach der GGO - Sie fragen ja immer
nach der Rechts- und Verwaltungslage - ist
das einladende Ressort auch für die Erstel-
lung des Vermerks verantwortlich.

Auf der anderen Seite ist es so gewesen -
das sage ich jetzt mit aller Vorsicht -: Wir
hatten es mit sehr vielen Wissenschaftlern zu
tun, mit Technikern zu tun. Das war nicht
immer ganz einfach. Die Leute waren relativ
unabhängig im Denken, nicht immer verwal-
tungsförmlich geschult. Deswegen gab es
durchaus Vorgänge, wo man als Verwal-
tungsjurist gewisse Kritik anmelden musste;
ich sage das mal mit aller Vorsicht.

Es war aber so, dass bei wichtigen Ent-
scheidungen nach meiner Kenntnis auch
Vermerke gefertigt wurden. Es wundert mich,
wenn Sie sagen, dass es keinerlei Vermerke
geben soll. Das kann ich mir eigentlich nicht
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vorstellen, Frau Abgeordnete. Es müsste
eigentlich Vermerke geben.

Ute Vogt (SPD): Das heißt, es lohnt sich
wahrscheinlich, auf die Suche zu gehen.

Ich habe noch mal eine Frage zur damali-
gen politischen Stimmung. Es gab im April
dieses Jahres eine Äußerung eines Abge-
ordneten der CSU aus Bayern, Max Strau-
binger, der sagte - ich zitiere -:

Keine Diskussion über alternative
Standorte, sonst zünden wir die
ganze Republik an.

Ist eine solche Äußerung 2010 mit der politi-
schen Stimmung vergleichbar, die man mög-
licherweise schon 83 hatte?

Zeuge Dr. August Hanning: Der Wett-
lauf um den Endlagerstandort - ich sage das
jetzt bewusst ironisch, um da keine Missver-
ständnisse aufkommen zu lassen - war na-
türlich ein sehr großer. Niemand wollte das
haben; das ist klar. Das ist wie bei Flughäfen
oder wie bei allen anderen Vorhaben auch:
Jeder will Kernenergie nutzen, aber niemand
will sozusagen die Probleme des Endlagers
auf seinem Territorium haben. Deswegen
gab es natürlich auch damals große Diskus-
sionen, auch innerhalb der Länder. Es gab
Versuche, wir würden heute sagen: Burden-
Sharing. Das Zwischenlager Ahaus ist auch
nicht aufgrund einer Wortmeldung der Nord-
rhein-Westfalen zustande gekommen, son-
dern deswegen, weil Nordrhein-Westfalen
sich entschieden hat, einen Teil dieser Last
mit zu übernehmen. Bayern - wie immer sehr
geschickt - hat es vermieden. Die hatten ja
auch keine Salzstöcke. Wie auch immer,
jedenfalls haben die natürlich - wie soll ich
sagen? - nicht mit Unbehagen gesehen, dass
das Ganze in Niedersachsen angesiedelt
wurde.

Ich will damit zum Ausdruck bringen: Es
war in der Tat so, dass es schwierig war, ein
Land zu finden, das bereit war, Endlager-
standorte aufzunehmen, weil jeder wusste:
Das ist mit heftigen politischen Kontroversen
verbunden. Das ist in Niedersachsen dann ja
auch der Fall gewesen. Niedersachsen hatte
auf der anderen Seite aber die besten geolo-
gischen Formationen. Deswegen gab es im
Grunde keine Alternative zum Land Nieder-
sachsen. So ist die Entscheidung dann auch
wohl zustande gekommen. Niedersachsen
hatte ja auch eigene Kernkraftwerke - nicht

zu vergessen -, sodass sie sich auch von
daher in der Pflicht sahen.

Ute Vogt (SPD): Mich wundert - Sie ha-
ben vorhin mehrfach die gesetzliche Lage
betont: es ist die Bundesverantwortung -,
wieso man dann einfach sagt: Na ja, es gab
halt kein Land. Hätte es nicht die Chance
gegeben, dass der Bund von selbst eine
Standortsuche durchführt, wie das meinet-
wegen die Schweizer heute tun?

Zeuge Dr. August Hanning: Frau Abge-
ordnete, da fragen Sie einen ehemaligen
Bundesbeamten, der immer große Probleme
damit hatte, dass wir keinen District of Co-
lumbia oder Ähnliches hatten. Wir haben nun
einmal Länder. Mit den Ländern müssen Sie
auch kooperieren, Frau Abgeordnete, ob es
uns gefällt oder nicht. Wir haben keinen ei-
genen Salzstock als Bund. Deswegen sind
wir auf die Länder angewiesen, auch bei der
Suche nach Endlagerstandorten.

Ute Vogt (SPD): Danke schön.

Sebastian Edathy (SPD): Herr Dr. Han-
ning, ich möchte noch mal auf diese Bespre-
chung vom 11.05. zurückkommen, an die Sie
sich offenkundig nicht erinnern können, im
Gegensatz zu Herrn Illi und Herrn
Röthemeyer, die uns vor kurzem geschildert
haben, dass sie sehr lebhafte Erinnerungen
an das Gespräch haben. Sie sagten vorhin
im Rahmen Ihrer Ausführungen: Die Be-
richtsfassung für das Kabinett, das war
meine Aufgabe.

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, nein,
so nicht.

Sebastian Edathy (SPD): Ach?

Zeuge Dr. August Hanning: Darf ich Sie
gleich korrigieren? Ich will Ihnen nicht ins
Wort fallen.

Die Berichtsfassung ist zunächst einmal
Aufgabe des Ressorts. Das Ressort berich-
tet. Das Kanzleramt hat nur darauf zu ach-
ten, dass der Bericht in der gehörigen Form
und mit dem richtigen Inhalt zustande
kommt.

Sebastian Edathy (SPD): Aber es han-
delt sich um einen Bericht der Physikalisch-
Technischen Bundesanstalt.
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Zeuge Dr. August Hanning: Aber vom
Innenministerium sozusagen übernommen
und zum Gegenstand der Kabinettsbefas-
sung gemacht.

Sebastian Edathy (SPD): Das heißt, Sie
halten es für legitim, wenn das Ministerium,
dessen nachgeordnete Behörde die PTB ist,
sich das Recht herausnimmt, den vorgeleg-
ten Entwurf eines Berichts auch zu verän-
dern?

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, nein,
das Kanzleramt muss darauf achten, wenn
eine bestimmte Entscheidung von einem
Ressort angestrebt wird - in diesem Fall hat
das Innenministerium eine Entscheidung
über die Erkundung des Endlagers Gorleben
angestrebt -, dass dies in der gehörigen
Form vorbereitet wird. Das heißt, es müssen
klare Entscheidungsgrundlagen präsentiert
werden.

Sebastian Edathy (SPD): Aber der Auf-
trag war doch an die PTB, einen solchen
Bericht zu erstellen.

Zeuge Dr. August Hanning: Via Innen-
ministerium. Im Kabinett ist das Innenminis-
terium verantwortlich, nicht die PTB.

Sebastian Edathy (SPD): Ich frage noch
mal, Herr Hanning: Finden Sie es angemes-
sen, dass ein wissenschaftlicher Bericht poli-
tisch frisiert wird, um als Vorlage für einen
Kabinettsbeschluss zu dienen?

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Abge-
ordneter, das ist ein Missverständnis. Das ist
kein wissenschaftlicher Bericht, sondern das
ist ein Bericht der zuständigen, mit der Auf-
gabe Endlagerung betrauten Bundesbehörde
PTB.

Sebastian Edathy (SPD): Das heißt, ein
Bericht, der keinen wissenschaftlichen An-
sprüchen genügen müsste.

Zeuge Dr. August Hanning: Das ist et-
was ganz anders. Ich erwarte von jedem
Bericht einer Behörde, dass er auch wissen-
schaftlichen Ansprüchen genügt.

Sebastian Edathy (SPD): Ja.

Zeuge Dr. August Hanning: Aber hier ist
dieser Bericht von der PTB in ihrer Eigen-
schaft als für die Endlagerung verantwortli-
che, nach dem Atomgesetz verantwortliche
Bundesbehörde erstellt worden.

Sebastian Edathy (SPD): Also, Herr Illi
hat ja handschriftlich mitgeschrieben. Die
Tatsache, dass er das nicht mit Schreibma-
schine noch mal formal abgetippt hat, deutet
ja darauf hin, dass das eher für seine Unter-
lagen bestimmt war. Er schreibt unter ande-
rem in seiner Mitschrift, die stichpunktartig
ist, über Herrn Matting, er habe in der Be-
sprechung gesagt:

Es will niemand die Aussage aus
der PTB herauspressen, die nicht ...
aber die Aussage könnte noch po-
sitiver gefasst werden.

Das heißt also - man hat den Eindruck -,
da ist der Vertreter des Innenministeriums
bei einer Besprechung dabei, hat den Ent-
wurf eines Berichts der PTB gelesen und
versucht dann, Einfluss zu nehmen, legiti-
merweise, wie Sie sagen würden, weil das
BMI letztendlich für die Fassung, die dem
Kabinett vorgelegt wird, verantwortlich ist.

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Abge-
ordneter, das Innenministerium ist im Kabi-
nett verantwortlich. Im Verhältnis PTB - In-
nenministerium muss die PTB natürlich ihren
Bericht verantworten. Das Innenministerium
hat die Aufgabe, den Bericht daraufhin zu
überprüfen: Ist es eine taugliche Grundlage
für die von uns erbetene Kabinettsentschei-
dung zur bergmännischen Erkundung? Das
ist Verantwortung des Innenministeriums.

Sebastian Edathy (SPD): Ja, und wenn
das Innenministerium - -

Zeuge Dr. August Hanning: Die PTB
muss ihrerseits ihren Bericht verantworten.
Wenn sie, die PTB, den Eindruck hat, dass
das sozusagen mit ihrer eigenen Verantwor-
tung als weisungsabhängige Behörde nicht
zu vereinbaren ist, wenn sie also strikt der
Meinung ist, das ist falsch, dann muss sie
eskalieren. Wir haben da eine Gemeinsame
Geschäftsordnung der Bundesregierung.
Dann muss sie sagen: Damit bin ich nicht
einverstanden. Auch da gibt es - -

Sebastian Edathy (SPD): Herr Röthe-
meyer hat uns letzte Woche hier im Aus-



1. Untersuchungsausschuss 74
[12. Sitzung am 08.07.2010 - Sitzungsteil Zeugenvernehmungen] - endgültig

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

schuss gesagt, er hätte das als Weisung
empfunden, -

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, und?
Gegen Weisungen kann man sich doch weh-
ren, Herr Abgeordneter.

Sebastian Edathy (SPD): - den Bericht
entsprechend abzuändern und auch den
Vorschlag, alternative Standorte zu untersu-
chen, rauszunehmen. Ich habe Sie hoffent-
lich richtig verstanden - wenn nicht, korrigie-
ren Sie mich -: Sie haben vorhin gesagt: Es
war eigentlich politisch nicht erwünscht, dass
der Hinweis auf eine Alternativstandortsuche
in dem Bericht auftaucht, weil das politisch
nicht durchsetzbar gewesen wäre.

Zeuge Dr. August Hanning: Entschei-
dend ist, dass klar sein musste als Entschei-
dungsgrundlage für das Kabinett, dass das
Endlager Gorleben eignungshöffig ist oder,
anders formuliert, dass der Salzstoff Gorle-
ben eignungshöffig ist. Andererseits hätte
man nicht verantworten können, dass man
so viel Geld in eine bergmännische Erkun-
dung steckt. Das war die Substanz dessen,
was zu leisten war aus dem Innenministe-
rium bzw. dann abgeleitet von der PTB.

Sebastian Edathy (SPD): Aber in Sa-
chen Eignungshöffigkeit von Gorleben sind
doch wahrscheinlich eher die Naturwissen-
schaftler die Experten. Oder sind Sie, Herr
Hanning, das gewesen?

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, dafür
haben wir eine Bundesbehörde. Das ist Ver-
antwortung der Bundesbehörde und des für
sie verantwortlichen Ressorts, des Innenmi-
nisteriums.

Sebastian Edathy (SPD): Das heißt also,
selbst wenn die naturwissenschaftliche Er-
kenntnis es nahelegt, wegen gewisser Zwei-
fel an der Eignungshöffigkeit von Gorleben
alternative Standorte ins Auge zu fassen,
halten Sie es für vertretbar, wenn das zu-
ständige Ministerium sagt: „Dieser Passus
wird bitte gestrichen, weil er politisch nicht
genehm ist“?

Zeuge Dr. August Hanning: Das ist eine
hypothetische Frage, die Sie stellen, Herr
Abgeordneter. Es ist so gewesen, dass die
große Mehrheit aller Wissenschaftler das

unterstützt hat. Mir ist nicht bekannt - - Ihr
Konflikt, Ihre Konfliktlage ist rein hypothe-
tisch. Es stand damals nicht zur Diskussion.

Sebastian Edathy (SPD): Da muss ich
Ihnen widersprechen, Herr Zeuge. Es ist ja
nun völlig unstrittig, dass in dem Zwischen-
bericht der PTB der Vorschlag enthalten war,
sich um alternative Standorte zu bemühen.

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, Sie
haben die Frage gerade ganz anders ge-
stellt. Sie haben es so dargestellt, dass es
wissenschaftliche Zweifel an der Eignungs-
höffigkeit Gorlebens gab. Meine Antwort ist:
Nein, mir nicht bekannt.

Sebastian Edathy (SPD): Wenn es die
nicht gegeben hätte, warum sollte denn dann
die PTB sagen: „Wir müssen aber vorsorglich
alternative Standorte überprüfen“?

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): We-
gen der Menge!)

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, da
spielen noch viele andere Frage hinein. Da
spielt noch die Frage hinein: Wie viele Res-
sourcen wollen Sie dafür zur Verfügung stel-
len? Was ist zu erwarten? Da spielen noch
viele andere Fragen mit hinein.

Sebastian Edathy (SPD): Herr Illi sagt
jedenfalls in seinen handschriftliche Notizen,
Sie hätten gesagt, bei Vorschlag eines ande-
ren Standorts wird Gorleben entwertet.
Daran erinnern Sie sich auch nicht?

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Abge-
ordneter, wenn Sie eine Kabinettsentschei-
dung über die bergmännische Erkundung
Gorlebens fällen wollen und gleichzeitig sa-
gen: „Ich möchte aber eigentlich den Salz-
stock XY erkunden“, -

Sebastian Edathy (SPD): Das hätte das
Kabinett delegieren können.

Zeuge Dr. August Hanning: - dann kön-
nen Sie sich als Bundesregierung doch nicht
trotzdem für Gorleben entscheiden. Dann
müssen Sie das zurückgeben. Dann müssen
Sie sagen: Bitte klärt das mal unter euch.
Was ist euer Vorschlag? - Und auf der Basis
des Vorschlags agieren wir weiter.
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Sebastian Edathy (SPD): Das heißt, der
ursprüngliche Vorschlag der PTB hätte im
Kabinett eigentlich eher für Verwirrung ge-
sorgt, weil er sich nicht so eindeutig für Gor-
leben ausgesprochen hätte, wie das vom
BMI und von Ihnen gewünscht gewesen
wäre?

Zeuge Dr. August Hanning: Ich kann
mich nicht an ursprüngliche Vorschläge erin-
nern. Mir ist nur klar - das muss eigentlich
jedem Bundeskabinett klar sein -: Wenn eine
Entscheidung von solcher Tragweite getrof-
fen wird, müssen die Entscheidungsgrundla-
gen klar sein, und dann müssen auch die
Verantwortlichkeiten der Beteiligten klar sein.

Ute Vogt (SPD): Ich habe noch eine
Frage: Sie waren auch für den juristischen
Bereich verantwortlich. Es gibt bei der Er-
kundung des Salzstocks doch erhebliche
Probleme, weil die Salzrechte nur begrenzt
vorhanden sind. Waren Sie mit diesen Dis-
kussionen befasst?

Zeuge Dr. August Hanning: Nein.

Ute Vogt (SPD): Dann können Sie mir da
auch nicht weiterhelfen.

Dann habe ich noch die Frage: Wie
kommt es eigentlich, dass es in den letzten
Jahren keinen Untersuchungsausschuss
gab, zu dem Sie nicht als Zeuge geladen
waren?

Zeuge Dr. August Hanning: Wissen Sie,
ich muss mich jetzt als ehemaliger Beamter
zurückhalten; aber die Frage der Einsetzung
von Untersuchungsausschüssen dürfen Sie
nicht nur an Zeugen richten.

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sehr
richtig!)

Ute Vogt (SPD): Okay, ich habe im Mo-
ment keine Fragen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Gut,
das haben wir möglicherweise an der letzten
Frage schon gesehen. Es steht mir gar nicht
zu, das zu sagen. - Jetzt geht das Fragerecht
an die FDP.

Angelika Brunkhorst (FDP): Ich habe
eine Frage zu den Grundsätzen der Entsor-
gungspolitik, und zwar: War es ein Ziel, eine

unmittelbare Verknüpfung zwischen der Op-
tion auf Endlagerung radioaktiver Abfälle mit
den -

Zeuge Dr. August Hanning: - Entsor-
gungsvorsorgegrundsätze; ich kann Ihnen
helfen -

Angelika Brunkhorst (FDP): - ja, genau
das steht hier; ich danke Ihnen, Herr Han-
ning - herzustellen, was ja ein Beschluss von
Bund und Ländern war?

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, ich habe
ja schon mal versucht, das auszuführen. Es
gab damals eine Diskussion, die die Frage
stellte: Können wir überhaupt verantwortlich
in Deutschland oder überhaupt weltweit
Kernkraftwerke betreiben, wenn wir keine
Vorsorge dafür treffen, was mit den anfallen-
den abgebrannten Brennelementen bzw.
dem nuklearen Abfall geschieht? Das war die
Diskussion. Es wurde also die ethische Ver-
antwortbarkeit der Nutzung der Kernenergie
mit dem Entsorgungsvorsorgethema gekop-
pelt. Es war breiter politischer Konsens in
diesem Lande, dies zu tun. Deswegen gab
es diese Entsorgungsvorsorgegrundsätze.
Die wurden dann im Einzelnen konkretisiert
über Wiederaufarbeitung, Endlagerung. Es
gab Wiederaufarbeitung im Ausland -
COGEMA -, und es gab dann auch die vor-
gesehene Endlagerung in Deutschland.
Diese Diskussion mündete in der Vierten
Novelle zum Atomgesetz, wo dies im Einzel-
nen festgelegt wurde, und mündete dann in
weiteren Absprachen zwischen Bund und
Ländern über Zwischenlager, Endlager und
letztlich dann in unserem Thema, über das
wir gerade reden.

Angelika Brunkhorst (FDP): Meine
Fraktion hat keine weiteren Fragen. - Danke
schön.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Dann geht das Fragerecht
jetzt an die Fraktion Die Linke.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Danke,
Frau Vorsitzende. - Herr Hanning, ich möchte
noch mal zu dieser Frage Bergrecht/Atom-
recht zurückkommen. Das Gutachten von
Professor Breuer hätte - so, wie ich es lese -
beides gefordert: Erkundung nach Bergrecht
und gleichzeitig nach Atomrecht, weil die
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Schächte schon beim ersten Aufschluss für
die Erkundung ein bestimmtes Ausmaß ha-
ben müssen. Wir haben uns hier auch schon
erklären lassen, dass das einfach techni-
sche, bergmännische Gründe hat.

Die Entscheidung gegen das Atomrecht,
also kein atomrechtliches Verfahren einzu-
leiten, muss innerhalb einer ziemlich kurzen
Zeit stattgefunden haben. Ich möchte aus
zwei Vermerken zitieren. Das ist MAT A 52,
Band 2, paginierte Seite 211. Da heißt es:

Der BMI wird möglichst schnell ei-
nen Ressortkonsens zu der Frage
herbeiführen, ob zusätzlich zu dem
bergrechtlichen Verfahren auch ein
atomrechtliches Planfeststellungs-
verfahren eingeleitet werden muß.

Lediglich vier Wochen später wird in ei-
nem Vermerk vom 20. Juli 81 von Ihnen,
Herr Hanning, festgestellt:

Die Bundesressorts gehen im Ein-
vernehmen mit Niedersachsen da-
von aus, daß für das Abteufen der
Schächte nur

- ich sage jetzt mal: ausschließlich -

ein bergrechtliches Verfahren erfor-
derlich ist. Dies wird umgehend in
Abstimmung mit Niedersachsen
eingeleitet.

Das findet sich in MAT A 52, Band 2, pagi-
nierte Seite 203 bis 205.

Wie kam es innerhalb von nur vier Wo-
chen zu diesem Umschwung in der Meinung,
dass lediglich ein bergrechtliches Verfahren
notwendig ist?

Zeuge Dr. August Hanning: Frau Abge-
ordnete, ich kann Ihnen das nicht beantwor-
ten. Das weiß ich nicht, weil ich diesen Ent-
scheidungsprozess nicht geführt habe. Das
war Aufgabe des Bundesinnenministeriums,
das war Aufgabe der PTB und nicht zuletzt
des Landes Niedersachsen, die für die
Durchführung eines Planfeststellungsverfah-
rens und auch eines bergrechtlichen Verfah-
rens verantwortlich waren. Ich kann Ihnen die
Frage nicht beantworten.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Aber es
ist schon richtig, dass das jeweils Aktenver-
merke sind, die von Ihnen vorliegen?

Zeuge Dr. August Hanning: Das will ich
gar nicht bestreiten; das mag so sein. Aber
ich habe die Entscheidung nicht gefällt. Als

Bundeskanzleramt treffe ich ja nicht Ent-
scheidungen, ob bergrechtlich oder atom-
rechtlich. Da habe ich im Grunde erst mal zur
Kenntnis zu nehmen, was die dafür verant-
wortlichen Ressorts als Rechtsauffassung
äußern. Hier spielte es, glaube ich, auch eine
Rolle, wie das Land Niedersachsen die
Frage angesehen hat; denn für das berg-
rechtliche Verfahren ist das Land Nieder-
sachsen verantwortlich. Ich glaube, für das
Planfeststellungsverfahren ist das Land Nie-
dersachsen auch verantwortlich. Deswegen
gab es vermutlich eine intensive Prüfung
zwischen den Beteiligten.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Aber
Ihnen ist das Gutachten von Professor
Breuer auch damals bekannt gewesen, der
gesagt hat, durch die doppelte Funktion der
Schächte wären beide Genehmigungsverfah-
ren notwendig?

Zeuge Dr. August Hanning: Ich nehme
an, dass mir das bekannt gewesen ist, aber
ich habe mich da nicht als juristischer Ober-
gutachter gefühlt. Ich muss erst mal das zur
Kenntnis nehmen, was die verantwortlichen
Ressorts als ihre Rechtsauffassung heraus-
gearbeitet haben, und das haben sie sicher
auch in Kenntnis des Gutachtens von Pro-
fessor Breuer getan.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Aber
Sie sind Jurist. Sie haben sich also keine
Meinung zu diesem Gutachten gebildet, das
Ihnen bekannt war und das deutliche Vorga-
ben oder Anleitungen gibt, wie nach Meinung
dieses gutachtenden Juristen zu verfahren
sei? Das ist auch im Kanzleramt insgesamt
nicht passiert?

Zeuge Dr. August Hanning: Als Beamter
im Bundeskanzleramt habe ich eigentlich
immer vermieden, mich an die Stelle des
jeweiligen Bundesressorts zu setzen, wenn
es um die Beurteilung von Rechtsfragen
ging. Es ist Sache des jeweiligen Bundesres-
sorts, das zunächst einmal zu beantworten.
Dann hat man noch eine Plausibilitätsprüfung
anzustellen: Ist das plausibel, ja oder nein?
Aber ich würde jedem Bundeskanzleramt,
jedem Beamten nicht raten, sich an die Stelle
eines verantwortlichen Bundesressorts bei
der Beurteilung von Rechtsfragen zu setzen.
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Dorothée Menzner (DIE LINKE): Sie sa-
gen also, das ist nicht in Ihrem Haus ent-
schieden worden, sondern Sie gehen davon
aus, dass das wo entschieden wurde?

Zeuge Dr. August Hanning: In dem ver-
antwortlichen Ressort.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Und
das wäre?

Zeuge Dr. August Hanning: Das war
das Bundesministerium des Innern, das war
die Physikalisch-Technische Bundesanstalt,
und das war die Genehmigung vom Plan-
feststellungsverfahren in Niedersachsen.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Und
was ist dann aus Ihrer Kenntnis aus dem von
der PTB 1977 beantragten Planfeststellungs-
verfahren geworden?

Zeuge Dr. August Hanning: Das weiß
ich nicht. Das kann ich schlicht nicht wissen.
Das weiß ich nicht. Wie sich das heute dar-
stellt? Weiß ich nicht. Damals ist das ja ab-
gelaufen. Das ist, glaube ich, eingeleitet
worden. Aber das genaue Schicksal weiß ich
nicht. Ich war inzwischen mit anderen Dingen
befasst. Ich kann es Ihnen nicht sagen. Ich
weiß es nicht.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Sie
schließen auch aus, dass das im Kanzleramt
in der Zeit, wo Sie dort tätig waren, Thema
war?

Zeuge Dr. August Hanning: Das kann
ich überhaupt nicht ausschließen. Das war
mit Sicherheit ein Thema. Sie haben doch
gefragt, wenn ich das jetzt richtig verstehe,
wie das heutige Schicksal des Planfeststel-
lungsverfahrens ist. Das kann ich Ihnen nicht
sagen. Das weiß ich nicht. Das ist damals
eingeleitet worden. Das war eine Kabinetts-
entscheidung. Das ist aber schon vor
30 Jahren geschehen. Wie inzwischen das
Schicksal dieses Verfahrens ist? Ich kann es
Ihnen nicht sagen. Ich weiß es nicht.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Sie
können sich also auch nicht erinnern, wie der
Stand 1982 oder 81 war? Da war dieses
eingeleitete Verfahren von 1977 ja noch nicht
so lange zurückliegend. Das ist ja doch ein
überschaubarer Zeitraum.

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, das
hat begonnen. Mit Erkundungsbohrungen
sind die Erkenntnisse verdichtet worden. Es
gab den wichtigen Zwischenschritt, über den
wir die ganze Zeit diskutieren - ich glaube,
am 13.07.83 -: die Kabinettsentscheidung.
Damit wurde das Verfahren noch weiterge-
führt. Das war die Kenntnis. Aber wie im
Augenblick der Stand ist, kann ich Ihnen
nicht sagen.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Sie
können sich auch nicht erinnern, wie der
Stand zu der Zeit war und ob das da Thema
war?

Zeuge Dr. August Hanning: Das habe
ich jetzt nicht verstanden. Was meinen Sie?

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Ich
wollte noch mal sichergehen, dass Sie auch
nicht mehr sagen können, wie 81/82 der
Stand war, und dass das auch kein Thema in
Ihrem Haus war.

Zeuge Dr. August Hanning: Sicher. Der
Stand war der, dass das Planfeststellungs-
verfahren weitergeführt wurde, soweit ich das
weiß. Es ist ein Antrag gestellt worden, wenn
ich das richtig sehe. Ich muss jetzt aber auch
überlegen. Ich meine, damals wäre nach der
Standortauswahl Niedersachsens ein Antrag
vom Bund gestellt worden, wenn ich das
richtig erinnere. Aber ich kann Ihnen das jetzt
nicht mehr umfassend sagen; ich müsste erst
in die Akten schauen.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): War Ih-
nen damals bewusst oder war das Thema,
dass es sehr wohl auch gerade in der Frage
der Beteiligung der Öffentlichkeit einen gro-
ßen Unterschied macht, ob ich nach Berg-
recht vorgehe oder ob ich das doch sehr viel
mehr Öffentlichkeitsbeteiligung fordernde
Atomrecht verwende?

Zeuge Dr. August Hanning: Dass das
ein Unterschied ist, ist, glaube ich, allen Be-
teiligten bekannt. Aber gleichwohl haben alle
Beteiligten immer großen Wert auf eine um-
fassende Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
legt. Es gab öffentliche Anhörungen. Das ist
in den Fragen hier heute ja auch schon zum
Ausdruck gekommen.
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Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Be-
vor ich das Wort jetzt an die Fraktion der
Grünen weitergebe, möchte ich einfach im
Interesse dessen, dass wir hier allein zur
Wahrheitsfindung beisammensitzen, wie
Frau Vogt heute Morgen zu der Frage Atom-
recht und Bergrecht mehrfach ausgeführt
hat, noch einmal Bezug auf die öffentliche
Sitzung dieses Ausschusses am 17. Juni
nehmen, als wir den gemeinsamen Sachver-
ständigen Herrn Rösel zu der Frage der
rechtlichen Grundlegung all dessen gehört
haben, was wir hier miteinander verhackstü-
cken.

Ich habe - ausweislich des vorläufigen
Protokolls, Seite 8, linke Spalte, unten - fol-
gende Frage an den Sachverständigen Rösel
gerichtet -:

Sie haben darauf hingewiesen,
dass aus fachlicher Sicht die PTB
frühzeitig der Auffassung war, einen
Antrag nach § 9 a AtG zu stellen.
Jetzt frage ich Sie einmal als
Nichtjuristin: Aus rechtlicher Sicht
war dies also gar nicht notwendig.
Kann man dies gleichwohl einfach
so tun, obwohl möglicherweise die
Voraussetzungen für eine Antrag-
stellung nach § 9 a AtG nicht gege-
ben waren? Denn man wusste gar
nicht, wofür man einen solchen An-
trag stellte, außer dass es dort halt
einen Salzstock gab.

Dann hat Herr Rösel ausgeführt, warum
man denn die Erkundung nach Bergrecht
vorgenommen hat, was auch die rechtlich
verbindliche und angemessene Art und
Weise dieser Erkundung war, und dennoch
unmittelbar nach § 9 Atomgesetz eingeleitet
hat.

Von daher, Frau Kollegin Menzner: Es
war Ihnen sicherlich nur zeitweise entfallen,
dass wir diese Frage tatsächlich schon wirk-
lich ausführlich miteinander beraten haben.
Von daher hoffe ich doch, dass wir auf Er-
kenntnissen, die wir uns als Ausschuss ein-
mal erarbeitet haben, in den jeweils weiteren
Sitzung aufbauen wollen.

Jetzt gebe ich das Fragerecht an Bündnis
90/Die Grünen.

(Dorothée Menzner (DIE LINKE):
Nein, ich möchte dazu gerne zu

Protokoll antworten!)

- Nein, sonst machen wir eine Beratungssit-
zung.

(Dorothée Menzner (DIE LINKE):
Ja, dann machen wir eine Bera-
tungssitzung! - Sebastian Edathy
(SPD): Sie können sich hier doch
nicht als Oberlehrerin aufführen!)

- Nein, ich bin nicht Oberlehrerin, aber ich bin
Vorsitzende. - Wünschen Sie eine Bera-
tungssitzung?

(Sebastian Edathy (SPD): Dann
müssen Sie ihr aber Gelegenheit

geben, darauf zu reagieren!)

- Ja, dann gibt es jetzt eine Beratungssit-
zung, weil die Kollegin Menzner eine Bera-
tungssitzung wünscht. - Ich bitte die Öffent-
lichkeit, den Saal zu verlassen. Der Aus-
schuss wünscht eine Beratungssitzung.

(Unterbrechung des Sitzungsteils
Zeugenvernehmungen, I: Öffentlich:

17.08 Uhr - Folgt Sitzungsteil Be-
ratung, II: Nichtöffentlich)

(Wiederbeginn des Sitzungsteils
Zeugenvernehmungen, I: Öffentlich:

17.13 Uhr)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Lie-
ber Herr Dr. Hanning, wir haben einige in-
terne Fragen geklärt. - Ich erteile nun Bünd-
nis 90/Die Grünen das Wort.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Gut, um den Komplex vielleicht
abzuschließen: Herr Hanning, erinnern Sie
sich, dass Sie aufgrund dieser komplexen
Sachlage Atomrecht/Bergrecht angeregt
haben, ein Gutachten verfassen zu lassen?

Zeuge Dr. August Hanning: Daran erin-
nere ich mich, ja.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Erinnern Sie sich, dass Sie drei
Professoren vorgeschlagen haben - Ossen-
bühl, Breuer oder Blüme(?) - und Herr Breuer
dieses Gutachten dann gemacht hat und
empfohlen hat, zur Sicherheit auf ein atom-
rechtliches Verfahren zu setzen?

Zeuge Dr. August Hanning: Ich erinnere
mich, dass die Wahl auf Herrn Breuer gefal-
len ist. Ich weiß aber nicht mehr genau, wann
er das Gutachten erstellt hat. Ich bin nicht
sicher, ob ich da noch im Dienst war.
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Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): 81.

Zeuge Dr. August Hanning: Ich glaube,
da war ich nicht mehr im Bundesinnenminis-
terium. Ich bin Mitte 81 aus dem Bundesin-
nenministerium ausgeschieden und habe
dann im Bundeskanzleramt begonnen. Ich
meine - ich bin aber nicht mehr sicher -, es
wäre erst nach meinem Ausscheiden aus
dem Innenministerium erstattet worden.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Gut, dann gehe ich jetzt wieder
zu Ihrer Zeit im Bundeskanzleramt über und
beziehe mich auf eine Ergänzung zu der
Leitungsvorlage vom 17.08.81, die Sie für
den Herrn Bundeskanzler erstellt haben. Sie
findet sich beim BMU-Bericht unter Anlage 3,
also MAT A 4/3.

Ich will davor aber noch eine Frage stel-
len, die sich auf das bezieht, was Sie vorhin
selber sagten: Kein Land wollte irgendwie
etwas mit den Hinterlassenschaften zu tun
haben. Alle wollten Kernkraft haben, aber
keiner wollte den Rest haben, der nachher
übrig bleibt. Welche Schlüsse sind denn
damals in Regierungsgesprächen daraus
gezogen worden, dass kein Land das wollte?

Zeuge Dr. August Hanning: Man hat,
glaube ich, sehr schwierige Gespräche zwi-
schen Bund und Ländern geführt. Im Ergeb-
nis dieser Gespräche hat es einmal diese
sogenannten Entsorgungsvorsorgegrund-
sätze gegeben. Es hat aber auch weitere
Verabredungen über die Frage gegeben,
welches Land welche Bestandteile der Ent-
sorgungsvorsorge übernimmt. Ich sage es
einmal bewusst abstrakt. Damals ist, wenn
ich es richtig erinnere, über ein Zwischenla-
ger in Nordrhein-Westfalen entschieden wor-
den. Nordrhein-Westfalen hat, glaube ich,
Ahaus vorgeschlagen. Dann ist die Frage
des Entsorgungszentrums, die ursprünglich
in Rede stand, so entschieden worden, dass
Niedersachsen das übernehmen wollte, dass
Niedersachsen es übernommen hat, dafür
einen Standort auszuwählen.

Ich glaube, das waren die beiden ent-
scheidenden Weichenstellungen, die damals
vorgenommen wurden. Aber das alles war
Gegenstand eines schwierigen politischen
Entscheidungsprozesses.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja, es ergibt sich aus den Akten,

dass das offensichtlich sehr schwierig war.
Sie haben vorhin auch schon gesagt, dass
Haltung der Bundesregierung eigentlich sehr
lange war, mehrere Standorte erkunden zu
wollen. Wir wissen ja nun auch aus der Be-
schäftigung mit 83 usw., dass das Bedürfnis
von verschiedenen Seiten immer wieder
kam.

Jetzt zu dieser besagten Ergänzung zur
Leitungsvorlage für den Bundeskanzler vom
10. März 82. Da wird die Problematik noch
mal beschrieben. Es geht also noch mal
darum, dass das mit Gorleben schwierig ist -
ich zitiere einen Satz -:

Da die bisherigen Ergebnisse der
Erkundungsmaßnahmen ursprüng-
liche optimistische Erwartungen
nicht erfüllt haben, sind die Risiken
eines ausschließlich auf Gorleben
reduzierten Erkundungsprogramms
allen Beteiligten deutlicher gewor-
den.

Dann wird ausgeführt, dass sich Nieder-
sachsen bisher geweigert hat, dem früher
geäußerten Wunsch der Bundesregierung
nachzukommen und auch noch Erkun-
dungsmaßnahmen an anderen Standorten
vorzunehmen. Es wird dargestellt, dass die
anderen Länder - es wird nett ausgedrückt -
„sich bisher nicht in der Lage gesehen“ ha-
ben, „dem Bund geeignete geologische For-
mationen auf ihren Gebieten zu benennen.“

Dann kommt unter Punkt 3:

Von der Opposition ist in der Ent-
sorgungsdebatte gefordert worden,
die Entsorgungskopplung für den
Bau von Kernkraftwerken aufzuwei-
chen.

Wie hat sich so ein Gespräch denn genau
dargestellt?

Zeuge Dr. August Hanning: Jetzt fragen
Sie mich nach der Haltung der damaligen
Opposition. Da tue ich mich ein bisschen
schwer.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja, ich stelle mit Erstaunen fest,
dass Sie sich auch an Parteitage der SPD
vor 30 Jahren erinnern. Deswegen dachte
ich, dass Sie vielleicht wissen - - Ich meine,
es war ja sicher kein einfaches Argument,
das da kam. Ich meine, die Forderung, den
Entsorgungsvorsorgenachweis wieder auf-
zudröseln, ist ja schon ziemlich heftig.
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Zeuge Dr. August Hanning: Das mit
dem Parteitag kann ich schon aufklären:
Damals ist der Vermerk natürlich im Vorfeld
des Parteitags entstanden. Deswegen erin-
nere ich mich daran, aber nur deswegen.

Ich kann Ihnen das nicht mehr aus dem
Gedächtnis sagen. Ich weiß, dass es da wohl
Diskussionen gab, ob man daran so festhal-
ten kann; aber ich kann es Ihnen nicht mehr
aus dem Gedächtnis sagen.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Sie erinnern sich vielleicht nicht
an den Ablauf von Gesprächen, aber Sie
erinnern sich, dass die Opposition das gefor-
dert hat, wie es hier in diesem von Ihnen ver-
fassten Leitungsvermerk steht?

Zeuge Dr. August Hanning: Wissen Sie,
wenn ich das damals aufgeschrieben habe,
dann wird es auch schon so gewesen sein.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Dann wird es schon so gewesen
sein.

Zeuge Dr. August Hanning: Aber ich
weiß es nicht mehr. Ich weiß es schlicht nicht
mehr.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Also, Sie haben diese Forderung
in der Bundesregierung nicht weiter aufge-
griffen?

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, es ist
ja auch kein Konsens gewesen. Es war ja
kein Konsens. Der ganze Entsorgungsbe-
reich war ja immer ein Bund-Länder-Kon-
sens. Die Bundesregierung hat immer sehr
sorgfältig darauf abgestellt, dass dieser Kon-
sens auch erhalten blieb, weil es eben wich-
tig war. Man brauchte die Mitwirkung der
Länder sowohl in den Genehmigungsverfah-
ren für Kernkraftwerke als auch bei der Aus-
weisung von Standorten und auch für die
Genehmigungsverfahren. Deswegen war
dieser Bund-Länder-Konsens entscheidend.
Ich glaube, an dem Bund-Länder-Konsens
hatte sich zum damaligen Zeitpunkt nichts
geändert. Das war die entscheidende Größe
auch für das weitere politische Vorgehen der
Bundesregierung.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wissen Sie noch, wer damals der
Oppositionsführer war?

Zeuge Dr. August Hanning: Wissen Sie,
es gab da unterschiedliche Ansichten. Ich
habe in Erinnerung, dass die niedersächsi-
sche SPD etwas andere Auffassungen ver-
trat als die Bundes-SPD, was gelegentlich - -

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Es geht, glaube ich, bei der Op-
position um die CDU.

Zeuge Dr. August Hanning: Irritationen
bei der CDU? Ich weiß es nicht. Es gab un-
terschiedliche Ansichten.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Könnte Herr Kohl der Oppositi-
onsführer gewesen sein?

Zeuge Dr. August Hanning: Wissen Sie,
ich weiß es nicht. Ich will jetzt auch nicht
spekulieren. Natürlich war das für die Kern-
kraftwerke und für die Betreiber damals sehr
unbequem, diese Entsorgungsvorsorge-
grundsätze und die Kopplung. Aber noch
mal: Das Regierungshandeln hat das nie
bestimmt, jedenfalls nicht zu meiner Zeit.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich will gerade mal sagen, dass
es mich eigentlich nicht so sehr interessiert,
unter welcher Regierung jetzt irgendwelche
politischen Dinge vorgenommen wurden, die
wissenschaftliche Zweifel ausgeräumt haben,
sondern für mich ist interessant: Ist das pas-
siert? Das ist auch der Auftrag dieses Unter-
suchungsausschusses und nicht unbedingt,
auseinanderzuklamüsern, was für Sie unge-
heuer wichtig zu sein scheint, ob das jetzt
unter der einen Regierung mehr war als un-
ter der anderen.

Aber ich möchte doch feststellen, dass
der damalige Oppositionsführer, der vermut-
lich der anschließende Bundeskanzler war,
ein halbes Jahr vor dem Regierungswechsel
dafür war, die Entsorgungsdebatte so zu
führen, dass man die Entsorgungskopplung
für den Bau von Kernkraftwerken aufweicht. -
Danke schön.

Zeuge Dr. August Hanning: Frau Abge-
ordnete, wenn ich dann vielleicht doch ein-
wenden darf: Wenn ich meinen Vermerk
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richtig im Kopf habe, habe ich nicht vom
Oppositionsführer gesprochen, sondern von
der Opposition. - Okay. Vielen Dank.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Dann sind wir jetzt am
Ende der zweiten Berliner Runde angekom-
men. Ich blicke mal in die Runde. - Nein,
keine weiteren Fragen. Gibt es aus den Rei-
hen der Opposition weitere Fragen? - Die
SPD. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Sebastian Edathy (SPD): Ich hätte noch
eine Frage. Vielleicht können Sie da ein
bisschen für Aufklärung sorgen, Herr
Dr. Hanning. Ich habe das jetzt so verstan-
den, dass es sich mit dem Standort Gorleben
für ein künftiges Endlager so verhalten hat
wie mit dem Spatz in der Hand und der
Taube auf dem Dach: Man kann nicht alles
haben, was man sich wünscht. Deswegen
muss man mit dem zurande kommen, was
man hat. Das war offenkundig ja nur Gorle-
ben. Deswegen durften im PTB-Bericht auch
keine Hinweise auf andere Standorte auftau-
chen.

Haben Sie denn eine Erklärung dafür, wa-
rum Herr Albrecht als damaliger niedersäch-
sischer Ministerpräsident wohl maßgeblich
ausgerechnet auf Gorleben kam, nachdem
eigentlich monate- bzw. jahrelang vorher
auch über andere Standorte in Niedersach-
sen diskutiert worden ist?

Zeuge Dr. August Hanning: Ich kann Ih-
nen das nicht sagen, weil ich in die innernie-
dersächsischen Entscheidungsprozesse
nicht eingebunden war. Aber soweit ich un-
terrichtet bin, ist dem durchaus eine sorgfäl-
tige Vorauswahl vorangegangen. Es gab
wohl verschiedene Standorte, die in Betracht
kamen, und am Schluss gab es wohl zwei
oder drei, die in die engere Wahl kamen,
unter ihnen auch Gorleben. So habe ich das
verstanden. Aber ich kann nicht im Einzelnen
nachvollziehen, was dort in Niedersachsen
geschehen ist.

Zeuge Dr. August Hanning: Sie sagten
vorhin, es hätte auch Spekulationen gege-
ben, dass man seitens Niedersachsens
Gorleben möglicherweise in der Hoffnung
vorgeschlagen hätte, dass davon wegen der
Nähe zur damaligen DDR nicht Gebrauch
gemacht würde.

Zeuge Dr. August Hanning: Das war
sozusagen eine bösartige Spekulation von
Bundesbeamten damals, die sich dann aber
nicht realisiert hat.

Sebastian Edathy (SPD): Also hatten
Kollegen von Ihnen sich so etwas überlegt?

Zeuge Dr. August Hanning: Es gab
auch in den Medien solche Spekulationen,
aber das hat sich dann im Grunde genom-
men als falsch herausgestellt, weil auch die
Haltung der damaligen DDR-Regierung eine
andere als zunächst erwartet war.

Sebastian Edathy (SPD): Das heißt also,
Ihre Position war: Sie haben das einfach zur
Kenntnis genommen. Gorleben ist der Vor-
schlag, und dann muss man auf der Grund-
lage arbeiten?

Zeuge Dr. August Hanning: So ist das.
Noch mal: Der Bund hat kein eigenes Territo-
rium. Es war verabredet, dass Niedersach-
sen einen Vorschlag macht. Niedersachsen
hat den Vorschlag gemacht. Der lag auf dem
Tisch. Es lag jetzt am Bund, zu überprüfen:
Ist dieser Vorschlag realisierbar? Ist der
Salzstock sozusagen eignungshöffig oder
nicht? Die Frage war zu entscheiden, und die
ist dann auch entschieden worden.

Sebastian Edathy (SPD): Also besser ir-
gendeinen Standort als gar keinen?

Zeuge Dr. August Hanning: Ich weiß es
nicht. Ich meine, Sie können immer alle mög-
lichen Tauben, um in Ihrem Sprachgebrauch
zu bleiben, untersuchen. Wenn Sie hier ei-
nen Flughafen bauen wollen, können Sie
auch viele Standorte untersuchen. Aber ir-
gendwann werden Sie eine Entscheidung für
einen Flughafen fällen müssen, sonst werden
Sie nie fliegen.

Sebastian Edathy (SPD): Okay, vielen
Dank.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Gut.
- Dann gucke ich noch mal zur FDP. Gibt es
weitere Fragen von Ihnen? - Nein, das ist
nicht der Fall. Dann geht das Fragerecht jetzt
an die Linken weiter. - Auch keine weiteren
Fragen. Dann an die Grünen. - Auch keine
weiteren Fragen. Wunderbar, dann sind wir
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durch. Das trifft sich sehr gut. Dann darf ich
formal die Zeugenbefragung beenden.

Herr Dr. Hanning, ich darf mich erst ein-
mal bei Ihnen bedanken, dass Sie uns so
lange und so geduldig zur Verfügung ge-
standen haben. Das Sekretariat übersendet
Ihnen das Protokoll nach Fertigstellung. Sie
haben die Möglichkeit, innerhalb von zwei
Wochen etwaige Korrekturen und Ergänzun-
gen vorzunehmen. Da wir uns im Moment in
der Urlaubszeit befinden und da, wie ich
höre, auch dieses Parlament in die Sommer-
pause gehen wird - morgen, Gott sei Dank -,
mag es ja sein, dass auch Sie in Urlaub sind
oder Urlaubspläne haben, die möglicher-
weise die Bearbeitung des Protokolls verzö-
gern könnten. Ist das der Fall, oder können
wir einfach so vorgehen, dass wir Ihnen das
Protokoll zuschicken und Sie das dann in-
nerhalb von zwei Wochen korrigieren?

Zeuge Dr. August Hanning: Sie können
so vorgehen. Ich werde die nächsten
14 Tage auf das Protokoll warten.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Das
ist doch ganz wunderbar. - Nach § 26 Abs. 3
Untersuchungsausschussgesetz bin ich
gehalten, Sie darauf hinzuweisen, dass die
Vernehmung eines Zeugen erst abgeschlos-
sen ist, wenn der Untersuchungsausschuss
dies durch Beschluss feststellt. Die Entschei-
dung hierzu darf aber erst ergehen, wenn
nach Zustellung des Vernehmungsprotokolls
an den Zeugen zwei Wochen verstrichen
sind oder auf die Einhaltung dieser Frist ver-
zichtet worden ist.

Jetzt haben wir alles miteinander bespro-
chen, was auch formal noch zu besprechen
war. Ich darf mich noch mal sehr herzlich bei
Ihnen bedanken und wünsche Ihnen noch
einen wunderschönen Resttag. - Danke
schön.

Zeuge Dr. August Hanning: Ich darf
mich auch bei Ihnen bedanken. Auf Wieder-
sehen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ich
unterbreche die Sitzung für fünf Minuten.

(Unterbrechung von 17.26 bis
17.35 Uhr)
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Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ich
eröffne die Sitzung wieder und begrüße in
unserer Mitte sehr herzlich Herrn Dr. Wolf
von Osten. - Herzlich willkommen bei uns.

Vernehmung des Zeugen
Dr. Wolf von Osten

Ich darf zunächst einige formelle Hin-
weise geben, weil das gesetzlich bzw. recht-
lich von mir verlangt wird. Ich darf Sie darauf
hinweisen, dass wir eine Tonbandaufnahme
der Sitzung fertigen, die ausschließlich dem
Zweck dient, die stenografische Aufzeich-
nung der Sitzung zu erleichtern. Die Auf-
nahme wird nach Genehmigung des Proto-
kolls gelöscht.

Der Ausschuss hat Ihnen den Beweisbe-
schluss 17/146, den Untersuchungsauftrag
und einen Auszug aus dem Untersuchungs-
ausschussgesetz übersandt. Die Empfangs-
bestätigung liegt dem Sekretariat vor.

Für Ihre heutige Vernehmung liegt eine
Aussagegenehmigung des Ministeriums für
Umwelt, Forsten und Verbraucherschutz des
Landes Rheinland-Pfalz vom 06.07.2010 vor.

Ich darf Sie jetzt belehren. Sie sind als
Zeuge verpflichtet, die Wahrheit zu sagen.
Ihre Aussagen müssen daher richtig und
vollständig sein. Sie dürfen nichts weglassen,
was zur Sache gehört, und nichts hinzufü-
gen, was der Wahrheit widerspricht. Ich habe
Sie außerdem auf die möglichen strafrecht-
lichen Folgen eines Verstoßes gegen die
Wahrheitspflicht hinzuweisen. Wer vor dem
Untersuchungsausschuss uneidlich falsch
aussagt, kann gemäß § 153 des Strafge-
setzbuchs mit Freiheitsstrafe von drei Mo-
naten bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe
bestraft werden.

Nach § 22 Abs. 2 Untersuchungsaus-
schussgesetz können Sie die Auskunft auf
solche Fragen verweigern, deren Beantwor-
tung Sie selbst oder Angehörige im Sinne
des § 52 Abs. 1 der Strafprozessordnung der
Gefahr aussetzen würde, einer Untersu-
chung nach einem gesetzlich geordneten
Verfahren, insbesondere wegen einer Straf-
tat oder einer Ordnungswidrigkeit, zum Bei-
spiel einem dienstlichen Ordnungsverfahren,
ausgesetzt zu werden.

Sollten Teile Ihrer Aussage aus Gründen
des Schutzes von Dienst-, Privat- oder Ge-
schäftsgeheimnissen nur in einer nach der
Geheimschutzordnung des Bundestags ein-
gestuften Sitzung möglich sein, bitte ich Sie
um einen Hinweis, damit der Ausschuss
dann gegebenenfalls einen entsprechenden

Beschluss fassen kann. Ich weise darauf hin,
dass Vorhalte aus eingestuften Akten nur in
einer ebenso eingestuften Sitzung zulässig
sind.

Haben Sie dazu Fragen?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Frau Vorsit-
zende, ich habe keine Fragen dazu; denn ich
bin mir bewusst, welche Aussagekraft ein
Zeuge vor einem Untersuchungsausschuss
hat.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank, Herr Dr. von Osten. Ganz
unabhängig davon, dass ich annehmen
kann, dass Sie das, was ich hier sage, ver-
mutlich wissen, muss ich es dennoch sagen.
Auch das wissen Sie natürlich.

Nach diesen notwendigen Vorbemerkun-
gen darf ich Sie nun bitten, sich dem Aus-
schuss mit vollständigem Namen, Alter, Be-
ruf und Wohnort vorzustellen.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Mein Name
ist Wolf von Osten. Ich wohne in Rheinland-
Pfalz, in Bad Münster am Stein, und bin seit
2005 im Dienst des Landes Rheinland-Pfalz
pensioniert. Ich bin promovierter Chemiker.

Ich weiß nicht, ob ich jetzt schon darauf
eingehen soll, welchen Hintergrund ich habe,
weil das für die Befragung im Anschluss
vielleicht ganz sinnvoll ist.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Ganz gerne. Sie sind sofort damit an der
Reihe. Wenn Sie uns freundlicherweise noch
Ihr Alter verraten würden?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Mein Alter ist
69 Jahre. Ich werde demnächst 70.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Wunderbar. Dann können wir jetzt tatsächlich
mit der Vernehmung zur Sache beginnen.

Wenn Sie dies wünschen, haben Sie
nach § 24 Abs. 4 des Untersuchungsaus-
schussgesetzes jetzt die Gelegenheit, sich
im Zusammenhang zum Gegenstand Ihrer
Vernehmung zu äußern. Andernfalls würden
wir unmittelbar mit der Befragung beginnen.
Aber ich habe es so verstanden, dass Sie
sich gerne im Zusammenhang äußern wür-
den. - Bitte schön.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Zu meinem
Hintergrund: Ich bin, wie gesagt, promovier-
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ter Naturwissenschafter, Physikochemiker.
Ich bin nach einem Amerika-Aufenthalt 1977
in das Bundesforschungsministerium einge-
treten, bin dort in das Referat Entsorgung
eingetreten, kenne also die ganze Entsor-
gungsproblematik bis zur Endlagerproblema-
tik recht gut. Ich war in der ersten Zeit mei-
nes BMFT-Aufenthalts damit beschäftigt, die
erste Enquete-Kommission zur Kernenergie-
nutzung zu beobachten, im Auftrag des
BMFT. Ich war im Dialog Kernenergie be-
schäftigt und war dann in einer internationa-
len Konferenzserie als deutscher Delegati-
onsleiter für einen Teil der Bewertung des
nuklearen Brennstoffkreislaufs, den der ame-
rikanische Präsident Jimmy Carter zu dieser
Zeit begonnen hat - - Ich war dort für die
Lagerung abgebrannter Brennelemente zu-
ständig - Stichwort: Castor -, habe diese
Geschichte also auch erlebt.

Ich bin dann nach dieser Konferenzserie,
die etwa anderthalb Jahre dauerte, mit der
Verantwortung für die International Safe-
guards, für die internationale Kontrolle von
Kernmaterialien, für die Bundesrepublik
Deutschland beauftragt worden und habe viel
mit Wien, mit der Internationalen Atomener-
giebehörde, zu tun gehabt. Unter anderem
habe ich als deutscher Teilnehmer die Ver-
handlungen zum internationalen Plutonium-
management, das damals untersucht wurde,
miterlebt.

Nach diesem Aufenthalt oder nach dieser
Zeit, die wieder etwa ein Jahr dauerte - das
war dann so das Jahr 80 -, wurde ich vom
BMFT an das Bundeskanzleramt, Referat für
Technologie und Energieforschung - Spiegel-
referat des BMFT im Kanzleramt -, abgeord-
net, und war zusammen mit dem Spiegelre-
ferat des Innenministers, das damals von
dem Kollegen Hanning geleitet - - Nicht ge-
leitet, sondern er war in diesem Referat. Ich
war auch nicht Referatsleiter, sondern nur,
wie es damals noch so schön hieß, Hilfsrefe-
rent. Ich habe in dieser Zeit die, wie ich
glaube, spannendste Zeit der Kernenergie
erlebt: Brokdorf, Gorleben, Wackersdorf, die
Anfänge und die Suche nach eventuellen
alternativen Standorten.

Ich bin aus dem Kanzleramt dann noch
vor dem Regierungswechsel ausgeschieden,
bin wieder zurück ins BMFT, habe dort die
Leitung des Referats „Grundsatzfragen der
Energieforschung“ übernommen und war in
dem verbleibenden halben Jahr bis zum
Regierungswechsel im Oktober 1982 damit
befasst, einen Plan und ein Konzept für die

Beendigung des Kalkarer Brüters zu entwi-
ckeln. Dies habe ich zusammen mit dem
Fachreferenten getan. Wir haben das damals
Bundeskanzler Schmidt am 15. September
1982 vorgetragen. Das war ein bisschen
spät; denn der Regierungswechsel war
14 Tage später.

Ich kann über die Zeit nach Oktober 1982
zu der Problematik wenig sagen, weil ich
sofort nach dem Regierungswechsel in ein
anderes Referat versetzt wurde und ein hal-
bes Jahr später dann die Leitung des Refe-
rats „Ökologische Forschung“ übernommen
habe und dieses dann unter Minister Riesen-
huber aufgebaut habe.

Ich bin dann später nach Nordrhein-
Westfalen, nach Kiel und schließlich nach
Rheinland-Pfalz gegangen - immer in ähnli-
chen Aufgaben für den Naturschutz, für
Grundsatzfragen der Umweltpolitik - und bin
dann 2005 in Rheinland-Pfalz pensioniert
worden.

Ich glaube, das war das, was ich jetzt
einfach zu meinem Hintergrund sagen wollte,
damit Sie wissen, dass ich über die Endla-
gerproblematik relativ gut informiert war.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herr Dr. von Osten, herzlichen Dank. - Sie
haben uns ein Stichwort gegeben: alternative
Erkundung. Das ist eine Frage, die den Aus-
schuss sehr beschäftigt und die auch den
Untersuchungsauftrag sehr betrifft. Könnten
Sie das noch ein bisschen ausführen? In
welchem Zusammenhang ist überlegt wor-
den, alternativ zu erkunden? Warum kam es
dann letztendlich aber doch nicht zu alterna-
tiven Erkundungen? Wie können Sie das aus
Ihrer Erinnerung, Ihrem Wissen ausführen?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Es ist zwar
fast 30 Jahre her, aber das Gehirn geht
noch. - Die Bundesregierung hatte mit den
Entsorgungsgrundsätzen eine Kopplung der
Kernenergienutzung mit Fortschritten der
Endlagerung hergestellt. Daraus ergab sich,
dass es vielfältige Überlegungen zu alternati-
ven Standorten im BMFT gab, aber dann
sicher auch im Kanzleramt, als ich noch nicht
im Kanzleramt war. Ich weiß, dass man da-
mals zunächst nur in Salzformationen ge-
dacht hat und dass diese Salzformationen
natürlich alle in Niedersachsen lagen.

Die Bundesregierung war zu dieser Zeit
sehr daran interessiert, Alternativstandorte
zu erkunden, allerdings zunächst alle in Salz.
Dies wurde durch die niedersächsische Lan-
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desregierung, durch den Ministerpräsidenten
Albrecht mit der damals für die Bundesregie-
rung sehr unangenehmen und einsamen
Entscheidung durchkreuzt, Gorleben als
einzigen Standort zu benennen. Deswegen
hat es dann eine längere Zeit keine Alterna-
tivstandortuntersuchungen oder auch -über-
legungen gegeben.

Das wurde erst wieder angeschoben, als
ich auch im Kanzleramt war, durch die Tat-
sache, dass inzwischen - ich glaube, das
muss in Vermerken von mir und Hanning für
den Bundeskanzler auch so niedergelegt
worden sein - erhebliche Zweifel an Gorleben
und der Eignung von Gorleben auftauchten.
Das waren verschiedene Dinge, an die ich
mich jetzt nicht mehr ganz genau erinnere.
Aber die Deckschicht war ein Problem. Was-
sereinbruchsmöglichkeiten durch Carnallit
waren eine andere Sache, die sehr heftig
diskutiert wurde. Dann kam man auch im
Kanzleramt zu der Ansicht - da gab es auch
keinen so großen Dissens zwischen BMFT
und BMI, die durch die beiden Spiegelrefe-
rate da zusammenarbeiteten -, dass man
wohl auch andere Standorte suchen müsste.

Ich erinnere mich daran, dass wir dann in
unterschiedlichen Rollen und mit verschiede-
nen Personen zu eruieren versucht haben,
ob Bayern und Baden-Württemberg eventuell
in der Lage wären - man wusste, dass zum
Beispiel Granitformationen eine Alternative
waren -, andere Standorte zu benennen.
Diese Suche nach Alternativen wurde sogar
durch eine - daran erinnere ich mich auch;
das war irgendwo Anfang 82 - Bitte der nie-
dersächsischen Landesregierung verschärft,
die Suche auf andere Standorte als in Nie-
dersachsen auszuweiten. Niedersachsen
bekam dann auch ein bisschen kalte Füße
mit Gorleben. Da gab es ja auch große De-
monstrationen. Ich war selbst in der großen
Demonstration mit Helmut Schmidt vor Ort.

Von daher gab es Überlegungen. Ich
würde sogar sagen: Diese Überlegungen
waren eher noch vonseiten des BMI und
weniger vonseiten des BMFT, mit denen ich
natürlich immer auch in Kontakt sein musste.
Von daher rühren auch die Vermerke. In
einem Vermerk - ich erinnere mich sehr ge-
nau, weil wir darüber lange mit unseren
Mutterhäusern gestritten oder zumindest
diskutiert haben - haben wir dann gesagt,
dass es erhebliche Zweifel an Gorleben gibt
und man deshalb auch Alternativstandorte
untersuchen müsste. Das war wohl 82, im

Frühjahr, nachdem Niedersachsen auch
gebeten hatte, andere Standorte zu suchen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Er-
lauben Sie, dass ich da noch mal nachfrage;
denn dann muss sich da tatsächlich irgend-
etwas ereignet haben gegenüber dem
17. August 1981. Ich habe hier einen Ver-
merk an den Herrn Bundeskanzler vorliegen,
den ich jetzt im Moment aber nicht richtig
zitieren kann; da hilft mir das Sekretariat
sicher noch mal mit einer MAT-Nummer. Auf
der Seite 000110, die ich jetzt zitieren kann,
lese ich unter 3. - das ist MAT A 52, Band 3;
das muss ich Ihnen freundlicherweise vorle-
sen dürfen -:

Die Standorterkundungen für das
Endlager Gorleben gehen planmä-
ßig (trotz Störungen durch Kern-
kraftwerkgegner) voran. Zwischen-
ergebnisse haben BMI und BMFT
am 15./16.5.1981 in Lüchow in ei-
ner öffentlichen Veranstaltung vor-
gestellt. In einer gemeinsamen Er-
klärung haben die Bundesminister
von Bülow und Baum am 5.6.1981
festgestellt, daß „aufgrund der vor-
liegenden Berichte bisher keine
Tatsachen bekannt sind, die be-
gründete Zweifel an der bisherigen
Einschätzung des Salzstocks Gor-
leben rechtfertigen. Dies bedeutet,
daß nach heutigem Kenntnisstand
über die allgemeinen geologischen
Verhältnisse im norddeutschen
Raum und über die bisher bekann-
ten individuellen Eigenschaften des
Salzstocks Gorlebens zu erwarten
ist, daß seine Eignung durch die
fortschreitende Erkundung nachge-
wiesen werden kann. Die Bundes-
regierung hat stets darauf hinge-
wiesen, daß ein endgültiges Urteil
erst aufgrund der bergmännischen
Erkundung abgegeben werden
kann.“

Sie haben gerade ausgeführt, dass Sie im
Frühjahr 1982 zu einer grundsätzlich ande-
ren Einschätzung gekommen sind. Sie sag-
ten, dass es begründete Zweifel an der
Eignungshöffigkeit Gorlebens gegeben habe.
Was ist denn in diesem halben Jahr pas-
siert?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ja, das ist
genau dieser Zeitraum irgendwo zwischen
Mitte 81 und Frühjahr 82. Die Ergebnisse der
Erkundungen bzw. auch der Gutachten von
verschiedenen Geologen wurden bekannt,



1. Untersuchungsausschuss 86
[12. Sitzung am 08.07.2010 - Sitzungsteil Zeugenvernehmungen] - endgültig

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

die Zweifel an Gorleben weckten. Hinzu kam,
dass Niedersachsen selbst in dieser Phase
dann darum gebeten hatte, andere Standorte
außerhalb von Niedersachsen zu untersu-
chen. Von daher gibt es zwischen diesem
Vermerk, den Sie eben vorgelesen haben,
und einem Vermerk von einem halben Jahr
später eben diese unterschiedliche Einschät-
zung.

Ich darf vielleicht noch sagen: Durch die
Entsorgungsvorsorge hatte sich die Bundes-
regierung natürlich Fesseln angelegt, dass
sie die Endlagerung auf jeden Fall fortführen
musste. Es gab für die sozial-liberale Koali-
tion zu dieser Zeit keine Möglichkeit, zum
Beispiel die Entsorgungsvorsorgegrundsätze
aufzulockern. Das hätte die größere Regie-
rungsfraktion, die SPD, nicht mitgetragen.
Von daher musste man sehen, dass man
Fortschritte mit Gorleben erzielte. Aber es
wuchsen dann die Zweifel, und die sind in
dem zweiten Vermerk, an den ich mich erin-
nern kann, mit Hanning zusammen dann
auch entsprechend geäußert worden.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - So ganz ist mir das tat-
sächlich immer noch nicht klar. Heute Mor-
gen haben wir Herrn Professor Duphorn
gehört, der ja Zweifel an der Geeignetheit
Gorlebens geäußert hat. Er hat seinen Be-
richt aber erst zum 31.05.1982 vorgelegt.
Von daher ist mir dieser zeitliche Zusam-
menhang im Moment, ehrlich gesagt, immer
noch nicht ganz klar.

Ich will das Fragerecht jetzt aber gerne
als Erstes an die CDU/CSU-Fraktion überge-
ben. Die Fraktionen haben nach der Berliner
Runde ein bestimmtes Zeitbudget, das wir
hier stoppen. Die Fragen können gestellt
werden, und eine gestellte Frage kann in
jedem Fall auch beantwortet werden, auch
wenn das bereits außerhalb des Zeitbudgets
fällt. Das bedeutet für Sie als Zeugen letzt-
endlich: Solange ich nicht irgendwelche takti-
sche Zeichen machen oder Ihnen Hinweise
gebe, können Sie einfach weiter antworten.

Dann geht das Fragerecht an die
CDU/CSU-Fraktion. Bitte schön.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Vielen
Dank. - Herr von Osten, ich möchte zunächst
noch mal auf die Zuständigkeitsverteilung
zurückkommen. Wir haben in den Akten zwar
die Organigramme gefunden, aber entweder
waren sie schlecht kopiert, oder das Referat,
das in den entsprechenden Vermerken ge-

nannt war, gab es zu dem Zeitpunkt vielleicht
noch nicht.

Können Sie noch mal sagen, in welchem
Referat bzw. in welchen Referaten Sie in der
Zeit tätig waren, als Sie im Kanzleramt wa-
ren, und mit welcher Zuständigkeit? Vielleicht
ergänzend: Was hat der Kollege Hanning
dann dort gemacht?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: An die Zahl
des Referats erinnere mich nicht mehr. Es
war das Spiegelreferat des BMFT. Das
wurde geleitet von einem aus der vorigen
Regierung, von einem CDU-Referatsleiter.
An den Namen kann ich mich jetzt auch nicht
erinnern. Es gab dann das Spiegelreferat des
Innenministers - damals Minister Baum -, das
auch von einem CDU-Referatsleiter geleitet
wurde. Beide hielten sich aber total zurück,
weil sie im Grunde den von den Häusern
Entsandten - Hanning vom Innenministerium
und ich vom Forschungsministerium - freie
Hand ließen.

Wir waren damals beide in der Abtei-
lung 3 des Bundeskanzleramts, wenn Sie so
wollen. Wie die Bezeichnung war, weiß ich
jetzt auch nicht mehr. Da diese beiden Häu-
ser für die Kernenergie eine erhebliche Ver-
antwortung hatten, haben wir viele Ver-
merke - nicht alle, aber viele Vermerke -
gemeinsam gebastelt, wenn man das so
salopp sagen darf.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Ist es im
Kanzleramt üblich gewesen, dass Referenten
im Kopf der Vorlagen auftauchten und dass
sich die Referatsleiter gar nicht wiedergefun-
den haben?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Die Refe-
ratsleiter haben das abgezeichnet und auch
der jeweilige Abteilungsleiter, wenn ich mich
nicht täusche. Ob das Usus ist, weiß ich
nicht. Ich habe es eigentlich in allen Ministe-
rien so erlebt, dass der Referent, der das
inhaltlich beizutragen hatte, dann auch im
Kopf erschien.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Vielen
Dank. - Ich stelle nur fest: Das Dokument,
das auch die Vorsitzende schon zitiert hat,
nämlich die Bundeskanzler-Vorlage vom
17. August 1981, wurde wohl unmittelbar
dem Abteilungsleiter vorgelegt. Eine Zeich-
nung durch Referatsleiter findet nicht statt,
weder unten noch in der entsprechenden
Anfangszeile. Ich stelle es auch nur so fest.



1. Untersuchungsausschuss 87
[12. Sitzung am 08.07.2010 - Sitzungsteil Zeugenvernehmungen] - endgültig

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

Noch mal zur Frage der Entsorgungspoli-
tik. Sie sprachen davon, dass Sie auch im
internationalen Umfeld im Bereich der nukle-
aren Entsorgung tätig waren. Können Sie
uns noch mal schildern, was die Erwartungen
an die Aufgabe der Entsorgung waren, die
der Bund zu leisten hatte? Blickrichtung: Das
war damals Ende der 70er-, Anfang der 80er-
Jahre.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Entsorgung
wurde zu dieser Zeit so verstanden - das war
eigentlich bei allen Beteiligten in der Bundes-
regierung Konsens; ich meine jetzt Bundes-
kanzler, Innenminister und Forschungsmi-
nisterium -, dass dazu die Zwischenlagerung
von Brennelementen gehörte. Das war da-
mals die aufkeimende Diskussion über er-
weiterte Lagerkapazitäten an den Kernkraft-
werken, aber auch über externe Zwischenla-
germöglichkeiten - Gorleben war ja auch so
eines -, die Wiederaufarbeitung und die an-
schließende unterirdische Endlagerung be-
handelter Restbestände - verglaste Kern-
brennstoffe -, die dann sicher von der Au-
ßenwelt abgeschlossen werden sollten. Das
heißt, das war die Philosophie zu dieser Zeit.

Die ganze Frage der Wiederaufarbeitung
war allerdings international durch den ameri-
kanischen Präsidenten als sehr kritisch er-
achtet worden. Deshalb hat es dann auch in
den Jahren dieser Konferenzserie und da-
nach, als ich häufig in Wien zu tun hatte, eine
ganze Reihe von Überlegungen im Prolifera-
tionsbereich gegeben, die mit der Wieder-
aufarbeitung verbunden waren. - Reicht das?

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Vielleicht
noch mal zur Vorstellung, die man damals
hatte: Man ging ja von einer ganzen Reihe
von Kernkraftwerken aus, die in Deutschland
errichtet werden sollten. Wir haben das hier
im Ausschuss auch schon öfter gehört. Ge-
rade Helmut Schmidt wollte uns unabhängi-
ger von der Abhängigkeit aus dem Ausland
machen, was Energie angeht. Deshalb war
ein relativ ambitioniertes Kernenergiepro-
gramm in Deutschland aufgelegt worden.
Was war die Größenordnung von zu entsor-
genden Kraftwerken, von denen man aus-
ging?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Aus heutiger
Sicht muss man sagen, ganz ehrlich gesagt:
Das war total überdimensioniert. Ich war bei
verschiedenen Sitzungen im Wirtschaftsmi-
nisterium mit Herrn Lambsdorff dabei. Da

gab es aus heutiger Sicht abenteuerliche
Vorstellungen, die dann auch in der Folgezeit
überhaupt nicht mehr realitätsnah waren. Ich
kann keine Zahlen nennen - da würde ich
mich jetzt übernehmen -, wie viele Kern-
kraftwerke das waren, aber es war eine
ziemliche Zahl gegenüber dem heutigen
Kernkraftwerkspark.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Das heißt
dann für die Entsorgung, dass die Aufgabe,
vor der man stand, natürlich auch von we-
sentlich mehr Abfällen ausgeht, als man es
aus heutiger Sicht benötigt.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Na ja, wenn
man die Wiederaufarbeitung als Teil der
Entsorgung sieht, dann war klar, dass damit
eine ganze Reihe von anderen Problemen
auftauchte, die damit zusammenhängen,
dass die Kernbrennelemente chemisch aus-
einandergelegt werden und dass die Rest-
stoffe verschiedenster Fraktionen eine ge-
sonderte Entsorgungsnotwendigkeit hatten.
Ich erinnere nur daran, dass bei der Wieder-
aufarbeitung auch eine ganze Reihe von
spaltbaren Materialien entsteht, die eigentlich
auch durch den Nonproliferationsvertrag
nicht gedeckt sind und die dann natürlich
auch eine entsprechende Entsorgung erfor-
derten, oder an die leicht flüchtigen wie Tri-
tium oder radioaktive Edelgase.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Um noch
mal auf die alternativen Standorte zurückzu-
kommen: Wir haben in den Beratungen bzw.
Vernehmungen, die wir bisher durchgeführt
haben, den Eindruck gewonnen, dass die
alternativen Standorte insbesondere aus
zwei Gründen in Betracht gezogen werden
sollten: Erstens für den Fall, dass sich Gorle-
ben als ungeeignet erweist und man einen
langen zeitlichen Vorlauf vermeiden wollte,
um dann mit einem Standort weiterzuma-
chen. Das ist der eine Grund. Der zweite
Grund war, dass die Kapazität Gorlebens für
die großen Mengen von radioaktiven Abfällen
möglicherweise nicht ausreicht, die man sich
aufgrund des, wie Sie es auch gesagt haben,
aus heutiger Sicht überdimensionierten
Kernenergieprogramms vorgestellt hat. Ist
das so richtig?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Diesen
zweiten Grund könnte ich nicht bestätigen,
weil Gorleben eigentlich so geplant war, dass
man mit den Mengen dann auch dort vor Ort
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entsprechende Endlagermöglichkeiten und
Aufarbeitungsmöglichkeiten finden wollte.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Bei der
Diskussion über die alternativen Standorte
war der Bund letztlich ja vor die Alternative
gestellt worden, entweder Gorleben oder gar
nichts, weil Niedersachsen nur diesen
Standort benannt hat. In der Folge - das geht
auch aus den Akten hervor, die Sie sich
selbst wohl offensichtlich noch mal ange-
schaut haben, nämlich aus diesen beiden
Vorlagen aus dem Jahre 82 - hat man die
Entwicklung gesehen, dass der Bund nicht
glücklich war, dass es nur diesen einen
Standort gibt. Aus Sicht des Bundes sollten
ja auch alternative Standorte in Betracht
gezogen werden. Frage: Welcher Gesichts-
punkt spielte die entscheidende Rolle, der
Entsorgungsvorsorgenachweis, der sonst
möglicherweise gefährdet wäre, oder gab es
andere Gründe dafür?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Meines Er-
achtens ist die Sachlage ganz einfach gewe-
sen. Durch die Entsorgungsvorsorge war das
Schicksal der Kernenergie an Fortschritte in
der Entsorgung geknüpft, also auch der
Endlagerung. In dem Maße, wie das mit
Gorleben nicht weiterging oder die Zweifel
mit Gorleben wuchsen, gab es nur zwei
Möglichkeiten: Entweder man lockerte die
Entsorgungsvorsorge - ich habe eben schon
ausgeführt, dass das in der sozial-liberalen
Koalition nicht denkbar war -, oder man mar-
schierte mit Gorleben irgendwie durch.

Aber nach dem Regierungswechsel hat
man dann den Weg noch viel stärker ge-
wählt, nämlich: Augen zu und durch mit
Gorleben. Das war der einzige Weg, wie man
vermeiden konnte - - Auch die Regierung
Kohl hat seinerzeit - das habe ich auch noch
mitbekommen - nicht gewagt, die Entsor-
gungsvorsorgegrundsätze aufzuweichen;
denn das hätte einen mittleren öffentlichen
Aufruhr gegeben. Von daher hat man dann
natürlich versucht, Gorleben mit allen Mitteln
durchzudrücken.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herr
Zeuge, ich würde gerne eine Frage zwi-
schendurch stellen.

Sie sind der Erste, der nicht von einer
vollständigen Kontinuität der Handlungen der
beiden Regierungen spricht. Insbesondere
Ihr Kollege Hanning hat gesagt, dass das
Interesse von Bundeskanzler Schmidt an der

Kernenergie deutlich größer gewesen sei als
dann beim späteren Bundeskanzler Kohl.
Können Sie zur Stützung Ihrer These - ge-
rade mit dieser etwas flapsigen Bemerkung:
„Augen zu und durch“ - irgendeinen Beleg
vorlegen? Es gibt in den Akten keinen einzi-
gen Beleg dafür. Können Sie einen Beleg
dafür vorlegen? Haben Sie Erinnerungen an
einen Vermerk von sich, an einen Vorgang,
der das stützen würde?

(Zuruf: Haben Sie überhaupt Erin-
nerungen?)

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ich kann
mich aus der Zeit nach dem Regierungs-
wechsel natürlich an keine Dokumente erin-
nern, weil ich damit auch nicht befasst war.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wie stützt
sich dann Ihre schneidige Behauptung: „Au-
gen zu und durch“?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Weil die Ge-
schichte so gelaufen ist.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Was heißt
„die Geschichte ist so gelaufen“? Woher
wissen Sie das? Die Aktenlage sagt etwas
völlig anderes, genauso wie die Zeugen bis-
her etwas völlig anderes gesagt haben.

(Zuruf: Welche Aktenlage?)

- Würden Sie mich jetzt einmal hier die Ver-
nehmung so durchführen lassen, wie ich das
für richtig halte?

(Weitere Zurufe)

- Ich akzeptiere nicht, wenn hier „Augen zu
und durch“ und „die Geschichte war so“ ge-
sagt wird, sondern möchte gerne den Zeu-
gen bitten, dafür einen sachlichen Beleg
vorzulegen.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ich kann nur
sagen, dass in der Folgezeit, und zwar nach
dem Regierungswechsel, die verschiedenen
Gutachten ja nicht irgendwo geheimnisbe-
wehrt waren, sondern auch in der Öffentlich-
keit diskutiert wurden: von Herrn Duphorn,
von Herrn Röthemeyer zum Beispiel, auch
die PTB, die zunächst mal da sehr, sehr
vorsichtig war. - Diese Sachen haben offen-
sichtlich in der Entscheidung zu Gorleben
dann keinen Niederschlag gefunden.

Ich versuche ja nur, aufzuzeigen: Ab
Herbst 81 verstärkten sich die Zweifel auf
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verschiedensten Wegen, durch verschiedene
Gutachten. Einen Teil habe ich noch erlebt,
und danach habe ich das erlebt, was in der
Öffentlichkeit zugänglich war, und da hat sich
dieser Eindruck aufgedrängt. Ich kann ganz
deutlich sagen, dass ich in dieser Zeit dann
keine Dokumente - weder zu der einen noch
der anderen Entscheidung - zu Gesicht be-
kommen habe.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ist Ihnen
bekannt, dass bis zum Atomausstiegsvertrag
im Jahre 2000 unter Anlage 4 Gorleben von
der damaligen rot-grünen Bundesregierung
kontinuierlich als eignungshöffig bezeichnet
worden ist?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Das habe ich
jetzt nicht ganz verstanden. Bitte noch ein-
mal.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ist Ihnen
bekannt, dass kontinuierlich - von allen Re-
gierungen bis hin zur rot-grünen Bundesre-
gierung im Jahr 2000 - im Atomausstiegs-
vertrag in der Anlage 4 in einer Erklärung der
damaligen Bundesregierung zur bis dato an
Erkenntnissen vorliegenden Haltung zu Gor-
leben gesagt wurde: „Es spricht nichts gegen
die Eignungshöffigkeit von Gorleben“? Wenn
es wachsende Zweifel gäbe, dann müssten
die sich ja irgendwo in den Akten wiederfin-
den.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Herr Han-
ning und ich haben in dem einen Vermerk,
den ich jetzt nicht mehr zitieren kann, weil ich
das nicht mehr genau weiß, im März 82,
nachdem die niedersächsische Landesregie-
rung gesagt hatte: „Sucht bitte auch außer-
halb von Niedersachsen nach geeigneten
Standorten“, vermerkt, dass es wachsende
Zweifel an Gorleben gibt. Das war die Vor-
lage für den Bundeskanzler. Ich kann natür-
lich nicht für den Bundeskanzler und für die
gesamte Regierung sprechen; aber wir ha-
ben diese Zweifel in dem Vermerk - daran
kann ich mich erinnern - beide gemeinsam
niedergelegt.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Dann darf
ich Ihnen einmal aus dem Vermerk vom
10. März 82 vorhalten - die MAT-Nummer
hatten wir vorhin ja schon genannt gehabt -,
dass Sie im Votum, also da, wo es ja letztlich

dann darauf ankommt, unter Punkt 2 ge-
schrieben haben:

Auch für die Einleitung zusätzlicher
Erkundungsmaßnahmen für Stand-
orte außerhalb des Salzstockes
Gorleben besteht z. Z. kein Hand-
lungsbedarf. Diese Frage sollte …
nach Abschluß und Auswertung der
Ergebnisse der Schachtvorbohrun-
gen in Gorleben Ende 1982 geprüft
werden.

Das widerspricht letztlich dem, was Sie
gerade eben gesagt haben, dass nämlich
zwischen dem August 81, wo sich der erste
Vermerk von Herrn Hanning und Ihnen in
den Akten findet, und jetzt diesem zweiten
Vermerk sich diese erheblichen Zweifel auf-
getan haben.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Wenn ich
mich richtig erinnere, dann war das der Teil,
den Sie jetzt vorgetragen haben, der in der
Sachdarstellung reinkam,

(Reinhard Grindel (CDU/CSU):
Nein!)

und in der Problematik haben wir etwas an-
deres geschrieben.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Herr von
Osten, das ist das Votum, sprich: das, worum
es am Ende dann entscheidend geht. - Des-
halb: Mir wird jetzt hier dieser Zusammen-
hang, den Sie dargestellt haben - erhebliche
Zweifel, die aufgekommen sind zwischen
Ende 81 und Anfang 82 -, ehrlich gesagt,
nicht klar. Deshalb noch einmal meine Frage:
Können Sie sich an Dokumente, Gutachten
oder anderes erinnern, die in dieser Zeit
dann gekommen sind; denn Sie sind ja ir-
gendwie zur Schlussfolgerung gekommen,
dass es erhebliche Zweifel gab? Aus der
Aktenlage - jedenfalls, die wir kennen; wir
kennen natürlich noch nicht alle, aber aus
der, die wir kennen - ergibt sich das jeden-
falls nicht.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Da muss ich
ehrlich sagen: Wir haben das nicht aus dem
hohlen Bauch geschrieben; aber welche
Gutachten dem zugrunde lagen oder welche
Informationen, könnte ich jetzt heute nicht
mehr sagen. Da müsste ich dann noch ein-
mal Aktenstudium betreiben.
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Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Wir kön-
nen Ihnen auch gerne den Vermerk herüber-
geben.

(Dorothea Steiner
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wel-

che Materialnummer?)

- MAT A 4/3 und dort Blatt Nr. 115 f.

(Dem Zeugen werden Unterlagen
vorgelegt)

Das Votum ist auf der Seite 4, also sprich:
Blatt 118, und dort - das habe ich Ihnen ge-
rade vorgelesen - die Nr. 2.

(Der Zeuge blättert in den Unterla-
gen - Reinhard Grindel (CDU/CSU):
Von der kleinen Petitesse abgese-
hen, dass Herr Hanning uns exakt
das Gegenteil eben gesagt hat!)

Ute Vogt (SPD): Frau Vorsitzende, wir
haben vorhin vereinbart, dass Sie dann auch
eingreifen, wenn hier falsche Tatsachen be-
nannt werden.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ich
würde eingreifen, wenn ich Anlass dazu
sähe, Frau Vogt.

(Reinhard Grindel (CDU/CSU):
Ganz offensichtlich ist es das Fal-

sche!)

Wir haben hier jetzt eine Vorlage, die der
Zeuge gerade verinnerlicht, und sobald er
das getan hat, wird er sich ja dazu äußern.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ich finde das
hier auch nicht; aber ich habe es anders in
Erinnerung: dass wir damals auch sehr lange
um eine Formulierung gerungen haben mit
unseren Häusern - nicht so sehr zwischen
Herrn Hanning und mir, sondern mit den
Häusern -, eine Formulierung, die diese
Zweifel zumindest mal benannt hat.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Okay.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Ich darf
mal weiterfragen. - Wenn Sie diesen Ver-
merk jetzt lesen und Sie das nicht wiederfin-
den: Werden Sie da nicht zweifelnd an Ihrer
Erinnerung, weil das ja da schwarz auf weiß
steht? - Das halten wir Ihnen ja vor, und die
Zusammenfassung, das Votum, steht da
auch entsprechend. Deswegen: Wenn Sie
das lesen, können Sie das doch nicht gegen
Ihre Erinnerung werten. Das verstehe ich

nicht. Das müssten Sie mir erläutern. Stimmt
denn das nicht, was da steht? Ist das eine
Fälschung?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Nein, nein.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Oder ist
das irgendwie nicht richtig zusammensor-
tiert? Das passt doch nicht zusammen. Sie
können doch nicht zum einen sagen, das
haben Sie anders in Erinnerung, und da
steht es schwarz auf weiß anders. Wie wol-
len Sie uns das bitte erklären?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Darf ich
dann vielleicht auf der Seite 3 unter Nr. 2 das
vorlesen, auf das ich mich bezogen habe in
meiner Erinnerung jetzt?

Erkundungen für ein Endlager wer-
den z. Z. nur am Standort Gorleben
durchgeführt. Da die bisherigen Er-
gebnisse der Erkundungsmaßnah-
men ursprüngliche optimistische
Erwartungen nicht erfüllt haben,
sind die Risiken eines ausschließ-
lich auf Gorleben reduzierten Er-
kundungsprogramms allen Betei-
ligten deutlicher geworden. Nieder-
sachsen hat sich jedoch bisher ge-
weigert, dem schon früher geäu-
ßerten Wunsch der Bundesregie-
rung nachzukommen, Erkun-
dungsmaßnahmen auch an ande-
ren Standorten vorzunehmen.
Erstmals forderte Ministerin Breuel
in der Entsorgungsdebatte am
14. Januar den Bund auf, bei Be-
darf Anträge für weitere Standorte
zu stellen.

Da alle in Aussicht genommenen
Endlager sich in Niedersachsen be-
finden, wurde die Bundesregierung
von der niedersächsischen Landes-
regierung aufgefordert, auch
Standorte außerhalb Niedersach-
sens auf ihre Eignung zu untersu-
chen.

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das
kann ich mir vorstellen!)

Die übrigen Länder

- damit sind Baden-Württemberg und Bayern
gemeint -

haben sich bisher nicht in der Lage
gesehen, dem Bund geeignete
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geologische Formationen auf ihren
Gebieten zu benennen.

Auf das habe ich mich bezogen, als ich das
vorhin gesagt habe.

(Marco Bülow (SPD): So ist es!)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Damit ist das Fragerecht
der CDU/CSU-Fraktion zunächst ausge-
schöpft, und es geht weiter an die SPD-Frak-
tion.

Ute Vogt (SPD): Ja, vielen Dank. - Ich
würde gern einfach auch bei der Frage blei-
ben, wie sich das entwickelt hat - auch die
Beurteilung des Standorts Gorleben. Mir liegt
ein Vermerk vor: Materialnummer A 52,
Band 1, Seite 1 f. Der ist von einem Herrn
Dr. Ziegler gezeichnet und ging als Kopie an
Sie. In diesem Vermerk vom 20. Mai 81 geht
es um eine Informationsveranstaltung in
Lüchow von 81, über die berichtet wird. Auf
Seite 3 des Vermerks befindet sich dann ein
Fazit. Ich lese das Fazit vor:

Die bisherige Formel, es liegen
keine Ergebnisse vor, die an der
Eignung des Salzstocks bei Gorle-
ben Zweifel aufkommen lassen,
kann nicht mehr beibehalten wer-
den. Eine neue Formel könnte in
etwa lauten: Beim derzeitigen Stand
der obertägigen Erkundungen wer-
fen einige Ergebnisse Fragen auf,
die einer sorgfältigen Prüfung im
Hinblick auf die Eignung des Salz-
stocks bei Gorleben bedürfen.

Können Sie sich noch erinnern, wie es zu
so einer Veränderung kam von „Es liegt ein-
fach nichts vor“ bis dahin, dass man dann
doch gesagt hat: „Es muss eine andere For-
mel gefunden werden“, und dazu, dass man
doch die Zweifel stärker auch benennt?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Von dieser
Veranstaltung weiß ich natürlich. Ich war
aber zu diesem Zeitpunkt gerade aus dem
Kanzleramt zurückgekommen. Ich glaube,
am 1. Mai habe ich dort wieder begonnen
und mich ausschließlich mit Grundsatzfragen
der Energieforschung befasst. Das war
aber - - Natürlich schloss das auch solche
Sachen ein. Ich habe aber an der Veranstal-
tung, auf die Sie sich beziehen, nicht teilge-
nommen.

Ute Vogt (SPD): Im Weiteren: Der Ver-
merk, der eben zitiert wurde, wo Sie ja richti-
gerweise sich erinnern - der Kollege hat halt
eben eine andere Stelle zitiert -, wo Sie rich-
tigerweise noch mal zitiert haben, dass man
auch dort noch einmal vonseiten der Bundes-
regierung alternative Standorte empfohlen
hat: Da sind bei den Vermerken Sie und der
Herr Hanning gleichermaßen als Autoren.
Können Sie beschreiben, wie man sich das
vorstellen kann? Wie kommt das zustande?
Das sind im Grunde zwei sehr unterschiedli-
che Ressorts, beide im Bundeskanzleramt.
Schreibt einer, und der andere zeichnet?
Oder diskutiert man? Oder war man sich
immer einig? Berichten Sie vielleicht noch
mal, wie diese Vermerke in der Praxis dann
auch erstellt worden sind.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: In der Praxis
kann man sich das so vorstellen, dass wir ja
als Spiegelreferate sehr eng an unsere je-
weiligen Häuser gekoppelt waren. Das heißt,
alles, was wir dem Bundeskanzler vorgelegt
haben an Vermerken, wurde durch die jewei-
ligen Häuser auch noch einmal gecheckt, ob
das auch ihrer Politik sozusagen entsprach.

Es gab damals zwischen dem Innenmi-
nisterium unter Minister Baum und dem For-
schungsministerium in dieser Zeit keine gro-
ßen Differenzen - keine großen Differenzen.
Insofern war das auch kein Problem, dass
wir gemeinsam einen solchen Vermerk ge-
schrieben haben. Es gab schon Diskussio-
nen natürlich zu einzelnen Formulierungen:
Wie weit kann man gehen in den Zweifeln,
die dort ja geäußert wurden? Aber das hat
dann eben zu dem Resultat, das ich eben
auch vorgelesen habe, geführt. Das war eine
sehr sorgsam austarierte Bemerkung zum
Kenntnisstand des damaligen Zeitpunkts.

Ute Vogt (SPD): Ich würde gern noch auf
das Gesamtthema „Alternative Standortsu-
che“ kommen, weil das ja eines ist, was im
Grunde - Sie haben es vorhin berichtet - erst
ein Wunsch der Bundesregierung war, da-
nach sich etwas verflüchtigt hatte aufgrund
der niedersächsischen Entscheidung und
dann aber wieder aufkam, nachdem in Gor-
leben Sicherheitsmängel oder Sicherheitsbe-
denken zur Sprache kamen. Diese alterna-
tive Standortsuche: War die auch gefordert,
weil man der Meinung war, man müsse einen
Vergleich haben, um auch den bestmögli-
chen Standort zu finden?
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Zeuge Dr. Wolf von Osten: Es hat keine
alternativen Standortuntersuchungen gege-
ben, sondern nur Überlegungen dazu. Die
bezogen sich auf Granitformationen und auf
Tonformationen, und man wusste, wo even-
tuell solche alternativen Standorte liegen. Ich
hatte es ja vorhin schon ausgeführt, dass
vorsichtige Erkundigungen bei den Landes-
regierungen sofort eine negative Reaktion
hervorriefen. Das heißt, zu dem Zeitpunkt
waren beide Landesregierungen - - Ich
glaube, sogar Hessen war noch einmal mit
einer Örtlichkeit kurz drin. Ich weiß das des-
halb: Wir mussten dann auch als Referen-
ten - Herr Hanning und ich - auch einmal vor
Ort fahren und uns diese Orte anschauen
und mit den Leuten dort sprechen.

Von daher - - Es hat aber keine echten
Untersuchungen gegeben, sondern nur
Überlegungen: Wo könnte man denn unter-
suchen? Warum man das überhaupt ge-
macht hat, lag eben daran, dass in Gorleben
Zweifel wuchsen, aber Niedersachsen nicht
bereit war, andere Salzformationen, die unter
Umständen vielleicht geeignet gewesen wä-
ren, untersuchen zu lassen.

Ute Vogt (SPD): Ich würde noch einmal
gerne auf diese Zweifel eingehen. War das
so, dass die Zweifel am Standort Gorleben
jetzt insbesondere intern - sagen wir einmal:
bei Ihnen, in Ihren Fachbereichen - diskutiert
wurden, oder sind diese Zweifel auch inner-
halb der Ministerien weitergetragen worden?
War es also üblich, dass man - - Schätzen
Sie das Thema so ein, dass es im Grunde
dann auch einer Berichtspflicht nach oben
oblag?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Es hat im-
mer vom Bundeskanzleramt, von den Refe-
renten, eine enge Rückkopplung mit den
Häusern gegeben, und da beide Häuser
interessiert waren, die Entsorgungsvorsorge
so, wie sie 77 oder 79 gefasst worden war,
beizubehalten, war man natürlich auch inte-
ressiert, Gorleben als den Standort so weit
wie möglich zu untersuchen und dann aber
auch diese Zweifel zur Kenntnis zu nehmen.
Ich kann nicht genau sagen, wie die Haltung
der Häuser war, weil - -

Ich will das mal so sagen - das ist jetzt
aber eine Einschätzung von mir, eine per-
sönliche Einschätzung und keine durch Tat-
sachen -: Damals gab es im BMFT eine
starke Kernenergiefraktion im gesamten
Haus - bis zum Staatssekretär, aber nicht

aufseiten des Ministers. Das fing schon zur
Zeit von Herrn Hauff, dem Vorgänger von
Bülow, an, und unter dieser Diskrepanz hat
auch ein Spiegelreferent im Bundeskanzler-
amt dann ein bisschen zu leiden. Ich habe
zum Teil Vermerke für den Minister machen
müssen, die der Staatssekretär nicht gese-
hen hat, und umgekehrt.

Ute Vogt (SPD): War das Staatssekretär
Stahl?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Nein, das
war Haunschild.

Ute Vogt (SPD): Ah ja, okay. - Danke.

Sebastian Edathy (SPD): Herr Dr. von
Osten, ich habe eine Frage vorweg. Sie hat-
ten bei Ihrer persönlichen Vorstellung unter
anderem erwähnt, dass Sie nach dem Regie-
rungswechsel in ein anderes Referat versetzt
worden seien. Gab es da einen kausalen
Zusammenhang, oder war das Zufall?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Das war kein
Zufall; denn - ich hatte ja ausgeführt - in dem
letzten halben Jahr vor dem Regierungs-
wechsel war ich mit dem Beenden des Kal-
karer Brüters befasst, und wir hatten auch
ein Konzept dafür entwickelt.

Sebastian Edathy (SPD): Was ist daraus
eigentlich geworden?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Dieses
passte der neuen Regierung nicht ins Kon-
zept, obwohl ich - Ironie des Schicksals -
sagen muss: Das gleiche Konzept wurde
zunächst einmal verworfen und der verant-
wortliche Referatsleiter dann auch versetzt.
Vier Jahre später hat Herr Riesenhuber das
gleiche Konzept dann aber umgesetzt. Der
kausale Zusammenhang hing also nicht mit
der Entsorgungsfrage zusammen, sondern
mit meiner Tätigkeit für den Kalkarer Brüter.

Sebastian Edathy (SPD): Okay. Die war
abgeschlossen mit dem Bericht, der dann
allerdings von der neuen Regierung verwor-
fen wurde, was ja auch darauf hinweist, dass
es zumindest in Teilen der Fragen der Atom-
energiepolitik durchaus Unterschiede zwi-
schen den Kabinetten Schmidt und Kohl gab.
Das ist so gewesen; hier ist bisweilen ja ein
anderer Eindruck entstanden.
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Sie haben ja darauf hingewiesen, dass
Sie sehr eng mit Herrn Dr. Hanning zusam-
mengearbeitet hätten. Sie waren ja beide für
eine vergleichbare Thematik zuständig -
jedenfalls, was die Frage Gorleben oder
andere Standorte betrifft. Hat denn Ihrer
Erinnerung nach auch Herr Hanning die Be-
denken geteilt, die Sie hier uns noch einmal
geschildert haben, oder hat er das weniger
kritisch gesehen?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Er hat den
Vermerk mitgezeichnet. Oder: Wir haben ihn
gemeinsam entwickelt. - Ich würde nicht so
sehr sagen, dass die Meinung von Herrn
Hanning und von Herrn von Osten so wichtig
war, sondern das spiegelte ja auch den Dis-
kussionsstand in den beiden Häusern, und
Herr Baum war zu dieser Zeit, ich würde
sagen - das ist eine Einschätzung -, sogar
ein wenig kritischer zu Fragen der Kernener-
gie als das BMFT.

Sebastian Edathy (SPD): Sie haben sich
ja sicherlich mit Herrn Dr. Hanning unterhal-
ten, bevor man sich dann zusammensetzt,
aufteilt und Absätze schreibt, wie Sie die
Lage einschätzen.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ja.

Sebastian Edathy (SPD): Und die Ein-
schätzung, die Sie gegeben haben - also:
Außer Gorleben gibt es eigentlich keine an-
deren Standorte aus politischen Gründen,
weswegen, Zitat: „Augen zu und durch“ -,
diese Haltung, hatte auch Herr Hanning in
der Einschätzung letztendlich?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Herr Han-
ning ist ein sehr vorsichtiger Mensch, wenn
ich das sagen darf, und stand einerseits un-
ter dem Druck und der Haltung seines Hau-
ses - Minister Baum -, und andererseits war
das BMFT natürlich auch involviert über
meine Person. Es gab für Herrn Hanning
keinen Anlass, jetzt da nun unbedingt eine
ganz eigene Meinung einzubringen. Ich
könnte nicht sagen, ob er damit einverstan-
den war oder nicht. Er hat es mitgezeichnet.
Das ist immer eine Mischung aus den Kennt-
nissen der Referenten und der Meinung der
Häuser. Das ist nicht immer ganz zu trennen.

Sebastian Edathy (SPD): Im Ausschuss
hat uns schon mehrfach ein Gespräch be-

schäftigt, das am 11. Mai 1983 in Hannover
bei der BGR stattgefunden hat. Bei diesem
Gespräch bzw. Termin, bei dem es unter
anderem um einen Zwischenbericht der PTB
für die Vorbereitung einer Kabinettsentschei-
dung bezüglich der unterirdischen Erkundung
von Gorleben ging, war Herr Hanning dabei.
Sie waren nicht dabei, sondern für das BMFT
waren Herr Ziegler und Herr Kulke anwe-
send. Herr Hanning war zusätzlich zu den
beiden Vertretern des BMI - Bloser und Mat-
ting - dabei. Können Sie sich erinnern, dass
Sie von einem solchem Gesprächstermin
Kenntnis bekommen hatten damals?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Das war ja
nach dem Regierungswechsel.

Sebastian Edathy (SPD): Da waren Sie
da nicht mehr zuständig?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ich war so-
wieso nicht mehr im Kanzleramt.

Sebastian Edathy (SPD): Okay, das ist
nachvollziehbar. - Okay, danke schön.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Dann geht das Fragerecht
jetzt weiter an die FDP-Fraktion.

Marco Buschmann (FDP): Herzlichen
Dank, Frau Vorsitzende. - Herr Dr. von Os-
ten, ich möchte eine Bemerkung von Herrn
Duphorn voranstellen, die ich ganz zielfüh-
rend finde. Er hat Konfuzius zitiert und ge-
sagt: Freunde, bevor ihr euch streitet, klärt
erst die Begriffe. - Deshalb möchte ich noch
einmal auf den Begriff des Zweifels zurück-
kommen.

Zweifel kann man einmal als eine diplo-
matische Aussage verstehen, hinter der ei-
gentlich die Aussage steckt: Ich bin davon
überzeugt, dass wir hier nicht weiterkom-
men. - Das kann man sehr diplomatisch so
formuliert haben. Oder man kann - wie ich
mir das auch unter Naturwissenschaftlern
vorstellen könnte - der Meinung sein: Hier ist
eine Frage, die wir noch klären müssen, der
wir noch nachgehen müssen. - Es definiert
gewissermaßen ein künftiges Forschungs-
programm oder - Schrägstrich - Erkundungs-
programm.

Wenn Sie von Zweifeln sprechen, dann
nehmen Sie doch sicherlich Bezug auf sol-
che Gutachten, wie sie unter anderem von
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Herrn Duphorn usw. eingeführt worden sind
und die dann ja später auch einem For-
schungsprogramm zugeführt worden sind.
Oder wollten Sie zum Ausdruck bringen,
dass die Überzeugung vorherrschte, man
komme dort nicht weiter? Diesen Begriff des
Zweifels, wie Sie ihn verwenden, hätte ich
also gerne noch einmal ausgeleuchtet.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Nein, Sie
haben völlig recht: Die Zweifel bezogen sich
auf Ergebnisse, und zwar auch schon Teiler-
gebnisse, die bekannt wurden von den ver-
schiedenen Gutachtern, die da befasst wa-
ren. Das ist etwas, was wie ein Geflecht von
Meinungen und von Erkenntnissen, die - -
Zum Beispiel Duphorn: Ich weiß nicht, wann
sein Gutachten veröffentlicht wurde, aber er
hat diese Zweifel - und hat das auch unter-
mauert durch entsprechende naturwissen-
schaftliche Erläuterungen - auch schon vor-
her geäußert, und die haben wir natürlich mit
aufgenommen in der Bewertung. Das Deck-
gebirge des Salzstocks Gorleben war geho-
ben worden durch tektonische Bewegungen
und nicht mehr sicher. Sorgte es für einen
Abschluss gegen Wasser und Wasserein-
brüche?

Marco Buschmann (FDP): Über den In-
halt der Zweifel von Herrn Duphorn hat er
uns ja selber auch aufgeklärt; deshalb wollte
ich darauf jetzt nicht weiter eingehen. Sie
würden aber schon bestätigen, dass diese
Dinge eben gerade auch im Bundeskanzler-
amt nicht ignoriert worden sind, sondern
dass man sich damit auseinandergesetzt
hat?

Können Sie weiter bestätigen, oder haben
Sie eine Erinnerung daran, dass auch die für
das Fachliche, die naturwissenschaftlich
zuständige Behörde, die PTB, dies auch
nicht ignoriert hat, sondern dies sozusagen
einem Abwägungsprozess, einem Prozess
der Auseinandersetzung zugeführt hat, weil
diese Zweifel ja sozusagen nicht die einzige
Ansicht waren, sondern es gab ja ebenso
auch Stellungnahmen von namhaften Wis-
senschaftlern, die das Gegenteil zum Aus-
druck gebracht haben? War also Ihr Ein-
druck, dass man das ignoriert hat, oder war
Ihr Eindruck, dass das Eingang in eine fach-
lich fundierte Auseinandersetzung in der
fachlich zuständigen Behörde gefunden hat?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Bis zu dem
Zeitpunkt, bis zu dem ich das verfolgen kann

im Bundeskanzleramt, hat es in dieser Frage
auch bei der PTB eine sehr vorsichtige Hal-
tung gegeben. Was danach war, kann ich
schlichtweg nicht sagen, weil ich mit der
Materie dann nicht mehr befasst war.

Marco Buschmann (FDP): Was heißt
„vorsichtig“? Heißt „vorsichtig“, dass man
sich nicht äußert, oder heißt „vorsichtig“,
dass man erst einmal alle Erkenntnisquellen
ausgeschöpft hat, bevor man sich zu einer
vorschnellen - sagen wir einmal - Wertung
durchringt?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ich glaube
schon, dass Herr Röthemeyer damals sehr
genau alle Meinungen oder alle Untersu-
chungen mit in seine vorsichtige Bewertung
aufgenommen hat, so vorsichtig, wie ich sie
bis zu dem Zeitpunkt, wo ich im Bundes-
kanzleramt war, beurteilen kann.

Marco Buschmann (FDP): Haben Sie in
irgendeiner Form den Eindruck gewonnen,
dass es zu dem Zeitpunkt, als Sie in Verant-
wortung waren und das überhaupt hätten
mitbekommen können, Neigungen gab, kriti-
sche Wissenschaftler - das ist ein Vorwurf,
der im Raum steht - gezielt kaltzustellen?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Eine Beant-
wortung dieser Frage fällt mir schwer, weil es
schon natürlich bei ausgesprochenen Kern-
energiebefürwortern - auch im BMFT - die
Meinung gab, dass man einige Wissen-
schaftler besser nicht befragen sollte. Aber
das ist eine schwierige Antwort; denn ich
könnte da jetzt keine Namen direkt nennen.
Aber ich saß im Referat für Entsorgung - am
Anfang -, und schon damals hat man natür-
lich gesehen, dass man, nachdem die Ent-
sorgungsgrundsätze im Leben waren, dort
Fortschritte brauchte. Ich sage nicht: „um
jeden Preis“, aber man brauchte die Fort-
schritte.

Marco Buschmann (FDP): War denn Ihr
Eindruck, dass man - - Also, Sie haben den
Eindruck gewonnen, bestimmte Leute seien
nicht zu befragen. War das denn eine Frage
der Auswahl, der Vorauswahl der Gutachter,
oder - darauf bezog sich ja meine Frage -
hatten Sie den Eindruck, dass, wenn Gut-
achten vorlagen, man auch geneigt gewesen
wäre, sozusagen Leute ins Off zu manövrie-
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ren oder mundtot zu machen, was so ein
Begriff ist, der mal eingeführt wurde?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ich kann
dazu nur folgenden Satz sagen: Herr
Duphorn hatte ein schwieriges Leben in die-
ser Zeit.

Marco Buschmann (FDP): Da muss ich
noch einmal nachsetzen. Das ist natürlich
eine sehr allgemeine Aussage. Wir haben
hier einen relativ konkreten Untersuchungs-
auftrag. Das ist kein Vorwurf an Sie. Ich bitte,
werbe sozusagen nur um Verständnis für
unsere Funktion. Wir haben einen sehr kla-
ren Untersuchungsauftrag, und der lautet, zu
ermitteln, ob es hier Manipulationen von
Gutachten gab, ob hier Druck ausgeübt
wurde, ob eine Entscheidung sachwidrig
getroffen wurde.

Vor dem Hintergrund dieses Untersu-
chungsauftrages ist es natürlich schwierig,
mit so einem Satz „Er hatte ein schwieriges
Leben“ zu arbeiten. Sie sind ja hier als Zeuge
und haben als Zeuge die Aufgabe, über -
sagen wir einmal - Dinge zu berichten, die
Gegenstand Ihrer sinnlichen Kenntnisnahme,
also nicht sozusagen Ihres Bauchgefühls
oder eines allgemeinen Eindrucks waren,
sondern dessen, was Sie wahrgenommen
haben. Wenn Sie etwas nicht wahrgenom-
men haben und sagen: „Dazu kann ich nichts
sagen“, ist das kein Problem, nur noch ein-
mal meine Frage: Können Sie über konkrete
Sachverhalte berichten, die eine These bele-
gen könnten, dass jemand mundtot gemacht
worden wäre, oder nicht?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Das kann ich
nicht.

Marco Buschmann (FDP): Danke schön.

Angelika Brunkhorst (FDP): Ich möchte
auch ganz gern noch einmal auf Herrn
Duphorn zu sprechen kommen. Er hat uns
hier heute Morgen eigentlich schon auch
gesagt, dass er mit seinen wissenschaft-
lichen Einschätzungen ziemlich alleine da-
stand und dass die Mehrheit der Wissen-
schaftler doch eher anderer Auffassung war.

(Zuruf von der SPD: Das hat er
nicht gesagt!)

Er hat aber sehr glaubhaft hier versichert,
dass er schon die Anerkennung seiner
quartärgeologischen Befunde gewürdigt

wusste. Er hat also auch gesagt: Man hat mit
ihm wirklich auch in entsprechendem Maße
und in Anerkennung und kollegial diskutiert. -
Er hat also nicht hier versichert, dass man
ihm gegenüber unfair gewesen ist. Das Ein-
zige, was er uns hier glaubhaft machen
konnte, ist, dass er sehr enttäuscht darüber
war, dass er keinen Folgeauftrag bekam,
womit er fest gerechnet hatte. Er hatte ja
auch eigene Vorschläge gemacht.

Auch in Anbetracht, dass Sie sagen: „Er
hatte ein schwieriges Leben in der Zeit“,
frage ich: Wie beurteilen Sie es denn, dass
er so alleine stand mit dieser wissenschaft-
lichen Einschätzung?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ich erinnere
mich nicht ganz genau, aber es hat nicht nur
Herrn Duphorn gegeben, der Zweifel hatte.
Ich erinnere mich an irgendein anderes Gut-
achten, wo jemand gesagt hat, dass Gorle-
ben, wenn überhaupt, nur das Zweitbeste,
die zweitbeste Wahl gewesen wäre. Es hat
eine ganze Reihe von Wissenschaftlern ge-
geben, die sich sehr dezidiert um die Lage
des Salzstocks bemüht haben und dann zu
der Erkenntnis gekommen sind, dass dieser
Salzstock mit Sicherheit nicht der ideale ist.
Mehr kann ich jetzt auch dazu nicht sagen;
denn alles andere ist dann im Bereich von
Vermutungen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank, Herr Dr. von Osten. - Das
Fragerecht geht jetzt an die Linke.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Danke,
Frau Vorsitzende. - Herr Dr. von Osten, kön-
nen Sie uns sagen, was Sie wissen aus der
Zeit, als Sie da tätig waren, über die Ent-
scheidungsfindung für Gorleben als einzigem
Erkundungsstandort im Jahr 1983? Was ist
da sozusagen im Vorfeld abgewogen wor-
den, bis man gesagt hat, man erkunde jetzt
ausschließlich Gorleben und keinen weite-
ren?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Das ist mir
nur noch schemenhaft in Erinnerung. Es gab,
als ich noch im Entsorgungsreferat war, eine
ganze Reihe von Standorten in Niedersach-
sen, die in Betracht kamen. Das war ir-
gendwo im Emsland ein Standort, einer bei
Fallingbostel - ich komme selbst aus Nieder-
sachsen, deswegen kenne ich Niedersach-
sen so ein bisschen - und Gorleben. Ich
glaube, es gab sogar noch einen vierten.



1. Untersuchungsausschuss 96
[12. Sitzung am 08.07.2010 - Sitzungsteil Zeugenvernehmungen] - endgültig

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

Die Bundesregierung ist seinerzeit über-
rascht worden - ich glaube, nach einem Hea-
ring, das der Herr Albrecht durchgeführt
hatte - von der Entscheidung der nieder-
sächsischen Landesregierung: Es kommt nur
Gorleben infrage. - Das war so aus dem
Referat und aus dem BMFT seinerzeit gar
nicht gewollt, sondern da hatte man von An-
fang an gesagt: Wir haben hier verschiedene
Standortmöglichkeiten; lasst uns die alle
untersuchen. - Das war eine Entscheidung
dann von Niedersachsen.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Darauf
hat dann auch der Bund keinen Einfluss ge-
nommen oder das sozusagen noch einmal
infrage gestellt? Sie sagen, dass in diesem
Zeitrahmen Zweifel an der Eignung des
Standortes ja doch vorhanden waren. Waren
das ausschließlich wissenschaftlich-geologi-
sche Zweifel, oder waren das vielleicht auch
Zweifel, ob der Standort politisch geeignet
wäre?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Der Standort
Gorleben ist ausgewählt worden von der
niedersächsischen Regierung. Es gab da-
mals - da müssen wir in der zeitlichen Rei-
henfolge korrekt bleiben - die Entsorgungs-
grundsätze, und es gab den Wunsch der
Bundesregierung, mehrere Standorte zu
untersuchen. Dann kam das Gorleben-Hea-
ring, und dann kam die Entscheidung der
Landesregierung von Niedersachsen. Da-
nach war die Bundesregierung damit kon-
frontiert, dass man jetzt erst einmal wirklich
in Gorleben untersuchen musste.

Dieses geschah ja dann auch, und im
Laufe der Zeit kamen dann erst durch die
verschiedenen geologischen Erkenntnisse
Zweifel an dem Standort auf. Die Zweifel
waren also nicht von vornherein an Gorle-
ben, sondern Gorleben war einer der Stand-
orte, für die man sich durchaus erwärmen
konnte.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Aber
meine Frage bezieht sich jetzt ja auf das
Vorfeld der Entscheidung 83 zur untertägigen
Erkundung. Mich würde schon interessieren -
wohl wissend, dass Sie nicht so lange da im
Haus waren; aber ich stelle mir schon vor,
dass das auch ein etwas längerer Entschei-
dungsprozess ist -: An welchen Debatten
haben Sie da im Vorfeld der Kabinettsent-
scheidung teilgenommen, oder welche De-
batten sind Ihnen da zur Kenntnis gekom-

men? Ist Ihnen vielleicht in dem Zusammen-
hang auch der Einfluss von Dritten bekannt
geworden?

Ich sage einmal: Ich könnte mir ja vor-
stellen, dass es bei dem Druck, von dem wir
jetzt hier immer wieder gehört haben, einen
Entsorgungsdruck gab und dass zum Bei-
spiel auch die Betreiber da auf Eile gedrängt
haben oder darauf gedrängt haben, dass
etwas passiert. Wie haben Sie das erlebt?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Eine Stand-
ortentscheidung ist ja nie nur ein Resultat
rein wissenschaftlicher Erkenntnisse, son-
dern natürlich war auch ein gewisses Argu-
ment, welcher Widerstand sich öffentlich
manifestierte an diesem Standort. Wir hatten
dann ja auch entsprechende - - Obwohl das
ja ein Bereich war, der an drei Seiten von der
damaligen DDR-Grenze umschlossen war
und auch aus diesen Gründen natürlich mit in
die engere Wahl kam, hat man zunächst
einmal nicht damit gerechnet - auch im
BMFT nicht, auch im Innenministerium
nicht -, dass sich ein so großer Widerstand
dort manifestieren würde.

Man hat das - - Ich bin selbst mit Helmut
Schmidt in diese große Demonstration in
Gorleben damals mit einem Hubschrauber
hineingeflogen. Das war schon auch ein
Erlebnis, das die Politiker nicht unberührt
lässt, wenn dort Hunderttausende um das
Lager herum stehen, mit einer Polizeimacht
dazwischen, und das Lager dort zum Hoch-
sicherheitstrakt wird.

Ich glaube, dass eine solche Entschei-
dung für Standorte nie ein reines Werk von
wissenschaftlichen Erkenntnissen sein kann.

Dorothée Menzner (DIE LINKE): Kann
es also sein, dass auch die Überlegung, dass
man mit einer schnellen Entscheidung viel-
leicht die Lage entspannt oder gehandelt
kriegt, da Einfluss hatte, oder wie haben Sie
das wahrgenommen? Ich sage einmal: Sind
da in Ihrer Gegenwart oder nach Ihrer
Kenntnis Debatten geführt worden, die sozu-
sagen den Widerstand aufgegriffen haben,
den es gab, und das in die Entscheidungs-
findung haben einfließen lassen?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Es gab zu
dieser Zeit ja einen Dialog Kernenergie -
durchgeführt vom BMFT -, und natürlich hat
man - - Da fast alle Mitarbeiter der Abteilung
Energie in diesem Dialog Kernenergie auch
vor Ort häufig Veranstaltungen mitgeführt
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haben, gab es schon entsprechende Kennt-
nis von besonderen Problemen dieses
Standortes, die auch im öffentlichen Bereich
lagen, ja. Aber da könnte ich Ihnen jetzt
nichts Belastbares zitieren.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank noch mal an Sie, Herr
Dr. von Osten. - Jetzt sind Bündnis 90/Die
Grünen an der Reihe.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Danke schön. - Ich möchte noch
mal auf eine Vorlage zurückkommen, die von
Herrn Grindel ganz am Anfang - auch von
Ihnen selbst, Herr von Osten - angesprochen
wurde, nämlich auf diese Ergänzung zu der
Leitungsvorlage vom 17.08.81, die Sie mit
Herrn Hanning für den Bundeskanzler am
10. März 82 gemacht haben. Sie haben dar-
aus zitiert vorhin und die Problematik be-
schrieben. Ich benenne es noch einmal:

Erkundungen für ein Endlager, in
dem alle Abfallarten untergebracht
werden können, werden z. Z. nur
am Standort Gorleben durchgeführt.
Da die bisherigen Ergebnisse der
Erkundungsmaßnahmen ursprüng-
liche optimistische Erwartungen
nicht erfüllt haben, sind die Risiken
eines ausschließlich auf Gorleben
reduzierten Erkundungsprogramms
allen Beteiligten deutlicher gewor-
den.

Diese Vorlage gliedert sich in drei Teile:
einen Sachstand, dann kommt die Proble-
matik mit diesem Zitat, auf das Sie sich vor-
hin auch bezogen haben, und dann kommt
eben am Ende das Votum:

Auch für die Einleitung zusätzlicher
Erkundungsmaßnahmen für Stand-
orte außerhalb des Salzstockes
Gorleben besteht z. Z. kein Hand-
lungsbedarf.

Das ist ja in der Tat ein gewisser Wider-
spruch. Meine Fragen jetzt an Sie sind: Wie
frei waren Sie denn beim Verfassen des
Votums? Wofür war das Votum gedacht?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ich weiß
nicht, wie weit Sie mit den Gepflogenheiten -

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Eben nicht.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: - im Ministe-
rium vertraut sind. Ein Referent bringt seine
Erkenntnisse in eine solche Vorlage, aber er
koppelt das auch zurück mit dem jeweiligen
Haus. Ich kann mich nur erinnern, dass beide
Häuser - vor allen Dingen aber mein Haus,
das BMFT - darauf bestanden haben, dann
im Votum diese Formulierung zu finden,
nachdem sie akzeptiert hatten oder auch
mitgetragen haben die vorher in der Proble-
matik geäußerte Einschätzung.

Die Einschätzung, Problematikdarstellung
ist aber nicht die Handlungsanweisung, und
die Handlungsanweisung war dann: Wir ma-
chen mit Gorleben jetzt zunächst mal weiter,
weil sich keine weiteren anderen Standorte
anbieten. - Sie haben das eben vorgelesen;
ich habe es nicht genau in Erinnerung.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Danke schön. - Ohne selbst ei-
gene Erfahrungen mit den Gepflogenheiten
im Ministerium zu haben, habe ich mir das so
ungefähr vorgestellt, dass Sie einen Bereich
bekommen, in dem Sie unter „Problematik“
tatsächlich die Probleme aufzählen können,
aber man schon erwartet, dass das Votum so
liegt, dass es da eine gewisse Vorgabe gibt. -
Danke schön.

Jetzt will ich noch mal zu der eigentlichen
Vorlage vom 17.08.81 kommen. Dort steht
zur Eignung des Salzstocks Gorleben:

Die bisherigen Erkenntnisse recht-
fertigen keine begründeten Zweifel
an der bisherigen Einschätzung des
Salzstocks. Die Untersuchungen
lassen jedoch erkennen, daß die
geologischen Eigenschaften des
Salzstocks nicht optimale Erwar-
tungen zu erfüllen scheinen. Das
Risiko eines negativen Ausgangs
der Standorterkundung bleibt daher
nach wie vor bestehen.

Das zieht sich ja wie ein gewisser roter Fa-
den eigentlich durch alles hindurch.

Jetzt kommt der Punkt mit der Entsor-
gungsvorsorge:

In einem solchen Fall würde ein
wichtiger Bestandteil der Entsor-
gungsvorsorge „Fortführung des
laufenden Planfeststellungsverfah-
rens sowie Fortschritte bei der Er-
kundung und Erschließung eines
Endlagers“ entfallen und die Ertei-
lung von Betriebsgenehmigungen
für Kernkraftwerke gefährden.
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Was bedeutet das, so wie es da steht?
Heißt das einfach: „Leute, passt auf, wir
müssen uns etwas überlegen“? Oder hat das
auch bedeutet, dass man Gespräche mit der
Energiewirtschaft dann aufgenommen hat,
weil es ja offensichtlich auf zwei Seiten ein
massives Interesse gab, diesen Entsor-
gungsvorsorgenachweis nicht zu führen.
Sowohl die Bundesregierung hatte ein ganz
klares Interesse am Ausbau der Atomener-
gie, aber ich denke einmal, auch die Atom-
wirtschaft oder die Energiewirtschaft selbst
wird dieses Interesse gehabt haben. Wissen
Sie von Gesprächen, die dann stattfanden
und in denen überlegt wurde, wie man das
Problem, das sich da auftut, vielleicht ir-
gendwie in den Griff bekommt?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Es hat per-
manent Überlegungen gegeben, ob man von
dieser Entsorgungsvorsorgekopplung mit der
Endlagerung wieder abgehen sollte. Aber es
hat zu keinem Beschluss geführt in dieser
Zeit, weil die größere Fraktion in der sozial-
liberalen Koalition dafür nicht zu gewinnen
war. Im Gegenteil: Es kam ja dann 81,
glaube ich, zum Beschluss der SPD auf ei-
nem Bundesparteitag in Berlin, die Kern-
energie zu verlassen. Das war die Rede von
Herrn Eppler.

Von daher wurde natürlich schon bei de-
nen, die für das Ganze Verantwortung tru-
gen, die Gefahr immer sehr groß gesehen,
dass über diese Kopplung und den eventu-
ellen Nichterfolg bei Gorleben dann die
ganze Genehmigungspraxis für Kernener-
gieanlagen in Gefahr geriet. Das war eine
permanente Diskussion, die es zu dieser Zeit
gegeben hat; aber es hat zu keiner Zeit -
jedenfalls in der sozialliberalen Koalition
nicht - zu einer Entscheidung in der einen
oder anderen Richtung geführt.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Danke schön. - Sie sagten, die
kleinere Fraktion der sozialliberalen Koalition
sei dafür gewesen, diese Entkopplung statt-
finden zu lassen. Jetzt haben wir - noch mal
zurück - -

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Nein, das
habe ich nicht gesagt. Ich habe ja vorhin
erwähnt, dass das Innenministerium und
damit Herr Baum als der - -

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Okay. Es gab also in beiden
Fraktionen gar keine Bereitschaft dazu?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ja.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Gut. Aber trotzdem war es ja eine
Diskussion.

Ich habe vorhin schon Herrn Hanning zi-
tiert. Jetzt auch noch mal aus dem gleichen
Bericht, den wir jetzt schon mehrmals ge-
nannt haben, und zu der der Problematik,
dass verschiedene Punkte aufgezeigt wer-
den und man dann doch zu einem anderen
Votum kommt. Als dritter Punkt wird bei
„Problematik“ damals benannt - von Ihnen
und von Herrn Hanning -:

Von der Opposition ist in der Ent-
sorgungsdebatte gefordert worden,
die Entsorgungskopplung für den
Bau von Kernkraftwerken aufzuwei-
chen.

Sie sagten ja auch: Das war eine ständige
Debatte. - Was hätte das denn zur Konse-
quenz gehabt, wenn man das getan hätte?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ganz ein-
fach: Man hätte keine Fortschritte bei der
Endlagerung benötigt.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich denke:
Auf zur nächsten Runde! - Die CDU/CSU-
Fraktion. Bitte schön.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie haben
gerade gesagt: „Da müssen wir in der zeit-
lichen Reihenfolge korrekt bleiben.“ - Dann
wollen wir das auch mal machen. Wo waren
Sie denn im Januar 83 beschäftigt?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Im BMFT.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wann
sind Sie aus dem Kanzleramt ausgeschie-
den?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Im April
1982.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Was ha-
ben Sie im Januar 83 - ich habe das nicht
mehr genau in Erinnerung - denn im BMFT
gemacht?
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Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ich habe das
vorhin erläutert.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja, ich
habe es vergessen; das ist mein Fehler.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ich sage das
gerne noch mal: Im April bin ich zurück ins
BMFT gekommen und habe die Leitung des
Referates „Grundsatzfragen der Energiefor-
schung“ übernommen unter Minister von
Bülow. In dieser Funktion war ich in diesen
wenigen Monaten fast ausschließlich damit
befasst, das Aus des Kalkarer Brüters als
Konzept zu entwickeln.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Genau. -
Jetzt haben Sie gesagt: Der Herr Röthe-
meyer war immer sehr vorsichtig - auch bei
der Abfassung.

(Zuruf von der SPD)

- Nein, auch Herr Röthemeyer ist da sehr
zurückhaltend an die Themen herangegan-
gen. - Er ist ja erst im Januar 83 von Herrn
Ollig gebeten worden - dann auch mitgetra-
gen vom BMI -, diesen Zwischenbericht an-
zufertigen, der dann die Grundlage für die
Entscheidung der Bundesregierung im Juli
gebildet hat, in die untertägige Erkundung
einzusteigen. Das heißt, von diesem Prozess
haben Sie doch in Ihrer dienstlichen Tätigkeit
gar nichts mitbekommen.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Von diesem
Prozess nicht. Aber Herr Röthemeyer - -

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aha. Wie
können Sie dann also eine Bewertung abge-
ben, wie sich Herr Röthemeyer in dieser
Frage verhalten hat? Sie haben doch von
diesem ganzen Vorgang gar keine eigene
Kenntnis.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Die PTB war
auch in der Zeit davor durchaus in die Frage
der Endlagereignung involviert. Das hat sich
nicht in schon fertigen Abschlussberichten
geäußert, aber es gab eine Mitwirkung der
PTB zu dieser Zeit, und ich kann nur sagen:
Da war Herr Röthemeyer auch schon dabei.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja, das ist
seine Aufgabe gewesen, aber - -

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Es
gibt einen Antrag zur Geschäftsordnung. -
Was ist denn?

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Die Frage ist, woher Herr Grindel
weiß, dass Herr Ollig Herrn Röthemeyer
dazu aufgefordert hat.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das ist
doch im Januar 83 der Vorgang gewesen;
das ist ja nun gar kein Problem.

(Abg. Reinhard Grindel (CDU/CSU)
blättert in seinen Unterlagen - Zuruf

von der CDU/CSU-Fraktion: Das
wird jetzt aber nicht auf die Rede-

zeit angerechnet?)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Nein, nein.

(Zuruf von der CDU/CSU-Fraktion:
Suchzeit ist nicht Redezeit!)

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das
müsste im Gabriel-Bericht sogar drin sein.

(Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Ich
habe das Datum, nämlich

26. Januar, aber ich habe keine
MAT-Nummer!)

Ich zitiere das; das ist die Anlage 7 zum
BMU-Bericht. Das ist MAT A 4/3 und dem-
entsprechend die Anlage 7. Ich meine, das
ist einer der zentralen Vorgänge und auch
nicht zu bestreiten.

Langer Rede, kurzer Sinn: Es geht ja um
die Frage, was Sie aus eigener - Sie sind
hier ja Zeuge und nicht Kommentator von
energiepolitischen Abläufen - Erkenntnis
wissen über den Prozess der Diskussionen
innerhalb der PTB, auch mit anderen Bun-
desbehörden und Wissenschaftlern, die dann
zu diesem Zwischenbericht geführt haben,
der Grundlage war für die Kabinettsentschei-
dung im Juli 83. Was wissen Sie aus eigener
Anschauung darüber?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ich habe Ih-
nen ja deutlich gemacht, dass ich ab
Mai 1982 in anderer Funktion im BMFT tätig
war.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja,
aber - -



1. Untersuchungsausschuss 100
[12. Sitzung am 08.07.2010 - Sitzungsteil Zeugenvernehmungen] - endgültig

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Man be-
kommt natürlich trotzdem als Referatsleiter
Energieforschung, „Grundsatzfragen der
Energieforschung“, in einer Abteilung, in der
auch diese Fragen behandelt wurden, etwas
mit in Abteilungsleiterbesprechungen oder
dergleichen. Ich kann aber auch vorher sa-
gen: In meiner Tätigkeit im Kanzleramt ist die
Bewertung, die sich zum Beispiel in diesen
beiden Vermerken widerspiegelt, ja das Er-
gebnis nicht unbedingt immer von direkten
Kontakten mit den verschiedenen Gutach-
tern, sondern Ergebnis von Kontakten mit
den Kollegen im Forschungsministerium, die
mit der Sache befasst waren und ihre Ein-
schätzung gegeben haben.

Ich habe das ja vorhin bei der Frage der
Abgeordneten der Grünen schon deutlich
gemacht: So ein Vermerk ist nicht allein das
Ergebnis einer persönlichen Erfahrung und
Bewertung, sondern auch ein Ergebnis der
Einschätzung des Mutterhauses, wenn ich
das so sagen kann, des BMFT in diesem Fall
und des BMI. Von daher spielen sich viele
der Erkenntnisse auf dem Weg ab, dass man
mit Kollegen in den Häusern spricht: Wie
seht ihr dieses? Was sagt ihr dazu? Was
sagt ihr dazu?

Wir haben nicht nur das jeweilige Ressort
kontaktiert, sondern ich habe in der Funktion
im Kanzleramt mit allen möglichen Ministe-
rien - dem Wirtschaftsministerium zum Bei-
spiel auch sehr häufig - Kontakt gehabt und
um deren Einschätzung und Votum gebeten.
Das Ganze basiert also nicht immer auf der
Erkenntnis aus einem persönlichen Kontakt
mit dem Gutachter, sondern auf dem Wege
über die Einschätzung von Kollegen.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber Herr
von Osten, Sie haben von Zweifeln gespro-
chen, von Problemen. Sind Sie denn bereit,
aus dem, was Sie da gehört haben, mir zu-
zustimmen, dass sich davon im Zwischenbe-
richt nichts findet? Im Zwischenbericht wird
an der Eignungshöffigkeit von Gorleben nach
allem, was bei der obertägigen Erkundung
herausgekommen ist und als Empfehlung an
die Bundesregierung ging, die untertägige
Erkundung aufzunehmen, kein Zweifel geäu-
ßert. Zu allem, was Sie vortragen, wenn ich
das einmal sagen darf, findet sich nun einmal
nichts in den Akten. Sie haben zum Beispiel
gesagt - das Votum unter III 2. -:

Auch für die Einleitung zusätzlicher
Erkundungsmaßnahmen für Stand-

orte außerhalb des Salzstocks ...
besteht z. Z. kein Handlungsbedarf.

Das sei praktisch vom BMFT, von Ihrem
Stammhaus, da hineingebracht worden.

Es gibt aber ja in den Akten gar keinen
Austausch von Stellungnahmen. Es ist über-
haupt nicht ersichtlich, dass irgendjemand
vom BMFT gewusst hat, dass Sie mit Herrn
Hanning diesen Vermerk vorbereiten. Das
müsste sich doch irgendwo in den Akten fin-
den. Haben Sie denn diesen Vermerk, etwa
im Entwurf, ohne das Votum irgendjeman-
dem im BMFT zugeleitet, sodass sich das in
den Akten ergeben würde, dass auf Wunsch
des BMFT dieses Votum hineingekommen
ist?

(Ute Vogt (SPD): Da ist eine Be-
zeichnungsleiste!)

- Also doch vom Kanzleramt, Entschuldi-
gung; Referatsleiter, Abteilungsleiter -
Chef BK schon nicht mehr gezeichnet. - Aber
dass jemals diesen Vermerk im Entwurf je-
mand vom BMFT gesehen hat, ist aus den
Akten nicht ersichtlich. Wer hat das denn
gesehen? Wer hat Ihnen denn gesagt: Bitte
sorgen Sie dafür, dass nur reinkommt, dass
zusätzliche Erkundungsmaßnahmen nicht
sein sollen?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ja, ganz
klar: Es muss darüber auch im BMFT und im
BMI entsprechende Unterlagen geben.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Es
gibt noch einen Antrag zur Geschäftsord-
nung. - Bitte, Herr Edathy.

Sebastian Edathy (SPD): Frau Vorsit-
zende, ich glaube, es wäre ein Gebot der
Fairness, wenn Sie den Zeugen darauf auf-
merksam machen würden, dass die Akten-
überstellung des BMFT noch gar nicht erfolgt
ist. Es ist so, dass wir die Akten noch nicht
vorliegen haben und hier so tun, als ob das
hier der Fall wäre.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Gut, ja.
Herr Edathy, da haben Sie recht. Okay: aus
den bisher uns vorliegenden Akten. Da ha-
ben Sie recht. - Es müsste aber auch - wir
haben ja von den Vertretern - -

(Zuruf des Abg. Sebastian Edathy
(SPD))
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- Wenn ich Ihnen schon mal recht gebe,
dann müssen Sie ja nun nicht gleich wieder
schreien.

Da wir ja von der doppelten und manch-
mal dreifachen Aktenführung gehört haben,
müsste sich ja in den Kanzleramtsakten eine
Stellungnahme des BMFT finden. Das ist
nicht der Fall; da sind wir uns, glaube ich,
einig. Insofern ist es richtig: Es ist denkbar,
dass da etwas ist. - In den Kanzleramtsakten
gibt es eine Reaktion des BMFT nicht.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ich bin si-
cher, dass wir diese Vorlagen sowohl mit
dem BMI wie mit dem BMFT abgestimmt
haben. Auf welchem Wege? - Es gab damals
weder E-Mails; es gab Fax vielleicht, und es
gab auch den kurzen Weg, dass man mit
einer solchen Vorlage ins Haus rübergegan-
gen ist und diese Abstimmung herbeigeführt
hat.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Welche
Person im BMFT hat auf dieses Votum auf
Seite 4 des jetzt mehrfach genannten Ver-
merks denn Wert gelegt? Wer hat Ihnen
gesagt: „Das Votum soll so aussehen“?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Das kann ich
beim besten Willen jetzt nicht mehr sagen.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber,
verzeihen Sie, Herr von Osten, wenn Sie
eine solche Aussage treffen: „Das ist mir
reingedrückt worden“ - so kann man das ja
umgangssprachlich formulieren -, dann
müssten Sie doch noch wissen, von wem
das geschehen ist.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Also, nor-
malerweise habe ich diese Vermerke mit
dem Abteilungsleiter im BMFT abgestimmt.
Das war zu dieser Zeit Herr Schmidt-Küster
oder Herr Popp - das war der Unterabtei-
lungsleiter. Mit einem von beiden ist das mit
Sicherheit abgestimmt worden. Fragen Sie
Herrn Hanning. Der muss eigentlich auch
sagen: Das haben wir nicht aus dem hohlen
Bauch geschrieben, sondern das haben wir
mit den Häusern abgestimmt.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herr
Hanning hat uns davon nichts gesagt.

(Zuruf von der SPD: Er wurde auch
nicht gefragt!)

Gut, okay.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Gibt
es weitere Fragen?

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Ich darf
dann bei dem Votum noch mal nachhaken:
Sie wollen uns also ernsthaft erklären, dass
dieses Votum, über das wir gerade gespro-
chen haben, das Ihre Unterschrift und die
von Herrn Dr. Hanning trägt, nicht Ihre ei-
gene Meinung darstellt. Sie waren ja Be-
amter zu der Zeit, und Sie stehen nicht zu
dem, was Sie da unterschrieben haben. So
interpretiere ich das.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Das ist eine
falsche Interpretation.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Das
heißt: Wenn ich das falsch interpretiert habe,
dann stehen Sie auch dazu, was Sie dort
unterschrieben haben?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ja, sonst
hätte ich es nicht unterschrieben.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Gut. -
Dann stellt sich für mich natürlich die weitere
Frage: Warum erklären Sie uns denn dann,
dass irgendeiner, wie mein Kollege Grindel
das gerade formuliert hat, Ihnen das aufs
Auge gedrückt hat? Den Eindruck hatten wir.
Wenn Sie dazu stehen, was Sie da unter-
schrieben haben, dann ist das ja auch so
richtig. Dann müssen Sie, auch wenn Sie
einen Hinweis bekommen haben - wie immer
man den interpretiert -, den ja als sachge-
recht empfunden haben, weil es dann Ihre
eigene Meinung widerspiegelt; denn sonst
hätten Sie sich ja dagegen zur Wehr setzen
können. Oder liege ich da falsch?

(Dorothea Steiner
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): War

das eine Frage?)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ja,
klar; es war ja ein Fragezeichen dahinter.
Natürlich.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Das war
eine Frage. Ich kann sie gerne noch einmal
wiederholen, wenn Sie sie nicht verstanden
haben; aber er hat sie verstanden, und da-
rauf kommt es an.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ich glaube,
dass Sie unterschätzen oder vielleicht auch
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nicht wissen, wie solche Vermerke da zu-
stande kommen.

(Dorothea Steiner
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja,

offensichtlich!)

Es war so, dass natürlich in der Problematik
diese Zweifel geäußert wurden, aber im Vo-
tum dann eine Handlungsanweisung - - Wie
verfahren wir denn jetzt mit den nächsten
Schritten? - Da war von beiden Häusern die
Meinung - was soll ein Hilfsreferent da ande-
res machen -, dass man im Moment nicht zu
einem anderen Schluss als „Weitermachen
mit Gorleben“ kommen kann.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Das
kann ich Ihnen sagen. Wenn das nicht Ihrer
Meinung entspricht, dann müssen Sie ir-
gendwas anderes erklären oder remonstrie-
ren, dass das, was Sie hier unterschrieben
haben, dann nicht Ihrer Meinung entspricht.
Das würden wir erwarten.

(Sebastian Edathy (SPD): Das hat
mit dem Untersuchungsauftrag

nichts zu tun! - Weiterer Zuruf der
Abg. Ute Vogt (SPD))

- Lassen Sie mich bitte mal ausreden; Sie
sind später dran. - Haben Sie da Ihre ge-
genteilige Meinung irgendwo niedergelegt?
Können wir die irgendwo finden?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Nein, ich
habe doch keine gegenteilige Meinung dazu
geäußert. Ich habe doch nur gesagt: Wir
haben in der Problematik die Zweifel geäu-
ßert und sind aber im Schluss des Votums zu
dem Ergebnis gekommen, dass man zurzeit
keinen anderen Weg gehen sollte. Das war
die Meinung damals, die vernünftig schien
und der sich die Referenten dann auch an-
geschlossen haben.

Eckhard Pols (CDU/CSU): Herr von Os-
ten, ich muss da auch noch mal ein bisschen
nachhaken. Sie haben vorhin gesagt: Gorle-
ben wurde „mit allen Mitteln“ durchgedrückt. -
Wie haben Sie das gemeint? Wurde Ihnen
eine direkte Weisung erteilt oder Ihren Kolle-
gen Weisung erteilt? Ist das mit „mit allen
Mitteln“ gemeint, oder in welcher Form wurde
da eventuell Druck ausgeübt?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Eine Wei-
sung hat es nicht gegeben, aber es hat na-
türlich Gespräche gegeben, in denen man

diskutiert hat, dass es zwar da Zweifel gibt,
die man nicht ganz unterdrücken kann - das
heißt, sie finden sich wieder im Vermerk -,
dass aber das Votum, eine politische Ein-
schätzung, wie man weiter verfahren sollte,
so lautete, wie es dort steht, und dem haben
sich die Referenten angeschlossen. Ich weiß
nicht, wo Sie da jetzt den Widerspruch se-
hen, dass man in einem Vermerk gewisse
Tatsachen erwähnt, aber in der Endabwä-
gung eines Votums dann zu einem anderen
Ergebnis kommt.

Eckhard Pols (CDU/CSU): Ja, aber „mit
allen Mitteln“ ist ja ein sehr harter Begriff.
Das kann ja nur eine Weisung dann sein. So
sehe ich diesen Ausdruck: „mit allen Mitteln“.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Moment! „Mit
allen Mitteln“: Das steht ja nicht im Vermerk.

Eckhard Pols (CDU/CSU): Was waren
denn die Mittel? Das ist ja dann die Frage.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Nein, im
Vermerk steht doch nur, dass unter den ge-
gebenen - ich habe es jetzt nicht mehr in
Erinnerung - Voraussetzungen man an den
Erkundungen in Gorleben festhält.

Eckhard Pols (CDU/CSU): Sie hatten ja
gesagt, dass die Regierung Kohl mit allen
Mitteln Gorleben durchsetzen wollte. Das
müssten Sie dann noch mal erläutern, bitte.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ich weiß
nicht - - Ich kann mich zu diesem Teil nur
äußern als jemand, der das von außen be-
trachtet hat.

Eckhard Pols (CDU/CSU): Ja, der Ver-
dacht kommt mir nämlich auch. Ich habe mir
das hier auch noch einmal für mich notiert.
Sie geben hier viele Äußerungen wieder, die
Sie nach meiner Meinung vom Hörensagen
haben, aber nicht richtig als Zeuge hier
kundtun können. Sie sollen ja hier sagen, wie
es 1982/83 oder 81 und davor war, aber
nicht das, was Sie vom Hörensagen wissen.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Das habe ich
aber auch getan. Ich habe nur auf die Zeit
rekurriert, in der ich mit der Sache befasst
war.

Eckhard Pols (CDU/CSU): Gut, danke.
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Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Gut. - Dann geht das Fragerecht jetzt an die
SPD-Fraktion. Bitte schön.

Sebastian Edathy (SPD): Herr Dr. von
Osten, Sie erwähnten ja vorhin, Herr
Duphorn habe damals kein einfaches Leben
gehabt. Daraufhin wurde Ihnen von Frau
Brunkhorst und Herrn Buschmann - beide
von der FDP - entgegnet: Wieso? Der ist
doch fair und gut behandelt worden.

Sie kennen natürlich nicht die Akten, die
uns vorliegen. Ich darf zitieren aus einem
Schreiben von Herrn Duphorn an das BMFT.
Das ist MAT A 52, Nr. 12.2, S. 71 ff. Das
datiert vom 26. Juli 1982. Ich will gar nicht
den ganzen Brief verlesen, sondern nur die
entscheidenden Auszüge. Herr Duphorn
schreibt an den BMFT:

Nach zwei Vorträgen im Juni 1981
in Bonn vor dem Herrn Bundesmi-
nister für Forschung und Technolo-
gie sowie vor der Reaktorsicher-
heitskommission wurde mir seitens
der PTB eine weitere Vertragsver-
längerung bis Ende 1982 vorge-
schlagen, wenngleich nur noch mit
zwei Mitarbeitern. Vereinbarungs-
gemäß sollten wir die quartärgeolo-
gische Bearbeitung von Verdich-
tungsbohrungen in der Gorlebener
Rinne übernehmen, die über dem
Salzstock liegt. Diese Spezialunter-
suchungen sollten in ein größeres
Folgeprogramm der Bundesanstalt
für Geowissenschaften und Roh-
stoffe, BGR, integriert werden.

Nun heißt es anschließend:

Aus dieser zweiten Vertragsverlän-
gerung wurde dann aber nichts. Am
30. Oktober 1981 teilten mir zwei
Kollegen aus der PTB auf einer Be-
sprechung in Kiel mit, daß das
BMFT die hierfür erforderlichen
Mittel nicht zur Verfügung gestellt
habe. Auch ihr Hinweis, daß damit
meine eingearbeitete Arbeitsgruppe
auseinanderfallen würde, habe das
BMFT nicht umstimmen können.
Infolgedessen fielen meine jungen
Mitarbeiter dann am 01.01.1982 al-
lesamt ins Bergfreie - oder mit an-
deren Worten: Sie wurden arbeits-
los.

Ist Ihnen bekannt, dass allem Anschein
nach Herr Professor Duphorn aufgrund sei-
ner kritischen wissenschaftlichen Äußerun-

gen Probleme hatte, eine Vertragsverlänge-
rung bei Ihrem Ministerium zu bekommen?

(Marco Buschmann (FDP): Die
Kausalität geht daraus nicht her-

vor!)

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Bekannt war
mir das; aber ich kann dazu keine selbster-
fahrenen Dinge beitragen.

Sebastian Edathy (SPD): Das heißt, Sie
hatten von Kolleginnen oder Kollegen aus
dem BMFT von dem Vorgang aber Nachricht
erhalten?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ja. Ja, ja.

Sebastian Edathy (SPD): Fällt das in die
Kategorie dessen, was Sie vorhin sagten, als
Sie ausführten, das BMFT habe aufgrund
einer zum Teil atomfreundlichen Grundlinie
einige Wissenschaftler lieber nicht befragen
wollen? Ist das ein Beispiel dafür? Ist Ihr
Eindruck, dass Herr Duphorn in Ungnade
gefallen ist, weil er zu Erkenntnissen wissen-
schaftlicher Art gekommen ist, die sich nicht
mit der politischen Linie des Hauses deck-
ten?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Das ist mit
Sicherheit so.

Sebastian Edathy (SPD): Vielen Dank.

Ute Vogt (SPD): Darf ich noch mal nach-
fragen? - Sie haben ja vorhin deutlich ge-
macht: Es gab zum Teil Vermerke, die Sie
selbst unmittelbar an den Minister gerichtet
haben. - War es so, dass die politische Linie
des Ministers zum Teil unterschiedlich war zu
der politischen Linie des Mittelbaus?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Das war so.
Das ist aber auch allgemein bekannt.

Ute Vogt (SPD): Ja. Ich sage es nur, weil
die Kollegen dort drüben es noch nicht ge-
kannt haben.

(Zuruf des Abg. Reinhard Grindel
(CDU/CSU))

Ich habe noch eine weitere Frage in Be-
zug auf die PTB, weil Sie ja ausgeführt ha-
ben, dass Sie häufig mit der PTB auch na-
turgemäß vorher schon Kontakt hatten. Im
Zuge der Vernehmung von Herrn Illi hier in
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diesem Ausschuss hat uns Herr Illi mitgeteilt,
dass er den PTB-Bericht nicht für ein Gut-
achten im engeren Sinne hält, weil die PTB
nicht unabhängig sei, sondern eine wei-
sungsgebundene Institution. Daher sei der
Schlussbericht als Bericht zu verstehen und
nicht als wissenschaftliches Gutachten. Wür-
den Sie das auch so beurteilen?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Das ist si-
cher nicht das Selbstverständnis der PTB.
Ich kann dazu wenig beitragen, weil es im-
mer wieder natürlich subtile Beeinflussungen
gibt: Man möchte die eine oder andere For-
mulierung aus einem Bericht heraushaben. -
Dieses zu substanziieren, irgendwo zu be-
weisen, durch Vermerke oder dergleichen, ist
ganz, ganz schwierig.

Ute Vogt (SPD): Danke.

Marco Bülow (SPD): Herr von Osten,
eine Frage habe ich auch noch. Sie haben
am Anfang ausgeführt, dass es für die Bun-
desregierung eine unangenehme Entschei-
dung war, dass Gorleben als einziger Stand-
ort übrig geblieben ist oder von Niedersach-
sen dann als einziger Standort gefahren
wurde. Aus welchen Gründen war es unan-
genehm? Aus rein politischen Gründen oder
eben auch aus wissenschaftlichen Gründen,
die Sie ja gerade im Bezug dann schon aus-
geführt haben? Wäre es weniger unange-
nehm gewesen, wenn man praktisch weiter-
hin eine Auswahl von Standorten gehabt
hätte?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ja, genau so
war es. Die Bundesregierung war - und auch
das BMFT - zu dieser Zeit daran interessiert,
mehrere Standorte - damals aber alle in Nie-
dersachsen und nur auf Salzstöcke bezo-
gen - zu untersuchen. Es waren ja auch noch
zwei oder drei andere Standorte direkt schon
relativ deutlich, sagen wir einmal, nicht er-
kundet, aber in näherer Auswahl. Man hatte
jedenfalls einige Probleme - im Emsland mit
der Bundeswehr zum Beispiel - gesehen,
aber man war grundsätzlich im BMFT - so ist
mein Kenntnisstand; mehr kann ich jetzt nicht
sagen - über diese Entscheidung von Nie-
dersachsen relativ unzufrieden, weil man
gerne parallel andere Standorte auch unter-
sucht hätte.

Marco Bülow (SPD): Ich habe noch ein-
mal eine ganz kurze Nachfrage: aus politi-
schen Gründen, oder spielten da auch schon
wissenschaftliche Gründe eine Rolle?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Nein, nein:
aus wissenschaftlichen Gründen. Ja.

Ute Vogt (SPD): Sie haben sich ja insge-
samt mit dem Thema Endlagerung, wie Sie
ganz am Anfang ausgeführt haben, doch
längere Zeit befasst. Hat man damals schon
diskutiert, dass es für eine Standortauswahl
sinnvoll sein kann, mehrere Standorte zu
untersuchen, um dann den geeignetsten
unter den mehreren zu finden? Heute hat
man ja den Stand nach dem AkEnd, dass es
ein vernünftiges Verfahren sei, wenn man
praktisch gleichzeitig sucht, so wie es die
Schweiz macht und so wie es der AkEnd
auch vorschlägt. Gab es diese Debatte früher
schon, dass man sich nach dem bestgeeig-
neten Standort umzutun hat?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Man hat sich
aufseiten der Bundesregierung damals auf
Salzstöcke konzentriert in den Überlegun-
gen, unter anderem wohl auch deshalb, weil
hier andere europäische Staaten andere
Formationen untersuchten und man an die-
sen Erkenntnissen dann auch teilhaben
konnte. Frankreich hat, glaube ich, in Gra-
nitformationen gesucht, und Schweden hat in
Granitformationen gesucht. Von daher war
man durchaus bestrebt, Kenntnisse über
andere geologische Formationen zu erhalten;
aber man hat sich in Deutschland auf die
damals vorrangig zu betrachtenden Salzstö-
cke in Niedersachsen konzentriert.

Ute Vogt (SPD): Die Tatsache, dass man
auch innerhalb der Salzstöcke verschiedene
untersuchen musste, war eigentlich erst mal
der Eingangszugang. Man ist also am An-
fang schon davon ausgegangen, dass es
sinnvoll ist.

Ich fand es vorhin - vielleicht erklärt das
die Frage noch mal - sehr eindrucksvoll, wie
uns Professor Duphorn geschildert hat:
Wenn man etwas besonders Passendes
herausfinden will, macht man das am besten,
indem man vergleichende Überlegungen
anstellt. - Auch Ihr Kollege Hanning hat uns
noch einmal deutlich gemacht, dass eigent-
lich eine Entscheidungstheorie schon die sei,
dass man verschiedene Standorte hat, um
sich dann entscheiden zu können. Ich wollte
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nur noch mal von Ihnen wissen, ob das da-
mals auch eine Diskussion war, dass man
nicht nur als Ersatzstandort einen anderen
wollte, sondern auch, um eine bestmögliche
Entscheidung zu treffen.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Das war mit
Sicherheit so; denn man kannte ja über die
infrage kommenden Salzstöcke relativ we-
nig - geologisch. Man wusste nicht: Wie sieht
das Deckgebirge, wie sehen Einschlüsse
aus, wie sehen Brüche aus in den Salzstö-
cken? - Von daher hat man drei oder vier
Salzstöcke zunächst einmal in eine Voraus-
wahl gezogen und hätte man - so war der
Stand, als ich im Entsorgungsreferat war -
gern parallel diese verschiedenen Salzstöcke
untersucht.

Ute Vogt (SPD): Ich habe im Moment
keine weiteren Fragen. - Danke.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Gut. - Dann geht das Fragerecht jetzt weiter
an die FDP-Fraktion. Bitte schön.

Marco Buschmann (FDP): Herzlichen
Dank, Frau Vorsitzende. - Herr Dr. von Os-
ten, Sie hatten vorhin relativ befreit gesagt,
es gebe einen Zusammenhang zwischen der
Nichtverlängerung des Auftrags an Herrn
Professor Duphorn oder - sagen wir einmal -
dem Ausbleiben eines Folgeauftrages und
sozusagen der politischen Haltung in Ihrem
Haus.

Ich möchte Ihnen vorhalten aus
MAT A 52/12, Anlage 8, Blatt 68; das möchte
ich Ihnen kurz vorlesen. Die Begründung des
Bundesministers für Forschung und Tech-
nologie für die Nichtverlängerung lautet:

Eine Zustimmung zur Verlängerung
eines FuE-Vertrages ist üblicher-
weise neben den haushaltsmäßigen
Voraussetzungen abhängig von der
Vorlage von Untersuchungsergeb-
nissen, zum Beispiel in Form von
Zwischenberichten und deren Prü-
fung. Ein Automatismus bei der
Verlängerung von Verträgen be-
steht nicht.

Dann heißt es etwas weiter:

Ein Abschlußbericht

- von Herrn Professor Duphorn -

lag aber weder im Oktober 81 noch
Dezember 81 vor, so daß eine Ver-

tragsverlängerung für das Haus-
haltsjahr 1982 aus dieser Sicht
nicht möglich war.

Hier wird ein sachlicher Grund vorgetra-
gen, der sich nicht mit Ihrer Aussage deckt,
dass es sozusagen eine politische - über-
spitzt gesagt - Willkürentscheidung war. Wie
erklären Sie sich diese Begründung?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ich habe
nicht von einer Willkürentscheidung gespro-
chen. Man findet immer Formulierungen und
Gründe, um einen Forschungsantrag abzu-
lehnen. Sie können mir glauben, dass man
da als Ministerialbeamter eine große Erfah-
rung gewinnt.

Marco Buschmann (FDP): Gut, aber
dann muss ich jetzt fragen bzw. Sie noch
einmal an Ihre Eigenschaft als Zeuge erin-
nern: Das war ja vorhin eine Wertung, Ihr
zusammenfassender Eindruck. Ich muss Sie
noch mal bitten, uns dann Tatsachen zu
schildern.

Diese Urkunde, die ich Ihnen gerade vor-
gehalten habe - - Da kann man jetzt natürlich
sagen: Das ist nur vorgeschoben. - Das führt
uns aber bei unserem Erkenntnisauftrag hier
nicht weiter. Wir sind auf Fakten angewiesen.
Deshalb würde ich Sie noch mal bitten: Wel-
che Fakten können Sie dazu vortragen, die
diese Begründung erschüttern bzw. die Ihren
Eindruck, den Sie ja sehr allgemein geschil-
dert haben, belegen?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ich empfehle
in einem solchen Fall, dass Sie den Verfas-
ser dieser Ablehnung als Zeugen hierher
zitieren und ihn befragen; denn ich kann
jetzt - -

Marco Buschmann (FDP): Das heißt,
Sie wissen nicht, ob das nur vorgeschoben
war? Das ist eine Möglichkeit, aber ist keine
Erkenntnis von Ihnen?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Na ja, ich will
es mal so sagen: Man unterhält sich mit Kol-
legen - -

Marco Buschmann (FDP): Wenn Sie
eine Unterhaltung geführt haben, wäre das
Gegenstand eines sinnlichen Eindrucks.
Dann würde ich Sie bitten, uns den Inhalt
und den Gegenstand dieser Gespräche und
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den Gesprächspartner zu benennen, aus
dem sich Ihr Eindruck ergeben hat.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Nach
30 Jahren soll ich jetzt genau sagen können:
eine mündliche Unterhaltung, die ich mit
Kollegen geführt habe? Das ist sicher nicht
nur eine Unterhaltung gewesen, sondern
man begegnet sich auf dem Gang, man isst
zusammen, und man tauscht bestimmte
Bemerkungen aus. Da könnte ich jetzt beim
besten Willen - entschuldigen Sie, wenn ich
das so deutlich sage - nach 30 Jahren nicht
mehr sagen, von wem ich diese Einschät-
zung bekommen habe.

Marco Buschmann (FDP): Dafür müssen
Sie sich nicht entschuldigen - das ist völlig in
Ordnung -; nur bitte ich um Nachsicht auch
für meine Nachfrage. Es ist unser Auftrag,
hier nach Fakten zu forschen.

Das heißt, Gleiches gilt wahrscheinlich für
diesen Eindruck - - Über die Kausalität haben
wir jetzt schon gesprochen.

Dann möchte ich noch mal auf einen Ge-
genstand zurückkommen, nach dem Sie die
Kollegin Kotting-Uhl und auch der Kollege
Grindel befragt haben, nämlich die Frage,
wie man sich dieses gewisse Spannungsver-
hältnis aus Votum und Problemdarstellung
vorstellt. Ich hatte den Eindruck, dass Frau
Kotting-Uhl möglicherweise den Eindruck
gewonnen hat, es ginge hier um ein Macht-
wort, dass Sie gewissermaßen angewiesen
worden seien.

Auf der anderen Seite hatte ich bei Ihrer
Antwort auf Herrn Grindel den Eindruck, dass
das kein Machtwort war, sondern Gegen-
stand einer fachlichen Besprechung, dass
man die Aspekte - es gibt bei jedem Problem
widerstreitende Aspekte - abgewogen hat
und dass Sie sagen: Dies war keinesfalls ein
Machtwort, sondern Gegenstand eines fach-
lichen Gesprächs auf sachlicher Grundlage,
wo man abgewogen hat und zu einer ver-
nünftigen Entscheidung kam. - Ist das zutref-
fend?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Das würde
ich auch genau so sagen; denn es hat eine
Vielzahl von Vermerken gegeben, die man
im Laufe dieser anderthalb, zwei Jahre im
Bundeskanzleramt fertigt, in denen in der
Problematikdarstellung durchaus bestimmte
Dinge dargestellt werden, die kritisch sind,
man im Schlussvotum aber zu einer anderen
Einschätzung kommt.

Ich kann Ihnen nur als Beispiel sagen,
dass ich den Bundeskanzler mehrmals über
die Wiederaufarbeitung informiert habe. Ich
habe damals auch schon eine sehr kritische
Auffassung zu der Wiederaufarbeitung ge-
habt und habe das auch in dem Vermerk
geäußert, habe dann aber gesagt: Im Mo-
ment würde dieses das Entsorgungskonzept,
wie es sich die Bundesregierung zu dem
Zeitpunkt vorgestellt hat, beeinträchtigen,
und ich empfehle keine Abkehr von der Wie-
deraufarbeitung.

Das ist doch ein ganz natürlicher Prozess,
dass man etwas in der Problematik zunächst
einmal bewertet, aber dann sagt: Die politi-
sche Gesamtkonstellation ist in der und der
Richtung so, dass ich zu diesem Votum
komme.

Marco Buschmann (FDP): Das heißt,
man könnte zusammenfassen: Sie sind der
Ansicht, da ist gar nichts Besonderes dabei,
und hier hat keine unzulässige Einfluss-
nahme auf Sie stattgefunden?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ich habe
immer nach bestem Gewissen entschieden
und habe mich dabei aber auch natürlich in
Gesprächen mit Kollegen von dem einen
oder anderen Punkt überzeugen lassen.

Marco Buschmann (FDP): Aus sachli-
chen Gründen?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Aus sachli-
chen Gründen.

Marco Buschmann (FDP): Herzlichen
Dank.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Keine weiteren Fragen? - Gut, dann geht das
Fragerecht jetzt bitte an die Linke.

(Eckhard Pols (CDU/CSU): Die ist
schon seit Stunden weg! - Zuruf:

Eine halbe Stunde!)

Dann geht es weiter mit den Grünen. Bitte
schön, Frau Steiner.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Danke, Frau Vorsitzende. - Herr
Dr. von Osten, erst einmal möchte ich Ihnen
ein Kompliment für Ihr Erinnerungsvermögen
machen, weil im Vergleich - - Wir haben
heute früh Ihren Kollegen Hanning, mit dem
Sie ja verschiedene Vermerke zusammen
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unterschrieben oder verfasst haben, gehört.
Der konnte sich an weitaus weniger erinnern,
obwohl er doch jünger ist als Sie. - Ich will
jetzt nicht über das Erinnerungsvermögen
von Ausschussmitgliedern spekulieren.

Ich komme noch einmal zurück; unser
Kernpunkt ist tatsächlich: Warum wurden bis
zu einem bestimmten Zeitpunkt durchaus
Standortalternativen ins Auge gefasst - und
dann sogar noch mal wieder von der nieder-
sächsischen Landesregierung, wenn ich
mich an die Bitte, die Sie vorhin zitiert haben,
erinnere -, und ab einem bestimmten Punkt
bricht plötzlich die Standortalternativensuche
ab und man konzentriert sich einseitig nur
noch auf Gorleben?

In dem Zusammenhang scheinen uns die
PTB-Stellungnahme und vorher Profes-
sor Duphorns Stellungnahme eine wesentli-
che Rolle zu spielen; denn der hat genau
dafür in seinem Bericht plädiert als Ergebnis
seiner, wie wir heute früh gehört haben, sehr
fundierten und sehr gut abgesicherten For-
schung, dass man die Alternative, eine un-
tertägige Weitererkundung von Gorleben,
nicht mehr machen solle, sondern nach
Standortalternativen suchen solle.

Darum dreht es sich ja die ganze Zeit: In-
wiefern ist jetzt mit Herrn Duphorn ein sol-
cher Kritiker kaltgestellt worden oder sind
dessen Ergebnisse ausgeblendet worden
usw.? Da habe ich auch ein bisschen in den
Akten geforscht, in der Anlage Material A 29,
paginiert 560073, und die gleiche Quelle
noch mal: 560056. Da liegt ein Brief von
Herrn Duphorn vor, der der PTB einen Brief
schreibt und - sinngemäß - sagt: Ich halte
gleich einen Vortrag in einem Seminar. Da
ich Kritik übe an der „bürokratischen For-
schungsförderung des BMFT“ - in Anfüh-
rungszeichen -, ist es für mich eine Frage der
Höflichkeit, den Kritisierten das auch zuzu-
stellen.

Mir geht es um den Kommentar - ich
identifiziere den Unterschreiber als Herrn
Ollig vom BMFT -, insbesondere die Seiten
13 ff. aus dem Duphorn-Gutachten, wo es
darum geht, dass er nicht mehr für Gorleben
als Endlager plädieren kann:

Insbes. S. 13 ff. sind m. E. ohne
Kenntnis des Verfassers um die
Gesamtzusammenhänge

- der Verfasser ist Duphorn -

geschrieben worden. Ich kann die
Auffassung ...

- irgendeines Mitarbeiters, dessen Namen ich
nicht entziffern kann -

nicht teilen;

- jetzt kommt es -:

PTB und BGR müssen jedoch qua-
lifizierte Gegenargumente nach
Einsichtnahme des vollständigen
Berichts vorlegen (am 21.6. bei
PTB eingegangen).

Würden Sie mir zustimmen, dass dies,
wenn man das in dem Zusammenhang sieht,
doch eine sehr große Einflussnahme von-
seiten des BMFT, vielleicht insbesondere des
engagierten Herrn Ollig bedeutet, um Herrn
Duphorn und Herrn Duphorns Erkenntnisse
zu relativieren und aus dem Verfahren zu
nehmen?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Ich kann
jetzt nur anhören, was Sie eben zitiert haben.
Ich weiß nicht, wie - - Wir haben vorhin die
offizielle Begründung der Ablehnung einer
weiteren Tätigkeit von Duphorns Mannschaft
gehört. Solche Vorgänge hat es immer wie-
der in Ministerien gegeben.

Ich bin an dieser Angelegenheit, die Sie
jetzt erwähnen, nicht direkt beteiligt gewe-
sen. Deswegen kann ich dazu eigentlich
auch keine direkte Stellungnahme abgeben.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wir hatten das Problem, dass
Herrn Duphorns wissenschaftliche Kompe-
tenz infrage gestellt wurde, um damit die
Argumentation - nach unserer Sicht - zu rela-
tivieren. Das war der Hintergrund, da ja ge-
rade der Herr Ollig derjenige war, der auch
im Forum der Atomwirtschaft entsprechend
gegen Herrn Duphorn polemisiert hat. Das
wäre auch ein Beleg für „Augen zu und
durch!“ und „Wir müssen alles tun, damit wir
Gorleben durchsetzen können“.

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Sie haben
aber die Bemerkungen der Kollegen von der
CDU-Fraktion gehört. - Entschuldigung,
wenn ich jetzt nicht die direkten Namen
nenne, ich kann das nämlich kaum erkennen;
die Schilder sind etwas zu klein für meine
Weit- oder Kurzsichtigkeit.

Ich kann nicht belegen - das ist meine
Schwierigkeit -, dass es solche abfälligen
Bemerkungen über Herrn Duphorn und seine
wissenschaftliche Qualifikation und die Ge-
fahr, die er für Erkenntnisse vielleicht dar-
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stellt - - Das kann ich nicht belegen, und
deswegen kann ich hier auch nicht sagen,
dass es so gewesen ist. Da bitte ich um Ver-
ständnis.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja, klar, aber es belegt Ihre Auf-
fassung.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Danke schön. - Herr von Osten,
ich möchte noch eine Frage im Anschluss an
die Fragen von Herrn Buschmann stellen. Es
geht noch mal um die Leitungsvorlage Pro-
blematik-Votum. Dazu hatten Herr Grindel
und ich gefragt, jetzt auch noch Herr Busch-
mann.

Habe ich Sie in Ihrer letzten Antwort rich-
tig verstanden: Die Problematik wird be-
schrieben aus sachlich-fachlichem Zusam-
menhang; da werden die fachlichen Pro-
bleme beschrieben. Im Votum wird dann der
Gesamtzusammenhang hergestellt, und der
Gesamtzusammenhang in diesem Fall ist der
Entsorgungsvorsorgenachweis, ist der Druck,
der zeitlich entsteht, wenn man mit Gorleben
nicht weiterkommt. In diesem Gesamtzu-
sammenhang kommt dann das Votum zu-
stande, mit Gorleben weiterzumachen. Habe
ich das richtig verstanden?

Zeuge Dr. Wolf von Osten: Das haben
Sie genau richtig verstanden. Das ist die
Arbeitsweise, wie Beamte im Ministerium
arbeiten. Sie versuchen, einen objektiven
Tatbestand zunächst einmal aufzuschreiben,
und dann kommt in Abwägung aller weiteren
Gründe ein Votum für das weitere Vorgehen.
So sind die Vermerke aufgebaut. So ist das
auch zu verstehen, dass es dazwischen -
zwischen objektiver Darstellung und Votum -
einen gewissen Widerspruch gibt, weil in das
Votum andere Gründe mit einfließen, die in
der Endabwägung ebenso bedacht werden
müssen.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Herzlichen Dank.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank, Herr Dr. von Osten.

Ich gucke in die Runde und frage, ob
noch jemand fragen möchte. - Es gibt keine
weiteren Fragen.

Sehr geehrter Herr Dr. von Osten, wir be-
danken uns sehr, sehr herzlich für Ihre Be-

reitschaft, dem Ausschuss Rede und Antwort
zu stehen.

Ich möchte jetzt die Vernehmung ab-
schließen und Ihnen mitteilen, sehr geehrter
Herr von Osten, dass das Sekretariat Ihnen
das Protokoll nach Fertigstellung übersendet.
Sie haben die Möglichkeit, innerhalb von
zwei Wochen etwaige Korrekturen und Er-
gänzungen vorzunehmen. Da im Moment
Ferienzeit ist und es tatsächlich Menschen
geben soll, die in dieser Zeit Urlaub machen,
stelle ich vorsorglich fest, dass, wenn Sie
Urlaub machen sollten - - Machen Sie
nicht? - Wunderbar, dann kann ich fortfahren:

Nach § 26 Abs. 3 des Untersuchungsaus-
schussgesetzes bin ich gehalten, Sie darauf
hinzuweisen, dass die Vernehmung eines
Zeugen erst abgeschlossen ist, wenn der
Untersuchungsausschuss dies durch Be-
schluss feststellt. Die Entscheidung hierzu
darf aber erst ergehen, wenn nach Zustel-
lung des Vernehmungsprotokolls an den
Zeugen zwei Wochen verstrichen sind oder
auf die Einhaltung dieser Frist verzichtet
worden ist.

Das war alles, was ich jetzt von meiner
Seite mitzuteilen hatte. Ich bedanke mich
sehr, sehr herzlich bei Ihnen dafür, dass Sie
uns zur Verfügung gestanden haben. Ich
bedanke mich auch bei den Stenografen und
wünsche allen Anwesenden einen wunder-
schönen Restabend sowie schöne Ferien.
Eine schöne Sommerpause! Herzlichen
Dank.

Ich schließe die Sitzung.

(Schluss: 19.47 Uhr)








































